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 Metin Aksoy

Die Zypern-Frage: Ein bedeutender Konflikt
in der Europäische Union

EINLEITUNG

Zum jetzigen Zeitpunkt laufen wieder Bemühungen, um neue Verhandlungen über
die Wiedervereinigung Zyperns aufzunehmen und Vertreter beider Parteien an einen
Tisch zu bekommen. Den Teilnehmern muss in diesem Zusammenhang deutlich ge-
macht werden, dass dies der letzte Versuch vor einer endgültigen Spaltung der Insel in
zwei selbständige Staaten sein wird1.  Denn ohne eine solche Endperspektive besteht
die Gefahr, dass die Instabilität und die Spannung um Zypern als potenzieller Krisen-
herd im östlichen Mittelmeer noch für weitere Jahrzehnte fortbestehen2.  Ein gelöster
Zypern-Konflikt hingegen wird das griechisch-türkische Außenpolitikverständnis än-
dern und wichtige Friedensschritte einleiten.

1. Ein geschichtlicher Überblick

Der Zypern-Konflikt entstand nicht erst, als die Insel geteilt wurde, sondern bereits, als
die Briten Einfluss auf das Schicksal der Insel nahmen und dabei beide Bevölkerungsteile
gegeneinander ausspielten, um die eigene machtpolitische Position zu festigen. Der Zypern-
-Konflikt ist das größte Hindernis der lang ersehnten türkisch-griechischen Versöhnung.
Eine Versöhnung wird nie stattfinden, solange die Bürger der betroffenen Parteien weiterhin
auf Hardliner setzen und die Regierungen die Konflikte für ihre innenpolitischen Belange
instrumentalisieren.

Der Konflikt ist einer der längst andauernden in Europa, der bis heute nicht gelöst
werden konnte. Vielleicht aufgrund seiner geographischen Lage und der sich daraus erge-
benden strategischen Bedeutung ist Zypern schon seit jeher der Berührungspunkt vieler
Kulturen und Zivilisationen. Als Folge des russisch-osmanischen Krieges von 1877/78 wur-
de die zum Osmanischen Reich gehörende Insel auf dem Berliner Kongress von 1878 Groß-
britannien überantwortet 3. Am 4. Juni 1878 erfolgte die Verpachtung Zyperns an
Großbritannien, weil die Osmanen in diesem Jahr von den Russen besiegt worden waren und
Angst vor einer Annexion Zyperns durch die Russen hatten4. Die im 19. Jahrhundert aufkei-

1 http://www.istanbulpost.net/05/01/03/zypern.htm, 22.2.2005.
2 http://www.istanbulpost.net/05/01/03/zypern.htm, 20.2.2005.
3 R. C. C a m p a n y, Turkey and The United States. The arms embargo period, New York 1988, s. 30.

Mehr dazu siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html
4 I. G e i s s, Der Berliner Kongress 1878. Protokolle und Materialien, Boppard am Rhein 1979;

http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html
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mende Idee des Nationalismus führte Mitte des Jahrhunderts im gesamten Europa und auch
im osmanischen Herrschaftsbereich zu den bekannten nationalistischen Revolutionen5.

Nach dem Erreichen der Unabhängigkeit Griechenlands formierte sich eine Bewegung
griechischer Zyprioten mit dem Name �Enosis�, deren Ziel die Vereinigung Zyperns mit dem
griechischen Festland war6. Die türkischen Inselbewohner, ca. 20 Prozent der Gesamtbevöl-
kerung, brachten ebenso wie die osmanische Regierung nur wenig Sympathie für diese Idee
auf7. In der Folgezeit kam es daher immer wieder zu blutigen Konflikten zwischen den beiden
Volksgruppen auf Zypern. Unter dem Einfluss nationalistischer Ideologien verwandelten
sich die interkommunalen Beziehungen von einem Verhältnis des Nebeneinanders zu einem
Verhältnis des Gegeneinanders8. Der Eintritt des Osmanischen Reiches in den Ersten Welt-
krieg hatte die formelle Annexion der Insel durch die Briten zur Folge, in dem 1923 geschlos-
senen Friedensvertrag von Lausanne erkannten Griechenland und die nun kemalistische
Türkei die Annexion Zyperns durch die Briten offiziell an9.

Im Jahre 1925 wurde Zypern zur britischen Kronkolonie erklärt und dem Commonwealth
angeschlossen. Dennoch verschärften sich während der britischen Herrschaftszeit die ethni-
schen Konflikte auf Zypern10. England wandte in Zypern eine Politik des �divide and rule�
an, indem die beiden Volksgruppen voneinander getrennt und gegeneinander ausgespielt
wurden, um gemeinsamen Widerstand gegen die Kolonisationsherrschaft zu verhindern11.
Nur während des Zweiten Weltkrieges beruhigte sich vorübergehend die Situation. Ende der
40er Jahre verkündeten die Briten eine neue Verfassung für Zypern. Diese verschaffte der
�Enosis-Bewegung� neuen Auftrieb12.

Im Jahre 1950 setzte sich das Oberhaupt der griechisch-zypriotisch-orthodoxen Kirche,
Erzbischof Makarios III., an die Spitze der Enosis-Bewegung13. In einem von ihm vor seiner
Wahl zum Erzbischof initiierten heimlichen Plebiszit sprachen sich 95,7 Prozent der griechi-
schen Zyprioten für einen Anschluss der Insel an Griechenland aus14. Allerdings weigerte
sich Großbritannien beharrlich, Zypern in die gewünschte Unabhängigkeit zu entlassen,
denn Zypern war aufgrund der Abhängigkeit Englands von persischem Öl15 zu einem stra-
tegisch wichtigen Militärstützpunkt der Briten geworden16.

Am 20.8.1954 beantragte der griechische Ministerpräsident Papagos in der UNO, das
Zypernproblem auf die Tagesordnung zu setzen. Damit wurde der Konflikt auf die internatio-

Metin Aksoy

5 I. G e i s s, op. cit., 12.04.2008.
6 Ibidem, 11.04.2008.
7 Ibidem, 16.04.2008.
8 R. M e i n a r d u s, Der griechisch-türkische Konflikt. Über den militärischen Status der Ostägäischen

Inseln [In:] �Europa Archiv� 1985, No. 40, s. 41�48. Mehr dazu siehe auch unter: http://www.hausarbe-
iten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html

9 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 10.03.2008.
10 Ibidem, 19.03.2008.
11 Ibidem, 12.03.2008.
12 Ibidem, 26.02.2008.
13 Ibidem, 12.03.2008.
14 Ibidem, 12.03.2008.
15 H. R i c h t e r, Der griechisch-türkische Konflikt und die Haltung der Sowjetunion, o. O., 1987;

http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 23.02.2008.
16 R. C. C a m p a n y, op. cit., s. 32; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html

25.08.2008.
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nale Ebene gebracht17. Ab 1955 begann die griechisch-nationalistische Untergrundorganisa-
tion �Ethnik Organosis Kiprion Agoniston� (EOKA) unter Führung General G. Grivas einen
Guerillakrieg gegen die britischen Kolonialherren18. Die EOKA ist eine Terrororganisation,
die gegen Briten und Türken auf der Insel arbeitete19. Die griechische Regierung in Athen
ermunterte und unterstützte verstärkt diese Untergrundbewegung. Mit dem beginnenden
Guerillakrieg verschärften sich auch die Auseinandersetzungen zwischen griechischen und
türkischen Inselbewohnern20. Zunächst reagierten die Briten mit der Verschärfung des Straf-
rechts, mit der Verhängung der Ausgangssperre, mit einem Ausnahmerecht und der Erhö-
hung ihrer Truppenstärke auf 37.000 Mann21. Bald erkannten sie jedoch, dass eine militärische
Lösung des Zypernkonflikts aufgrund seiner Vielschichtigkeit unmöglich sei22. Außerdem
fürchtete die NATO einen im Inneren des Bündnisses ausgetragenen Konflikt zwischen
Griechenland und der Türkei23.

Die britische Regierung reagierte auf diese Einsicht mit der Einladung Griechenlands zu
einer Konferenz24. In London sollten im August 1955 Verhandlungen zur Lösung des Zypern-
problems geführt werden. Mit dieser Konferenz beabsichtigten die Briten, die Türkei in die
Zypernfrage mit einzubeziehen. Durch die Einladung der Türkei wurde sie zum ersten Mal
offiziell als gleichberechtigter Partner ins Spiel gebracht25. Das sollte für Zypern, Griechenland
und die Türkei selbst weit reichende Folgen haben. Zunächst verschärfte die Tatsache der
Beteiligung der Türkei an der Konferenz die Situation zwischen den beiden zypriotischen Volks-
gruppen26. Da die griechische Regierung für ihre Landsleute ebenfalls Partei ergriff, führten die
Gewalttätigkeiten zwischen griechischen und türkischen Inselbewohnern von September 1955
die Türkei und Griechenland zum ersten Mal seit 1919 an der Rande eines Krieges27.

Die darauf folgenden Gespräche, z.B. die Konferenz von London und das Treffen zwi-
schen Makarios und Harding, dem britischen Gouverneur Zyperns, brachten keine greifba-
ren Erfolge. Weitere Anschläge und Aufstände, die zum Teil auch von Provokateuren der
beiden Seiten geführt wurden, folgten28.

Die Eskalation der Gewalttätigkeit zwischen den beiden zypriotischen Volksgruppen
veranlasste die Briten, im November 1955 den Ausnahmezustand über die Insel zu verhängen29.

Die Zypern-Frage: Ein bedeutender Konflikt in der Europäische Union

17 K.-D. G r o t h u s e n, Türkei. Südosteuropäisches Handbuch, Göttingen 1985, Bd. 4, s. 126;
http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 23.02.2008.

18 Ibidem, 12.03.2008.
19 E. M u r a t, Der Zypernkonflikt und die Beziehungen Zyperns mit der EU bis in die jüngste Zeit,

Wien 2003, s. 20; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 27.04.2008.
20 Ibidem, 27.02.2008.
21 Ibidem, 16.03.2008.
22 Ibidem, 17.03.2008.
23 F. R. P f e t s c h, Konflikt seit 1945. Daten � Fakten � Hintergründe, Bd. 1, Europa, Würzburg

1991, s. 78; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.04.2008.
24 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.04.2008.
25 H. R i c h t e r, op. cit., s. 8; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html

25.08.2008.
26 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.04.2008.
27 K.-D. G r o t h u s e n, op. cit., s. 52. Mehr dazu siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/

faecher/hausarbeit/pob/7189.html
28 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.05.2008.
29 E. M u r a t, op. cit., s. 20. Mehr dazu siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausar-

beit/pob/7189.html
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Darüber hinaus verschärften sie das Strafrecht dahingehend, dass die Mitgliedschaft in der
EOKA mit der Todesstrafe belegt wurde30. Die zunehmende Krisenstimmung dieser Zeit,
insbesondere im Nahen und Mittleren Osten, trug ebenfalls zur Verschärfung der Lage bei.
Zwar hatte die britische Regierung unter Macmillian im Zuge der Suezkrise von 1956 ihre
Bereitschaft signalisiert, den Einfluss auf Zypern zu verringen, jedoch interpretierte Ankara
dies als ein Nachgeben in der Enosis-Frage und drohte erstmals mit der Invasion31.

Der nächste Lösungsversuch der britischen Regierung, der so genannte Radcliff-Plan
vom Dezember 1956, der die Errichtung einer Doppelherrschaft sowie das Selbstbestim-
mungsrecht für beide zypriotischen Volksgruppen vorsah und die Basis für die zukünftigen
konstitutionellen Bedingungen auf Zypern darstellte, scheiterte genauso wie die vorher-
gegangenen Verhandlungen32. Nach dem Ende der Suezkrise verstärkten die Briten ihre militä-
rischen Aktionen gegen die terroristische EOKA, und es gelang ihnen, führende EOKA-Kämpfer
zur verhaften bzw. zu töten33. Dies brachte den EOKA-Terror quasi zum Erliegen, der verbannte
Erzbischof Makarios durfte aus seinem Exil zurückzukehren34. Zunächst bewirkte die britische
Konzessionsbereitschaft eine Entspannung der Lage auf Zypern, denn nach der Rückkehr
Makarios erklärte sich die EOKA bereit, einem Waffenstillstand zuzustimmen35.

Dieser wurde zwar von März bis Oktober eingehalten, aber von allen Seiten zur Reorga-
nisation und Aufrüstung genutzt36. Nachdem es im Sommer 1957 wiederum zu Übergriffen
der EOKA gegen türkische Zyprioten gekommen war, gründete der türkischstämmige Jurist
Rauf Denktas als Gegenpol zur EOKA die rechtsgerichtete TMT (Türk Müdafa Teskilati)37.
Das hatte am Ende des Jahres 1957 das Wiederaufflammen der gewalttätigen Auseinander-
setzungen auf Zypern zur Folge38. Sie nahmen bald bürgerkriegsähnliche Ausmaße an und
führten zu einem militärischen Patt39 und schließlich zur allseitigen Einsicht, dass eine wei-
tere Eskalation sinnlos sei40. Erstmals zeigten sich alle Parteien konzessionsbereit. Die Zypern-
griechen verzichteten auf die Vorherrschaft auf der Insel. Mit ihrer Ost-Mittelmeerpolitik
hatten die Briten also auch ihre Zypernpolitik geändert. Sie überließen es den Regierungen
Griechenlands und der Türkei, den Unabhängigkeitsprozess Zyperns in Gang zu setzen41.
Zitat nach Kemal Özden42:

Bei der NATO-Konferenz in Paris im Januar 1959 trafen der türkische
Außenminister Zorlu und der griechische Außenminister Averoff zusammen

Metin Aksoy

30 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.04.2008.
31 H. R i c h t e r, op. cit., S. 9. Mehr dazu siehe auch unter http://www.hausarbeiten.de/faecher/

hausarbeit/pob/7189.html 25.05.2008.
32 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 25.05.2008.
33 Ibidem, 17.05.2008.
34 Ibidem, 17.05.2008.
35 Ibidem, 25.06.2008.
36 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 22.05.2008.
37 D. M a n i z a d e, 65 yil Boyunca Kibris Belge ve Resimlerle yazdiklarim Söylediklerim, Istanbul

1993, s. 571�572; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html
38 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 17.04.2008.
39 F. R. P f e t s c h, s. 79; http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html
40 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html 22.05.2008.
41 Ibidem, 21.06.2008.
42 http://www.tu-darmstadt.de/hg/tak/tak-arsiv/tak-arsiv97/Zypernkonflikt.doc, 21.5.2005.
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und besprachen das Zypernthema. Sie einigten sich darauf, dass die grie-
chische Seite von ihren Vorstellungen der Aufteilung abgehen wird und ein
unabhängiges Zypern gegründet werden soll. Am Ende der in Zürich vom
6. bis 11. Februar durchgeführten Verhandlungen wurden drei Verträge (die
Basisstruktur der Republik Zypern, der Garantievertrag und der Bündni-
svertrag) vom türkischen und vom griechischen Premierminister, Menderes
und Karamanlis, unterzeichnet, die die Gründung der Republik Zypern
vorsahen. Diese Verträge wurden am 19. Februar 1959 sowohl von den
Vertretern Großbritanniens, der Türkei und Griechenlands, als auch von
den Vertretern der Zyperntürken und der Zyperngriechen angenommen.

Der Vertrag über die Basisstruktur Zyperns sah folgende Regelungen
vor: Der Präsident sollte Grieche, sein Vize ein Türke sein; die offiziellen
Sprachen sollten Türkisch und Griechisch sein. Das Parlament sollte aus 70
Prozent Griechen und 30 Prozent Türken bestehen. In Angelegenheiten der
Verteidigung, Sicherheit und Außenpolitik sollten der Präsident und sein
Vize jeweils ein Vetorecht besitzen. Angestellte des öffentlichen Dienstes
sollten sich zu 70 Prozent aus Griechen und 30 Prozent aus Türken zusam-
mensetzen. In Zyperns fünf großen Städten und in Regionen, die mehrhe-
itlich von Türken bewohnt werden, sollten diese ihre eigene Lokalverwal-
tung etablieren können, die 2.000 Mann starke zyprische Armee sollte zu
60 Prozent aus Griechen und zu 40 Prozent aus Türken bestehen.

Nach dem Garantievertrag ist die Republik Zypern ein unabhängiger
Staat. Er darf nicht � auch nicht teilweise � mit einem anderen Staat eine
wirtschaftliche Einheit bilden. Bei Verletzung dieses Prinzips sind die Türkei,
Griechenland und Großbritannien berechtigt, zu intervenieren. Nach dem
von der Türkei und Griechenland unterzeichneten Bündnisvertrag sollten
die Parteien in Angelegenheiten der Verteidigung kooperieren, und es sol-
lten in Zypern eine 650 Mann starke türkische und eine 950 Mann starke
griechische Einheit präsent sein. Somit war das Grundgerüst der aus zwei
Volksgruppen bestehenden Republik Zypern mit gemeinsamer Hegemonie
der türkischen und griechischen Bevölkerung errichtet

43
.

Die Griechen auf Zypern, die die Gründung der unabhängigen Republik
Zypern lediglich als eine Zwischenstufe auf ihrem Weg zur Enosis betrach-
teten, ließen mit Aktionen nicht lange auf sich warten, um den Zyperntürken
ihre verfassungsmäßigen Rechte streitig zu machen. Als Erstes wollte Ma-
karios, der behauptete, dass in den fünf großen Städten Zyperns kein Grund
für eine eigene lokale Verwaltung der Türken bestünde, den Türken dieses
verfassungsmäßige Recht aberkennen. Die türkische zypriotische Seiten
lehnte die Vorschläge ab, und in ihrer Folgen führten die Vorschläge
Makarios� zu einer schweren innenpolitischen Krise

44
.

Die Zypern-Frage: Ein bedeutender Konflikt in der Europäische Union

43 http://www.tu-darmstadt.de/hg/tak/tak-arsiv/tak-arsiv97/Zypernkonflikt.doc, 21.5.2005. Mehr
dazu siehe auch: L. D i s c h l e r, Die Zypernfrage, Frankfurt 1960, s. 147�156.

44 http://www.tu-darmstadt.de/hg/tak/tak-arsiv/tak-arsiv97/Zypernkonflikt.doc, 21.5.2005. Mehr
dazu siehe auch: R. M e i n a r d u s, op. cit., s. 378.
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Als seine Vorgehensweise von Seiten der Türken zurückgewiesen wurde,
erliess Makarios im März 1963 eine einseitige Verordnung. Der neutrale
Vorsitzende des Obersten Verfassungsgerichthofes von Zypern, Prof. Dr. Ernst
Forsthof, erklärte diese Verordnung für verfassungswidrig. Makarios, der
noch weiter ging, eröffnete Fazil Kücük (Vertreter und Vizepräsident der
Türkischen Republik Nordzypern) seinen 13 Punkte umfassenden Vorschlag
zur Änderung der Verfassung mit dem Ziel, die verfassungsmäßigen Rechte
der Türken aufzuheben. Die Türkei, die gegen die Vorschläge scharf prote-
stierte, sandte Makarios eine Note, die dieser zurückwies.

Schon bald nach der Gründung der Republik Zypern 1960 hatte Präsident Makarios
angefangen, eine Organisation für das Erzielen einer abschließenden Lösung � d.h. für ein
Zypern unter griechischer Verantwortung � einzurichten. Die Organisation sollte vom Innen-
minister, Policarpos Yorgadjis, geführt werden. Makarios und seine Mannschaft stellten ein
Dokument mit dem Codenamen �Akritas� zusammen, das Mitte 1963 in der EOKA als gehei-
mes Rundschreiben verteilt wurde. Der Akritas-Plan enthielt Richtlinien für die Enosis betref-
fend Ausrottung der türkisch-zypriotischen Bevölkerung auf der Insel. Eine
griechisch-zypriotische Zeitung, Patircs, veröffentlichte die Details dieses Planes für einen
Genozid im April 1966. Bis zu diesem Zeitpunkt war das Dokument ein gut gehütetes Geheim-
nis gewesen.

Die Zypern-Griechen, die die Verfassungsänderungsvorschläge nicht durchsetzen konn-
ten, begaben sich mit Waffengewalt an die Realisierung des Akritas-Plans zur Entfernung
der Türken aus der Verwaltung und zu ihrer Vertreibung von der Insel45,  was im Dezember in
einen offenen Bürgerkrieg mündete46. Im Dezember 1963 begannen die Griechen mit ihren
bewaffneten Angriffen auf türkische Zyprioten. Bei den Übergriffen, die am 30. Dezember mit
der Teilung Nikosias zwischen Türken und Griechen an der �Grünen Linie� endeten, wurden
1.000 Türken getötet47.

Die Griechen, die 103 türkische Dörfer vollkommen zerstörten, evakuierten mehr als 30.000
Türken aus diesen Orten48. Die türkische Regierung versuchte daraufhin vergeblich, die
beiden anderen Garantiemächte zu einer gemeinsamen Intervention zu bewegen. �Meanwhile,
on Christmas Day, Turkish aircraft buzzed the island as a warning against further attacks on
the Turkish-Cypriot Community�49.

Am 13. März schickte der damalige türkische Ministerpräsident Inönü eine Note an
Makarios, in der er das militärische Eingreifen der Türkei androhte, sollten die Übergriffe auf
die türkische Minderheit nicht beendet werden50. Makarios ignorierte die Ankündigung

Metin Aksoy

45 R. R. D e n k t a s, The Cyprus Triangle, New York 1988, s. 231�243. Oder auch unter: http://
64.233.183.104/search?q=cache:VuHZNChNyBcJ:www.tu-darmstadt.de/hg/tak, 5.3.2004.

46 R. M e i n a r d u s, op. cit., s. 378. Mehr dazu siehe auch unter http://www.hausarbeiten.de/faecher/
hausarbeit/pob/7189.html

47 http://64.233.183.104/search?q=cache:VuHZNChNyBcJ:www.tu-darmstadt.de/hg/tak, 5.3.2004.
48 http://64.233.183.104/search?q=cache:VuHZNChNyBcJ:www.tu-darmstadt.de/hg/tak, 5.3.2004.
49 A. F e r o z, Die Suche nach einer Ideologie in der kemalistischen Türkei 1919 �1939 [In:] Naher

Osten in der Zwischenkriegszeit 1919 �1939, Stuttgart 1989, s. 140. Oder siehe auch unter: http://
www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html, 12.3.2003.

50 Ibidem, s. 140. Oder siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html,
12.3.2003.
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militärischer Schritte, woraufhin die türkische Nationalversammlung am 16.3.1964 mit über-
wältigender Mehrheit die Möglichkeit der alleinigen Intervention der türkischen Armee auf
Zypern gemäß Artikel 4 des Garantievertrages (s. o.) aufgrund fortgesetzter Bedrohung der
auf Zypern lebenden Türken als rechtmäßig zuließ51. Angesichts der eskalierenden Lage des
Zypernkonflikts beschloss der Weltsicherheitsrat am 4.3.1964 die Entsendung einer Friedens-
truppe (UNFICYP) und die Bestellung eines Vermittlers als Beauftragter des Generalsekretärs
der UNO52. Die USA als Hegemoniemacht der NATO griffen aufgrund der türkischen Pläne
zur militärischen Intervention auf Zypern direkt und massiv in den Zypernkonflikt ein53.

Der Brief des amerikanischen Präsidenten Johnson an Inönü, der in der Folgezeit für
großes Aufsehen sorgte und erheblich zur Verschlechterung des türkisch-amerikanischen
Verhältnisses beitrug, beinhaltete eine �Warnung�. Johnson untersagte Inönü die Benut-
zung von in den USA gekauften Waffen ohne die Zustimmung der Vereinigten Staaten54.
Dieser Drohbrief bewirkte, dass die türkisch-amerikanischen Beziehungen in die schwerste
Krise seit dem Zweiten Weltkrieg gerieten55.

Nachdem die Griechen im August die in der Region Erenköy lebende Türken überfallen
hatten, bombardierten türkische Jets griechische Stellungen in der Region56. Nach diesem
Ereignis forderte Inönü in einem Aufruf Griechenland zu neuen Verhandlungen zwischen den
beiden Ländern auf. Die Verhandlungen dauerten bis Oktober 1965, blieben jedoch ohne
Ergebnis57. Nach dem Militärputsch in Griechenland im April 1967 gewannen die griechisch-
zyprischen Angriffe neuen Auftrieb. Die Angriffe dauerten von Juni bis Dezember an.

Dieses Mal entschloss sich die zu diesem Zeitpunkt amtierende Demirel-Regierung am
17. November zur militärischen Intervention auf Zypern, ließ sich jedoch erneut durch einen
Warnbrief von US-Präsident Johnson von diesem Vorhaben abhalten. Aufgrund dieser Ent-
wicklung gründeten die Zypern-Türken den Provisorischen Türkischen Verwaltungsrat Zy-
perns. Zum Vorsitzenden wurde Fazil Kücük und zum stellvertretenden Vorsitzenden der
Gemeinderatsvorsitzende Rauf Denktas gewählt (27. Dezember 1967). Bei den zwischen Rauf
Denktas, dem am 13. April 1968 die Rückkehr nach Zypern gestattet wurde, und Klerides von
Juli 1968 bis Januar 1973 mit mehreren Unterbrechungen geführten Volksgruppengesprächen
konnte keine Einigung erzielt werden.

Im September 1971 kehrte Grivas, der nach den Ereignissen von 1967 seines Amtes
enthoben und nach Griechenland zurückgeschickt worden war, heimlich auf die Insel zurück,
gründete die EOKA-B und setzte seine Überfälle auf die Türken bis zu seinem Tod am 27.
Januar 1974 fort. Der von Seiten der Militärjunta in Griechenland unterstützte EOKA-Kämp-
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51 G. E. V. G r ü n e b a u m, Das Osmanische Reich und die moderne Türkei [In:] Die islamistischen
Reiche nach dem Fall von Konstantinopel, Fischer Weltgeschichte, Frankfurt am Main 1988, s. 128. Oder
siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html, 12.3.2003.

52 Ibidem, s. 126. Oder siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html,
12.3.2003.

53 H. R i c h t e r, op. cit., s. 10. Oder siehe auch unter: http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/
pob/7189.html, 12.3.2003.

54 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html, 12.3.2003.
55 R. P ö s c h l, Vom Neutralismus zur Blockpolitik. Hintergründe der Wende in der türkischen Außen-

politik nach Mustafa Kemal Atatürk, München 1989, s. 344. Oder siehe auch unter: http://www.hausar-
beiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html, 12.3.2003.

56 http://www.hausarbeiten.de/faecher/hausarbeit/pob/7189.html, 12.3.2003.
57 V. E l e n a, Das Zypern-Problem, 2002.
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fer Nikos Sampson entfernte Makarios durch einen Putsch aus seinem Amt und leitete
Bestrebungen zur Vereinigung Zyperns mit Griechenland ein.

Hierauf beschloss die Regierung Ecevit die Militärintervention. Sie sah sich zu dieser
Reaktion gezwungen, da die Machtübernahme Sampsons eine nicht hinnehmbare �Verschie-
bung des Gleichgewichts auf der Insel und in der Region�58 bedeutete.

Diesmal wurde der Beschluss trotz aller Verhinderungsversuche der USA in die Tat um-
gesetzt: Ab dem 20. Juli wurden türkische Soldaten auf Zypern stationiert. Bis zum Waffen-
stillstand am 22. Juli 1974 brachte die türkische Armee 8 Prozent der Insel unter ihre Kontrolle.
Am 23 Juli zog sich Sampson zurück, und Klerides trat an seine Stelle. Am folgenden Tag
wurde die Militärjunta in Griechenland gestürzt, und Karamanlis wurde Premierminister.

Als bei der Konferenz vom 25. Juli bis 14. August keine Einigung erzielt wurde, brachte
die türkische Armee bei einer zweiten Offensive auf der Insel, die sie am 14. August begann
und am 16. August beendete, den nördlichen Abschnitt der Linie Girne-Lefkose-Magosa
(Lefke-Nikosia-Famagusta)59 unter ihre Kontrolle (ca. 36 Prozent der Insel). Laut
Vertragsabschluss mit dem griechisch-zyprischen Bevölkerungsteil im Oktober wurden die
Türken im Süden in den Norden und die Griechen im Norden in den Süden der Insel umge-
siedelt60. Im Dezember wurden die Volkgruppengespräche erneut aufgenommen61.

Nachdem die Gespräche kein Resultat brachten, proklamierten die Türken am 13. Februar
1975 die Gründung des türkischen Bundesstaates von Zypern. Als die griechische Seite
auch bei den hierauf folgenden Volksgruppengesprächen eine Gleichberechtigungslösung
mit den Türken nicht akzeptierte, wurde am 15. November 1983 die Türkische Republik von
Nord-Zypern62 (TRNZ) ausgerufen.

Bei den nach der Proklamation der TRNZ erneut aufgenommenen Volksgruppen-
gesprächen im Jahre 1985, die mit mehrmaliger Unterbrechung bis zum Jahre 1994 fortgesetzt
wurden, kam es zu keinem Ergebnis. Die griechische Seite, die einsah, dass sie die Enosis
nicht mit Gewalt erzwingen konnte, beantragte im Jahr 1990 die volle Mitgliedschaft in der
EU in der Absicht, ihr Ziel mit der Unterstützung der EU-Länder zu erreichen. Dieser Antrag,
der den Verträgen von 1959 widersprach, wurde im Namen einer seit 1963 nicht mehr existieren-
den Republik Zypern gestellt, als ob auf Zypern keine Türken existieren würden. Bis zum
heutigen Tag konnte der Zypernkonflikt nicht gelöst werden, obwohl sämtliche relevanten
Institutionen wie die Vereinten Nationen, EG/EU, NATO und der Europarat zu vermitteln
versuchten. Seit dem Tag der Invasion bildete Zypern für die Türkei das wichtigste außen-
politische Problem, und auch nach der EU-Vollmitgliedschaft des südlichen Teils Zyperns
blieb es als ungeloeste Frage bestehen.

2. Zypern nach der Mitgliedschaft in der EU

Zypern ist aufgrund seiner strategischen Lage von großer Bedeutung. Bei den Golf-
kriegen zielten die USA u. a darauf ab, alle Ölquellen der Region unter ihre Kontrolle zu
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58 F. R. P f e t s c h, op. cit., s. 97.
59 R. M e i n a r d u s, op. cit., s. 382.
60 D. A. R ü s t o w, Unutulan Müttefik; Türkise (Vergessener Verbündeter; Türkei), Ins Türkische

übersetzt von Hakan Türkkusu.
61 Ch. H e i n z e, Zypern � der Konflikt und die Rechtslage, München 2003.
62 KKTC = Kuzey Kibris Türk Cumhuriyeti.
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bringen. Sie unternahmen alles, um dieses Vorhaben zu erreichen. Das Bestreben des letzten
Golfkrieges lag darin, das Saddam-Regime zu stürzen und eine neue irakische Regierung
einzusetzen. Denn sollten die USA die Kontrolle über den Irak erreichen, so könnten sie von
dort aus die Ölquellen in allen arabischen Staaten und im gesamten Mittleren Osten kontrol-
lieren.

Dadurch bleibt der EU der Zugang zu den Ölquellen und zu den Staaten dieses Gebietes
verwehrt, die USA nehmen eine uneingeschränkte Vormachtstellung ein. Mit der Mitglied-
schaft Zyperns in der EU gelang es, eine weitere Einflussnahme der USA zu verhindern. Die
EU beeilte sich mit der Aufnahme Zyperns, weil die Insel eine Brücke zwischen der EU und
den Staaten im Osten bildet. Die französische Europaministerin Noelle Lenoir, die sich zu
einem zweitägigen Besuch auf Zypern aufhielt, bezeichnete die Unterzeichnung als histori-
schen Akt, der das Land zu einer Brücke zwischen Europa und dem Nahen Osten werden
lasse 63.

Eine geeinte Insel würde allerdings der EU-Strategie mehr entgegenkommen. UN und EU
haben sich daher verbündet, um die griechische und die türkische Volksgruppe unter Druck
zu setzen mit dem Ziel, durch separate Referenden der griechischen und türkischen Zyprer
einvernehmlich einen neuen einheitlichen, der EU beitretenden Staat zu schaffen64.

Um dies der türkischen Seite annehmbar erscheinen zu lassen, sollte dieser Staat wie eine
Föderation gestaltet sein. Aufgrund internationalen Drucks haben beide Konfliktparteien
Verhandlungen über eine Wiedervereinigung der Insel nach Maßgabe eines vom ex General-
sekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, vorgelegten Plans (dem so genannten Annan-
Plan) aufgenommen. Aber diese Verhandlung führten zu nichts anderem als bedingten
Zustimmungen beider Parteien über die Gestaltung einiger Einzelheiten eines gemeinsamen
Staates für den Fall, dass ihre grundlegenden Ziele realisiert würden � wobei diese Ziele
hauptsächlich in der griechischen Vorherrschaft und in der türkischen Selbstregierung be-
standen, was schwer vereinbar scheint65. Der Annan-Vorschlag sah eine Konföderation vor,
die sich aus zwei relativ selbständigen Teilstaaten zusammensetzt. Der so genannte Annan-
Plan bestand aus folgenden Komponenten:

Staatenbund
Das Zypern der Zukunft soll aus zwei Kantonen bestehen, die unter dem Dach einer

gemeinsamen Bundesregierung international mit einer Stimme sprechen. Dabei werden je-
doch jedem Teilstaat weitgehende Selbstverwaltungsrechte zugestanden, d.h. sowohl Zypern-
griechen als auch Zyperntürken haben eine eigene Verfassung, ein eigenes Parlament und
eine eigene Regierung. Zudem dürfen beide Volksgruppen eigenständig kommerzielle und
kulturelle Beziehungen zu anderen Staaten unterhalten66.

Exekutive
Im politischen System Zyperns gelten nach wie vor die Prinzipien einer Präsidialdemokratie.

Die Exekutive wird von einem Präsidialrat ausgeübt, der aus sechs gewählten Mitgliedern
(vier Zyperngriechen und zwei Zyperntürken) besteht, die zugleich als Bundesminister fun-
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63 �Die Presse�, 29.7.2003, s. 3.
64 http://www.crh.camelot.de. 19.11.2004.
65 Ibidem, 15.11.2004.
66 http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/tuerkei/zypern.shtml, 23.7.2004.
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gieren. Aus diesem Kreis werden im Wechsel von jeweils zehn Monaten der Präsident und
der Vizepräsident gestellt. In der Praxis werden aber zunächst für eine Übergangszeit von
drei Jahren die beiden amtierenden Volksgruppenführer als Doppelspitze die Amtsgeschäfte
des Staates führen67.

Legislative
Die legislative Gewalt obliegt im wiedervereinigten Zypern zwei Kammern: dem Senat

und dem Abgeordnetenhaus. Im Senat sind die beiden Volksgruppen mit jeweils 24 Vertre-
tern repräsentiert. Das Abgeordnetenhaus besteht aus 48 Parlamentariern und ist proportio-
nal zur Bevölkerung zusammengesetzt. Dabei muss gewährleistet sein, dass jeder Teilstaat
mindestens ein Viertel aller Sitze erhält68.

Judikative
Der Oberste Gerichtshof besteht aus neun Richtern, von denen jeweils drei griechisch-

zypriotischer, türkisch-zypriotischer und fremder Herkunft sind (wobei die Letzteren keine
Staatsbürger der Garantiemächte Griechenland, Großbritannien und Türkei sein dürfen)69.

Militär
Das wiedervereinigte Zypern soll vollständig entmilitarisiert werden. Die türkischen Be-

satzungssoldaten sollen vorerst auf eine höchstens vierstellige Zahl reduziert werden. Eine
militärische Präsenz in gleicher noch festzulegender Stärke wird im Süden der Insel auch
Griechenland zugestanden. Die UN-Friedenstruppen (derzeit ca. 2.000 Soldaten) bleiben vor-
erst noch stationiert70. Die Verhandlungen verliefen nicht erfolgreich, obwohl die Türkei den
Plan unterstützte und alles zu seinem Gelingen beitrug.

Im vergangenen Jahr hat die türkische Regierung aktive und konstruk-
tive Anstrengungen unternommen, um eine umfassende Lösung des Zypern-
Problems zu finden. Auf Einladung des UN-Generalsekretärs nahm der türki-
sche Premierminister im März 2004 neben seinem griechischen Kollegen an
den Verhandlungen mit beiden zyprischen Volksgruppen in Bürgenstock
teil.

Die Türkei unterstützte dort den abschließenden Plan, den der UN-
Generalsekretär im März 2004 vorlegte. Ferner unterstützte die Türkei das
Referendum und rief die türkisch-zyprische Volksgruppe auf, dem Plan zu-
zustimmen

71
.

Die Bemühungen um eine Einigung scheiterten. Expräsident Rauf Denktas lehnte den
UN-Plan ab. Er begründete seine abweisende Haltung im Namen von 20.000 Zyprioten. �Wir
haben nichts gegen die EU, aber wir haben etwas dagegen, dass die EU als Druckmittel
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67 http://www.cyprus-un-plan.org/annan_plan_text1_Tr.html, 27.10.2004.
68 Ibidem, 27.10.2004.
69 Ibidem, 27.10.2004.
70 Ibidem, 27.10.2004.
71 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel, den 6.10.2004 SEK(2004) 12012004
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gegen uns gebraucht wird�, sagte Rauf Denktas im Hinblick auf die EU-Bestrebungen der
Türkei72. Die abschließenden Verhandlungen Ende März 2004 in der Schweiz sind ohne die
angestrebte einvernehmliche Lösung geblieben. Ziel der Verhandlungen war es, den Beitritt
eines wiedervereinigten Zyperns in die Europäische Union im Rahmen der EU-Osterweiterung,
also einschließlich des nördlichen Teils, am 1. Mai 2004 nach 30 Jahren Teilung zu erreichen.
Unter Leitung der UN und Kofi Annans wurde der Lösungsplan mehrfach überarbeitet.

Er sah eine Konföderation beider Teile nach Schweizer Muster vor, aber die griechischen
Zyprioten erklärten sich mit vielen Punkten nicht einverstanden. Sie wollten all ihre Wün-
sche erfüllt haben, doch an einem solchen Verständnis müssen Pläne scheitern. Wer Wieder-
vereinigung möchte, sollte auch zu Kompromissen bereit sein und sie nicht nur von der
Gegenseite verlangen.

Der Annan-Plan scheiterte bei einer Volksabstimmung am 24. April 2004, denn der griechi-
sche Teil der Insel lehnte den Plan mit großer Mehrheit ab, lediglich ein Viertel stimmte dafür.
Auf griechischer Seite waren 480.000 Wähler stimmberechtigt. Im türkischen Teil stimmte
eine knappe Zweidrittel-Mehrheit für den Plan. Ungefähr 150.000 Menschen waren wahlbe-
rechtigt73. Damit der Plan verwirklicht worden wäre, hätte es aber einer Mehrheit in beiden
Teilen des Landes bedurft. Mit dem Scheitern der Abstimmung ist somit nur der griechische
Teil Zyperns der EU beigetreten74. Details der beiden Referenden75:

Tabelle 1: Ergebnis der Volksabstimmung am 24. April 2004 auf Zypern

Der Zypern-Konflikt kam während des EU-Gipfels vom 16. und 17. Dezember auf die
Tagesordnung, als das lange Ringen um eine Zypern-Formel der Entscheidung über die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei ihren Stempel aufdrückte. Ergebnis
war eine Absichtserklärung der Türkei, bis zum 3. Oktober 2005 ein Anpassungsprotokoll
des Ankara-Vertrages, der Rechtsgrundlage der Beziehungen zwischen der EU76 und der
Türkei, zu unterzeichnen77. Allerdings erklärt die türkische Regierung, dass damit nicht die
offizielle diplomatische Anerkennung Süd-Zyperns als Republik Zypern vollzogen wird, den-
noch sollte zumindest eine technische Arbeitsgrundlage geschaffen werden, um die Voraus-
setzung für weitere Abstimmungen mit der EU zu schaffen78. Zukünftige Schwierigkeiten
lassen sich dadurch trotzdem nicht abwenden � das ist allen Beteiligten klar. Bereits im
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72 Kurier: EU macht Druck auf die Türkei; 12.3.2003, s. 5.
73 http://www.europa-digital.de/laender/zyp/nat_pol/einheit/refgesch.shtml, 9.2.2005.
74 http://de.wikipedia.org/w/wiki.phtml?title=Zypernkonflikt&amp;action=history, 10.2.2005.
75 http://infos.aus-germanien.de/Zypern-Konflikt, 13.2.2005.
76 H. Ç. Þ a b a n; Türkiye � Avrupa Birliði Ýliþkileri Kimlik Arayýþý Politik Aktörler ve Deðiþim, Nobel

2002 s. 125.
77 http://derstandard.at/?url=/?id=1948664, 12.2.2005.
78 http://www.istanbulpost.net/05/01/03/zypern.htm, 17.2.2005.

Türkische Republik Nordzypern (türkisch)

Republik Zypern (Griechisch)

Ja Nein Wahlbeteiligung

64,90%

24,17%

35,09%

75,83%

87%

88%
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Vorfeld des Dezember-Gipfels von Brüssel hatte die griechisch-zypriotische Seite mehrfach
mit einem Veto bei der Türkei-Entscheidung gedroht79.

3. Die aktuelle Lage und Schlussbermerkungen

Die Wahlen im griechisch-zyprioten Teil der Insel, die mit dem Sieg des Dimitris Christofias
abschlossen, hat wieder neue Hoffnungen zur Lösung der Zypern Konflikt aufkommen las-
sen. Dimitris Christofias hatte in den vergangenen Jahren den politischen Führer von Nord-
zypern, Mehmet Ali Talat, in der Absicht besucht hat, eine mögliche Lösung fuer den Zypern
Konflikt zu finden. Christofias und Talat waren im Gebäude der UN-Mission am Rande von
Nikosia zusammengekommen, wie ein UN-Sprecher mitteilte80. Die Gesprächsatmosphäre sei
�sehr freundschaftlich� gewesen. An dem Treffen nahm auch der Chef der UN-Mission auf
Zypern, Michael Möller, teil81. �Das erste Treffen der beiden Politiker seit Christofias Sieg
bei den Parlamentswahlen Anfang Februar sei «sehr wichtig»�, sagte UN-Sprecher José Diaz
im Vorfeld. �Wir hoffen, dass es reelle Chancen auf Fortschritte mit sich bringt�82. Und das
erste Ergebnis war die Öffnung der Ledra-Strasse in der Altstadt von Nikosia. Der neue
griechisch-zyprische Präsident Dimitris Christofias und der politische Führer von Nordzypern,
Mehmet Ali Talat, vereinbarten die Öffnung der Ledra-Straße in der Altstadt von Nikosia,
deren Schließung zu einem Symbol für die Teilung der Insel wurde83. Diese war ein wichtiger
Schritt von beiden Seiten zur Lösung des Zypern Konfliktes.

Allerdings hängt eine mögliche Lösung zu diesem Konflikt nicht nur von den zwei poli-
tischen Teilen Zyperns ab, sondern auch von der Türkei und Griechenland. Denn die politi-
sche Annaeherung dieser beiden Staaten spielt bei der Lösung der Konflikte eine wichtige
Rolle. Der erste Besuch erfolgte vom griechischen Präsident Karamanlis. Dieser ist der erste
griechische Präsident, der nach einer Pause von 49 Jahren die Türkei besucht hat. Bei die-
sem Treffen haben Karamanlis und Erdogan jedoch viel mehr über die wirtschaftlichen The-
men gesprochen als über die wichtigen politischen Probleme. Dieser Besuch war eigentlich
für die Normalisierung der Beziehungen fuer die Zukunft sehr wichtig, allerdings nicht ge-
nug, um über die wichtigen Konflikte, besonders den Zypern Konflikt, zu diskutieren und zu
lösen. Solche Schritte spielen bei der Lösung von Konflikten eine bedeutende Rolle. Viel-
leicht werden in den kommenden Monaten mehr gemeinsame Entscheidungen zur Lösung
des wichtigsten Konfliktes der Europäischen Union getroffen.

79 http://derstandard.at/?url=/?id=1948664, 21.2.2005.
80 http://www.welt.de/politik/article1824815/Neue_Hoffnung_auf_Wiedervereinigung_Zyperns.html

12.05.2008.
81 Ibidem, 27.06.2008.
82 Ibidem, 28.06.2008.
83 Ibidem, 27.06.2008.
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ABSTRAKT

Konflikt cypryjski jest jednym z najistotniejszych konfliktów w Europie i dodat-
kowo w sposób znacz¹cy absorbuje Uniê Europejsk¹, gdy¿ w swej istocie rozgrywa
siê pomiêdzy Turcj¹ a Grecj¹. Pierwszy z tych krajów pretenduje do cz³onkostwa
w UE, a drugi jest ju¿ cz³onkiem. W kontek�cie omawianego zagadnienia nale¿y pa-
miêtaæ te¿ o tym, i¿ Komisja Europejska uzna³a Republikê Cypru za kraj, który jest
gotowy do cz³onkostwa w UE. Argumentem przemawiaj¹cym za cz³onkostwem s¹
wiêzi kulturowe i cywilizacyjne Cypru z Europ¹, a ponadto szansa na rozwi¹zanie
trwaj¹cego konfliktu. Zarówno Turcja, jak te¿ Grecja doprowadzi³y swoj¹ polityk¹ do
pata, który uniemo¿liwia realne rozwi¹zanie trwaj¹cego od 28 lat konfliktu.
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Magda Bobrowska

Wp³yw bioremediacji na w³asno�ci fizyczne wybranych
gruntów z terenu Legnicy zanieczyszczonych substancjami

ropopochodnymi

ABSTRAKT

Praca obejmuje wyniki badañ, na podstawie których okre�lono wp³yw zanie-
czyszczeñ ropopochodnych i bioremediacji na geologiczno-in¿ynierskie w³asno�ci
gruntów.

Stwierdzono, ¿e zró¿nicowanie fizyczno-chemiczne w³a�ciwo�ci cieczy ropopo-
chodnych powoduje niekorzystne zmiany w pod³o¿u budowlanym, natomiast
technologia bioremediacji powoduje obni¿enie koncentracji zanieczyszczeñ obecnych
w gruncie do bezpiecznego poziomu, w efekcie czego dochodzi do odnowienia �rodo-
wiska wodno-gruntowego. Wielko�æ zmian zale¿na jest g³ównie od rodzaju gruntu
i stopnia jego zanieczyszczenia. Zaprezentowane wyniki wskazuj¹, ¿e tereny zanie-
czyszczone wymagaj¹ szczególnej uwagi przy ocenie ich przydatno�ci do celów
budowlanych.

Wstêp

Burzliwy rozwój ró¿nych ga³êzi przemys³u, w tym motoryzacyjnego, oraz rozwój miast
i infrastruktury spowodowa³, ¿e cz³owiek coraz czê�ciej ingeruje w �rodowisko naturalne, nie
zwracaj¹c uwagi na wynikaj¹ce z tego powodu zagro¿enia.

Czêsto cz³owiek nie zdaje sobie sprawy, ¿e w�ród wszystkich awarii i wypadków prowa-
dz¹cych do ska¿enia gruntów oko³o 40% stanowi¹ zanieczyszczenia produktami ropopo-
chodnymi, czyli benzynami, olejami mineralnymi lub napêdowymi.

�ród³a potencjalnych zanieczyszczeñ zwi¹zkami ropopochodnymi koncentruj¹ siê przede
wszystkim wokó³ takich obiektów jak:

� stacje paliw,
� rafinerie,
� ruroci¹gi przesy³owe,
� bazy magazynowe i prze³adunkowe,
� tereny przemys³owe i poprzemys³owe,
� lotniska,
� bazy wojskowe,
� torowiska, bocznice kolejowe1.

1 J. S u r y g a ³ a,  E. � l i w k a, Charakterystyka produktów naftowych w aspekcie oddzia³ywañ  �rodo-
wiskowych, �Chemia i In¿ynieria Ekologiczna� 1999, nr 6, 131�145, .
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Z uwagi na du¿¹ skalê problemu szczególne miejsce zajmuj¹ tutaj bazy wojskowe by³ej
armii radzieckiej, które rozmieszczone by³y w zachodniej i pó³nocno-zachodniej czê�ci Polski
na powierzchni oko³o 70 tys. ha. Na tych obszarach przeprowadzono szczegó³owe badania,
które wykaza³y, ¿e g³ówn¹ uci¹¿liwo�ci¹ jest zanieczyszczenie gruntu i wód podziemnych
produktami naftowymi2.

Likwidacja nastêpstw ska¿enia �rodowiska produktami ropopochodnymi jest do�æ skom-
plikowanym problemem, obejmuj¹cym zagadnienia zwi¹zane z procesami fizycznymi, che-
micznymi i biologicznymi. Wyrazem du¿ej �wiadomo�ci tego problemu s¹ liczne prace naukowe,
a tak¿e organizowane konferencje i sympozja po�wiêcone zagadnieniom rekultywacji tere-
nów zdegradowanych. Na uwagê zas³uguj¹ monografie Ko³wzan3, P³azy4, a tak¿e Maliny5,
które s¹ po�wiêcone metodom likwidacji zagro¿enia �rodowiska gruntowo-wodnego ze stro-
ny produktów naftowych.

Zagadnienia wp³ywu zanieczyszczeñ ropopochodnych na geologiczno-in¿ynierskie w³a-
sno�ci gruntów by³y wielokrotnie poruszane. W wiêkszo�ci prac autorzy analizowali zmiany
w³asno�ci gruntów nasyconych w warunkach laboratoryjnych substancjami ropopochodny-
mi. Natomiast w niniejszej pracy okre�lono wielko�ci i kierunki zmian w³asno�ci fizycznych
gruntów zanieczyszczonych substancjami ropopochodnymi w odniesieniu do gruntów nie
zanieczyszczonych � �czystych� i gruntów po zakoñczonej remediacji.

Geologiczno-in¿ynierska analiza w³asno�ci gruntów ska¿onych produktami ropopochod-
nymi wymaga traktowania ich jako o�rodka czterofazowego, w przeciwieñstwie do naturalne-
go pod³o¿a gruntowego traktowanego jako klasyczny o�rodek trójfazowy.

Grunty nasycone substancjami ropopochodnymi wykazuj¹ istotne zmiany parametrów
geotechnicznych, dlatego te¿ powinny one byæ uwzglêdniane przy analizowaniu stateczno-
�ci pod³o¿a oraz obiektów budowlanych ju¿ istniej¹cych lub projektowanych na pod³o¿u
zanieczyszczonym.

Bioremediacja i metody bioremediacyjne

Procesy oczyszczania �rodowiska gruntowo-wodnego spotka³y siê z zainteresowaniem
dopiero w ostatniej dekadzie XX wieku, gdy zaczêto zwracaæ uwagê na stale postêpuj¹ce
zanieczyszczenie zwi¹zane przede wszystkim z substancjami organicznymi, w tym ropopo-
chodnymi6.

Obecnie brane s¹ pod uwagê nastêpuj¹ce grupy metod oczyszczania: metody fizyczne,
chemiczne i fizykochemiczne, metody termiczne oraz biologiczne. Udzia³ poszczególnych metod

Magda Bobrowska

2 G³ówny Inspektorat Ochrony �rodowiska, Identyfikacja i wycena szkód ekologicznych spowodo-
wanych przez stacjonuj¹ce wojska Federacji Rosyjskiej. Raport koñcowy, Elwoj-Trio, Warszawa 1994.

3 B. K o ³ w z a n, Bioremediacja gleb ska¿onych produktami naftowymi wraz z ocen¹ ekotoksykolo-
giczn¹, Prace Naukowe Instytutu In¿ynierii Ochrony �rodowiska Politechniki Wroc³awskiej, Seria:
Monografie 44, Oficyna Wydawnicza Politechniki Wroc³awskiej, Wroc³aw 2005.

4 G. A. P ³ a z a, Bioremediacja gruntów zanieczyszczonych zwi¹zkami ropopochodnymi z terenu
rafinerii metod¹ biopryzm, Prace Naukowe Instytutu In¿ynierii Ochrony �rodowiska Politechniki Wro-
c³awskiej, Seria: Monografie 47, Oficyna Wydawnicza Politechniki Wroc³awskiej, Wroc³aw 2006.

5 G. M a l i n a, Likwidacja zagro¿enia �rodowiska gruntowo-wodnego na terenach zanieczyszczo-
nych, Seria: Monografie 132, Wydawnictwo Politechniki Czêstochowskiej, Czêstochowa 2007.

6 Ibidem.
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w oczyszczaniu �rodowiska gruntowo-wodnego jest ró¿ny, przy czym 52% stanowi¹ metody
fizykochemiczne (rys. 1A). Fizyczne metody rekultywacji obejmuj¹ zarówno proste metody
in¿ynierskie, jak i skomplikowane metody procesowe7.

Biologiczne metody rekultywacji obejmuj¹ nastêpuj¹ce grupy metod: metody bioremedia-
cyjne, które stanowi¹ 58% wszystkich metod biologicznych, fitoremediacyjne, kompostowa-
nie, bioreaktory, filtry biologiczne (rys. 1B). Biologiczne metody oczyszczania �rodowiska
gruntowo-wodnego nie zaburzaj¹ struktury naturalnej �rodowiska oraz bezpo�rednio po prze-
prowadzeniu procesu oczyszczania grunt nadaje siê praktycznie do u¿ytku. Jest to technolo-
gia bezodpadowa.

Bioremediacja obecnie oferuje wiêksz¹ efektywno�æ ekonomiczn¹ i jest bardziej przyjazna
�rodowisku ni¿ inne metody oczyszczania. Jest metod¹ polecan¹ do szerokiego stosowania
w walce z coraz bardziej powszechnym problemem ska¿enia wód i gruntów zwi¹zkami ropo-

Wp³yw bioremediacji na w³asno�ci fizyczne wybranych gruntów z terenu Legnicy�

Rys.1. Procentowy udzia³ poszczególnych technologii
w oczyszczaniu �rodowiska gruntowo-wodnego

�ród³o: P. T. K o s t e c k i,  E. J. C a l a b r e s e, Hydrocarbon contaminated soils and grounwater.
Analysis,  Fate, Environmental and Public Health Effects. Remediation, Lewis Pub., Inc., Boca  Raton
1991; I. M. H e a d,  I. S i n g l e t o n, M. G. M i l n e r, Bioremediation. A critical review, �Horizon Scienti-
fic  Press�, Wymondham 2003.

7 B. G w o r e k, Technologie rekultywacji gleb, Instytut Ochrony �rodowiska, Warszawa 2004.
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pochodnymi. Jest to technologia korzystaj¹ca ze zdolno�ci mikroorganizmów do rozk³adu
i transformacji zanieczyszczeñ organicznych do zwi¹zków mniej toksycznych lub substancji
prostych CO2 i wody8. Technologia ta ma przede wszystkim na celu przywrócenie �rodowi-
ska do stanu nie stwarzaj¹cego zagro¿enia dla otoczenia naturalnego, a tak¿e dla samego
cz³owieka.

Bioremediacja nie jest technologi¹, któr¹ mo¿na zastosowaæ do ka¿dego rodzaju zanie-
czyszczeñ. Jak ka¿da metoda, posiada ona pewne ograniczenia, s¹ to: rodzaj ska¿eñ, w sto-
sunku do których mo¿na tê metodê zastosowaæ, warunki panuj¹ce w miejscu, które nale¿y
poddaæ oczyszczeniu, oraz czas, w którym zanieczyszczenie powinno zostaæ usuniête. Szcze-
gólnie wa¿ne jest równie¿ przeprowadzenie wstêpnych badañ laboratoryjnych, których wy-
niki bêd¹ podstaw¹ do podjêcia decyzji co do szczegó³owych rozwi¹zañ bioremediacji.

Badania te, oprócz okre�lenia rodzaju i struktury substancji chemicznych powoduj¹cych
ska¿enie, powinny równie¿ umo¿liwiaæ zdefiniowanie zale¿no�ci szybko�ci procesu bioreme-
diacji od takich parametrów jak: temperatura, pH, obecno�æ tlenu, substancji biogennych
oraz wilgotno�æ gruntu. W tabeli 1 zestawiono podstawowe czynniki �rodowiska maj¹ce
istotny wp³yw na przebieg biodegradacji, a tym samym na efektywno�æ tego procesu. Dziêki
znajomo�ci tych parametrów mo¿liwe jest podejmowanie decyzji co do wyboru odpowiednie-
go rodzaju mikroorganizmów zastosowanych w procesie oczyszczania, rodzaju zastosowa-
nych po¿ywek, jak i odpowiedniego napowietrzania.

Tabela 1. Czynniki �rodowiskowe wp³ywaj¹ce na efektywno�æ biodegradacji

Nale¿y nadmieniæ, ¿e bioremediacja jest technologi¹ bezkonkurencyjn¹ w porównaniu
z tradycyjnymi metodami oczyszczania gruntu, szczególnie w przypadku gdy mamy do czy-
nienia z du¿ymi obszarami ska¿onego gruntu, gdzie zastosowanie technik zwi¹zanych z prze-
mieszczaniem gruntu jest niemo¿liwe ze wzglêdu na skalê zjawiska. Jako przyk³ad potencjalnego
zastosowania bioremediacji mo¿na wymieniæ tereny ska¿one substancjami ropopochodnymi,
na których przez d³ugie lata stacjonowa³y wojska radzieckie, powoduj¹c swoj¹ dzia³alno�ci¹
znaczn¹ degradacj¹ �rodowiska gruntowo-wodnego.

Magda Bobrowska

8 Encyclopedia of Environmental Microbiology, 2002.

Parametry Warunki wymagane dla wzrostu
i aktywno�ci mikroorganizmów

Optymalne warunki
biodegradacji

Wilgotno�æ wzglêdna

pH

Tlen

Substancje od¿ywcze

Temperatura °C

Zanieczyszczenia

Metale ciê¿kie

Rodzaje gleby

25�28%

5,5�8,8

min. zawarto�ci w porach 10%

N i P

15�45

nietoksyczne

ca³kowite stê¿enie � 2000 ppm

gleba lekka lub i³

30�90%

6,5�8,0

10�40%

C:N:P = 100:10:1

20�30

wêglowodory: 5�10% s.m.g.*

700 ppm

�

* s.m.g. � sucha masa gruntu

�ród³o: M. Vi d a l i, Bioremediation, An overview. Pure Appl. Chem., 2001, 73, 1163�1172.
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Metodyka badañ

Zmiany niektórych w³asno�ci fizycznych gruntów zanieczyszczonych substancjami ro-
popochodnymi okre�lono na podstawie próbek gruntów pobranych z obszaru planowanego
kompleksu rehabilitacyjno-sportowego przy ul. Pancernej w Legnicy, na którym w trakcie
wykonywania dokumentacji geotechnicznej stwierdzono zanieczyszczenia gruntów substan-
cjami ropopochodnymi o stê¿eniu przekraczaj¹cym dopuszczalne warto�ci dla gruntów gry-
py �B�, do której zakwalifikowano powy¿szy kompleks9.

Na terenie tym wystêpuj¹ g³ównie grunty sypkie i ma³o spoiste, reprezentowane przez
piaski, ¿wiry, piaski gliniaste, pospó³ki gliniaste i py³y. Dla gruntów tych oznaczono wybrane
w³asno�ci fizyczne � sk³ad granulometryczny, wilgotno�æ naturaln¹, wilgotno�æ optymaln¹,
gêsto�æ objêto�ciow¹, wspó³czynnik filtracji i �ci�liwo�æ. W³asno�ci te badano dla gruntów
zanieczyszczonych substancjami ropopochodnymi oraz dla tych samych rodzajów gruntów
po zakoñczonej bioremediacji. Dodatkowo z badanego obszaru pobrano grunty o zbli¿onym
sk³adzie granulometrycznym, gdzie nie stwierdzono zanieczyszczenia substancjami ropopo-
chodnymi w celu wykonania tych samych badañ i porównania ich z wynikami uzyskanymi
dla gruntów wy¿ej wymienionych.

W niniejszej pracy skoncentrowano siê g³ównie na wynikach badañ uzyskanych dla
pospó³ek gliniastych z uwagi na to, i¿ mi¹¿szo�æ tych osadów na przewa¿aj¹cej czê�ci obsza-
ru jest dwu-, a nawet trzykrotnie wiêksza ni¿ pozosta³ych gruntów.

Wszystkie badania wykonano wg metodyki opisanej przez E. My�liñsk¹10, zgodnie z obo-
wi¹zuj¹cymi w Polsce normami. Klasyfikacjê gruntów nieskalistych mineralnych wykonano
na podstawie normy PN-86/02480. Oznaczenie wilgotno�ci gruntu polega³o na wysuszeniu
próbek do sta³ej masy w temperaturze 105°C÷10°C i okre�leniu procentowej straty masy
próbki w stosunku do fazy sta³ej. Oznaczenie gêsto�ci objêto�ciowej gruntu obejmowa³o
okre�lenie masy gruntu i jego objêto�ci. Gêsto�æ tê wyznaczono metod¹ pier�cienia tn¹cego,
która jest metod¹ najprostsz¹, najszybsz¹ i � co najwa¿niejsze � dok³adn¹.

W trakcie badania wilgotno�ci optymalnej gruntu okre�lono ilo�æ wody, jakiej nale¿y
u¿yæ podczas zagêszczenia gruntu, aby uzyska³ on najwiêksze zagêszczenie, a wiêc uzyska³
maksymaln¹ gêsto�æ objêto�ciow¹ szkieletu gruntowego. Badania tego typu wykonuje siê
przede wszystkim przy zagêszczeniu gruntów pod nawierzchnie drogowe czy inne obiekty
budowlane11.

Badanie �ci�liwo�ci gruntu polega³o na zmniejszeniu objêto�ci badanego gruntu pod
wp³ywem przy³o¿onego obci¹¿enia, czyli na zmniejszeniu siê objêto�ci jego porów wskutek
wzajemnego przesuniêcia siê cz¹stek gruntu wzglêdem siebie i zmniejszenia siê odleg³o�ci
miêdzy cz¹steczkami przez zmniejszenie siê grubo�ci b³onek wody zagêszczonej w punktach
ich kontaktu12. Wielko�æ �ci�liwo�ci gruntów zale¿y od sk³adu granulometrycznego gruntu,
sk³adu mineralnego � zw³aszcza frakcji i³owej (wzrost zawarto�ci tej frakcji powoduje wzrost

Wp³yw bioremediacji na w³asno�ci fizyczne wybranych gruntów z terenu Legnicy�

9 Rozporz¹dzenie Ministra �rodowiska z dnia 9 wrze�nia 2002 r. w sprawie standardów jako�ci gleb
oraz standardów jako�ci ziemi, Dz.U. 02.165.1359 z dnia 4 pa�dziernika 2002 r.

10 E. M y � l i ñ s k a, Laboratoryjne badania gruntów, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa
2001.

11 Ibidem.
12 A. W i ³ u n, Zarys geotechniki, wyd. 3, WKi£, Warszawa, 1987.
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�ci�liwo�ci), porowato�ci, wilgotno�ci, sk³adu kompleksu wymiennego (obecno�æ jonów o ni-
skiej warto�ciowo�ci wp³ywa na wzrost �ci�liwo�ci) oraz sk³adu chemicznego i stopnia mine-
ralizacji wody porowej, a tak¿e tekstury gruntu. W gruntach o niskiej przepuszczalno�ci,
takich jak grunty spoiste, osiadanie jest znacznie wolniejsze ni¿ w gruntach sypkich, a pro-
ces osiadania koñczy siê prawie bezpo�rednio po ich obci¹¿eniu. Przy zmniejszeniu obci¹¿e-
nia grunt zwiêksza swoj¹ objêto�æ, nie odzyskuj¹c przy tym swojej pierwotnej objêto�ci.
Badanie �ci�liwo�ci przeprowadzono w edometrze, oznaczaj¹c modu³ �ci�liwo�ci pierwotnej
w zakresie obci¹¿enia 0÷0,4 MPa.

Wspó³czynnik filtracji okre�lono jako zdolno�æ gruntu do przepuszczania wody przy
istnieniu ró¿nicy ci�nieñ wody. Wspó³czynnik ten zale¿y przede wszystkim od uziarnienia
badanego gruntu, jego porowato�ci, sk³adu mineralnego i temperatury wody. Czynnikiem
powoduj¹cym przep³yw wody w warunkach naturalnych s¹ si³y grawitacji ziemskiej, d¹¿¹ce
do wyrównywania ró¿nic poziomów wody. Do wykonania tego badania pos³u¿y³ nam aparat
typu ITB�ZWK2. Badanie to wykonano na próbkach gruntów o naruszonej strukturze, uprzed-
nio wysuszonych.

Natomiast proces bioremediacji polega³ na aplikacji do gruntu atestowanego bioprepara-
tu sporz¹dzonego na bazie autochtonicznych organizmów rozk³adaj¹cych zwi¹zki wêglowo-
dorów na CO2 + H2O. Do oczyszczania zastosowano biopreparat BK-2 i BK-3 posiadaj¹cy
atest wydany przez Pañstwowy Zak³ad Higieny. Zosta³ on sporz¹dzony przez Zak³ad Biologii
i Ekologii Instytutu In¿ynierii Ochrony �rodowiska Politechniki Wroc³awskiej, a nastêpnie
przekazany firmie prowadz¹cej prace remediacyjne.

Oczyszczanie gruntu prowadzone by³o do momentu uzyskania poziomu nieprzekraczaj¹-
cego dopuszczalne stê¿enie dla gruntów grupy B13, tj. w przypadku wykorzystania ich do
celów pozarolniczych:

� benzyn 5 mg/kg s.m.,
� olejów mineralnych 200 mg/kg s.m.

Wyniki badañ

Punktem wyj�ciowym przedstawionych wyników badañ s¹ w³asno�ci fizyczne gruntów
zanieczyszczonych substancjami ropopochodnymi, nastêpnie do nich odniesione zosta³y
w³asno�ci gruntów po zakoñczonej bioremediacji i gruntów, które nie by³y zanieczyszczone.

Badania prowadzone by³y na gruntach o nienaruszonej strukturze i na gruntach
o naruszonej strukturze. Przedstawione wyniki s¹ �redni¹ 3�5 oznaczeñ.

W gruntach ska¿onych in-situ uzyskane wyniki badañ wskazuj¹ na niewielkie zmiany
w rozk³adzie uziarnienia. Jest to wynik na granicy b³êdu. Dlatego badanie sk³adu granulome-
trycznego w tym przypadku pos³u¿y³o jako wska�nik identyfikacji tych gruntów. Jak wynika
z literatury, ewentualne zmiany mog¹ zachodziæ w procentowej zawarto�ci frakcji i³owej ze
wzglêdu na charakter oddzia³ywania pomiêdzy cz¹stkami minera³ów ilastych a zwi¹zkami
ropopochodnymi14.

Magda Bobrowska

13 Rozporz¹dzenie Ministra �rodowiska z dnia 9 wrze�nia 2002 r. �
14 D. I z d e b s k a - M u c h a, Wp³yw benzyny i oleju napêdowego na w³a�ciwo�ci deformacyjne mono-

mineralnych i³ów wzorcowych oraz gruntów spoistych, praca doktorska, archiwum Uniwersytetu War-
szawskiego, Warszawa 2003.
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W badanych próbkach udzia³ frakcji i³owej wynosi³ kilka procent (tabela 2), w zwi¹zku
z tym zmiany zachodz¹ce w tej frakcji mieszcz¹ siê w granicach b³êdu. W wyniku d³ugotrwa-
³ego oddzia³ywania substancji ropopochodnych na grunty zauwa¿alny jest wzrost gêsto�ci
objêto�ciowej ( r) z 1,75 do 1,96 Mg/m3 oraz wzrost gêsto�ci objêto�ciowej szkieletu grunto-
wego ( rd) z 1,690 do 1,817 Mg/m3, obliczonych na podstawie pomierzonych warto�ci wilgot-
no�ci naturalnej i gêsto�ci objêto�ciowej gruntu.

Zagêszczalno�æ gruntów oceniana by³a na podstawie badañ w aparacie Proctora. Wy-
znaczana by³a wilgotno�æ optymalna, przy której grunt uzyskuje maksymaln¹ warto�æ gêsto-
�ci objêto�ciowej szkieletu gruntowego ( rdmax).

Tabela 2. Zestawienie wyników badañ w³asno�ci fizycznych pospó³ek gliniastych

Ocena zagêszczalno�ci gruntów jest istotna dla wykorzystania ich jako nasypy lub do
wymiany gruntów s³abono�nych.

Badane grunty zanieczyszczone uzyskuj¹ najwy¿sze warto�ci rdmax w porównaniu do
gruntów czystych i po zakoñczonej bioremediacji, przy najni¿szej warto�ci wilgotno�ci opty-
malnej (tabela 2).

Uzyskane wyniki pomiarów wspó³czynnika filtracji wskazuj¹, ¿e w badanych pospó³kach
gliniastych woda najlepiej bêdzie siê przemieszczaæ w gruntach zanieczyszczonych, natomiast w
gruntach czystych i oczyszczonych wspó³czynnik filtracji (k) zmniejsza siê o jeden rz¹d warto�ci
(tabela 2). Nie jest to zgodne z danymi z literatury15. Wielko�æ badañ dowodzi, ¿e substancje
ropopochodne wolniej przemieszczaj¹ siê w �rodowisku gruntowym ni¿ woda16. Nale¿y zauwa-

Wp³yw bioremediacji na w³asno�ci fizyczne wybranych gruntów z terenu Legnicy�

Parametry
Grunt

zanieczyszczony
Grunt
czysty

Grunt po
bioremediacji

Zawarto�æ fk+f¿ [%]
Zawarto�æ fp [%]
Zawarto�æ fp [%]
Zawarto�æ fi [%]

Wilgotno�æ naturalna (wn) [%]

Gêsto�æ objêto�ciowa ( r) Mg/m3

Gêsto�æ objêto�ciowa szkieletu
gruntowego (rd) Mg/m3

Wilgotno�æ optymalna (wopt) [%]

Maksymalna gêsto�æ objêto�ciowa
szkieletu gruntowego rdmax [g/cm3]

Wodoprzepuszczalno�æ k10 [ m/s]

Edometryczny modu³ �ci�liwo�ci
pierwotnej Mo (kPa)

22,8
68,3
9,62
5,25

4,16�4,25

1,96

1,817

3,4

2,386

6,829*10-4

30 200

25,92
53,44
16,98
3,66

3,41�3,51

1,75

1,690�1,692

6,3

2,223

5,190*10-5

35 672,2

23,4�29,04
55,86�61,68
10,04�20,74
4,38�6,86

4,29�7,52

1,81

1,774

5,2�6,6

2,203�2,283

1,433*10-4�4,835*10-4

32 500

fk+f¿ � frakcja kamienista i ¿wirowa; fp � frakcja piaskowa; fp � frakcja py³owa; fi � frakcja i³owa

15 D. I z d e b s k a - M u c h a, op. cit.
16 D. E. F e r e m a n,  D. E. D a n i e l, Permeation of compacted clay with organic chemicals, �Journal

of Geotechnical Engineering ASCE� 1986, vol. 112, no. 7; D. I z d e b s k a - M u c h a, op. cit.
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¿yæ, ¿e badania te by³y prowadzone na czystych minera³ach ilastych, natomiast w przedstawionej
pracy badany jest grunt polimineralny o kilkuprocentowej zawarto�ci frakcji i³owej.

Z przeprowadzonych badañ równie¿ widaæ, ¿e zanieczyszczenie gruntu substancjami ro-
popochodnymi spowodowa³o zwiêkszenie ich �ci�liwo�ci. Wynika to z faktu, ¿e obecne
w gruntach substancje ropopochodne o niskiej sta³ej dielektrycznej i s³abej rozpuszczalno�ci
w wodzie zmieniaj¹ rozk³ad si³ miêdzycz¹steczkowych w gruncie, daj¹c efekt �po�lizgu�,
umo¿liwiaj¹cy ³atwiejsze przemieszczanie siê ziaren, cz¹stek i przyjmowanie przez nie bardziej
stabilnego po³o¿enia. Wokó³ ziarn i cz¹stek gruntu tworz¹ siê otoczki z oleju, które s¹ przy-
czyn¹ zmian oporu tarcia przy wzajemnych przemieszczeniach17.

Przeanalizowanie uzyskanych wyników badañ wskazuje, ¿e proces bioremediacji jest efek-
tywn¹ metod¹ rewitalizacji �rodowiska, zarówno pod wzglêdem ekologicznym, ekonomicz-
nym, jak i geotechnicznym. Natomiast wyniki badañ gruntów oczyszczonych s¹ porównywalne
z wynikami gruntów nie zanieczyszczonych � �czystych�.

Zakoñczenie

Wp³yw substancji ropopochodnych na w³asno�ci fizyczne gruntów jest coraz czê�ciej
analizowany w literaturze polskiej i zagranicznej. Powszechno�æ wystêpowania i u¿ytkowa-
nia ropy naftowej oraz produktów jej przetwarzania prowadzi do coraz wiêkszego zanieczysz-
czenia �rodowiska paliwami czy olejami. Zanieczyszczone grunty mog¹ dzia³aæ jako wtórne,
d³ugotrwa³e ogniska zanieczyszczenia, zarówno gruntów, jak i wód podziemnych.

Dlatego te¿ istniej¹ca wiedza z ró¿nych dyscyplin naukowych wykorzystywana jest do
opracowania technologii oczyszczania �rodowiska wodno-gruntowego, w tym m.in. bioreme-
diacji. Bioremediacja jest procesem naturalnym i przyjaznym dla �rodowiska. Podczas tego
procesu nastêpuje rozk³ad wielu substancji szkodliwych do produktów nietoksycznych, a wiêc
problem sk³adowania i oczyszczania materia³u zanieczyszczonego jest wyeliminowany.

W niniejszej pracy przedstawiono wp³yw bioremediacji na w³asno�ci gruntów zanieczysz-
czonych substancjami ropopochodnymi. Wyniki badañ laboratoryjnych dowodz¹, ¿e obec-
no�æ zwi¹zków ropopochodnych w badanych próbkach gruntu powoduje:

� wzrost ich gêsto�ci objêto�ciowej,
� wzrost przepuszczalno�ci,
� zwiêkszenie �ci�liwo�ci.
Natomiast w³asno�ci gruntów oczyszczonych po zakoñczonej bioremediacji �poprawiaj¹

siê� i zbli¿aj¹ do warto�ci stwierdzonych w gruntach czystych. Grunty po bioremediacji
mog¹ zostaæ ponownie wykorzystane do rekultywacji powierzchni w strefie C � urbanistycz-
no-sozologicznej18, budowy nasypów komunikacyjnych, zabudowy ziemnej zbiorników pali-
wowych, a tak¿e do izolowania odpadów na sk³adowiskach.

W celu potwierdzenia s³uszno�ci stosowania procesu bioremediacji gruntów zanieczysz-
czonych substancjami ropopochodnymi, planowana jest kontynuacja badañ, oraz wykona-
nie badañ modelowych celem stwierdzenia, czy w³asno�ci gruntów oczyszczonych poprawiaj¹
siê, osi¹gaj¹c warto�ci zbli¿one do gruntów nie zanieczyszczonych.

Magda Bobrowska

17 E. K o r z e n i o w s k a - R e j n e r, Wp³yw zanieczyszczeñ ropopochodnych na charakterystykê geo-
techniczn¹ gruntów stanowi¹cych pod³o¿e budowlane, �In¿ynieria Morska i Geotechnika� 2001, nr 2.

18 Rozporz¹dzenie Ministra �rodowiska z dnia 9 wrze�nia 2002 r. �
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Normy i rozporz¹dzenia

Polska Norma (PN-86/02480). Grunty budowlane. Okre�lenia, symbole, podzia³ i opis  grun-
tów.

Rozporz¹dzenie Ministra �rodowiska z dnia 9 wrze�nia 2002 r. w sprawie standardów jako�ci
gleb oraz standardów jako�ci ziemi, Dz.U. 02.165.1359 z dnia 4 pa�dziernika 2002 r.

ABSTRACT

Influence of bioremediation
on physical properties of oil-polluted soils from Legnica

This research paper includes the results which were a base to define an influence
of oil pollution and bioremediation on geological-engineering properties of soils.

Presented results prove that the difference in physico-chemical characteristics of
oil substances results from unfavourable changes in geological-engineering parameters
of the ground soil. However, technology of bioremediation causes a drop of concentra-
tion oil pollution in the soil to a safe level which effects in the renewal of the water-
ground environment. Laboratory tests show that the range of changes depends on the
soil type and the pollution level. Contaminated area should be then carefully examined
when evaluated in the aspect of land development.

Magda Bobrowska
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Joanna Helios

Modele legitymizacji prawa europejskiego

ABSTRAKT

Autorka analizuje rzeczywist¹ wagê legitymizacji prawa europejskiego. Wysuniê-
to oskar¿enie o uto¿samianiu pojêæ: legitymizacja instytucji UE, legitymizacja w³adzy
UE, legitymizacja systemu politycznego UE, legitymizacja prawa europejskiego. W ar-
tykule mo¿emy odnale�æ tezê o samolegitymizacji prawa europejskiego. Artyku³ pre-
zentuje ró¿ne modele legitymizacji prawa europejskiego (dla przyk³adu legitymizacjê
demokratyczn¹, spo³eczn¹ legitymacjê, proceduraln¹, aksjologiczn¹ legitymacjê). Jed-
nak¿e te modele s¹ niewystarczaj¹ce, poniewa¿ odsy³aj¹ do pañstwa narodowego
i suwerenno�ci narodowej. Nale¿y zauwa¿yæ, ¿e niedawno zosta³a zaproponowana
nowa teoria do rozwa¿ania miejsca prawa UE w narodowych systemach prawnych.
Pañstwa cz³onkowskie nie korzystaj¹ z monopolu na prawa, jakie s¹ wi¹¿¹ce na ich
terytorium. Osoby fizyczne nie maj¹ jednolitego zestawu instrumentów i �rodków
prawnych do egzekwowania swoich praw subiektywnych; stanowi¹ one raczej przed-
miot i korzy�æ dla systemu prawa, który ma wiele centrów (krajowe centrum, cen-
trum UE, globalne centrum).

Wstêp

Celem niniejszego artyku³u jest wskazanie modeli legitymizacji prawa europejskiego w opar-
ciu o literaturê z zakresu dogmatyki prawa europejskiego, teorii prawa oraz politologii. Zamia-
rem autorki jest opis ju¿ istniej¹cych koncepcji legitymizacyjnych. W niniejszym opracowaniu
nie podejmuje próby nowego ujêcia tej problematyki w formie propozycji nowej koncepcji.

Zadanie polegaj¹ce na analizie modeli legitymizacji prawa europejskiego rodzi koniecz-
no�æ zwrócenia uwagi czytelnika na fakt, i¿ w literaturze najczê�ciej uto¿samiane s¹ pojêcia
takie jak: legitymizacja UE, legitymizacja w³adzy UE, legitymizacja systemu politycznego UE,
legitymizacja prawa europejskiego. Pomiêdzy tymi pojêciami mo¿na postawiæ znak równo�ci
oczywi�cie przy przyjêciu za³o¿enia, ¿e legitymizacja w³adzy jest pierwotna w stosunku do
legitymizacji prawa. W opracowaniach o charakterze naukowym, a tak¿e w publicystyce
pojawiaj¹ siê twierdzenia, ¿e akty prawa europejskiego maj¹ legitymizowaæ dzia³ania UE, jej
instytucji. Jako przyk³ad mo¿na podaæ przyjêt¹ 7 grudnia 2000 roku Kartê praw podstawo-
wych, która mia³a okre�liæ wspólne warto�ci europejskie, legitymizowaæ dzia³ania instytucji
europejskich cierpi¹cych na deficyt legitymacji demokratycznej, tworzyæ to¿samo�æ euro-
pejsk¹1. Trudno�ci z �akceptacj¹� postanowieñ dokumentu uzasadniaj¹ pytanie o jego legi-
tymizacjê � w oparciu o jakie kryteria mo¿na legitymizowaæ Kartê praw podstawowych,
Projekt konstytucji europejskiej czy Traktat lizboñski?

1 Por. Karta praw podstawowych pe³na niejasno�ci, �Rzeczpospolita�, http://www.rp.pl/artykul/
2,76001.html.
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W zwi¹zku z powy¿szym celem po pierwsze prezentujê podstawowe sposoby pojmowa-
nia legitymizacji prawa europejskiego; po drugie wyró¿niam modele legitymizacji prawa eu-
ropejskiego w oparciu o relacje legitymizacja UE�legitymizacja prawa europejskiego�wspól-
nota prawa; po trzecie wskazujê na koncepcjê multicentryczno�ci, która stwarza mo¿liwo�ci
odmiennego spojrzenia na kwestie legitymizacji prawa europejskiego, jednak¿e sam multi-
centryzm nie ma w sobie ¿adnego potencja³u legitymizacyjnego, co oznacza, ¿e wskazanie
tego faktu nie jest argumentem uzasadniaj¹cym czy usprawiedliwiaj¹cym porz¹dek prawny
Unii Europejskiej.

I

Problematykê legitymizacji prawa europejskiego mo¿na rozpatrywaæ przynajmniej na dwóch
p³aszczyznach. P³aszczyzna pierwsza to perspektywa, z której patrzymy na prawo europejskie
jako, w pewnym sensie, wynik procesu decyzyjnego (prawo to podejmowane jest w okre�lo-
nych procedurach, np. wspó³decydowania, w których bior¹ udzia³ Parlament, Komisja, Rada
UE). Ta perspektywa z góry narzuca konieczno�æ powi¹zania prawa z polityk¹, gdy¿ aby
legitymizowaæ prawo, to najpierw trzeba legitymizowaæ w³adzê, od której prawo to pochodzi.
Ta perspektywa najczê�ciej przyjmowana jest w literaturze2.

Z kolei druga perspektywa traktuje prawo europejskie jako autonomiczne wzglêdem poli-
tyki. W tê perspektywê doskonale wpisuje siê teza o samolegitymizacji europejskiego porz¹dku
prawnego. W oparciu o dzia³alno�æ orzecznicz¹ Europejskiego Trybuna³u Sprawiedliwo�ci
(ETS) �konstytuuje� siê swoista Rechtgemeinschaft, której fundamentem jest wspólnota praw-
nicza budowana wokó³ instytucji europejskich, a która jest socjologiczn¹ przes³ank¹ dla
ukonstytuowania siê samolegitymizuj¹cego siê europejskiego porz¹dku prawnego. Analo-
giczne zjawisko mo¿na zaobserwowaæ w pañstwach narodowych, w których prawo uzyskuje
szerok¹ autonomiê wzglêdem �wiata polityki. Ten stan rzeczy okre�lany jest jako �suweren-
no�æ prawa�. Takie suwerenne prawo europejskie organizuje pewn¹ przestrzeñ instytucjonaln¹,
w której pañstwa narodowe staj¹ siê �postsuwerenne�. Pod tym wzglêdem nie ma zasadni-
czej ró¿nicy miêdzy instytucjami supranarodowymi i pañstwem narodowym3.

Rola europejskiego prawa wspólnotowego jest wa¿niejsza ni¿ w pañstwie, gdy¿ poza
wymogami kompetencyjnymi i proceduralnymi stanowienia prawa, w obrêbie prawa wspól-
notowego wymagana jest równie¿ szczególna legitymacja prawna i uzasadnienie merytorycz-
ne, którego czê�æ dotyczy ustosunkowania siê do zakresu istniej¹cych regulacji prawnych4.

Joanna Helios

2 W prawie Unii Europejskiej wystêpuj¹ terminy �polityka prawa� i �polityki prawa�. Tam wystê-
puje jaskrawe odej�cie od wszelkich podsystemów modelu P�Pr (Polityka�Prawo) oraz Pr�P (Prawo�
Polityka). Mo¿na to zaobserwowaæ w takich elementach jak prawo tworzone wprost na podstawie
polityk praxis i techne, gdzie legitymizacja demokratyczna wystêpuje tylko posi³kowo, czy prawo
tworzone poza suwerenno�ci¹ pañstwow¹, ³¹cznie z obowi¹zkami nak³adanymi na obywateli poszcze-
gólnych pañstw poza w³adztwem ustawodawczym tych¿e pañstw. T. K o z ³ o w s k i, Polityka prawa
[w:] Prawo a polityka, red. M. Z u b i k, Liber, Warszawa 2007, s. 111.

3 A. K o z a k, Deficyt demokracji a integracja europejska [w:] Aksjologiczne i praktyczne aspekty
integracji europejskiej, red. E. K o z e r s k a,  T. S c h e f f l e r, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskie-
go, Wroc³aw 2007, s. 92.

4 T. B i e r n a t, Wspólnota prawa. O osobliwo�ciach systemu europejskiego, Wydawnictwo Adam
Marsza³ek, Toruñ 2002, s. 64.
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Pojêcia legitymizacji prawa i legitymizacji w³adzy pañstwowej trudno rozgraniczyæ. Legi-
tymizacja jest rozumiana jako proces komunikacyjny, którego istot¹ s¹ ró¿ne typy argumen-
tów przedstawionych w toku dowodzenia prawowito�ci (prawomocno�ci) okre�lonego
porz¹dku polityczno-prawnego. Koncepcje legitymizacji mog¹ mieæ charakter deskryptywny
(opis, wyja�nienie) i normatywno-perswazyjny (okre�lona wizja po¿¹danych �róde³ uprawo-
mocnienia systemu). Zdaniem niektórych autorów (Z. Pulka) dyskurs na temat legitymizacji
ma w gruncie rzeczy zawsze charakter aksjologiczny, chocia¿ nie mo¿e byæ przedstawiony
w szacie argumentacji logicznej lub empirycznej. Legitymizacja jest bowiem procesem dowo-
dzenia prawomocno�ci, który anga¿uje argumenty o charakterze ocennym. Jest to argumen-
tacja usprawiedliwiaj¹ca, zmierzaj¹ca do ukazania porz¹dku prawnego jako spe³niaj¹cego
okre�lone kryteria, warto�ci. Zagadnienie legitymizacji prawa mo¿na rozpatrywaæ w dwóch
kontekstach:

a) autonomii prawa wobec polityki czy te¿ instrumentalnego podporz¹dkowania prawa
systemowi politycznemu5;

b) pytania o relacje pomiêdzy prawem a spo³eczeñstwem, rozwa¿aj¹c np. donios³o�æ
okre�lonych struktur i faktów spo³ecznych w procesie legitymizacji prawa.

Socjologiczna koncepcja pojmowania pañstwa wspó³gra z regu³y z traktowaniem prawa
w kategoriach instrumentalnych, jako narzêdzia sprawowania kontroli spo³ecznej i realizacji
celów w³adzy pañstwowej. Skoro za� najistotniejsze narzêdzia sprawowania w³adzy to stano-
wienie i stosowanie prawa, prawo legitymowane jest niejako wtórnie, zyskuj¹c status legity-
mizowany za po�rednictwem w³adzy posiadaj¹cej legitymacjê do tworzenia i egzekwowania
norm prawnych. W tym ujêciu dla uznania legitymizowanego charakteru prawa decyduj¹ce
znaczenie ma jego genetyczne pochodzenie, natomiast relatywnie mniejsz¹ rolê przypisuje
siê kryteriom odwo³uj¹cym siê do jego tre�ci czy nawet kryteriom �ci�le proceduralnym.

Z kolei marksistowskie zagadnienie legitymizacji prawa skupia siê na tezie o braku auto-
nomii prawa, która stanowi jedynie odzwierciedlenie panuj¹cych w pañstwie stosunków
politycznych i ekonomicznych.

Pytanie zasadnicze odnosi siê zatem do tego, jakie kryteria tre�ciowe lub formalne s¹
rozstrzygaj¹ce dla uznania okre�lonych norm prawnych za legitymizowane. W tym ujêciu
mo¿na do pewnego stopnia sprowadziæ dyskusjê o argumentach legitymizuj¹cych prawo do
problemu kryteriów obowi¹zywania prawa. Poszukiwanie �róde³ legitymizacji prawa prowa-
dzone jest w bardzo ró¿nych kierunkach. Rozpatruje siê je w takich kategoriach jak np.
�procedury uzasadniania prawa�, �uzgadnianie regu³ gwarantuj¹cych okre�lon¹ formê ¿ycia
spo³ecznego�, �dziedzictwo kulturowe�, �system warto�ci aksjologicznych�, �koncepcje spra-
wiedliwo�ci�, �budowanie spo³ecznego konsensusu�, �spo³eczna komunikacja�, �spo³eczne
uczestnictwo� (Hart � regu³a uznania jako �ród³o legitymizacji; Dworkin � rozstrzygniêcia
prawne s¹ legitymowane, o ile wynikaj¹ z zasad sprawiedliwo�ci, s³uszno�ci i procedury
uczciwego procesu; Habermas � normy prawne legitymizuj¹ siê poprzez swoj¹ racjonaln¹
adekwatno�æ do realizacji spo³ecznych celów prawa). W³adza polityczna i wi¹¿¹ce prawo
stanowi¹ dwa elementy, które tworz¹ legalnie zorganizowany porz¹dek polityczny. W³adza
polityczna ma zdolno�æ do podejmowania prawnie wi¹¿¹cych decyzji, a prawo nadaje formê
prawn¹ w³adzy politycznej, konstytuuj¹c j¹. Tworzenie obowi¹zuj¹cego prawa wymaga, by
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5 Kiedy prawo traktowane jest jako �rodek do realizacji celów systemu politycznego, jest to sytuacja
powi¹zania legitymizacji prawa z przymusem prawnym. A. G r y n i u k, Przymus prawny. Studium
socjologiczno-prawne, Toruñ 1994, s. 132.
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wolno�æ komunikacyjna obywateli by³a aktywizowana. Zgodnie z tym wyja�nieniem legity-
mizacja prawa jest zale¿na od w³adzy komunikacyjnej6 (Alexy � moc obowi¹zuj¹c¹ i legitymi-
zowany status uzyskuj¹ normy prawne wyra¿aj¹ce interesy, co do których mo¿na osi¹gn¹æ
konsensus w procesie komunikacyjnego dyskursu; Weber odwo³ywa³ siê do legitymizacji
rozstrzygniêæ prawnych poprzez ich ocenê z punktu widzenia racjonalno�ci celowo-instru-
mentalnej)7.

Instrumentalna legitymizacja prawa jako cecha wspó³czesnej kultury prawnej Zachodu
odró¿nia siê od wcze�niejszych koncepcji legitymizacji prawa. Prawd¹ jest, i¿ ka¿dy porz¹dek
prawny poszukuje legitymizacji uzasadniaj¹cej jego prawo�æ, s³uszno�æ i sprawiedliwo�æ,
jednak¿e � jak zauwa¿a R. Tokarczyk8 � bywaj¹ legitymizacje prawa bardziej teoretyczne
i bardziej empiryczne. Jego zdaniem teoretyczne by³y w zasadzie przedmodernistyczne i moder-
nistyczne legitymizacje prawa, np. wiara w sakralny charakter w³adzy, koncepcja omnipotencji
w³adzy monarszej czy te¿ doktryny umowy spo³ecznej. We wspó³czesnej kulturze prawnej
legitymizacja prawa ma charakter zdecydowanie empiryczny i pragmatyczny. Prawo znajduje
dla siebie legitymizacjê, je¿eli jest skutecznym �rodkiem zaspokajania potrzeb spo³ecznych.
Oczywi�cie te twierdzenia trzeba zaliczyæ do modelu socjotechnicznego legitymizacji prawa9.

Najwa¿niejsze powody kryzysu prawa to niedostatek moralno�ci prawa i brak jego legity-
mizacji. Powodem natury zasadniczej jest kwestia, dlaczego ludzie powinni przestrzegaæ owych
praw narzuconych przez �zwyciêsk¹ grupê interesu� lub �grupê trzymaj¹c¹ w³adzê� i uchwa-
lonych w jej interesie norm. Zdaniem J. Kochanowskiego, nie ma ¿adnego powodu, poza
przymusem pañstwowym i ewentualnie w³asn¹ korzy�ci¹, aby ludzie chcieli takiego prawa
przestrzegaæ. Przymus jest ma³o skuteczny, a korzy�æ jednych stanowi najczê�ciej �niekorzy-
�ci� innych; ludzie przestrzegaj¹ prawa tym rzadziej, im s³absz¹ posiadaj¹ �wiadomo�æ mo-
raln¹. W ten sposób nadmierna jurydyzacja i instrumentalizacja prawa trafia poza cel,
podwa¿aj¹c jego skuteczno�æ. Autor stwierdza, ¿e istnieje wiele powodów obecnego stanu
rzeczy. Podaje trzy g³ówne:

a) nadmierna jurydyzacja (dotyczy ona tak¿e prawa europejskiego; w tek�cie znajdujemy
nieco ironiczny przyk³ad dotycz¹cy szczegó³owo�ci regulacji europejskiej: �Nic dziwnego, ¿e
podobno niedawno ustawodawca europejski wprowadzi³ akty reguluj¹ce sposób korzysta-
nia z drabiny�. Ponadto autor zauwa¿a, ¿e: �prawo europejskie podlega tej samej chorobie
nadmiaru i ¿e ten lepiej urz¹dzony statek niekoniecznie p³ynie we w³a�ciwym kierunku�);

b) instrumentalizacja;
c) niedostatek moralny nale¿ytej jego legitymizacji.
Pochodn¹ tych g³ównych powodów sprowadza do wspólnego mianownika � jego �ró-

d³em jest sposób rozumienia prawa, który uto¿samia je z pañstwowym prawem pozytywnym;
rozumienie to jest sprzeczne z rzeczywisto�ci¹ i metodologicznie wadliwe, ale przede wszyst-
kim politycznie szkodliwe10. Traktowanie prawa jako narzêdzia politycznego prowadzi do
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6 R. Wo n i c k i, Spór o demokratyczne pañstwo prawa. Teoria Jurgena Habermasa wobec liberal-
nej, republikañskiej i socjalnej wizji prawa, Seria Filozofia w XXI wieku, Warszawa 2008, s. 132�133.

7 Leksykon wspó³czesnej teorii i filozofii prawa. 100 podstawowych pojêæ, red. J. Zajad³o, Wydawnic-
two C.H. Beck, Warszawa 2007, s. 168�173.

8 R. To k a r c z y k, Kultura prawa europejskiego [w:] Europeizacja prawa krajowego. Wp³yw inte-
gracji europejskiej na klasyczne dziedziny prawa krajowego, red. C. M i k, Tonik, Toruñ 2000, s. 21.

9 Por. G. S k ¹ p s k a,  J. S t e l m a c h, Wspó³czesne problemy i modele legitymizacji prawa, �Colloquia
Communia� 1989, nr 1.

10 http://www.kochanowski.pl/pub_wola.html
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zerwania wiêzi z �jego autonomicznym rozwojem, który jest wynikiem wewnêtrznej logiki,
historii i korzeni religijnych�11. Dochodzi do utraty moralnego charakteru prawa, które zy-
skuje znaczenie wy³¹cznie utylitarne; tym samym prowadzi do utraty jego legitymizacji. Wspó³-
czesnym poszukiwaniom legitymizacji dla prawa obok demokratycznej, opartej na odwo³aniu
siê do autorytetu ustawodawcy towarzyszy odwo³ywanie siê do ró¿nie pojmowanego odnie-
sienia dla oceny s³uszno�ci obowi¹zuj¹cego prawa12.

Z twierdzeniem o niedostatku moralnej nale¿ytej legitymizacji prawa cytowanego J. Ko-
chanowskiego nie do koñca mo¿na siê zgodziæ, albowiem przyk³adem propozycji legitymiza-
cji, które odwo³uj¹ siê do argumentacji aksjologicznej, w tym tak¿e argumentów moralnych,
s¹ koncepcje Harta i Dworkina, zaliczane przez Z. Pulkê13 do etycznych koncepcji legitymiza-
cji prawa. Do tej kategorii mo¿na tak¿e zaliczyæ koncepcjê komunikacyjn¹ J. Habermasa,
w której etyka dyskursu jest podstaw¹ legitymizacji instytucji prawno-politycznych.

II

Kwestia legitymizacji stanowi bezsprzecznie jedno z najwa¿niejszych zadañ. Ta problema-
tyka nabiera znaczenia w zwi¹zku z procesami integracji i globalizacji14.

W zasadzie od powstania Europejskiej Wspólnoty Wêgla i Stali (EWWiS) stawiane by³o
pytanie o podstawê legitymizacji wspólnotowego porz¹dku prawnego15. W literaturze poja-
wiaj¹ siê g³osy sugeruj¹ce, i¿ procesy integracji europejskiej cierpi¹ na brak legitymizacji16.
Stawiane jest pytanie o kryteria, na podstawie których mo¿na dokonywaæ i oceniaæ legitymi-
zacjê systemu UE. Wyró¿niæ mo¿na kryteria aksjologiczne, prawne, polityczne i spo³eczne.
Kryteria te jako czynniki, na podstawie których mo¿na okre�laæ poziom legitymizacji UE,
odnosz¹ siê do sfery warto�ci, przekonañ, �wiadomo�ci, regu³ oraz norm politycznych i praw-
nych. Poprzez rozpatrywanie wspó³zale¿no�ci tych czynników mo¿na powiedzieæ, ¿e dany
system jest legitymizowany w mniejszym lub wiêkszym stopniu. W odniesieniu do legitymi-
zacji demokratycznej UE oznacza, ¿e obywatele pañstw cz³onkowskich akceptuj¹ zasady
i warto�ci, na których opiera siê system UE, a które zawarte s¹ w traktatach i w orzecznictwie
Europejskiego Trybuna³u Sprawiedliwo�ci. W dzisiejszych spolaryzowanych aksjologicznie
spo³eczeñstwach demokracji zachodnich trudno okre�liæ jednolite warto�ci stanowi¹ce podsta-
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11 Przegl¹d prasy, Prawo w kryzysie, �Tygodnik Powszechny� 2002, nr 4 (2794).
12 J. K o c h a n o w s k i, Trzy powody kryzysu prawa, �Rzeczpospolita� z 4�5 stycznia 2003 r.,

http://www.kochanowski.pl/pub_wola.html.
13 Por. Z. P u l k a, Legitymizacja pañstwa w prawoznawstwie, Acta Universitatis Wratislaviensis No

1885, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw 1996.
14 Por. M. ̄ y r o m s k i, Trudno�ci z legitymacj¹ systemu spo³eczno-politycznego jako jedna z konse-

kwencji procesu globalizacji [w:] R. B a c k e r,  J. M a r s z a ³ e k - K a w a,  J. M o d r z y ñ s k a, Zrozumieæ
politykê. G³ówne problemy teorii i polityki wspó³czesnej my�li politycznej, Toruñ 2003, s. 22 i nast.

15 M. Pichlak wskazuje na kategoriê Wspólnoty jako podstawê legitymizacji prawa europejskiego
w opozycji do legitymizacji poprzez zgodê suwerennych pañstw. M. P i c h l a k, Wspólnota komunika-
cyjna jako podstawa obowi¹zywania prawa europejskiego [w:] Z zagadnieñ teorii i filozofii prawa.
Teoria prawa europejskiego, red. J. K a c z o r, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw
2005, s. 185.

16 Legitymizacja procesów integracji europejskiej, red. K. A. Wo j t a s z c z y k, Seria Wizje Europy,
Uniwersytet Warszawski, Instytut Nauk Politycznych, Warszawa 2006, s. 7.
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wê legitymizacji systemów pañstwowych i ponadpañstwowych. Zawsze znajd¹ siê grupy pod-
wa¿aj¹ce dominuj¹cy system warto�ci. Nieodzowne staje siê znalezienie jak najwiêkszego wspól-
nego mianownika. Jednak¿e legitymizacja nie ma charakteru absolutnego i jest zjawiskiem
stopniowalnym, gdy¿ pewne elementy systemu politycznego mog¹ byæ mniej lub bardziej
akceptowane przez spo³eczeñstwa. Ponadto powstaje problem powi¹zania racjonalnego syste-
mu prawnego i politycznego z systemem warto�ci. Prawomocno�æ systemu nie mo¿e byæ
rozpatrywana w oderwaniu od katalogu warto�ci, który integrowa³by spo³eczeñstwa UE17. 

Dotychczas nie stworzono wyczerpuj¹cego katalogu warto�ci, na których opiera³by siê
system prawny i polityczny UE. Z jednej strony wspólne warto�ci o charakterze materialnym
nie s¹ dla wszystkich do przyjêcia, z drugiej strony legitymizacja systemu opartego na pra-
wie, instytucjach i procedurach jest niewystarczaj¹ca18. Na przyk³ad dla J. Derridy same
procedury prawne, choæby najdoskonalsze, nie s¹ wystarczaj¹ce. Prawu przeciwstawia on
sprawiedliwo�æ. Jest to jedynie pojêcie, które nie podlega dekonstrukcji19. Integracja oparta
na instytucjach i procedurach musi obj¹æ wszystkich, niezale¿nie od kultury, w jakiej siê
wychowuj¹, i cywilizacji, do której nale¿¹20.

Legitymizacja jest funkcj¹ okre�lonej koncepcji demokracji, która integruje ideê pañstwa
prawa i praw cz³owieka w jednym systemie (np. politycznym). Kluczowym elementem legity-
mizacji jest okre�lenie warunków, w jakich istniej¹cy porz¹dek polityczny i spo³eczny jest
akceptowany lub przynajmniej tolerowany przez podmioty i grupy, które wchodz¹ w jego
sk³ad. W literaturze odnajdujemy pogl¹dy, ¿e legitymizacja UE nie jest funkcj¹ Europy, która
pozostaje wierna wobec swojego chrze�cijañskiego dziedzictwa, ani funkcj¹ efektywnej mak-
symalizacji dobrobytu wszystkich obywateli. Demokratyczna legitymizacja wymaga przede
wszystkim wiêkszej partycypacji obywateli. Legitymizacja wspólnoty ponadnarodowej jest
definiowana nie w sensie niezale¿no�ci, ale przez sta³e odniesienie do narodowej praktyki.
Takie odnoszenie do narodowej praktyki s³u¿y ostatecznemu zdefiniowaniu odmiennych po-
nadnarodowych standardów legitymizacji21.
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17 L. G r a n i s z e w s k i,  T. K o w n a c k i, Legitymizacja demokratyczna Unii Europejskiej [w:] Legi-
tymizacja procesów�, s. 98�99.

18 Demokracja to nie tylko wierne odwzorowanie woli wyborców, to tak¿e ochrona praw i wolno�ci
jednostek i mniejszo�ci, gwarancje dla wolno�ci informacji i my�li oraz ci¹g³e zabieganie o zachowanie
spo³ecznej solidarno�ci i poszanowania dla ró¿nic oraz odmienno�ci. To przede wszystkim my�lenie
w kategoriach wspólnych warto�ci. Powstaje wobec tego pytanie, w jakim stopniu demokratyczne
procedury decyzyjne s¹ w stanie taki stan stworzyæ i podtrzymywaæ. Pojawia siê kwestia, i¿ w tych
warunkach demokracja proceduralna nie prowadzi do wyborów przyjmuj¹cych jako punkt odniesienia
dobro wspólne, wa¿niejsze okazuj¹ siê partyjne i grupowe interesy decydentów. W literaturze odnajdu-
jemy pogl¹d, ¿e demokratyczne procedury stwarzaj¹ szerok¹ przestrzeñ dla manipulowania zbiorowy-
mi decyzjami. Jako przyk³ad podawane s¹ zachowania polskich ekspertów i polityków w zakresie
opracowywania reform maj¹cych na celu pe³n¹ integracjê z Uni¹ i stawienie czo³a procesowi europeiza-
cji. L. H a b u d a, Transformacyjne decyzje i decyzyjne procesy, Acta Universitatis Wratislaviensis No 2686,
Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw 2005, s. 184�185.

19 L. K o c z a n o w i c z, Wspólnota i emancypacje. Spór o spo³eczeñstwo postkonwencjonalne, Wy-
dawnictwo Naukowe Dolno�l¹skiej Wy¿szej Szko³y Edukacji TWP we Wroc³awiu, Wroc³aw 2005,
s. 141�142.

20 K. S z c z e r s k i, Integracja europejska. Cywilizacja i polityka, Wydawnictwo Uniwersytetu Ja-
gielloñskiego, Kraków 2003, s. 57.

21 J. R u s z k o w s k i, Wstêp do studiów europejskich. Zagadnienia teoretyczne i metodologiczne,
Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2007, s. 254.
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Unia Europejska tworzy swoisty, w³a�ciwy dla siebie system polityczny, który opiera siê
na podwójnej legitymizacji. Z jednej strony jest to fakultatywna legitymacja dostarczana
przez pañstwa narodowe bêd¹ce dobrowolnymi cz³onkami Unii, z drugiej strony przez oby-
wateli Unii i bezpo�rednio wybierany przez nich Parlament Europejski. Legitymizacja syste-
mu politycznego Unii nie opiera siê na podmiocie zbiorowym, jakim jest naród, ale na
pluralistycznym obywatelstwie tworz¹cym co� na wzór wielonarodowego civitas. Z jednej
strony legitymizacja Unii wyp³ywa z demokratycznego charakteru pañstw cz³onkowskich �
przecie¿ pañstwa utrzymuj¹ decyduj¹cy wp³yw na proces podejmowania decyzji w ramach
struktury instytucjonalnej Unii. Z drugiej strony legitymizacja Unii mo¿e byæ tak¿e emanacj¹
wspólnotowych warto�ci, którym ho³duje Unia Europejska. Pañstwa utworzy³y Wspólnoty
oraz Uniê w zgodzie z wymogami prawnymi, które zosta³y tak¿e przez te pañstwa ustanowio-
ne. Unia Europejska jest formalnie legitymizowana poprzez jej traktaty za³o¿ycielskie. Legity-
mizacja Unii bazuje na trzech odmiennych warto�ciach: demokracji, integracji oraz autonomii
pañstw cz³onkowskich22.

Jednym z najwa¿niejszych wyzwañ intelektualnych naszych czasów jest znalezienie od-
powiedzi na problem legitymizacji systemu Unii Europejskiej. Wi¹¿e siê ono z zakoñczeniem
tzw. przyzwolenia spo³ecznego, które w oczach wielu komentatorów towarzyszy³o Unii a¿ do
negocjacji roku 1991. Od tego momentu trwa okres silnej polityzacji problematyki integracji
europejskiej. Legitymizacji UE mo¿na poszukiwaæ w oparciu o trzy ró¿ne kierunki my�lenia.
Pierwszym z nich jest szeroko rozumiana to¿samo�æ. Rozwijana mo¿e byæ ona na gruncie idei
europejsko�ci, ale tak¿e w oparciu o kosmopolityczn¹ wizjê ludzko�ci, która przekracza grani-
ce narodu. To¿samo�æ mo¿e byæ wynikiem wspólnej interpretacji historii, poprzez wyodrêb-
nienie �obcego� b¹d� te¿ w wyniku aktu powo³ania jej do ¿ycia. To¿samo�æ opiera siê
najczê�ciej na porozumieniu co do istnienia wspólnego ethos. Mo¿e byæ ono konstruowane
w oparciu o mity, tradycje, odniesienie do podzielanych przez wiêkszo�æ warto�ci. Historia
integracji europejskiej to tak¿e proces okre�lania, czym jest Europa. Z kolei drug¹ koncepcj¹
jest postrzeganie integracji poprzez kwestie procedur, które s¹ respektowane. W Europie
podstawowym odniesieniem jest tu szeroka kategoria demokracji, przestrzegania praw cz³o-
wieka i ochrony mniejszo�ci. W dyskusjach pojawi³o siê pojêcie deficytu demokracji, który
obrazowany jest paradoksem dotycz¹cym roli Parlamentu Europejskiego. Ostatnim elemen-
tem buduj¹cym uznanie w³adzy jest jej skuteczno�æ w rozwi¹zywaniu problemów. Do najwa¿-
niejszych z nich nale¿y bezpieczeñstwo, przez d³ugi czas rozumiane jako brak wojen, oraz
rozwój gospodarczy gwarantuj¹cy zamo¿no�æ spo³eczeñstwa. Zgodnie z t¹ koncepcj¹ wy-
borcy i pañstwa akceptuj¹ system decyzyjny na tyle, na ile s¹ zadowoleni z realizacji swoich
potrzeb. W ostatnich latach pojawi³a siê idea budowy legitymizacji Unii poprzez system
ochrony praw obywateli. Jednym z elementów takiego my�lenia wydaje siê Karta praw
podstawowych przygotowana przez pierwszy Konwent23.

Bior¹c za punkt wyj�cia te trzy kierunki my�lenia, wskazywane s¹ ró¿ne modele legitymi-
zacji systemu UE. W literaturze rozró¿niane s¹ dwie formy legitymacji: legitymacja a priori
i legitymacja a posteriori. Legitymacja a priori uzale¿niona jest od istniej¹cych uprzednio
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22 Ibidem, s. 254�255.
23 M. J a s t r z ê b i e c - P y s z y ñ s k i, Konwent w sprawie przysz³o�ci Europy � geneza, dynamika,

znaczenie, praca doktorska, Uniwersytet Jagieloñski, Wydzia³ Studiów Miêdzynarodowych i Politycz-
nych, Instytut Nauk Politycznych i Stosunków Miêdzynarodowych, Zak³ad Organizacji i Instytucji
Miêdzynarodowych, Kraków 2005, s. 19�21.
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form wspólnoty politycznej. Zak³ada siê w niej, ¿e sprawiedliwe i legitymowane procedury
prze³o¿¹ siê na legitymacje ustroju i systemu politycznego. Legitymacja a priori zale¿y na
ogó³ od silnej to¿samo�ci wspólnotowej, która opiera siê na fundamencie spo³ecznym i et-
nicznym. Nasz ustrój jest legitymowany dlatego, ¿e istniej¹ wspólne dla nas wszystkich wiêzi
wspólnotowe (przynajmniej jest wiara w ich istnienie). Tego typu wiê� nie ³¹czy wszystkich
Europejczyków, aczkolwiek niektórzy ¿ywi¹ nadziejê, ¿e to¿samo�æ europejska bêdzie odgry-
wa³a coraz wiêksz¹ rolê. Dokonywane jest kontrastowe zestawienie z poczuciem przynale¿-
no�ci do wspólnoty krajowej � wielu obywatelom tego tak¿e brakuje. Mo¿na rzec, ¿e d¹¿enia
do kulturowej jednolito�ci odchodz¹ w przesz³o�æ, a upowszechnienie � za spraw¹ UE �
interakcji pomiêdzy obywatelami ró¿nych pañstw mo¿e doprowadziæ do rozwoju innych aspek-
tów to¿samo�ci. Zdaniem D. Wincott24, nawet gdyby okaza³o siê to mo¿liwe, to poczucie
reprezentacji rozmaitych to¿samo�ci w procesach politycznych Unii nie rozwi¹¿e problemów
zwi¹zanych z legitymacj¹ (widoczna jest tutaj próba legitymizacji UE za pomoc¹ to¿samo�ci).

Proces legitymowania nowego systemu opiera siê na wytworzeniu poparcia spo³eczne-
go, czyli akceptacji zale¿no�ci w³adczych, tworz¹cych zobowi¹zania wobec w³adzy zwierzch-
niej, które przebiegaæ mo¿e w oparciu o czynniki �miêkkie� � ideowe, personalne lub
�systemowe� � normatywno-strukturalne. Do pierwszych zalicza siê wspólnotê zasad i war-
to�ci, co do których istnieje minimum zgody spo³ecznej buduj¹cej wiê� spo³eczn¹ miêdzy
rz¹dz¹cymi a rz¹dzonymi. Legitymizowanie w³adzy oznacza w tym sensie, i¿ nowo powstaj¹-
ce instytucje polityczne opieraj¹ siê na warto�ciach, które sta³y u podstaw tworzenia syste-
mu, a jego instytucje daj¹ gwarancje ich realizowania w praktyce decyzyjnej. Legitymizacja
ideowa wspieraæ siê powinna na wspólnej wizji ³adu spo³ecznego, praw cz³owieka, zakresu
wolno�ci, wzorca sprawiedliwo�ci, cnotach publicznych. Z kolei legitymizacja personalna
podkre�la czynnik osobowy � poparcie dla �ojców-za³o¿ycieli� danego systemu polityczne-
go, przekonanie o ich zdolno�ciach i cnotach oraz szacunek dla ich dokonañ. W tym wypad-
ku rolê odgrywaj¹ czynniki bardziej subiektywne i emocjonalne. Proces legitymizacji polega
na przypisywaniu osobom, z którymi siê identyfikujemy w oparciu o tworz¹cy siê system
polityczny, takich cech jak charyzmatyczno�æ (w ujêciu weberowskim), kompetencja, daleko-
wzroczno�æ, troska o obywateli, szlachetno�æ itp.25

Równie istotnymi czynnikami legitymizacji s¹ kwestie normatywne i strukturalne. Wyzna-
czaj¹ one pole do oceny legalno�ci danej w³adzy, przejrzysto�ci procesu decyzyjnego, efek-
tywno�ci dzia³ania systemu politycznego. Instytucje polityczne w nowo powstaj¹cym systemie
musz¹ uzyskaæ akceptacjê spo³eczn¹ co do sposobów swego funkcjonowania, przestrzega-
nia prawa, ale przede wszystkim � do kwestii pierwotnego zalegalizowania utworzenia struk-
tur w³adczych. Chodzi o powszechne przekonanie, ¿e nowy system polityczny posiada
uprawomocnienie do podejmowania dzia³añ politycznych wynikaj¹ce za zgody rz¹dzonych,
wpisuje siê w regu³y �rz¹dów prawa�, realizuje istotne spo³ecznie cele. Na tym tle prawo
pojmowane jest jako zbiór norm, które w równym stopniu dotycz¹ rz¹dzonych i rz¹dz¹cych
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oraz reguluj¹ ca³o�æ wspólnotowego ¿ycia spo³ecznego26. Legitymizacjê w³adzy instytucji
wspólnotowych mo¿na rozpatrywaæ w czterech modelach o charakterze �typów idealnych�.
S¹ to legitymizacja demokratyczna, legitymizacja po�rednia, legitymizacja utylitarna oraz legi-
tymizacja cywilizacyjna. Model legitymizacji cywilizacyjnej opiera siê na powszechnie uzna-
nym systemie warto�ci zewnêtrznych wobec procedur demokratycznych. Nawi¹zuje on do
weberowskiego typu �przywództwa charyzmatycznego�, przeniesionego niejako na poziom
instytucjonalny. Legitymizacja cywilizacyjna podkre�la wagê czynników ideowych w budo-
waniu poparcia dla w³adz publicznych. W przypadku integracji europejskiej polega³oby to na
przekonaniu obywateli, ¿e jego dzia³anie s³u¿y �europejskiemu dobru wspólnemu�, realizuje
warto�ci naszej cywilizacji, przestrzega zasad i norm obowi¹zuj¹cych w europejskim modelu
politycznym. Zatem Unia Europejska by³aby �wspólnot¹ wspólnot�, które ³¹cz¹ siê w przeko-
naniu o swoim podobieñstwie i jednolito�ci celów27.

Legitymizacjê UE mo¿na rozpatrywaæ w odniesieniu do czterech zasadniczych grup argu-
mentów, które stanowi¹ uzasadnienie do sprawowania w³adzy. Po pierwsze � w literaturze
wskazywana jest argumentacja legalno-proceduralna. Odnosi siê ona do �róde³ stanowienia
prawa i legalno�ci okre�lonych w³adz publicznych. Ta formu³a legitymizacji odwo³uje siê do
systemu prawnego i jego egzekwowania na drodze s¹dowej. Jest to najwa¿niejszy instru-
ment legalno�ci dzia³añ Unii Europejskiej, a jednocze�nie mechanizm dalszego pog³êbiania
europejskiej integracji. Jego podstaw¹ jest doktryna supremacji prawa wspólnotowego nad
prawem krajowym. Dziêki temu instytucje unijne �wymuszaj¹� stosowanie prawa europej-
skiego w krajach cz³onkowskich, a w niektórych dziedzinach zwiêkszaj¹ zakres jego obowi¹-
zywania poprzez interpretacje s¹dowe. Istotn¹ zasad¹ dotycz¹c¹ tej¿e formu³y legitymizacyjnej
jest rozwi¹zywanie rozbie¿no�ci interesów i konfliktów politycznych poprzez odwo³anie siê
do okre�lonych procedur i rozstrzygniêæ s¹dowych. Po drugie � mo¿na siê odwo³ywaæ do
legitymizacji demokratycznej, która opiera siê na powszechnych wyborach i wiêkszo�ciowym
mandacie do sprawowania w³adzy. Trzecim typem argumentacji dotycz¹cej legitymizacji poli-
tycznej jest odwo³ywanie siê do wyników sprawowania w³adzy � legitymizacja odnosz¹ca
siê do wyników polityk. Stanowi¹ one uzasadnienie dla okre�lonej ekipy politycznej lub
rozwi¹zañ instytucjonalnych, o ile s¹ zgodne z oczekiwaniami spo³ecznymi. Czwartym sposo-
bem legitymizowania w³adzy jest odwo³anie siê do kultury i okre�lonej wspólnoty politycz-
nej, która stanowi podmiot dla wy³onienia w³adz politycznych � legitymizacja odnosz¹ca siê
do kultury28.

Dotychczasowy rozwój integracji europejskiej w zasadniczym stopniu opiera siê na zuni-
fikowanym i narzucanym odgórnie prawie oraz procedurach formalnych, a tak¿e s¹dowym
wymuszaniu realizacji prawa europejskiego. Tego typu proces integracyjny potocznie nazy-
wany jest �metod¹ wspólnotow¹� i uznawany za charakterystyczny dla systemu regulacyj-
nego. Jednocze�nie w odniesieniu do tego systemu kszta³tuje siê zasadnicza p³aszczyzna
legitymizacji UE. Jest to legitymizacja legalno-proceduralna, która w coraz wiêkszym stopniu
odnosi siê do wewnêtrznej dynamiki rozwoju systemu prawa europejskiego29. Formalna legi-
tymacja Unii wydaje siê byæ niepodwa¿alna, gdy¿ opiera siê na licznych traktatach zawar-
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tych w sposób wa¿ny przez �Wysokie Uk³adaj¹ce siê Strony�, ratyfikowanych przez nie
zgodnie z wymogami ich w³asnych konstytucji. Stosunkowo do niedawna formalna legityma-
cja UE (a wcze�niej WE) by³a wystarczaj¹ca. Obecnie prawie wszêdzie uwa¿a siê, ¿e formalna
legitymacja, choæ ma zasadnicze znaczenie, nie jest dostateczna. Sprawnie funkcjonuj¹ca
Unia potrzebuje tak¿e legitymacji spo³ecznej, je¿eli jej akty prawne maj¹ siê cieszyæ szerokim
poparciem spo³ecznym30.

W literaturze dostrzegany jest pewien paradoks co do roli prawa w procesie integracji
europejskiej. Z jednej strony prawo jest g³ównym narzêdziem integracji, a z drugiej to samo
prawo dzia³a jako czynnik destrukcyjny na poziomie narodowym, albowiem nierzadko struk-
tury narodowych systemów prawnych s¹ uzale¿nione od regulacji wspólnotowych. Wspól-
notowy porz¹dek prawny jest postrzegany jako wyj¹tkowo dobrze zintegrowany subsystem
prawa europejskiego oraz szerszego miêdzynarodowego prawa publicznego, jednak¿e, zgod-
nie z najwcze�niejszymi orzeczeniami ETS, jako zupe³nie nowy porz¹dek prawny. Nie mo¿na
jednak uznaæ, ¿e prawo wspólnotowe tworzy system �rewolucyjny� w teorii prawa miêdzyna-
rodowego. Przecie¿ ju¿ Hans Kelsen w 1920 roku uzasadnia³, ¿e w klasycznym ujêciu prawa
miêdzynarodowego zasada �cis³ego monizmu wymaga zarówno bezpo�redniej stosowalno-
�ci prawa, jak i supremacji prawa miêdzynarodowego nad narodowym31.

Literatura wci¹¿ podejmuje próby opisywania normatywnego porz¹dku Unii Europejskiej
w kategoriach autorytetu pañstwa i tradycyjnych konstrukcji systemu prawa, takich jak
nadrzêdno�æ konstytucji i wyra¿onych w niej zasad oraz warto�ci danej wspólnoty polityczno-
-narodowej czy integracji prawa Unii Europejskiej ze struktur¹ systemu prawa wewnêtrznego
za pomoc¹ formalistycznych narzêdzi dogmatycznych. Jednak¿e mo¿na zastanowiæ siê nad
tym, czy rozumienie prawa w odniesieniu do jego zwi¹zków z terytorium, przymusem i auto-
rytetem suwerena nie wydaje siê nieco anachroniczne32. Najtrudniej jest zaakceptowaæ spe-
cyfikê prawa europejskiego. Nie ma suwerena ani pañstwa w tradycyjnym rozumieniu. To
odseparowanie prawa i organizacji pañstwowych w porz¹dku Wspólnot Europejskich oraz
charakter prawny Unii Europejskiej zmusza do odrzucenia suwerenno�ci jako sposobu legi-
tymizacji prawa europejskiego33. Paradygmat suwerenno�ci nie t³umaczy faktu poddania
porz¹dków prawnych pañstw cz³onkowskich kontroli prawa wspólnotowego oraz mo¿liwo�ci
bezpo�redniego stosowania prawa wspólnotowego. Ponadto legitymowanie prawa Wspól-
noty przez suwerenno�æ pochodz¹c¹ z delegacji parlamentów pañstw cz³onkowskich sk³a-
nia³oby do tezy, ¿e Wspólnota d¹¿y do stworzenia superpañstwa europejskiego34. W zwi¹zku
z tym aparatura pojêciowa klasycznego pozytywizmu Austina nie jest adekwatna dla prawa
europejskiego. To samo mo¿na powiedzieæ o pogl¹dach Kelsena35, który nakazuje traktowaæ
prawo wy³¹cznie jako system norm. Jego czysta teoria prawa postuluje badanie prawa �me-
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tod¹ normatywn¹�, która wy³¹cza z rozwa¿añ prawniczych kwestie spo³eczne, psychologicz-
ne oraz wszelkie oceny prawa36.W prawie europejskim nie da siê od tych kwestii uciec. Rola
sankcji w czystej teorii prawa nie sprawdza siê przy prawnym charakterze uregulowañ wspól-
notowych. Te ostatnie nie znaj¹ sankcji w znaczeniu normatywizmu37. Interesuj¹ce spostrze-
¿enie stanowi tak¿e fakt, ¿e w polskiej kulturze prawnej dokonuje siê proces autonomizacji
dyskursu prawnego. Prawo przestaje byæ identyfikowane z przymusem, który jest w dyspo-
zycji pañstwa, a raczej w ramach kultury prawnej jego czê�ci sk³adowe s¹ postrzegane w ak-
tach spo³ecznego oddzia³ywania38.

W Europie nie ma konstytucyjnego demos, który legitymizowa³by traktaty europejskie
jako prawo wy¿szego rzêdu ni¿ konstytucje krajowe. Suwerenem traktatów s¹ pañstwa, a nie
spo³eczeñstwo europejskie. W my�l regu³ demokratycznych wiêksz¹ legitymizacjê maj¹ kon-
stytucje narodowe, dla których suwerenem s¹ historycznie ukszta³towane narody europej-
skie. W Europie panuje wiêc odgórna hierarchia norm prawnych, ale oddolna hierarchia
autoryzacji spo³ecznej i realnej w³adzy. Dlatego uznanie zasady supremacji prawa europej-
skiego nad krajowym jest dobrowolnym podporz¹dkowaniem siê s¹downictwa narodowego,
udzielanym na zasadach warunkowych39.

Istnieje obszerny zbiór prawa europejskiego, które sta³o siê podstaw¹ normatywn¹ ist-
nienia i funkcjonowania ogromnej liczby rozmaitego rodzaju instytucji. Prawo to w szczegól-
ny sposób ogranicza wszechmoc w³adzy pañstwowej w pañstwach cz³onkowskich. Rozwój
prawa europejskiego by³ procesem d³ugofalowym i wielow¹tkowym. Rozwijany przez ponad
50 lat zbiór przepisów i orzecznictwa tworzy³ coraz bardziej rozbudowane tomy. Jego kolejne
strony wype³nia³y efekty debat prawniczych i politycznych. Dyskusje prawnicze toczy³y siê
przede wszystkim miêdzy trybuna³ami konstytucyjnymi a Europejskim Trybuna³em Sprawie-
dliwo�ci, dyskusje polityczne natomiast odbywa³y siê na konferencjach miêdzyrz¹dowych
i owocowa³y kolejnymi traktatami40. Zbiór gromadzonych od lat europejskich praw zawiera-
j¹cych do�æ zawi³e lub zgo³a tajemnicze sformu³owania stanowi coraz wiêksze wyzwanie dla
tych, którzy próbuj¹ je zrozumieæ i interpretowaæ. Wspólnota od pocz¹tku stawia³a sprawê
jasno: przed przyst¹pieniem kraje kandyduj¹ce musz¹ przyj¹æ ca³o�æ europejskiego prawa41.
�Plurilateralny� system rz¹dów mo¿e w rozszerzonej Unii okazaæ siê stosunkowo skuteczny.
Jednak stawiane jest pytanie, czy bêdzie uznany za legalny i wiarygodny. Zgodno�æ z pra-
wem to nie tylko funkcja skuteczno�ci, lecz tak¿e demokracji i sympatii spo³ecznej. Niektórzy
przecie¿ mog¹ twierdziæ, ¿e brak emocjonalnych i demokratycznych �róde³ prawa mo¿e prze-
szkodziæ Unii w zdobyciu utylitarnej legitymizacji wynikaj¹cej ze skuteczno�ci. W literaturze
odnajdujemy pogl¹d, ¿e Unia Europejska potrzebuje tylko kilku prostych, stosunkowo zwiê-
z³ych i powszechnie zrozumia³ych przepisów. Wydawaæ siê mo¿e, i¿ obszerna i czê�ciowo
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niezrozumia³a �kompilacja istniej¹cych traktatów europejskich�, któr¹ poddano pod g³oso-
wanie w ca³ej Europie w 2005 roku, nie spe³ni³a tych warunków42.

Instytucje europejskie przekszta³ci³y stosunki miêdzypañstwowe w Europie przede wszyst-
kim poprzez prawo. Ta cecha integracji europejskiej okre�lana jest jako �wspólnota prawa�43.
Podobnie jak w Europie, równie¿ we wszystkich pañstwach cz³onkowskich UE pañstwo
prawa (mimo ró¿nic w koncepcjach), odgrywa szczególn¹, definiuj¹c¹ rolê. Prawo krajowe
wywodzi siê z zasady nadrzêdno�ci konstytucji pañstwa, niezale¿nie od tego, czy jest ona
ujêta w formie jednolitego tekstu, czy te¿ stanowi jego funkcjonalny ekwiwalent. Konstytu-
cje okre�laj¹ z kolei polityczne, spo³eczne, gospodarcze i kulturalne podstawy decyduj¹ce
o charakterze poszczególnych pañstw. Z tego w³a�nie powodu stworzenie europejskiego
korpusu prawa, które uzyska³o status konstytucji, to wyj¹tkowa historia sukcesu, która wy-
war³a zasadniczy wp³yw na charakter integracji europejskiej. Od chwili wydania przez S¹d
w Luksemburgu orzeczeñ prejudycjalnych, które ustanowi³y zasadê bezpo�redniej skutecz-
no�ci prawa europejskiego na szczeblu krajowym oraz zasadê prymatu prawa europejskiego
wobec prawa krajowego, prawo europejskie zyska³o status konstytucyjny, oddzia³uj¹c na
status prawny obywatela, okre�laj¹c jego prawa i obowi¹zki � i w ten sposób wyra¿aj¹c to,
czym Europa jest i czym chcia³aby siê staæ. Istnienie europejskich praw podstawowych
ilustruje szczególny charakter prawa europejskiego z tego tytu³u, ¿e ¿adna inna organizacja
miêdzynarodowa nie zapewnia ochrony praw podstawowych przed swoimi w³asnymi aktami
prawnymi. Szczególna rola w tym zakresie przypada Europejskiemu Trybuna³owi Sprawiedli-
wo�ci. Trybuna³ Sprawiedliwo�ci czerpie korzy�ci z pewnej inercji przejawianej przez rz¹dy
pañstw cz³onkowskich, które nawet je�li rzadko przyjmowa³y jego wyroki z niechêci¹ � czê-
sto poprzestawa³y na przyjêciu za³o¿enia o racjonalno�ci prawa. Ponadto uchylenie orzecze-
nia ETS wymaga zmiany prawa wspólnotowego. Trzeba wzi¹æ pod uwagê jeszcze jedno �
mianowicie ze wzglêdu na niezawis³o�æ sêdziów ETS jego orzeczenia znacznie rzadziej wyma-
gaj¹ jakiego� choæby nieformalnego usankcjonowania przez pañstwa cz³onkowskie w po-
równaniu z decyzjami wydawanymi przez inne instytucje unijne, takie jak Komisja czy
Parlament. I tak jak na szczeblu krajowym prawo mo¿e byæ uznane za wytwór kultury i poli-
tyki i za którym � je�li ma byæ ono skuteczne � staæ musi zgoda wiêkszo�ci, tak prawo
europejskie, aby sta³o siê skuteczne, musi reprezentowaæ spo³eczny konsens poza sfer¹
polityki44. Przyjête przez UE akty prawne, które maj¹ bezpo�rednie skutki prawne dla obywa-
teli krajów cz³onkowskich, powinny byæ podejmowane na wspólnym forum publicznym. Wobec
tego trzeba przyj¹æ istnienie wspólnej przestrzeni publicznej, co Kant45 uwa¿a za warunek
legalno�ci stanowionego prawa, bowiem chodzi o uzasadnienie mocy prawa jednakowego
dla wszystkich. Mówi¹c o sferze publicznej, mamy na my�li symboliczn¹ przestrzeñ, w której
istnieje i w której mo¿na znale�æ uzasadnienie dla obowi¹zuj¹cej mocy prawa. Akty prawne
UE maj¹ jednorodny charakter unijny, ich legitymizacja sk³ada siê z ró¿norodnych autoryzacji
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42 Ibidem, s. 242, 254.
43 Prawo stanowi podstawê fundamentu Wspólnoty. Wspólnota prawa obejmuje swoim zakresem

wszystkie dziedziny prawa, a wiêc: prawo ustrojowe, materialne i procesowe. O. H o ³ u b - � n i a d y c h,
Unia jako wspólnota prawa [w:] Zasady ogólne prawa wspólnotowego, red. C. M i k, Toruñ 2007,
s. 43, 53.

44 F. C. M a y e r,  J. P a l m o w s k i, Europejskie to¿samo�ci a Unia Europejska � wiêzi ³¹cz¹ce
narody Europy, �Nowa Europa. Przegl¹d Natoliñski� 2007, nr I (5), s. 105�107.

45 Por. I. K a n t, Metafizyka moralno�ci, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2007; I. K a n t,
Krytyka praktycznego rozumu, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2008.
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na szczeblu pañstw narodowych. Nie stanowi to wymaganej przez Kanta jawno�ci wszelkich
aktów prawnych jako warunku ich prawomocno�ci. Kant postulowa³ zgodno�æ miêdzy sfer¹
prawa a sfer¹ publiczn¹. Je�li chodzi o jako�æ polityczn¹ Unii, to stwierdzana jest struktural-
na s³abo�æ jej sfery publicznej46. Prawo wspólnotowe stopniowo jest �nadbudowywane�
nad porz¹dkami krajowymi. Jednak¿e z drugiej strony zmiany w sytuacji pañstw europejskich
wywiera³y wp³yw na tre�æ regulacji ponadnarodowych. W efekcie funkcjonalnej konstytu-
cjonalizacji nast¹pi³o zasadnicze przekszta³cenie pola konstytucyjnego Unii Europejskiej i za-
sad dzia³ania jej systemu politycznego. Materialne sk³adniki tego pola � traktaty, konstytucje
i prawa globalne � zosta³y uporz¹dkowane w hierarchiczny system, którego stra¿nikiem i in-
terpretatorem zosta³ ETS. W ten sposób zbudowano relacje wewn¹trz pola konstytucyjnego
i nadano mu wewnêtrzn¹ dynamikê, polegaj¹c¹ m.in. na mo¿liwo�ci indywidualnego skar¿e-
nia w³asnego pañstwa (w³adz publicznych) na podstawie prawa ponadnarodowego. Wspól-
notowy system prawny, poprzez swe bezpo�rednie oddzia³ywanie na prawo krajowe, sta³ siê
istotnym instrumentem zarz¹dzania politycznego w Unii Europejskiej i podkre�li³ znaczenie
jego proceduralizacji, która przybra³a formê dyrektyw wspólnotowych. Tym samym pañstwa
cz³onkowskie zosta³y w³¹czone w sieæ regulacyjn¹, która obowi¹zuje na ich terenie nie tylko
w zakresie stricte wspólnotowym (tzn. obejmuj¹cym ponadnarodowy zakres polityki), ale
tak¿e istotnie modeluj¹cym ich politykê wewnêtrzn¹, której zasady musz¹ byæ zgodne z �kon-
stytucj¹ materialn¹� Unii Europejskiej. Specyfika systemu wspólnotowego powoduje, ¿e
konstytucja Unii Europejskiej powinna przybraæ kszta³t przede wszystkim tzw. meta-regulacji
czyli procedur (standardów, zasad, negocjacji itp.) ³¹cz¹cych systemy prawne, polityczne
i gospodarcze pañstw cz³onkowskich w ca³o�æ, która umo¿liwia im koegzystencjê, wymianê
i rozwój. Unia jest systemem zarz¹dzania publicznego za pomoc¹ procedur dostosowanych
do potrzeb poszczególnych polityk. Procedury te s¹ sposobem na zagwarantowanie �mo-
stów� � czyli powi¹zañ pomiêdzy podmiotami (pañstwa, regiony, gospodarka) oraz �bram�,
które limituj¹ dostêp do wspólnej przestrzeni (dla produktów nie spe³niaj¹cych norm, pod-
miotów ³ami¹cych zasady)47.

Argumenty konsekwencjonalistyczne48 (odwo³uj¹ce siê do mo¿liwych konsekwencji spo-
³ecznych wprowadzenia okre�lonych przepisów prawnych; argumenty te odgrywaj¹ szcze-
gólnie donios³¹ rolê, zw³aszcza w przypadku tych regulacji, w których prawo funkcjonuje
jako instrument polityki spo³ecznej) odgrywaj¹ pierwszorzêdn¹ rolê w przypadku Wspólnot,
gdzie prawo jest narzêdziem integracji (tzw. fenomen integracji przez prawo). Przyjêcie inter-
pretacji z �konsekwencji� oznacza w rzeczy samej zapewnienie dalszego trwania prawa wspól-
notowego jako nowego porz¹dku prawnego i zapewnieniu, ¿e cele Wspólnoty zostan¹
zrealizowane. Opisuj¹c argumentacjê konsekwencjonalistyczn¹, nale¿y odwo³aæ siê do mo-
delu socjotechnicznego, który zak³ada postrzeganie prawa jako narzêdzia polityki spo³ecznej,
czemu towarzyszy za³o¿enie, ¿e prawo legitymizuje skuteczno�æ w zakresie osi¹gania celów
polityki spo³ecznej.

Bez zasady pierwszeñstwa Traktat ustanawiaj¹cy Wspólnotê Europejsk¹ sta³by siê martw¹
liter¹, Wspólnoty uleg³yby rozwi¹zaniu. Bez pierwszeñstwa prawo wspólnotowe by³oby je-
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46 U. K. P r e u ß, Transformacja europejskiego pañstwa narodowego szans¹ na powstanie europej-
skiej opinii publicznej?, �Nowa Europa. Przegl¹d Natoliñski� 2007, nr I (5), s. 135�140.

47 K. S z c z e r s k i, Unia Europejska jako otwarty system konstytucyjny, http://www.mpp.org.pl/13/
13_8.html.

48 Szerzej na ten temat L. M o r a w s k i, Wyk³adnia w orzecznictwie s¹dów. Komentarz, Toruñ 2002.
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dynie zbiorem norm koordynuj¹cych wspó³pracê miêdzynarodow¹ na poziomie miêdzyrz¹do-
wym. Fenomen Wspólnoty to �uprzywilejowana rola prawa�. To oznacza szczególn¹ pozycjê
ETS, któremu traktat powierzy³ zadanie zapewnienia przestrzegania prawa. W procesie inte-
gracji rola sêdziego ma charakter komplementarny wobec prawodawcy wspólnotowego49.

Wobec regulacji europejskich wysuwane s¹ powa¿ne zarzuty. B. Wildstein50 zauwa¿y³, i¿
model integracji europejskiej ska¿ony zosta³ ideologicznym grzechem, na który na³o¿y³ siê
klasyczny mechanizm wyobcowania europejskiej biurokracji. Autor wskaza³, ¿e ów �ideolo-
giczny grzech� polega na wyobra¿eniu, ¿e ujednolicaj¹c prawo, czyli sposób funkcjonowa-
nia spo³eczeñstw Europy, mo¿na zbudowaæ jeden naród. Win¹ za ten stan rzeczy obarcza
brukselskich biurokratów, do których zalicza klasê prawników. Autor podaje inny sposób
integracji, jego zdaniem du¿o bardziej skuteczny i naturalny. Polega³by on na przyjêciu
tylko elementarnych zasad prawnych, tudzie¿ usuniêciu barier dla wolnego rynku. Zauwa-
¿a, ¿e prawo unijne jest coraz bardziej rozbudowywane, wp³ywa to na blokowanie dzia³alno-
�ci gospodarczej, ogranicza samostanowienie, czyli demokracjê. Z pewno�ci¹ nie wp³ywa
na tworzenie wspólnoty. Taka sytuacja zdaniem cytowanego autora �oddaje coraz wiêksze
uprawnienia «o�wieconej» ka�cie prawników. Ograniczaj¹c demokracjê przez narzucanie od-
górnych praw, europejscy mandaryni osi¹gaj¹ mo¿liwo�æ kszta³towania Unii w wymiarze
ideologicznym�51.

W pewien sposób zbli¿on¹ tezê odnajdujemy w tek�cie A. Kozaka52, który twierdzi, ¿e
integracja europejska od pewnego czasu nie jest ju¿ uzale¿niona od decyzji politycznych,
lecz znalaz³a siê w rêkach prawników i jest obecnie podtrzymywana decyzjami ETS i dokony-
wan¹ przez niego interpretacj¹ prawa UE. Prawn¹, a nie polityczn¹ genezê maj¹ niektóre wrêcz
fundamentalne elementy ustroju zjednoczonej Europy, w tym np. zasada bezpo�redniej sku-
teczno�ci prawa UE, w swym obecnym kszta³cie bêd¹ca wytworem orzecznictwa ETS. Prawo �
o czym ju¿ wspominano wcze�niej � sta³o siê g³ównym motorem europejskiej integracji. Prze-
cie¿ kreatorem Wspólnoty staje siê �sêdzia-Herkules�, który walczy o to, by w Unii panowa³a
sprawiedliwo�æ. Pozycjê sêdziów Trybuna³u Sprawiedliwo�ci i S¹du Pierwszej Instancji mo¿-
na porównaæ do sêdziów S¹du Najwy¿szego Stanów Zjednoczonych oraz presti¿u, z którego
korzystaj¹. Unijni sêdziowie tworz¹ now¹ kulturê prawn¹, zwan¹ kultur¹ �klerków-formali-
stów�53.

Zadajemy sobie pytanie: Czy to, co tworz¹ prawodawcy, jest w istocie prawem? W jakim
sensie? Czy ka¿da decyzja, która uzyska poparcie wiêkszo�ci, mo¿e staæ siê prawem? Czy
wszystko jest rzeczywi�cie takie proste? Czy nadal mo¿emy mówiæ bez wahania o rz¹dach
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49 T. T. K o n c e w i c z, Zasada jurysdykcji powierzonej Trybuna³u Sprawiedliwo�ci Wspólnot Euro-
pejskich. Dynamiczna koncepcja wspólnotowego wymiaru sprawiedliwo�ci, Wydawnictwo Prawo i Prak-
tyka Gospodarcza, Warszawa 2006, s. 521�523.

50 Krytyczn¹ analizê pogl¹dów tego autora na temat integracji europejskiej, wyg³aszanych na ³amach
�Rzeczpospolitej�, mo¿na odnale�æ w tek�cie: A. K u t t e r, Unia Europejska jako antagonizm. Strategie
dyskursywne w polskiej debacie o przysz³o�ci integracji europejskiej [w:] Europa w polskich dyskursach,
red. A. H o r o l e t s, Wydawnictwo Adam Marsza³ek, Toruñ 2006, s. 108�111.

51 B. W i l d s t e i n, Strze¿my siê Karty praw podstawowych, �Rzeczpospolita� z 24 lipca 2007 r., s. 8.
52 A. K o z a k, Niedoceniona wspólnota � prawnicy a integracja europejska [w:] Z zagadnieñ teorii

i filozofii prawa. Teoria prawa europejskiego, red. J. K a c z o r, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³aw-
skiego, Wroc³aw 2005, s. 162 i nast.

53 Z. B r o d e c k i, Prawo integracji w Europie, Wydawnictwo Prawnicze Lexis Nexis, Warszawa
2008, s. 80.
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prawa? G. Satori w Teorii demokracji zadaje pytanie: rz¹dy prawa, czy prawodawców (usta-
wodawców)? Forma, procedura decyduje o narodzinach prawa. Spór o prawo jest w istocie
sporem o racjonalno�æ ludzkiego dzia³ania. Jak¹ warto�æ maj¹ �racjonalne prawa�? Czy kon-
cepcja racjonalnej legislacji nie jest jedynie �ród³em z³udzeñ? Formalne kryteria uprawomoc-
nienia, o wszystkim decyduje procedura � taki w³a�nie charakter ma �panowanie legalne�.
Jego wa¿nym aspektem jest �racjonalne i systematyczne tworzenie prawa�. W systemie ra-
cjonalno�ci proceduralnej prawo, jak to okre�la Weber54, nosi znamiona formalne. Istotnej
wagi nabiera prze�wiadczenie, i¿ porz¹dki prawne jako takie s¹ wy³¹cznie �technik¹�. �Racjo-
nalne prawo nowoczesnego zachodniego pañstwa � podkre�la Weber � wedle którego roz-
strzygaj¹ fachowo wykszta³ceni urzêdnicy, wywodzi siê z punktu widzenia nie tre�ci, lecz
formy, z prawa rzymskiego. Ono z kolei jest produktem rzymskiego miasta-pañstwa, w którym
nigdy nie zapanowa³a w³a�ciwa greckiemu miastu demokracja�. Tre�æ prawa nie jest wiêc
w systemie panowania legalnego czynnikiem, który móg³by odgrywaæ samoistn¹, mobilizu-
j¹c¹ rolê. Uznanie norm prawnych nie zale¿y od ocen i prze�wiadczeñ, które mog³yby rywa-
lizowaæ z zasad¹ uprawomocnienia przez procedurê. �Prawowito�æ� prawa wi¹¿e siê
bezpo�rednio z poprawno�ci¹ procedur. Tre�æ prawa staje siê pochodn¹ jego formy. Weber
zaznacza wprawdzie, i¿ rozwój formalnych znamion prawa objawia osobliwe sprzeczno�ci, ale
mówi¹c to, ma na my�li kwestie zwi¹zane z jego stosowaniem, przede wszystkim z wymiarem
sprawiedliwo�ci. Synkretyzm form, wykluczaj¹cy czysto �techniczne� rozumienie prawa, os³abia
� jak powiada Weber � �formalny racjonalizm prawa�. W ¿adnej mierze nie dotyczy to jednak
formu³ ustanowienia. Tu mamy bowiem do czynienia z ca³kowit¹ jednoznaczno�ci¹, z bez-
wzglêdn¹ w³adz¹ procedur. Sama idea prawa w rzeczywisto�ci zaczyna jednak �dryfowaæ�.
Wszystko zale¿y od politycznej koniunktury � od chwiejnych preferencji i zmiennych intere-
sów. �Prawo� staje siê polem rozgrywek. Legislacja niewiele ma ju¿ wspólnego z odwo³aniem
siê do racji zasadniczych (oczywi�cie poza kwesti¹ w³a�ciwej procedury�)55.

7 maja 2005 roku Komisja Unii Europejskiej zatwierdzi³a projekt unijnej dyrektywy o pa-
tentowaniu wynalazków dokonywanych za pomoc¹ komputera. Dyrektywa ta wzbudzi³a ogrom-
ne kontrowersje, nie tyle z powodu swojej tre�ci, ale dlatego, ¿e jej zatwierdzenie zosta³o
dokonane w trybie stawiaj¹cym w w¹tpliwym �wietle demokratyczne procedury UE. Pomimo
sprzeciwu trzech krajów (Danii, Polski i Portugalii) przedmiotowa dyrektywa zosta³a uznana
za tzw. a-item, czyli niebudz¹c¹ w¹tpliwo�ci. Ciekawym jest fakt, i¿ o przeredagowanie
dyrektywy wnosi³ Parlament Europejski, jedyna demokratycznie wybierana instytucja Unii
Europejskiej. Z punktu widzenia tego opracowania istotnym jest fakt, ¿e dyskusja skupi³a
siê nie tyle na samym przedmiocie sprawy, czyli co wolno, a czego nie wolno patentowaæ,
ile na legitymizacji prawa stanowionego w taki sposób. Dyskusja ta dotyczy samych pod-
staw tego, czym jest i bêdzie Unia Europejska. Czy o kszta³cie unijnego prawa bêd¹ decy-
dowaæ brukselscy biurokraci, czy te¿ bêdzie ono przedmiotem publicznej dyskusji? Pojawiaj¹
siê g³osy, ¿e na razie gór¹ jest biurokracja � gdy¿ dyrektywa zosta³a zaakceptowana z ra¿¹-
cym naruszeniem procedur. Zdaniem przewodnicz¹cego Komisji, skierowanie jej z powro-
tem do czytania opó�ni³oby proces stanowienia prawa. Dodajmy � stanowienia z³ego
prawa56.
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54 Por. M. We b e r, Gospodarka i spo³eczeñstwo. Zarys socjologii rozumiej¹cej, Warszawa 2002.
55 S. F i l i p o w i c z, Demokracja. O w³adzy iluzji w królestwie rozumu, Wydawnictwo Akademickie

i Profesjonalne Wspó³czesna My�l Humanistyczna, Warszawa 2007, s. 206�219.
56 Opatentowaæ programy komputerowe?, http://7thguard.net/news.php?id=4501.
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W literaturze spotykane s¹ g³osy sugeruj¹ce, i¿ analiza charakteru akcesji oznacza jedy-
nie przeniesienie kompetencji w jej aspekcie proceduralnym. Akcesja oznacza bowiem ca³ko-
wit¹ zmianê procedury stanowienia norm prawnych w okre�lonych zakresach tematycznych57.

Zdaniem L. Morawskiego58, który swoje rozwa¿ania odnosi na p³aszczyznê unijn¹ (�Tak
siê dzieje w Unii Europejskiej��), we wspó³czesnych spo³eczeñstwach w³a�nie dlatego, i¿ s¹
to spo³eczeñstwa funkcjonalnie i spo³ecznie zró¿nicowane, podstaw¹ wspólnej egzystencji
musz¹ staæ siê raczej wspólne instytucje i wspólne procedury podejmowania decyzji i roz-
strzygania sporów, a nie wspólne systemy warto�ci. Legitymizacja poprzez procedury i wspólne
instytucje, a nie legitymizacja poprzez systemy podzielanych warto�ci jest podstawowym
sposobem legitymizowania decyzji politycznych i prawnych w spo³eczeñstwach postindu-
strialnych. Autor dowodzi dalej, i¿ ta sytuacja nie podwa¿a tezy, ¿e z biegiem czasu te proce-
dury i instytucje równie¿ staj¹ siê elementem wspólnej tradycji i niezale¿nie od tego ka¿de
spo³eczeñstwo musi akceptowaæ jako warunek swojej egzystencji pewne minimum warto�ci
materialnych uciele�nionych w regu³ach chroni¹cych ludzkie ¿ycie, w³asno�æ i dotrzymywaæ
zobowi¹zañ. Jednak¿e jest to znacznie mniej ni¿ wspólna moralno�æ.

Z drugiej strony trzeba pamiêtaæ o tym, ¿e przynajmniej w niektórych ujêciach procedury
maj¹ warto�æ etyczn¹ (np. model komunikacyjny J. Habermasa). Wobec tego nie jest tak, ¿e
legitymizacja proceduralna wyklucza argumentacjê aksjologiczn¹.

To w³a�nie argumentacja aksjologiczna jest istotna z punktu widzenia niniejszego opra-
cowania, albowiem w literaturze akcentowana jest potrzeba oparcia europejskiego prawa
wspólnotowego na aksjologii. Nowa Unia jako system polityczny pañstw zasadniczo nie
g³osi pogl¹du o neutralno�ci aksjologicznej, w prawodawstwie zdecydowanie zak³ada zwarty
kanon warto�ci59. Otwarcie debaty na temat podstaw aksjologicznych Unii wymagaæ bêdzie
okre�lenia podstaw jej to¿samo�ci w wymiarze cywilizacyjnym60. Jednocz¹ca siê Europa
zawsze respektowa³a pewne warto�ci. Artyku³ 6 Traktatu o Unii Europejskiej wspomina
o wolno�ci, demokracji, szacunku dla praw cz³owieka, rz¹dach prawa. Po kilkudziesiêciu la-
tach pojawi³a siê potrzeba ponownego ich przemy�lenia. Mo¿liwe s¹ trzy podej�cia do kwe-
stii powi¹zania integracji z tradycyjnymi warto�ciami. Po pierwsze mo¿na zgodnie z tradycj¹
uznaæ, ¿e wspólnoty ludzkie powinny ewoluowaæ, zachowuj¹c ci¹g³o�æ. Wówczas poszuki-
wane bêd¹ tradycyjne warto�ci, które towarzyszy³y Europie od stuleci, stanowi¹c jej j¹dro,
np. chrze�cijañstwo. Europa by³aby wówczas wspólnot¹ kultury. Po drugie mo¿na postulo-
waæ zepchniêcie kultury do sfery prywatnej, integracjê za� sfery publicznej oprzeæ na wspól-
nych warto�ciach politycznych, takich jak spo³eczeñstwo obywatelskie, demokracja, tolerancja
i dialog. Powstanie w ten sposób Europa �konstytucjonalnego patriotyzmu�. Po trzecie mo¿-
na wreszcie w¹tpiæ, czy istnieje jaka� sta³a podstawa europejsko�ci, i przyj¹æ, ¿e w ka¿dej
epoce by³a ona definiowana od nowa. Wobec tego mo¿na zastanowiæ siê nad tym, czy
aksjologiczna legitymizacja prawa europejskiego jest miarodajna?
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57 W. K o z ³ o w s k i,  M. M a t c z a k,  O. L u t y, Ocena skutków regulacji a krajowy i wspólnotowy
proces prawotwórczy [w:] Polska w Unii Europejskiej, XLVI Zjazd Katedr i Zak³adów Prawa Konsty-
tucyjnego, Wierzba 3�5 czerwca 2004 r., Zakamycze 2005, s. 188.

58 L. M o r a w s k i, G³ówne problemy wspó³czesnej filozofii prawa. Prawo w toku przemian, wyd. 4,
Wydawnictwo Prawnicze Lexis Nexis, Warszawa 2003, s. 184.

59 H. J u r o s, Na jakich warto�ciach oprze siê nowa Unia, http://www.opoka.org.pl/biblioteka/x/xu/
7juros.html.

60 P. J. B o r k o w s k i, Federalizm a budowanie jedno�ci Europy, �Studia Europejskie� 2006, nr 2,
s. 105.
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W literaturze mo¿na odnale�æ g³osy, które akcentuj¹ potrzebê informowania spo³eczeñ-
stwa o prowadzonych politykach wspólnotowych, stanowienia prawa w takim zakresie i pro-
cedurze, które bêd¹ mia³y aksjologiczne uzasadnienie. Jednak¿e aksjologia jest mo¿liwa tylko
w okre�lonych dziedzinach prawa. Natomiast czê�æ decyzji, niepopularnych spo³ecznie, musi
byæ podejmowana w³a�nie w oparciu o procedury legitymizowanych organów (uzasadnienie
tetyczne prawa)61.

Literatura wskazuje na legitymizacyjn¹ funkcjê praw fundamentalnych we wspólnoto-
wym porz¹dku prawnym. To twierdzenie wymaga przyjêcia pewnych za³o¿eñ co do istoty
samej �legitymizowalno�ci� w porz¹dku ponadnarodowym. Prawnicy-europei�ci pos³uguj¹
siê w omawianiu tego zagadnienia pojêciem �konstytucyjno�ci�. Jedni sprowadzaj¹ �legity-
mizowalno�æ� w prawie wspólnotowym do okre�lenia instytucjonalnej pozycji �ostateczne-
go arbitra konstytucyjno�ci�. Legitymizowalno�æ w takim ujêciu sprowadza³aby siê do
wi¹¿¹cego i ostatecznego charakteru rozstrzygniêæ tego arbitra. Po wtóre istota �legitymizo-
walno�ci� w porz¹dku ponadnarodowym polega na szczególnym (�konstytucyjnym�) cha-
rakterze relacji miêdzy porz¹dkiem prawnym ponadnarodowym a krajowymi porz¹dkami
prawnymi. Tutaj trzeba odwo³aæ siê do pewnej cechy europejskiego prawa wspólnotowe-
go � mianowicie do jego �normatywnej wy¿szo�ci�. Odsy³a nas to do orzecznictwa ETS,
poniewa¿ to w nim wykszta³ci³y siê te cechy prawa wspólnotowego, które przes¹dzaj¹ o jego
charakterze, w tym g³ównie bezpo�rednia skuteczno�æ oraz zasada pierwszeñstwa prawa
wspólnotowego. Trzecie ujêcie poszukuje istotnych w³a�ciwo�ci �legitymizowalno�ci� w re-
lacji tre�ciowej miêdzy zasadami konstytucyjnymi danego porz¹dku prawnego a jego norma-
mi konstytucyjnymi. Analogicznie charakter legitymizacyjny nale¿y przypisaæ ogólnym zasadom
prawa wspólnotowego. Prawa cz³owieka mog¹ znale�æ zastosowanie do ka¿dego ze wskaza-
nych typów istoty legitymizowalno�ci. Z jednej strony prawa cz³owieka ujmowaæ mo¿na jako
gwarancje przeciwko ingerencji ze strony prawodawcy, z drugiej strony mo¿na upatrywaæ w
prawach cz³owieka wskazówki normatywnej i fundamentu ca³okszta³tu relacji spo³ecznych we
wspólnocie politycznej62. Wielkim wyzwaniem XXI wieku jest stworzenie nowego porz¹dku
�wiatowego, w którym prawa cz³owieka rzeczywi�cie stan¹ siê podstaw¹ prawa i polityki63.

Osi¹ganie coraz pe³niejszego standardu ochrony praw jednostki powinno dokonywaæ siê
tak¿e poprzez dzia³alno�æ legislacyjn¹ polskich organów w ramach kompetencji pozostawio-
nej przez Uniê pañstwom cz³onkowskim w zgodzie jednak z warto�ciami i zasadami p³yn¹cymi
z prawa wspólnotowego. Trzeba mieæ na uwadze tak¿e fakt, ¿e aksjologia systemu prawa
polskiego nie powstawa³a w alienacji od systemów prawnych innych pañstw cz³onkowskich
Unii Europejskiej. To raczej Unia wykszta³ci³a swój w³asny system prawa i aksjologiê tego
systemu w oparciu o kulturê prawn¹ i konstytucyjne rozwi¹zania pañstw cz³onkowskich64.

Na pytanie � co daje legitymizacjê formalnie uchwalonemu prawu? � za Habermasem
mo¿na odpowiedzieæ, ¿e spo³eczny konsens osi¹gniêty w demokratycznych procedurach na
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61 R. G r z e s z c z a k, Legitymizacja demokratyczna Unii Europejskiej (Ewolucja procesu legislacyj-
nego i rola parlamentów narodowych) [w:] Suwerenno�æ i ponadnarodowo�æ a integracja europejska,
red. J. K r a n z, Wydawnictwo Prawo i Praktyka Gospodarcza, Warszawa 2006, s. 227.

62 M. D y b o w s k i, Prawa fundamentalne w orzecznictwie ETS, Wydawnictwo C.H. Beck, Warsza-
wa 2007, s. 197�199.

63 J. H a b e r m a s, Deklaracja grenadyjska o globalizacji, http://www.krytykapolityczna.pl/Aktu-
alnosci/Deklaracja-grenadyjska-o-globalizacji/menu-id-48.html.

64 M. F e d o r o w i c z, Ustawa po akcesji Polski do Unii Europejskiej (Zagadnienia wybrane), �Kwar-
talnik Prawa Publicznego� 2004, nr 1, http://www.lex.com.pl/czasopisma/kppub/ustawapo.html.
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bazie racjonalnego dyskursu. Tre�ci¹ tak osi¹gniêtego porozumienia powinny byæ przede
wszystkim fundamentalne prawa jednostki, i to zarówno na poziomie krajowym, jak i miêdzy-
narodowym � �legitymizacja przez prawa cz³owieka�65.

Granice dopuszczalnej ingerencji za pomoc¹ prawa w porz¹dek spo³eczny wyznacza przy-
zwolenie spo³eczne na tak¹ ingerencjê, obejmuj¹ce oprócz merytorycznej tre�ci danej regula-
cji prawnej tak¿e proceduralnie okre�lony sposób wprowadzenia takiej regulacji oraz
proceduralnie okre�lone czynno�ci realizuj¹ce tê regulacjê. Granicê tê stanowi spo³eczna
legitymizacja prawa66. Spo³eczne legitymizowanie prawa polega nie tylko na pozyskiwaniu
spo³ecznego przyzwolenia na okre�lon¹ tre�æ reguluj¹c¹ norm prawnych, ale równie¿ przy-
zwolenia na stosowan¹ praktykê ich ustanawiania i wprowadzania w ¿ycie spo³eczne. Po-
wszechnie i trwale manifestowany sprzeciw wobec jakiej� regulacji prawnej jest empirycznym
wska�nikiem braku takiego przyzwolenia. Natomiast powszechnie i trwale wyra¿ana aprobata
dla jakiej� regulacji prawnej jest wska�nikiem pozyskiwania na ni¹ przyzwolenia spo³ecznego.
Spo³eczna legitymizacja nastrêcza wiele trudno�ci. Dla przyk³adu �nowatorskie� regulacje
prawne mog¹ nie uzyskaæ szybko lub nawet w ogóle spo³ecznego poparcia. Jednak¿e z cza-
sem taka sytuacja mo¿e ulec zmianie i regulacja uzyska przyzwolenie spo³eczne. W literaturze
znajdujemy opinie, ¿e mimo pewnych trudno�ci s¹ one w spo³eczeñstwie posiadaj¹cym ce-
chy spo³eczeñstwa obywatelskiego, w warunkach demokratycznych rz¹dów do przezwyciê-
¿enia, a zaproponowana koncepcja limitacji regulacji prawnych przez przyzwolenie spo³eczne
nie jest utopijna. Skoro ka¿da regulacja prawna jest ingerencj¹ w sferê podmiotowo�ci spo-
³ecznej okre�lonych osób, wydaje siê byæ rzecz¹ s³uszn¹ pozyskiwanie zgody tych osób na
takie kszta³towanie ich sytuacji spo³ecznej � i odpowiednio � powstrzymywanie siê przed
ingerencj¹ w wypadku braku na to zgody67. Przecie¿ w nowym modelu pañstwa i spo³eczeñ-
stwa prawo tworzy siê po to, aby osi¹gn¹æ zamierzone cele spo³eczne. Prawo jakby projektu-
je przysz³e spo³eczeñstwo68.

Najbardziej fundamentalnym odniesieniem do legitymizacji spo³ecznej jest odwo³anie siê
do akceptowalnych spo³ecznie norm i warto�ci. S¹ one kszta³towane w d³ugim okresie, w du-
¿ym stopniu poprzez debatê publiczn¹, a tak¿e pod wp³ywem tradycji historycznej69. Je¿eli
prawodawca, w ramach przestrzeni, w której dokonywaæ mo¿e swobodnego wyboru wariantów
aksjologicznych i pragmatycznych, zdecyduje siê na podporz¹dkowanie swojego dzia³ania re-
gu³om dyskursu praktycznego i racjonalno�ci komunikacyjnej, ma wielkie szanse na spe³nienie
postulatu dotycz¹cego aksjologicznej optymalizacji tworzenia prawa. Stworzy tym samym do-
datkow¹, istotn¹ p³aszczyznê legitymizacji spo³ecznej dla stanowionych przez siebie norm70.
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65 J. Z a j a d ³ o, Demokratyczny pozytywizm? (na marginesie ksi¹¿ki Jürgena Habermasa, Faktycz-
no�æ i obowi¹zywanie. Teoria dyskursu wobec zagadnieñ prawa i demokratycznego pañstwa prawnego),
�Przegl¹d Sejmowy� 2006, nr 5 (76), s. 84�85.

66 Tytu³em przyk³adu, wiêksza legitymizacja spo³eczna dla nowego rz¹du wzmacnia si³ê pañstwa
i umo¿liwia zainicjowanie odwa¿nych reform. T. G. G r o s s e, Silne pañstwo, czyli jakie?, �Analizy
i Opinie� 2006, nr 59, Instytut Spraw Publicznych.

67 K. P a ³ e c k i, Prawoznawstwo. Zarys wyk³adu. Prawo w porz¹dku spo³ecznym, Difin, Warszawa
2003, s. 172�174.

68 M. Z i r k - S a d o w s k i, Racjonalno�æ dyskursu prawnego a etyka prawnicza [w:] Etyka i polityka,
zeszyt 24, Kraków 1998, s. 100.

69 T. G. G r o s s e, Cztery wymiary legitymizacji�, s. 132�133.
70 T. C h a u v i n, Czy mo¿liwa jest bezstronno�æ prawodawcy? [w:] Pañstwo, prawo, polityka w prze-

strzeni konstytucyjnej, red. J. M a j c h r o w s k i, Wydawnictwo Liber, Warszawa 2007, s. 84.
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Legitymizacja spo³eczna jest pojêciem bardziej mglistym ni¿ legitymacja formalna. Wobec
tego trudniej j¹ uzyskaæ i zachowaæ. W Bia³ej Ksiêdze na temat rz¹dzenia Komisja stwierdza,
¿e �wielu Europejczyków czuje siê wyalienowanych z prac Unii�. Uczucie to, zdaniem Komi-
sji, �odzwierciedla szczególne napiêcia i niepewno�æ w kwestii tego, czym jest i czym chce
byæ Unia, w kwestii jej granic geograficznych, celów politycznych oraz sposobu dzielenia siê
uprawnieniami z pañstwami cz³onkowskimi�. Unia jest zobowi¹zana do szanowania to¿samo-
�ci narodowej swoich pañstw cz³onkowskich i do szanowania ich historii, kultury i tradycji.
Jednak¿e k³ad¹c nadmierny nacisk na spo³eczn¹ spójno�æ coraz bardziej pluralistycznych
pañstw, nie nale¿y zapominaæ o wspólnym tle kulturowym i wspólnych do�wiadczeniach
historycznych Europy. W tym kontek�cie proces dzia³añ podjêtych na podstawie traktatów
unijnych nad rozwi¹zaniem naszych problemów mo¿e czasem przyczyniæ siê do wzmocnienia
legitymacji Unii przez wpojenie poczucia wspólnego przeznaczenia i sk³oniæ ludzi do chêt-
niejszego przyjmowania obci¹¿eñ w postaci aktów prawnych, jakie Unia z czasem bêdzie
musia³a na nich nak³adaæ. Unia Europejska musi silniej d¹¿yæ do anga¿owania opinii publicz-
nej w artyku³owanie warto�ci i kszta³towanie polityk71.

W oparciu o powy¿sze rozwa¿ania mo¿na przychyliæ siê do twierdzenia, ¿e Unia Europej-
ska, tak jak wszystkie inne systemy polityczne, wymaga dla swojego funkcjonowania apro-
baty spo³ecznej. Rozpatrywanie kwestii legitymacji systemu politycznego Unii Europejskiej
wi¹¿e siê z aspektem jego stabilno�ci. W toku wspólnotowej integracji europejskiej wielo-
krotnie próbowano pozyskaæ aprobatê spo³eczeñstw pañstw cz³onkowskich dla tego przed-
siêwziêcia, g³ównie dla procesu prawodawczego. Poniewa¿ sam ten proces stawa³ siê dla
spo³eczeñstw ma³o czytelny, wydawa³ siê pozbawiony s³uszno�ci i nie wykazywa³ pozytyw-
nych skutków uczestnictwa w nim, podejmowano dzia³ania, których celem by³o uzyskanie
wiêkszego zrozumienia i poparcia obywateli Unii Europejskiej. Do tych¿e dzia³añ mo¿na zali-
czyæ do³¹czenie kwestii spo³ecznych do pakietu polityk koordynowanych na poziomie Unii.
Zmiany wprowadzone Jednolitym aktem europejskim okre�lono popularnie jako �nadanie
integracji ludzkiej twarzy�. Elementem wzmacniaj¹cym legitymacje UE sta³o siê wprowadze-
nie do preambu³y i art. 1 Traktatu o Unii Europejskiej odwo³ania do pojêcia narodów Euro-
py, które staj¹ siê g³ównym podmiotem integracji europejskiej. Nadanie narodom kategorii
traktatowej zwraca wiêksz¹ uwagê na rolê legitymizacji woli narodów europejskich w tym
procesie72, a zw³aszcza w procesie stanowienia prawa europejskiego.

Zdaniem A. Zolla, demokratyzacja73 i legitymizacja dzia³añ okre�lonego podmiotu zale¿y
w pierwszym rzêdzie od stopnia wp³ywu adresatów norm postêpowania ustalanych przez ten
podmiot na sk³ad organów tego podmiotu i tym samym po�rednio na tre�æ ustanowionych
norm. Prawo Unii Europejskiej (pierwotne i wtórne) nie jest skierowane jedynie do pañstw
cz³onkowskich. Adresatami tego prawa s¹ obywatele pañstw cz³onkowskich. Autor stawia
pytanie o wp³yw obywatela Unii na kszta³t stanowionego przez Uniê prawa i o wp³yw oby-
watela UE na sk³ad jej organów stanowi¹cych prawo74. Czy im wiêksze wp³ywy, tym wiêksze-
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71 A. A r n u l l, op. cit., s. 21�22.
72 M. W i t k o w s k a, Zasady funkcjonowania Unii Europejskiej, Wydawnictwo Akademickie i Pro-

fesjonalne, Warszawa 2008, s. 101�106.
73 Szerzej na temat legitymizacji demokratycznej: Demokratyczna legitymizacja w Unii Europejskiej

[w:] Dylematy modernizacji Unii Europejskiej, Seria Wizje Europy 2, red. K. A. Wo j t a s z c z y k,
Warszawa 2007, s. 60�77.

74 A. Z o l l, Demokratyzacja i legitymizacja Unii Europejskiej (wprowadzenie do dyskusji panelo-
wej), http://www.msz.gov.pl/files/docs/demokratyzacja.pdf.
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go znaczenia nabiera legitymizacja spo³eczna? Przecie¿ legitymizacja wywodzi siê czê�ciowo
z bliskiego powi¹zania obywateli z rozwojem instrumentów prawnych. Wobec tego, dla przy-
k³adu, zasada konsultacji powinna obejmowaæ wszystkie planowane dzia³ania Unii i nie mo¿e
byæ ograniczana do grup interesu, których dany instrument prawny dotyczy75. Kryzys legi-
tymizacji Unii wi¹¿e siê ze sta³ym wzrostem roli miêdzyrz¹dowych form podejmowania decyzji
w UE. Wobec tego wiêkszo�æ obywateli zostaje pozostawiona w poczuciu, ¿e Unia nie dzia³a
w ich imieniu76. Pojawiaj¹ siê opinie, ¿e g³êboka reforma instytucjonalno-etyczna Unii Euro-
pejskiej (zmienia siê unijne prawo reguluj¹ce jej �ustrój�, ale te¿ uporz¹dkowane i sankcjono-
wane s¹ tzw. warto�ci europejskie) odbywa siê bez udzia³u obywateli77.

W przypadku gdy projekt europejskiego aktu legislacyjnego przedstawiony przez Komi-
sjê posiadaj¹c¹ prawo inicjatywy i bêd¹c¹ stra¿niczk¹ interesu ogólnego nie prowadzi do
przyjêcia tego aktu, Rada powinna wyja�niæ obywatelom przyczyny, a nawet usprawiedliwiæ
siê z zaistnia³ej sytuacji78.

W funkcjonowanie Unii nale¿y wprowadziæ wiêcej demokracji, co wi¹¿e siê w szczególno-
�ci z pe³niejszym zaanga¿owaniem obywateli oraz bardziej ustrukturyzowanym dialogiem ze
zorganizowanym spo³eczeñstwem obywatelskim79. Odwo³uj¹c siê do teorii demokracji deli-
beratywnej J. Habermasa80, decyzja nie musi zostaæ przyjêta w wyniku g³osowania, aby
ro�ciæ sobie pretensje do legitymizacji spo³ecznej. Wa¿ne, aby zosta³a podjêta w wyniku
wolnej od nacisku debaty. Istotnym kryterium legitymizacji jest poczucie adresatów prawa �
to, ¿e czuj¹ siê jego wspó³autorami, a nie czy prawo to jest sprawiedliwe, dobre i utworzone
w rezultacie przyjêcia odpowiednich procedur. Habermas podaje warunki okre�laj¹ce podej-
mowanie decyzji, które posiadaj¹ legitymizacjê spo³eczn¹. Do warunków tych zalicza:

� dyskurs regulowany prawem;
� ca³kowite w³¹czenie wszystkich potencjalnie zainteresowanych;
� równouprawnienie wszystkich uczestników dyskursu;
� dyskusja wolna od przymusu;
� otwarto�æ dla mo¿liwych tematów i wk³adów uczestników;
� mo¿liwo�æ rewizji rezultatów obrad.
W modelu Habermasa podkre�la siê znaczenie debaty, roli przekonywania i wymiany

argumentów. Zawarta jest w nim równie¿ mo¿liwo�æ znalezienia takiego sposoby legitymiza-
cji dla funkcjonowania instytucji ponadnarodowych, który wykracza poza tradycyjne podej�cie
osi¹gania porozumienia w drodze g³osowania wiêkszo�ciowego81. W kontek�cie legitymacji
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75 Wyst¹pienie Prof. Danuty Hubner Sekretarza Stanu Ministerstwa Spraw Zagranicznych Sekreta-
rza Komitetu Integracji Europejskiej na sesji Konwentu ws. Przysz³o�ci Unii Europejskiej, Bruksela,
23�24 maja 2002.

76 B. N o w a k,  R. R o w i ñ s k i, Unia Europejska po rozszerzeniu. Na pierwszym zakrêcie (czerwiec
2004), Centrum Stosunków Miêdzynarodowych, �Raporty i Analizy� 2004, nr 8, s. 5.

77 J. K o c h a n o w s k i, O Unii niech decyduj¹ obywatele, http://www.rp.pl/artykul/99186.html.
78 Opinia Europejskiego Komitetu Ekonomiczno-Spo³ecznego w sprawie: �Wk³ad w posiedzenie

Rady Europejskiej w dniach 15�16 czerwca 2006 r. � okres refleksji�, Dz. Urz. 2006/C 195/17.
79 Ibidem.
80 Por. J. H a b e r m a s, Faktyczno�æ i obowi¹zywanie. Teoria dyskursu wobec zagadnieñ prawa

i demokratycznego pañstwa prawnego, Warszawa 2005.
81 St. K o n o p a c k i, Problem deficytu demokratycznego w UE u progu XXI wieku [w:] Unia Europej-

ska i Polska wobec dylematów integracyjnych na pocz¹tku XXI wieku, red. M. S t o l a r c z y k, Wydaw-
nictwo Adam Marsza³ek, Toruñ 2006, s. 121�122.



47

prawa europejskiego trzeba zwróciæ uwagê na fakt, ¿e idea³ deliberatywny82 jest w gruncie
rzeczy najlepiej realizowany w �niedemokratycznych� instytucjach europejskich, takich jak
dla przyk³adu ETS. Tu decyzje s¹ dyskutowane a nie g³osowane, tu analizuje siê argumenty,
wa¿y siê warto�ci83.

III

Dotychczasowe koncepcje legitymizacji s¹ obci¹¿one �grzechem�, albowiem wi¹¿¹ siê
z pañstwem narodowym. Natomiast konsekwencj¹ postêpuj¹cych na pocz¹tku XXI wieku
procesów globalizacji i regionalizacji �wiata, obejmuj¹cych wszystkie dziedziny ¿ycia, w tym
równie¿ prawo, jest wspó³istnienie w �cis³ej wspó³zale¿no�ci ró¿norodnych tradycji i praktyk
prawnych. Poza pewnymi ró¿nicami w rozumieniu poszczególnych koncepcji prawnych na
�wiecie istniej¹ zasadnicze podobieñstwa, wspólne dla ró¿norodnych tradycji, umo¿liwiaj¹ce
dialog prawny na poziomie miêdzynarodowym. Obecnie du¿¹ popularno�ci¹ cieszy siê w³a-
�nie multicentryzm. Aczkolwiek nie mo¿emy potraktowaæ go jako �paradygmatu�, gdy¿ na
pojêcie paradygmatu sk³ada siê zespó³ twierdzeñ ontologicznych, epistemologicznych i me-
todologicznych. Natomiast w prezentowanym w doktrynie ujêciu mamy do czynienia z pro-
stym stwierdzeniem faktu wielo�ci centrów decyzyjnych, które wp³ywaj¹ na kszta³t porz¹dku
prawnego Unii Europejskiej. Jednak samo pojêcie multicentryzmu wydaje siê na tyle istotne,
zw³aszcza je�li idzie o p³aszczyznê stosowania prawa, ¿e wydaje siê warto w tym szkicu
poczyniæ kilka uwag na jego temat.

Tradycyjne koncepcje prawne zastrze¿one s¹ przede wszystkim do regulacji wewnêtrz-
nych w obrêbie danego pañstwa. Wynika z tego, ¿e podstaw¹ silnego i suwerennego pañ-
stwa narodowego jest prawo i jego skuteczne egzekwowanie. We wspó³czesnym �wiecie ta
tradycyjnie rozumiana suwerenno�æ prawna ulega transformacji, wychodz¹c poza �ci�le
narodowy charakter i tworz¹c w³a�nie multicentryczn¹ wspó³zale¿n¹ ca³o�æ. Prawo integra-
cji w ramach multicentrycznego systemu prawnego odbywa siê za pomoc¹ dialogu pomiê-
dzy prawem narodowym, miêdzynarodowym a europejskim. Ten prawny multicentryzm mo¿na
rozpatrywaæ jako wynik wewnêtrznego ró¿nicowania siê systemów prawnych oraz jako kon-
sekwencjê niejednolitego, nierównego i niekiedy zbyt powolnego rozwoju �wiatowego sys-
temu prawnego. To zjednoczenie poprzez prawo nastêpuje w oparciu o wspó³istnienie
ró¿norodnych �róde³ i praktyk prawnych w³a�nie w obrêbie multicentrycznego systemu.
Pluralizm �róde³ prawa wynikaj¹cy z mulicentryzmu zmienia sposób interpretacji tekstów
prawniczych, legislacyjnych, sposób wdra¿ania prawa europejskiego i zastosowania prak-
tyki prawnej84.

Prawo europejskie musi poszukiwaæ innych koncepcji ni¿ koncepcje tradycyjne, które
odpowiada³yby wspó³czesnym procesom integracyjnym. Jedn¹ z takich koncepcji stanowi
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82 Ludzie opowiadaj¹ siê za deliberacj¹ z ró¿nych powodów. Niektórzy s¹dz¹, ¿e jest ona warto�ci¹
ze swej natury. Czê�ciej ceni siê j¹ ze wzglêdów instrumentalnych, uwa¿aj¹c, ¿e przyczynia siê ona do
osi¹gniêcia konsensusu, odkrycia prawdy czy wzrostu �wiadomo�ci. I. S h a p i r o, Stan teorii demokra-
cji, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2006, s. 29.

83 A. K o z a k, Postnowoczesna koncepcja prawa [w:] Z zagadnieñ teorii i filozofii prawa. Ponowo-
czesno�æ, red. M. B ³ a c h u t, Kolonia Limited, Wroc³aw 2007, s. 83.

84 Prawo i kultury prawne w XXI wieku: jedno�æ i zró¿nicowanie, http://www3.uj.edu.pl/alma/alma/
95/28.pdf.
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koncepcja multicentryczno�ci. W dzisiejszych czasach mamy do czynienia z zastêpowaniem
monocentrycznego modelu, zbudowanego hierarchicznie, przez model multicentryczny, w któ-
rym ró¿ne centra decyzyjne mog¹ w wi¹¿¹cy sposób wype³niaæ swoim dzia³aniem tê sam¹
przestrzeñ prawn¹. Tak rozumiane �wspó³gospodarowanie� w ramach systemu multicentrycz-
nego opiera siê na podziale kompetencji quoad usum85.

Obecnie proces orzekania nastêpuje w prawnym �wiecie, który charakteryzuje siê �multi-
centryczno�ci¹� i funkcjonowaniem swoistej wspólnoty s¹dowej. W jej sk³ad wchodzi kilka
poziomów, wprawdzie niezale¿nych od siebie s¹dów, których jednak nie staæ na niezauwa¿a-
nie swoich �s¹siadów w orzekaniu�86. Sk¹d wziê³a siê taka sytuacja? Na skutek przekazania
kompetencji polski porz¹dek prawny staje siê porz¹dkiem wielosk³adnikowym i obok prawa
krajowego, tj. prawa stanowionego przez polskie organy w³adzy publicznej oraz umów miê-
dzynarodowych, obejmuje tak¿e prawo stanowione przez organizacje i organy miêdzynaro-
dowe. Polski system prawny oraz system prawny UE stanowi¹ dwa elementy sk³adowe
jednej ca³o�ci, która powinna odznaczaæ siê niesprzeczno�ci¹ i zupe³no�ci¹. Tymczasem wo-
bec sporów o nadrzêdno�æ prawa UE nad konstytucjami krajowymi � jednoznaczne uporz¹d-
kowanie hierarchiczne systemów prawnych nie wydaje siê mo¿liwe87.

Wspó³czesny porz¹dek prawny pañstwa demokratycznego ma strukturê otwart¹. Otwar-
to�æ ta wi¹¿e siê z tym, ¿e w sk³ad krajowego porz¹dku prawnego wchodzi nie tylko prawo
samodzielnie stworzone przez pañstwo, lecz tak¿e prawo wspó³tworzone na poziomie miêdzy-
narodowym, lecz zasadniczo lub czê�ciowo maj¹ce zastosowanie do stosunków krajowych.
Otwarto�æ ta musi liczyæ siê z dynamizmem regulacji miêdzynarodowych, a zatem z tym, ¿e
sk³adniki porz¹dku prawnego niepochodz¹ce wy³¹cznie od pañstwa mog¹ ulegaæ zmianom,
nieraz w pewnym sensie nawet wbrew woli tego pañstwa. Pañstwo w ró¿ny sposób uczest-
niczy w tworzeniu regulacji miêdzynarodowych wchodz¹cych pó�niej w sk³ad jego porz¹dku
prawnego. W tym znaczeniu prawo wspólnotowe nie jest czym� wyj¹tkowym, bardziej we-
wnêtrznym ni¿ prawo miêdzynarodowe. Jednak¿e jego specyfika wi¹¿e siê ze znacznym za-
kresem oddzia³ywania na stosunki krajowe, znacz¹co wykraczaj¹cym co do instrumentów
dzia³ania i szczegó³owo�ci regulacji poza tradycyjne prawo miêdzynarodowe. Trzeba mieæ na
uwadze, ¿e prawo UE zrasta siê z prawem krajowym. Zderza siê przy tym z wci¹¿ w dominu-
j¹cym zakresie monocentryczn¹ struktur¹ krajowego porz¹dku prawnego. W³¹czenie prawa
integracyjnego do porz¹dku krajowego nie odbywa siê wszak¿e poza pañstwem, lecz w na-
stêpstwie decyzji podjêtej przez pañstwo. W konsekwencji pañstwo osadza prawo UE w struk-
turze porz¹dku krajowego88.

Koncepcja multicentryczno�ci dotyczy co prawda wspó³zale¿no�ci miêdzy prawem wspól-
notowym a prawem krajowym pañstw cz³onkowskich, ma jednak jednoznacznie odniesienie
szersze. Multicentryczno�æ wymaga przyjêcia za punkt wyj�cia, ¿e ró¿ne centra mog¹ w spo-
sób wi¹¿¹cy wype³niaæ swoim dzia³aniem tê sam¹ przestrzeñ prawn¹. W odniesieniu do
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85 http://knp.pan.pl/index.php?option=com_content&task=view&id=52&Itemid=54.
86 Por. T. T. K o n c e w i c z, Mg³awicowa zasada?, �Palestra� 2005, nr 1�2, http://www.palestra.pl/

index.php?go=artykul&id=1517.
87 K. Wo j t y c z e k, Przekazywanie kompetencji pañstwa organizacjom miêdzynarodowym, Wy-

dawnictwo Uniwersytetu Jagielloñskiego, Kraków 2007, s. 318.
88 C. M i k, Powierzenie Unii Europejskiej w³adzy przez pañstwa cz³onkowskie i jego podstawowe

konsekwencje prawne [w:] Suwerenno�æ i ponadnarodowo�æ a integracja europejska, red. J. K r a n z,
Wydawnictwo Prawo i Praktyka Gospodarcza, Warszawa 2006, s. 133.
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relacji miêdzy prawem wspólnotowym a prawem krajowym pañstw cz³onkowskich UE ujêcie
multicentryczne wskazuje, ¿e w relacji tej chodzi nie o problem hierarchicznego podporz¹dko-
wania, lecz w istocie o podzia³ kompetencji quoad usum, podzia³ w systemie multicentrycz-
nym. Konsekwencje takiego za³o¿enia siêgaj¹ daleko, poniewa¿ z jednej strony w warunkach
systemu multicentrycznego miejsce w hierarchii jednego o�rodka nie daje gwarancji wp³ywu
na kompetencje realizowane w innym o�rodku (problem kontroli konstytucyjno�ci aktów
normatywnych), z drugiej strony � harmonijne funkcjonowanie quoad usum podsystemów
prawa wspólnotowego i krajowego w jednej przestrzeni prawnej prowadzi do stwierdzenia
dzia³ania jednego systemu prawa. Wp³yw na to ma zasada przyjaznej wyk³adni, która musi
dzia³aæ w obie strony: krajowe organy tak powinny interpretowaæ prawo krajowe, aby zapew-
niæ efektywno�æ prawa wspólnotowego, natomiast po stronie wspólnotowej (wspólnotowe
organy s¹dowe) nale¿a³oby interpretowaæ prawo wspólnotowe w taki sposób, aby nie tylko
�odgraniczaæ� oba porz¹dki prawne, lecz umo¿liwiaæ i chroniæ ich wspó³oddzia³ywanie. Kon-
cepcja multicentryczno�ci systemu prawa zaznacza konieczno�æ stosownego dopasowania
siê �po obu stronach� (zasada wzajemnie przychylnej wyk³adni) i podporz¹dkowania siê nie
pewnej hierarchii, lecz osi¹gniêcia wspólnego ustalonego celu. Koncepcja ta wskazuje wiêc
s³usznie na istotê fenomenu wspó³zale¿no�ci sfery pañstwowej i sfery ponadnarodowej89.
Ta wspó³zale¿no�æ wynika z faktu, ¿e proces stanowienia prawa i nadzorowania jego stoso-
wania odbywa siê w Unii Europejskiej w coraz wiêkszym zakresie na poziomie ponadpañ-
stwowym. Pañstwo zobowi¹zane jest do bezpo�redniego stosowania prawa Unii Europejskiej,
które ma pierwszeñstwo przed prawem krajowym. W doktrynie pojawiaj¹ siê g³osy, ¿e bezpo-
�redni wp³yw prawa wspólnotowego na obywateli i przedsiêbiorstwa Wspólnoty czyni, ¿e
s¹dy krajowe nie s¹ d³u¿ej suwerenne w obszarach le¿¹cych w kompetencjach traktatów,
a narodowe parlamenty nie s¹ d³u¿ej suwerenne w stanowieniu prawa w tych obszarach.
Normotwórczy charakter Wspólnot Europejskich powoduje, ¿e poprzez powi¹zanie pañstw
cz³onkowskich gêst¹ sieci¹ norm prawnych proces integracji europejskiej staje siê w jakim�
stopniu nieodwracalny90.

Sytuacja ta powoduje, ¿e pañstwa cz³onkowskie nie korzystaj¹ z monopolu na prawa,
jakie s¹ wi¹¿¹ce na ich terytorium. Dla osób fizycznych rodzi to okre�lone konsekwencje.
Mianowicie korzystaj¹ one z wielu instrumentów prawnych, które maj¹ ró¿ne centra (krajo-
we centrum, centrum Unii Europejskiej, europejskiej Konwencji o ochronie praw cz³owieka
i podstawowych wolno�ci itp.). Osoba posiada zestaw praw przyznanych w ramach ka¿de-
go z tych o�rodków. Jednak¿e o�rodki te mog¹ mieæ umocowanie w ró¿nych systemach
warto�ci91, st¹d problem legitymizacji aksjologicznej prawa europejskiego wydaje siê mieæ
w dzisiejszych czasach priorytetowe znaczenie.

89 J. B a r c z, Relacja miêdzy ponadnarodowo�ci¹ a pañstwowo�ci¹ w sprawie kompleksowej wspó³-
zale¿no�ci integracyjnej [w:] Prawo w XXI wieku. Ksiêga pami¹tkowa 50-lecia Instytutu Nauk Prawnych
Polskiej Akademii Nauk, red. W. C z a p l i ñ s k i, Warszawa 2006, s. 63�66.

90 J. C z a p u t o w i c z, Angielska szko³a stosunków miêdzynarodowych i jej stosunek do integracji
europejskiej, http://www.pwe.org.pl/pdf/4304.pdf

91 A. B o d n a r, Komentarze na temat Katharina Pabel � prawo do skutecznego �rodka odwo³awcze-
go w policentrycznym systemie prawnym, www.germanlawjournal.Com/print.php?id=659-14k.
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IV

W wyniku przeprowadzonych rozwa¿añ dochodzê do nastêpuj¹cych wniosków:
1. Na tle analizowanej literatury nasunê³o siê pytanie: Z czego wynika potrzeba legitymi-

zacji prawa europejskiego, w stosunku do kogo prawo europejskie nale¿y legitymizowaæ?
 Twierdzê, ¿e potrzeba legitymizacji prawa europejskiego wynika z faktu, i¿ prawo to

tworzy specyficzny porz¹dek prawny, do analizy którego dotychczasowa aparatura teore-
tyczna nie zawsze jest adekwatna (np. w stosunku do prawa europejskiego nie da siê zasto-
sowaæ rozwa¿añ Webera, gdy¿ odnosz¹ siê one do pañstwa i s¹ nastawione na efekt). Sam
Europejski Trybuna³ Sprawiedliwo�ci w jednym ze swoich orzeczeñ stwierdzi³, ¿e prawo eu-
ropejskie jest autonomiczne, zarówno wzglêdem prawa krajowego, jak i prawa miêdzynarodo-
wego. Prawo europejskie jest bezpo�rednio stosowane i wywo³uje skutek bezpo�redni, czyli
jego adresatem s¹ nie tylko pañstwa cz³onkowskie, ale przede wszystkim jednostki. I to
wobec tych ostatnich prawo europejskie powinno byæ legitymizowane, albowiem nak³ada na
osoby fizyczne obowi¹zki, zarazem daj¹c szereg uprawnieñ.

2. Nasuwaj¹ siê pewne relacje miêdzy legitymizacj¹ Unii Europejskiej a legitymizacj¹ pra-
wa europejskiego. Relacje te zakorzenione s¹ w legitymizacji w³adzy UE, od której pochodzi
wtórne prawo europejskie. Z uwagi na ramy opracowania nie dokonujê rozdzia³u pomiêdzy
legitymizacj¹ UE jako systemu politycznego a legitymizacj¹ prawa europejskiego.

3. Rozwa¿ania o legitymizacji zawsze bêd¹ mia³y charakter idea³u. Idea³ ten mo¿na wy³o-
niæ poprzez analizê orzeczeñ ETS i preambu³ wraz z uzasadnieniami aktów tego prawa.

4. Ka¿dy ze wskazanych w pracy modeli legitymizacji da siê obroniæ, oczywi�cie przy
przyjêciu pewnych za³o¿eñ. Ka¿dy z tych modeli zak³ada metafizyczne uwik³ania, jednak¿e
brakuje fundamentów wspólnych dla tych �opowie�ci� legitymizacyjnych.

5. Zaprezentowana w pracy koncepcja multicentryczna, mimo ¿e stanowi w pewnym sen-
sie novum, te¿ nie jest doskona³a. Mo¿na traktowaæ j¹ jako pewien postulat skierowany do
podmiotów stosuj¹cych prawo, który ma im u�wiadomiæ, ¿e istnieje w dzisiejszych czasach
wiele centrów (pluralizm �róde³ prawa).

ABSTRACT

Models of legitimisation of the European law

The present author analyses the factual weight of the legitimization of the Europe-
an law. Those making the accusation juxtapose the legitimacy of UE institutions,
legitimacy of authority of UE, legitimacy of political system of EU and legitimacy of
the European law. In this article we can find thesis about self � legitimization of the
European law. This article present different models of legitimization of the European
law (for example democratic legitimacy, social legitimacy, procedural legitimacy, axio-
logical legitimacy). But those models aren't sufficient because it refers to national state
and state sovereignty. So, it should be noted that recently the new theory was propo-
sed to consider the place of EU law in the national legal systems. Member State no
longer enjoy monopoly over what laws are binding within their territories. Individuals
do not have a single set of legal instruments and legal remedies to enforce their subjec-
tive right; they are rather subject to and benefit from legal system which has many
centers (the national center, EU center and global center).
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Wioletta Jedlecka

Jednostka czy wspólnota?
W poszukiwaniu to¿samo�ci

ABSTRAKT

Autorka analizuje rzeczywist¹ wagê legitymizacji prawa europejskiego. Wysuniê-
to oskar¿enie o uto¿samianiu pojêæ: legitymizacja instytucji UE, legitymizacja w³adzy
UE, legitymizacja systemu politycznego UE, legitymizacja prawa europejskiego. W ar-
tykule mo¿emy odnale�æ tezê o samolegitymizacji prawa europejskiego. Artyku³ pre-
zentuje ró¿ne modele legitymizacji prawa europejskiego (dla przyk³adu legitymizacjê
demokratyczn¹, spo³eczn¹ legitymacjê, proceduraln¹, aksjologiczn¹ legitymacjê). Jed-
nak¿e te modele s¹ niewystarczaj¹ce, poniewa¿ odsy³aj¹ do pañstwa narodowego
i suwerenno�ci narodowej. Nale¿y zauwa¿yæ, ¿e niedawno zosta³a zaproponowana
nowa teoria do rozwa¿ania miejsca prawa UE w narodowych systemach prawnych.
Pañstwa cz³onkowskie nie korzystaj¹ z monopolu na prawa, jakie s¹ wi¹¿¹ce na ich
terytorium. Osoby fizyczne nie maj¹ jednolitego zestawu instrumentów i �rodków
prawnych do egzekwowania swoich praw subiektywnych; stanowi¹ one raczej przed-
miot i korzy�æ dla systemu prawa, który ma wiele centrów (krajowe centrum, cen-
trum UE, globalne centrum).

�Fakt, ¿e cz³owiek jest istot¹ spo³eczn¹, oznacza, ¿e jego ¿ywot
poza wspólnot¹ jest w zasadzie niemo¿liwy. Wspólnota stanowi waru-
nek sine qua non egzystencji ludzkiej w ogóle. Cz³owiek jednak jest
tak¿e indywiduum, które wprawdzie mo¿e realizowaæ tkwi¹ce w nim
mo¿liwo�ci jedynie w oparciu o kulturê, w ramach której ¿yje, ale jest
te¿ osob¹, która wnosi swój indywidualny wk³ad do ¿ycia wspólnoty�1.

1. Uwagi wstêpne dotycz¹ce �napiêcia� miêdzy tym, co wspólnotowe
a tym, co indywidualne

Wizja cz³owieka jest osi¹ wszelkiej doktryny politycznej. Komunitary�ci, formu³uj¹c sw¹
krytyczn¹ ocenê liberalnej teorii, szczególn¹ uwagê skupiaj¹ na indywidualistycznej koncep-
cji jednostki. Czyni¹c to, dowodz¹, ¿e liberalne wyobra¿enie o autonomii jednostki w kreowa-
niu jej �wiata warto�ci moralnych jest niezgodne z oczywistym faktem obecno�ci �innych�
w kreacji osobowo�ci tej jednostki. Wielo�æ kultur i tradycji determinuje ró¿norodno�æ po-
staw spo³ecznych oraz wyobra¿eñ o sprawiedliwej decyzji w sytuacji wyboru moralnego.
Istotnym �ród³em wiedzy o cz³owieku jest konkretna kultura, w której uczestniczy i która go
kszta³tuje. Liberalna teoria polityczna d¹¿y do �cis³ego oddzielenia tego, co prywatne, od

1 B. O l s z e w s k a - D y o n i z i a k, Cz³owiek a wspólnota. Antropologiczne aspekty w doktrynach
politycznych, Atla 2, Wroc³aw 2003, s. 7.
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tego, co publiczne. Uniwersalizm tego, co publiczne, i partykularyzm tego, co prywatne,
powoduje, ¿e jednostka staje niejednokrotnie przed nieprzezwyciê¿alnym wyborem moral-
nym. Z jednej strony uznaje ona udzia³ innych w kreacji jej osobowo�ci (wymiar prywatny),
z drugiej deklaruje niezale¿no�æ w konstytuowaniu uniwersalnych zasad sprawiedliwo�ci
(wymiar publiczny). W nastêpstwie wyst¹pienia takiej sytuacji publiczne (nie prywatne) ob-
licze liberalnej jednostki nie pozwala jej jasno odpowiedzieæ na pytanie o cel istnienia wspól-
noty, jej dobro i specyfikê zasad sprawiedliwo�ci w niej funkcjonuj¹cych. Autonomiczna
jednostka traci poczucie zwi¹zku osobowego z otoczeniem, w którym ¿yje. Jedynym ratun-
kiem dla wyalienowanych jest restytucja idei wspólnoty i jej dobra osi¹ganego wspólnym
wysi³kiem2. Cz³owiek bowiem postrzega otaczaj¹cy go �wiat jako naturaln¹, uporz¹dkowan¹
rzeczywisto�æ, odbieran¹ przez niego w okre�lony sposób, a ów sposób odbierania rzeczy-
wisto�ci wyznaczony jest po�rednio przez wspólnotê, do której cz³owiek nale¿y, a bezpo-
�rednio przez komunikacjê wewn¹trzwspólnotow¹. Proces przetwarzania informacji oparty
jest na wrodzonej gatunkowi ludzkiemu zdolno�ci oceniania, porównywania, okre�lania pre-
ferencji miêdzy alternatywnymi dzia³aniami, które dokonywane s¹ w oparciu o te same kryte-
ria aksjologiczne. Ludzie, ¿yj¹c we wspólnocie, oceniaj¹ innych na podstawie charaktery-
stycznych dla danej wspólnoty regulacji normatywnych, systemów warto�ci czy ideologii.
Istota ludzka d¹¿y przy tym do wspó³dzia³ania, które wyra¿one jest w dzia³aniach podejmo-
wanych w ramach okre�lonej wspólnoty. Ludzie, którzy wspó³dzia³aj¹ w ramach okre�lonej
wspólnoty, wyra¿aj¹ zarazem swoje potrzeby co do w³asnego miejsca, a przez to w sposób
po�redni kszta³tuj¹ tre�æ i formê danej wspólnoty. Cz³owiek w ramach danej wspólnoty zwy-
kle nie pozostaje biernym, lecz jest istot¹ ci¹gle poszukuj¹c¹, pragn¹c¹ zmieniaæ, kszta³towaæ
wspólnotê, w której ¿yje. Wa¿ne przy tym jest tak¿e to, ¿eby dzia³anie cz³owieka podejmowa-
ne w jakim� wspólnotowym spektrum by³o efektem nieskrêpowanego wyboru dzia³ania, któ-
rego podstaw¹ jest autonomia. To w³a�nie dziêki tym atrybutom jednostka mo¿e zapewniæ
sobie przetrwanie i dalszy rozwój zarówno osobniczy, jak i wspólnotowy3. Jednostka dzia³a-
j¹c wiêc na rzecz swej wspólnoty, dzia³a na rzecz czego�, co mo¿na nazwaæ dobrem wspól-
nym. Niezale¿nie od tego, o jak¹ wspólnotê chodzi, traktuje siê j¹ jako dobro s³u¿¹ce dla
realizacji okre�lonych jednostkowych czy wspólnotowych celów4.

Ka¿da koncepcja prawa musi zaj¹æ jakie� stanowisko wobec kwestii, jak rozwi¹zywaæ kon-
flikty miêdzy prawami jednostki a dobrem wspólnym. Wprawdzie by³oby trudno i niebezpiecznie
ustalaæ jakie� bardzo konkretne zasady, poniewa¿ te w znacznej mierze zale¿¹ od programów
politycznych tych, którzy aktualnie sprawuj¹ w³adzê, a w³adza w spo³eczeñstwach demokratycz-
nych nie jest czym� danym raz na zawsze, ale powinno byæ oczywiste, ¿e u podstaw ka¿dego
porz¹dku prawnego le¿y okre�lona filozofia polityczna, z której czerpie siê wskazówki co do
tego, jak postêpowaæ w przypadku konfliktu miêdzy prawami jednostek a dobrem wspólnym.
Je�li jednak¿e rozstrzygniêcia w tej sprawie nie maj¹ byæ rozstrzygniêciami ad hoc, to powinny
one zak³adaæ ustalenie choæby tylko bardzo ogólnych i abstrakcyjnych zasad, które bêd¹ inspi-
rowaæ zarówno tych, którzy programy polityczne tworz¹, jak i tych, którzy je realizuj¹, czy to
w procesach tworzenia prawa, czy jego stosowania i interpretacji5. W przypadku systemu praw-

Wioletta Jedlecka

2 R. P r o s t a k, Rzecz o sprawiedliwo�ci. Komunitarystyczna krytyka wspó³czesnego liberalizmu
amerykañskiego, Wydawnictwo Uniwersytetu Jagielloñskiego, Kraków 2004, s. 38.

3 M. S m o l a k, Uzasadnianie s¹dowe jako argumentacja z moralno�ci politycznej. O legitymizacji
w³adzy sêdziowskiej, Zakamycze 2003, s. 69�70.

4 Ibidem, s. 71.
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nego Wspólnot stajemy równie¿ wobec problemu okre�lenia relacji miêdzy dobrem wspólnym
a prawami jednostki, i to bez skonkretyzowanego zaplecza politycznego rozumianego w sposób
wystêpuj¹cy przy tworzeniu systemu prawnego w pañstwie. Wola polityczna suwerennych
pañstw realizowania jakiej� koncepcji wspó³pracy czy integracji, nawet je�li jest podbudowana
pewnymi ideami i wyobra¿eniami na temat tego, jaka powinna byæ forma organizacyjna tych
dzia³añ, jest jednak jako�ciowo czym� ca³kowicie odmiennym6.

Rozstrzygniêcia w kwestii: prawa jednostki czy dobro wspólne nie mog¹ byæ � jak pod-
kre�la siê w literaturze7 � rozstrzygniêciami mechanicznymi, lecz musz¹ opieraæ siê na moc-
nych argumentach zarówno pro, jak i contra. Bowiem dopiero po wnikliwym procesie wa¿enia
tych argumentów mo¿na ustaliæ, czy zasada in dubio pro libertate znajduje zastosowanie,
a je�li tak, to w jakim zakresie. Dobro jednostki i dobro wspólne powinny byæ równowa¿one
wynikaj¹cymi z nich interesami, co z kolei powinno byæ przedmiotem szczególnego zaintere-
sowania polityków i legislatorów8. Chodzi wiêc o to, ¿eby zasady ustroju liberalno-demokra-
tycznego interpretowaæ w kontek�cie zasad etosu wspólnoty i zasad miêdzyludzkiej
solidarno�ci, a nie, by jedne drugim przeciwstawiaæ. Zgodziæ siê nale¿y z L. Morawskim,
który twierdzi, i¿ w kwestii pogodzenia praw jednostki z dobrem wspólnym nale¿y kierowaæ
siê rozumem, a nie fanatyzmem. Tylko w ten bowiem sposób mo¿na obroniæ prawo ka¿dego
cz³owieka do osobistej wolno�ci, gdy bêdziemy broniæ jego prawa do bycia z innymi i licze-
nia na wsparcie we wspólnym próbach uczynienia ¿ycia lepszym9.

Problem liberalizmu i komunitaryzmu z usytuowaniem jednostki jest problemem �ci�le
teoretycznym, w którym obowi¹zuje strategia wszystko albo nic. W praktyce bowiem nie
mamy do czynienia z ca³kowitym zakorzenieniem jednostki w spo³eczeñstwie, jak koncepcjê
komunitarystyczn¹ widz¹ libera³owie, ani z postawieniem jednostki poza spo³eczeñstwem, jak
rozumiej¹ komunitary�ci sytuacjê pierwotn¹ stworzon¹ przez libera³ów. W praktyce oznacza
to, ¿e o to¿samo�ci jednostki z jednej strony decyduje przynale¿no�æ do wspólnoty, a z dru-
giej strony, i¿ jednostka mo¿e krytycznie spojrzeæ i rozpoznaæ spo³eczne mechanizmy, które
decyduj¹ o jej to¿samo�ci10.

Antyliberalizm komunitaryzmu opiera siê czêsto na zabiegu interpretacyjnym uto¿samia-
j¹cym postawê liberaln¹ z realizacj¹ idea³u postmodernistycznego11. Wspó³czesny cz³owiek,
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5 L. M o r a w s k i, Prawa jednostki a dobro wspólne (Liberalizm versus komunitaryzm), �Pañstwo
i Prawo� 1998, nr 11, s. 26.

6 T. B i e r n a t, W krêgu zagadnieñ konstytucyjnych. U podstaw porz¹dku prawnego Unii Europej-
skiej [w:] S. B i e l a ñ s k i,  T. B i e r n a t, Wokó³ problematyki integracji europejskiej, Wydawnictwo
Adam Marsza³ek, Toruñ 2001, s. 17.

7 Patrz L. M o r a w s k i, G³ówne problemy wspó³czesnej filozofii prawa. Prawo w toku przemian,
Wydawnictwa Prawnicze PWN, Warszawa 1999, s. 147.

8 C. M i k, Zbiorowe prawa cz³owieka, Toruñ 1992, s. 237.
9 L. M o r a w s k i, G³ówne problemy�, s. 147.
10 Za: M. P a � d z i o r a, Spór o prawa cz³owieka � jednostka, wspólnota, spo³eczeñstwo [w:] Z za-

gadnieñ teorii i filozofii prawa. W poszukiwaniu podstaw prawa, red. A. S u l i k o w s k i, Wydawnictwo
Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw 2006, s. 90.

11 Odmiennie widzi to L. Morawski, wskazuj¹c, ¿e libera³ów uwa¿a siê zwykle za zwolenników
tradycji modernistycznej, natomiast komunitarystów wi¹¿e siê na ogó³ z postmodernizmem. Nie prze-
czy jednak tezie, ¿e spotykamy zarówno modernistów o orientacji komunitarystycznej, jak i postmo-
dernistów, którzy broni¹ podstaw ustroju liberalno-demokratycznego. Zob. L. Morawski, G³ówne pro-
blemy�, s. 127.
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jak dowodzi wielu komunitarystów, my�li w sposób instrumentalny, staj¹c siê miar¹ wszelkie-
go bytu. W sposób instrumentalny my�li o przyrodzie, o innych, a w skrajnych przypadkach
nawet o samym sobie. Nie maj¹c wspólnotowego odniesienia, jêzyk moralny wspó³czesnego
cz³owieka jest niezrozumia³y dla innych12.

Ostatnimi laty popularno�æ zdobywa pojêcie right talks (gadaniny o prawach). Wszê-
dzie, w jêzyku polityki, mediów, a nawet ¿ycia codziennego, s³ychaæ obecnie argumentacje
skupiaj¹ce siê na pragnieniu ochrony praw jednostki, które to prawa s¹ jednak ró¿norodnie
rozumiane i oceniane przez uczestników debaty publicznej. Komunitary�ci argumentuj¹ po-
nadto, ¿e trudno dzi� oddzieliæ jêzyk praw od jêzyka interesu. St¹d wszelkie konflikty grup
interesów funkcjonuj¹ w przebraniu walki o fundamentalne prawa. Skoro wiêc right talks nie
prowadz¹ do trwa³ej zgody na forum publicznym, to preferowan¹ aren¹ walki staje siê s¹d.
Praktyka judicial review ma, jak wierz¹ libera³owie, stanowiæ katalizator pokoju spo³ecznego.
Wiary tej nie podzielaj¹ komunitary�ci. Decyzje s¹du nie koñcz¹ bowiem sporów o �funda-
mentalnym� charakterze13.

Postmodernistyczny styl my�lenia, w³a�ciwy niektórym ujêciom liberalizmu i komunitary-
zmu, w sposób wyra�niejszy podkre�la niewspó³mierno�æ i ró¿norodno�æ obrazów �wiata,
niedaj¹cych siê sprowadziæ do ¿adnych wspólnych warto�ci prawdy, piêkna czy dobra. Pró-
by ³¹czenia czy syntezy ideologii liberalizmu i komunitaryzmu prowadz¹ do zacierania napiêæ
miêdzy faktami i kryteriami oraz ucieczkê od rzeczywisto�ci w sferê jêzyka. Wyrazem tego s¹
takie twory jak liberalizm komunitarny czy liberalizm ponowoczesny14. I to w³a�nie w libera-
lizmie ponowoczesnym A. Szahaj widzi potrzebn¹ Polsce szansê na now¹ wizjê wspólnoty
i now¹ wizjê jednostki, �indywidualizmu wyrastaj¹cego ze wspólnotowo�ci i wspólnoty po-
wstaj¹cej dziêki dzia³aniu i wyobra�ni indywiduów, nowego spojrzenia na stare problemy ich
interpretacji i rekontekstualizacji�15. Z kolei wed³ug A. Chmielewskiego, to w³a�nie liberalizm
komunitarny, jako efekt dialektycznego sporu i syntezy miêdzy klasycznym liberalizmem i ko-
munitaryzmem, najlepiej s³u¿y kszta³towaniu Europy i Polski jako przestrzeni wolnych od
skrajno�ci16. A. Gawkowska natomiast wskazuje, i¿ u �róde³ liberalizmu jako takiego le¿y
strach przed ograniczeniem wolno�ci jednego cz³owieka przez drugiego (zw³aszcza zorgani-
zowan¹ grupê ludzi); strach, którego �ród³em mo¿e byæ ostatecznie w³a�nie ró¿norodno�æ,
inno�æ i wzajemne niezrozumienie. Pluralizm zachwyca, ale i przera¿a �wiadomych libera-
³ów17. Byæ mo¿e, s³usznie wspó³cze�ni libera³owie18 boj¹ siê, ¿e realizacja g³êbszej wspólno-
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12 R. P r o s t a k, op. cit., s. 39.
13 Ibidem, s. 39�40.
14 A. J a b ³ o ñ s k i, �Nêdza� liberalizmu i komunitaryzmu w ujêciu Karla R. Poppera [w:], Teorie

wspólnotowe a praktyka spo³eczna. Obywatelsko�æ. Polityka. Lokalno�æ, red. A. G a w k o w s k a,  P.
G l i ñ s k i,  A. K o � c i a ñ s k i, Wydawnictwo IFiS PAN, Warszawa 2005, s. 44.

15 A. S z a h a j, Jednostka czy wspólnota? Spór libera³ów z komunitarystami a �sprawa polska�,
Fundacja Aletheia, Warszawa 2000, s. 328�329.

16 A. C h m i e l e w s k i, Spo³eczeñstwo otwarte czy wspólnota? Filozoficzne i moralne podstawy
nowoczesnego liberalizmu oraz jego krytyka we wspó³czesnej filozofii spo³ecznej, Oficyna Wydawnicza
Arboretum, Wroc³aw 2001, s. 290.

17 A. G a w k o w s k a, Jak rozwiewaæ obawy libera³ów? [w:] Teorie wspólnotowe a praktyka spo³ecz-
na�, s. 51.

18 Wspó³cze�ni libera³owie, którzy poddaj¹ krytycznej analizie teorie komunitarystyczne, czy jak
kto woli, nawi¹zuj¹ce do idea³u wspólnoty teorie Alasdaira MacIntyre'a, Charlesa Taylora, Michaela
J. Sandela, Michaela Walzera, Amitaia Etzioniego czy Roberta N. Bellaha.
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ty ograniczy lub zniesie wolno�æ, zdominuje jednostkê, narzuci jej warto�ci wcale przez ni¹
nieakceptowane i wprowadzi swój arbitralny porz¹dek, który szybko poka¿e twarz totali-
tarn¹19.

Komunitary�ci przypominaj¹ nam, ¿e nie jeste�my istotami w pe³ni autonomicznymi, je�li
przez autonomiê rozumiemy ¿ycie wed³ug wy³¹cznie w³asnej woli i w³asnego prawa, w stanie
niezale¿no�ci od innych. Udowadniaj¹ nam uparcie, ¿e jeste�my od pocz¹tku kszta³towani
przez innych i od nich w du¿ej mierze zale¿ni. Co wiêcej, fakt naszego zanurzenia we wspól-
noty, naszego wyposa¿enia czy to naturalnego, czy spo³ecznego, niesie ze sob¹ powinno�æ
odp³acenia siê za to wyposa¿enie wspólnotom, które nas tworzy³y i tworz¹ nadal. Niektórzy,
jak np. MacIntyre, twierdz¹ nawet, ¿e tylko na ³onie jakiej� okre�lonej wspólnoty i jej tradycji
jeste�my w stanie funkcjonowaæ jako wolna i racjonalna jednostka. Jednym z filozofów za�,
którzy wychodz¹ w kierunku akceptacji wielu liberalnych idea³ów, jest Charles Taylor. Bêd¹c
apologet¹ wspólnoty, podkre�la on w niej pozytywn¹ rolê wolno�ci jednostkowej, ró¿nic
miêdzy jednostkami i grupami, oraz komplementarno�ci zamiast wykluczania i/lub ujednolica-
nia tego, co ró¿ne. Przypomina on te¿, ¿e wszyscy kszta³tujemy siê w dialogu, który nie ma
koñca, wiêc nasze instytucje powinny po prostu uwzglêdniaæ ten fakt20. Podmiot Taylora
pragnie na nowo odnale�æ ukojenie w ¿yciu wspólnotowym, ³adzie moralnym, kodeksie poli-
tycznym i prawnym. Wspó³czesny podmiot nie tylko têskni za wygod¹ to¿samo�ci, któr¹
musi wypracowaæ, ale jednocze�nie musi j¹ tak skonstruowaæ, aby pasowa³a do �wiata zmul-
tiplikowanych kultur, z których ka¿da jest inna i innego zaanga¿owania wymaga. Podmiot
musi rozpoznaæ i uznaæ to, co jest w �wiecie inne, co ró¿ni go od jego samego21. Wed³ug
L. Koczanowicza do koncepcji Taylora nawi¹zuje (mimo ¿e wyra¿ona w innym jêzyku) kon-
cepcja wspólnoty niedzia³aj¹cej J.-L. Nancy'ego. Koncepcja ta przeciwstawia siê tendencji
rozpatrywania wspólnoty jako spo³eczno�ci powi¹zanej przez wspólne interesy czy nawet
jako pewnego projektu urz¹dzenia �wiata spo³ecznego. Dla Nancy'ego wspólnota jest pew-
nym faktem le¿¹cym u podstaw ludzkiej egzystencji, sposobem prze¿ywania �wiata, w któ-
rym podstawowym zdarzeniem jest �mieræ innego. Wspólnota jest wiêc do�wiadczeniem
dzielenia siê to¿samo�ci¹, do�wiadczeniem, które wpisane jest w sam¹ ludzk¹ egzystencjê,
w bycie. Koncepcja ta � podobnie wiêc jak koncepcja Taylora � zdaje sprawê z tego samego
przekonania, ¿e nasze ¿ycie jest w najg³êbszych swych pok³adach od samego pocz¹tku
¿yciem we wspólnocie. Dla Taylora jednak fakt ugruntowania wspólnoty w komunikacji,
w jêzyku, na czym poprzestaje Nancy, nie wydaje siê wystarczaj¹cy do stworzenia prawdzi-
wej wspólnoty. Wymaga ona bowiem pewnych celów i warto�ci jako osi, które umo¿liwi³yby
jej cz³onkom pe³n¹ identyfikacjê. Powstaje jednak w tym miejscu pytanie, czy taka tre�ciowo
bogata wspólnota mo¿liwa jest w �wiecie nowoczesnym, a tym bardziej ponowoczesnym22.

O holizmie pisze te¿ Amitai Etzioni. Wed³ug niego ca³o�ciowe patrzenie na jednostkê
mo¿liwe jest tylko we wspólnocie � tylko tam jest ona brana pod uwagê, zauwa¿ona, uszano-
wana w pe³ni i uznana. Co wiêcej, nasze wspólnotowe ¿ycie czyni nas zdolnymi do spe³nia-
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19 Zatroskanie takie przejawili lub przejawiaj¹ m.in. John Rawls, Stephen Holmes, Richard Rorty,
John Gray, a w Polsce Andrzej Szahaj, Magdalena �roda czy Adam Chmielewski.

20 Za: A. G a w k o w s k a, op. cit., s. 52�56.
21 Patrz: A. K a c z m a r e k, Têsknota za to¿samo�ci¹ [w:] K³opoty z to¿samo�ci¹, red. M. G o l k a,

Wydawnictwo Naukowe UAM, Cz³owiek i Spo³eczeñstwo XXVI, Poznañ 2006, s. 42�43.
22 L. K o c z a n o w i c z, Wspólnota i emancypacje. Spór o spo³eczeñstwo postkonwencjonalne, Wy-

dawnictwo Naukowe Dolno�l¹skiej Wy¿szej Szko³y Edukacji TWP, Wroc³aw 2005, s. 195�196.
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nia obowi¹zków nie tylko partykularnych, ale i uniwersalnych. Wprawdzie pad³o tu s³owo
�obowi¹zek�, ale uniwersalizm bliski jest przecie¿ �rasowemu� libera³owi, który boi siê, ¿e
wspólnoty mog¹ nas zamykaæ na szerszy �wiat i potrzeby �obcych�23. Etzioni stara siê
nadaæ ruchowi komunitarystycznemu pewne formy instytucjonalne. Jego zadaniem by³aby
reorientacja duchowa spo³eczeñstwa, przej�cie od kultury konkurencji do kultury wspó³pra-
cy, od egoizmu do wspó³czucia i pomocy wzajemnej, od akcentu na naturalne i niezbywalne
uprawnienia jednostkowe do akcentu na odpowiedzialno�æ za los wspólnoty, z absolutnej
wolno�ci wyboru w³asnego stylu ¿ycia do konieczno�ci pozostawania w zgodzie z warto-
�ciami podzielanymi przez wspólnotê24.

A. Gawkowska wskazuje równie¿, ¿e nie do�æ odkryte i nie do�æ wykorzystane s¹ przez
komunitarystów zasoby pewnych teorii i praktyk ekonomicznych, sprzyjaj¹cych wspólnocie
i jednostce zarazem, jak np. stara europejska spó³dzielczo�æ, nowa ekonomia spo³eczna czy
ekonomia wspólnoty. W zasadzie, zdaniem autorki, praktyka spo³eczna w du¿o wiêkszym
stopniu ni¿ teoria przekonuje, ¿e wspólnoty mog¹ istnieæ, nie niszcz¹c przy tym wolno�ci
jednostek. Nie zwalnia to jednak¿e teoretyków z prób poszukiwania tak¿e teoretycznych
podstaw wspólnoty. W zasadzie ca³a socjologia ze swoj¹ bogat¹ tradycj¹ zainteresowana
jest od swoich pocz¹tków dotarciem do tego, co ludzi ³¹czy. ¯eby wspomnieæ chocia¿by
Simmla, który w sam¹ naturê ludzk¹ wpisuje potrzebê jedno�ci, ale nie jest to, jego zdaniem,
jedno�æ niweluj¹ca wielo�æ jednostek. Swoje stanowisko okre�la³ on mianem indywidualizmu
jako�ciowego, w przeciwieñstwie do ilo�ciowego, który ignorowa³ ró¿nice. Ten pierwszy
podobny jest do holistycznego indywidualizmu Taylora25.

Komunitarystyczna krytyka nie podwa¿a liberalnych fundamentów, ale ¿¹da wiêkszego
docenienia wspólnoty. Z kolei liberalizm nie broni skrajnego indywidualizmu, lecz przekona-
nia, ¿e jednostkowy i wspólnotowy wymiar ¿ycia dadz¹ siê pogodziæ bez uciekania siê do
przymusowego podtrzymywania wspólnotowych cnót i kreowania opozycji my�oni. Dodat-
kowo zwraca siê uwagê, i¿ odpowied� na pytanie, co uznajemy za czynnik wyja�niaj¹cy ¿ycie
spo³eczne (kategoriê jednostki czy wspólnoty), nie przes¹dza odpowiedzi na pytanie o prefe-
rencje moralne czy te¿ prawne w sprawie dobra wspólnoty i dobra jednostki.

Wartym odnotowania jest tak¿e fakt, ¿e zaciek³e i wzajemne ataki ustêpuj¹ poszukiwaniu
miejsc wspólnych i przyczyn nieporozumieñ, uznawaniu racji drugiej strony czy te¿ poszuki-
waniu nowych, godz¹cych obie strony rozwi¹zañ. Dochodzenie do pewnego kompromisu
nie polega tylko na ustêpstwach, ale te¿ na powtórnym przyjrzeniu siê jednej i drugiej stronie
konfliktu26.

Je�li odrzuciæ wiêc komunitaryzm represyjny jako doktrynê totalitarn¹ i zaakceptowaæ
komunitaryzm tolerancyjny jako jedynie uprawnion¹ metodê dzia³ania w wolnych spo³eczeñ-
stwach, to trzeba przyj¹æ, ¿e zasady i idea³y komunitaryzmu mog¹ mieæ z punktu widzenia
konstytucyjnych zasad ustroju polityczno-prawnego co najwy¿ej charakter wskazañ, jak kszta³-
towaæ ¿ycie spo³eczne i publiczne, a nie bezwzglêdnie wi¹¿¹cych nakazów i zakazów. Maj¹
one zatem inspirowaæ polityków i instytucje publiczne w dziele upowszechniania etosu repu-
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23 Za: A. G a w k o w s k a, op. cit., s. 56. Patrz tak¿e na ten temat np. A. S z a h a j,  M. N. J a k u b o w -
s k i, Filozofia polityki, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2005, s. 142 i nast.

24 Za:  A. S z a h a j,  M. N. J a k u b o w s k i, op. cit., s. 146.
25 A. G a w k o w s k a, op. cit., s. 57�58.
26 M. B ³ a c h u t,  J. K a c z o r, Kryzys legitymizacji liberalnej filozofii prawa? [w:] Z zagadnieñ teorii

i filozofii prawa�, s. 189.
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blikañskiego i zasad solidarno�ci w stosunkach miêdzyludzkich, a nie narzucaæ je tym, którzy
chc¹ ¿yæ inaczej. Podstaw¹ legalizacji tych zasad mo¿e byæ jedynie konsensus spo³eczny
z tolerancj¹ dla prawa ka¿dej jednostki do bycia innym. Komunitaryzm tolerancyjny mo¿e
byæ zatem nie tyle alternatyw¹ dla zasad ustroju liberalno-demokratycznego, co jego atrak-
cyjnym uzupe³nieniem27.

2. Indywidualizm jako forma zasady samostanowienia

Zasada samostanowienia ulega³a ewolucji przez ca³y XX wiek (wartym jednak¿e podkre-
�lenia jest fakt, ¿e przynajmniej od czasów Kanta indywidualizm zawsze zak³ada³ samostano-
wienie, np. w formie autonomii moralnej podmiotu). Przekszta³cenia tej zasady wi¹za³y siê
z zakoñczeniem procesu dekolonizacji, a tak¿e ze zmianami politycznymi powsta³ymi po upadku
komunizmu. Pod wp³ywem nowych pr¹dów prawnych i politycznych zasada samostanowie-
nia nabra³a ró¿norakich znaczeñ: od teorii narodowych i demokratycznych po praktyki dewo-
lucyjne i secesjonistyczne. Ponadto by³a rozumiana jako europejskie d¹¿enia zjednoczeniowe,
liberalne teorie demokracji, wewnêtrzny aspekt zasady samostanowienia, d¹¿enia ludów tu-
bylczych do autonomii, penalizacja dominacji kolonialnej czy feministyczne ¿¹dania dotycz¹-
ce uczestnictwa i partycypacji. Z kolei we wspó³czesnej my�li politologicznej zasada
samostanowienia zakorzeniona jest w liberalnych teoriach prawa do oporu przed tyrani¹ oraz
prawa do wolno�ci stowarzyszenia, demokratycznej zasadzie suwerenno�ci ludu, komunita-
riañskiej teorii wspólnoty oraz dobra wspólnego28.

Zasada samostanowienia mo¿e byæ rozumiana w jeszcze jeden szczególny sposób, a mia-
nowicie jako prawo do indywidualnej ekspresji. To jednostkowe prawo odnosi siê w znacz-
nej mierze do swobody kszta³towania w³asnej to¿samo�ci, do autonomicznego wyboru takich
cech, które odzwierciedlaj¹ jednostkowe preferencje. W procesie kszta³towania w³asnej to¿-
samo�ci jednostka nie jest ograniczona, poniewa¿ ka¿dy mo¿e wybraæ wiêcej ni¿ jedn¹ przy-
nale¿no�æ.

Ta wielopoziomowa to¿samo�æ i, co siê z tym wi¹¿e, lojalno�æ jednostki widoczne s¹
w funkcjonowaniu zasady subsydiarno�ci (pomocniczno�ci) w ramach Unii Europejskiej. De-
centralizacja w³adzy, wzmocnienie samorz¹du terytorialnego ró¿nicuj¹ p³aszczyzny samoiden-
tyfikacji jednostek. Przedmiotem osobistej lojalno�ci s¹ ró¿ne wspólnoty, jednostki za� tworz¹
wieloelementow¹ to¿samo�æ. To¿samo�æ ta nie opiera siê tylko i wy³¹cznie na przynale¿no�ci
pañstwowej, gdy¿ zawiera odniesienia ponadnarodowe, zwi¹zane z dzia³alno�ci¹ ponadnaro-
dowych instytucji publicznych, partii politycznych czy korporacji. W koncepcji indywiduali-
stycznej w³adza pañstwowa toleruje nie tylko samo zjawisko wielorakiej to¿samo�ci, ale
pozytywnie wspiera sam fakt dokonywania autonomicznego jednostkowego wyboru to¿sa-
mo�ci.

W ramach omawianego nurtu podkre�la siê, i¿ wybór przez jednostki w³asnej to¿samo�ci
nie mo¿e byæ ograniczany przez takie czynniki jak np. przynale¿no�æ etniczna czy narodowa,
bowiem kreacja to¿samo�ci ma mieæ charakter wolny. W szczególno�ci zasada samostano-
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27 L. M o r a w s k i, G³ówne problemy�, s. 142.
28 D. B a c h - G o l e c k a, Jednostka jako centralny punkt odniesienia w europejskim i miêdzynarodo-

wym porz¹dku prawnym [w:] Prawa staj¹ siê prawem. Status jednostki a tendencje rozwojowe prawa,
red. M. Wy r z y k o w s k i, LIBER, Warszawa 2006, s. 60.
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wienia zak³ada, ¿e jednostka powinna mieæ prawo do osobistego samostanowienia obywatel-
stwa, przynale¿no�ci o charakterze ponadnarodowym, autonomicznego wyboru imienia, wy-
znawania lub nie jakiejkolwiek religii, wykonywania swobodnie obranego zawodu, a tak¿e
wyboru p³ci29.

Na p³aszczy�nie prawnej indywidualizm wyra¿a siê te¿ poprzez jednostkow¹ interpretacjê
pojêcia autonomia, którego etymologia wskazuje z jednej strony na element subiektywnego
podmiotu (auto), z drugiej natomiast zawiera regu³y lub normy (nomos)30. Autonomia w tym
kontek�cie oznacza indywidualne uprawnienie ka¿dej jednostki do dokonywania wyborów
natury moralnej i politycznej zmierzaj¹cych do okre�lenia w³asnej to¿samo�ci. Uprawnienie
to musi byæ jednak przewidziane w normach prawnych i spo³ecznie uzasadnione31.

Na p³aszczy�nie nauk socjologicznych ruch indywidualistyczny zosta³ poddany analizie
w ramach teorii sformu³owanej przez R. Ingleharta32. Zgodnie z t¹ koncepcj¹ poziom rozwoju
gospodarczego i modernizacji kraju w pewnym stopniu wp³ywa na charakter warto�ci i prze-
konañ jego mieszkañców. Dominuj¹c¹ cech¹ warto�ci w spo³eczeñstwach rozwiniêtych jest
indywidualizacja, której towarzyszy instrumentalizacja, fragmentacja i odrêbno�æ warto�ci
odnosz¹cych siê do ró¿nych sfer ¿ycia. Upowszechniaj¹ siê warto�ci okre�lane jako postma-
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29 D. B a c h - G o l e c k a, op. cit., s. 60�61.
30 Warto podkre�liæ, i¿ charakteryzuj¹c ogólnie status podmiotu autonomicznego, mo¿na powie-

dzieæ, ¿e cz³owiek jest moralnie autonomiczny, je¿eli zasady postêpowania, którymi siê kieruje, s¹ jego
zasadami. O uznaniu moralnej zasady za w³asn¹ zasadê danego podmiotu mo¿e przes¹dzaæ przyjêcie
jednego z kryteriów szczegó³owych wyró¿nionych przez G. Dworkina. Kryteria wyró¿nione przez
tego autora odnosz¹ siê do relacji pomiêdzy podmiotem a zasad¹, która jest motywacj¹ dla jego zacho-
wania. Zgodnie wiêc z tymi kryteriami osoba mo¿e byæ uznana za moralnie autonomiczn¹, je�li: a) jest
twórc¹ moralnych zasad postêpowania, zgodnie z którymi dzia³a; b) dokonuje wyboru moralnych
zasad, którymi siê kieruje; c) ostatecznym �ród³em tych zasad jest wola; d) decyduje, które moralne
zasady akceptuje jako moralnie wi¹¿¹ce; e) ponosi odpowiedzialno�æ za przyjêt¹ koncepcjê moralno�ci
oraz za zasady, które stosuje; f) bez uprzedniej refleksji nie akceptuje twierdzeñ innych podmiotów
o tym, co jest moralnie w³a�ciwe. Kryteria te potwierdzaj¹, jak z³o¿ona jest problematyka autonomii
wymagaj¹ca analiz takich pojêæ jak niezale¿no�æ, odpowiedzialno�æ, zdolno�æ wyboru itp. G. D w o r -
k i n, The Theory and Practice of Autonomy, Cambridge 1988, s. 34�35.

Nale¿y przy tym dodaæ, i¿ z pojêcia autonomii korzysta siê w szerokim zakresie (nawet bardzo
szerokim). Na potwierdzenie tych s³ów wystarczy przytoczyæ G. Dworkina, który pisze, ¿e pojêcia
autonomii �u¿ywa siê niekiedy jako równowa¿nika wolno�ci, czasem jako równowa¿nika wolno�ci
woli, a czasami uto¿samia siê autonomiê z racjonalno�ci¹ lub suwerenno�ci¹. Wspomniany termin stosu-
je siê do bardzo ró¿nych przedmiotów: dzia³añ, osób, woli, pragnieñ, zasad, my�li�. G. D w o r k i n,
Autonomia [w:] Przewodnik po wspó³czesnej filozofii politycznej, red. R. E. G o o d i n,  Ph. P e t t i t,
Warszawa 1998, s. 463�464.

O ujêciu podmiotowym autonomii pisz¹ m.in.: J. K a c z o r, Autonomia i wolno�æ a prawo [w:] Z za-
gadnieñ teorii i filozofii prawa. Autonomia prawa, red. W. G r o m s k i, Kolonia Limited, Wroc³aw 2001,
s. 93 i nast.; Z. P u l k a, Opozycja instrumentalizm �autonomia w perspektywie filozofii prawa [w:] Z za-
gadnieñ teorii i filozofii prawa. Autonomia prawa�, s. 169 i nast., M. B ³ a c h u t, Autonomia podmiotu
a neutralno�æ moralna prawa [w:] Z zagadnieñ teorii i filozofii prawa. Autonomia ze stanowiska teorii
i filozofii prawa, red. J. Helios, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw 2003, s. 41
i nast.; W. J e d l e c k a, Podmiotowe ujêcie autonomii [w:] Przegl¹d Prawa i Administracji LXVI, Acta
Universitatis Wratislaviensis No 2748, Wydawnictwo Uniwersytetu Wroc³awskiego, Wroc³aw 2005.

31 D. B a c h - G o l e c k a, op. cit., s. 62.
32 R. I n g l e h a r t, Culture Shift in Advanced Industrial Society, New York 1990.
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terialistyczne, wyra¿aj¹ce potrzeby samorealizacji i samoekspresji, zainteresowanie jako�ci¹
i komfortem ¿ycia, a tak¿e rosn¹ce zainteresowanie wewnêtrznymi, duchowymi aspektami
wierzeñ religijnych. Nadrzêdnym celem staje siê maksymalizacja indywidualnego dobrosta-
nu. Natomiast w krajach przechodz¹cych fazê opó�nionej modernizacji dominuj¹ warto�ci
materialistyczne, zwi¹zane z potrzebami bezpieczeñstwa i przetrwania. Rozprzestrzenianie siê
indywidualizmu nie dokonuje siê zatem równomiernie. Jako przyk³ad mog¹ pos³u¿yæ w tym
miejscu wyniki badañ Europejskich Systemów Warto�ci (European Values Study)33. Wyniki
tych badañ zdaj¹ siê potwierdzaæ hipotezê postawion¹ przez Ingleharta, ¿e poziom rozwoju
gospodarczego i modernizacji danego kraju ma wp³yw na charakter warto�ci i przekonañ
mieszkañców tego¿ kraju. G³ównym czynnikiem ró¿nicuj¹cym kraje europejskie jest klasyczna
opozycja miêdzy spo³eczeñstwami typu wspólnotowego o silnej wadze religii a spo³eczeñ-
stwami typu stowarzyszeñ o silnej wzglêdnej wadze polityki, czasu wolnego i wiêzi pozaro-
dzinnych.

Tendencje indywidualistyczne mog¹ z jednej strony przyczyniaæ siê do powstawania
takich zjawisk jak anomia, atomizacja spo³eczna czy alienacja. Z drugiej jednak strony ten-
dencje te maj¹ silny charakter wspólnototwórczy. S¹ to jednak¿e wspólnoty nowego rodzaju:
dobrowolne, czasem wirtualne, zrzeszenia ludzi maj¹cych wspólne partykularne zaintereso-
wania czy interesy. Jednostki unikaj¹ kreacji swej to¿samo�ci na podstawie sta³ych czynni-
ków. Tworz¹ raczej wspólnoty nowego typu, opieraj¹c siê na czynnikach zmiennych34.

Charakterystykê nowych form ¿ycia zbiorowego, tworz¹cych siê w zwi¹zku z odmiennymi
oczekiwaniami jednostek, znajdujemy m.in. w pracach Zygmunta Baumana. Charakteryzuj¹c
sytuacjê jednostki w ponowoczesno�ci, podkre�la Bauman stale towarzysz¹c¹ jej tendencjê
do poszukiwania wspólnoty. Tendencja ta, paradoksalnie, wynika z d¹¿eñ do autentyzmu
i indywidualizacji w³asnego sposobu ¿ycia, które prowadz¹ do poszukiwania wsparcia u in-
nych35. Modelu ponowoczesnej wspólnoty poszukuje autor Wieloznaczno�ci nowoczesnej,
nowoczesno�ci wieloznacznej u Michela Mafessolego w jego koncepcji nowoplemion. W po-
jêciu tym nacisk powinien byæ po³o¿ony na okre�lenie �nowo�. �Dzisiejsze plemiona [�]
powo³ywane s¹ do ¿ycia i przy ¿yciu utrzymywane [�] przez indywidualne decyzje samo-
uto¿samienia��36.

Podobnie M. Dogan zwraca uwagê na wp³yw indywidualizmu jako warto�ci i orientacji
¿yciowej jednostki na wiêzi narodowe. Jego zdaniem tradycyjne warto�ci zastêpowane s¹
przez nowe, z jedn¹ dominuj¹c¹ nad innymi, a mianowicie indywidualizmem. Wskazuje on
przy tym, ¿e we wspó³czesnym spo³eczeñstwie anonimowych t³umów rosn¹ca liczba ludzi
umieszcza jednostkê na szczycie hierarchii warto�ci � ponad masami, klasami, ko�cio³ami
i narodami. Dogan twierdzi dalej, ¿e jednostki coraz czê�ciej sk³aniaj¹ siê ku pogl¹dowi, ¿e ich
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33 Projekt EVS powsta³ w 1980 r. Jego inicjatorami byli profesorowie: J. Kerhofs z Katolickiego
Uniwersytetu w Leuven i R. de Moor z Uniwersytetu w Tilburgu. Pierwsze badania ankietowe przepro-
wadzono w 1981 r. i dotyczy³y one poszukiwañ odpowiedzi na pytania odnosz¹ce siê do warto�ci,
norm obyczajowych i moralnych w pañstwach UE. Ponowne badania przeprowadzono w 1990 r.,
a nastêpne w 1999 r., obejmowa³y one tak¿e Polskê. Zob. Polacy w�ród Europejczyków. Warto�ci
spo³eczeñstwa polskiego na tle innych krajów europejskich, red. A. J a s i ñ s k a - K a n i a, M. M a r o d y,
Warszawa 2002.

34 D. B a c h - G o l e c k a, op. cit., s. 61� 62.
35 Z. B a u m a n, Wieloznaczno�æ nowoczesna � nowoczesno�æ wieloznaczna, t³um. R. Lis, Wydaw-

nictwo Naukowe PWN, Warszawa 1995, s. 279.
36 Ibidem, s. 284.
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w³asny rozwój i pomy�lno�æ nie musz¹ byæ osi¹gane wewn¹trz narodowej wspólnoty, ale
mimo b¹d� nawet na przekór niej37.

Tendencjom tym sprzyjaj¹ tak¿e procesy, które rozgrywaj¹ siê poza sfer¹ postmoderni-
stycznych reorientacji psychospo³ecznych i przemian �wiatopogl¹dowych o znacz¹cym wp³y-
wie na formu³y identyfikacji z narodem.

Zwraca siê zw³aszcza uwagê na zmiany strukturalnych w³a�ciwo�ci zbiorowych. Wskazu-
je siê np., ¿e jedno�æ narodowych spo³eczeñstw ulega z jednej strony nadw¹tleniu pod
wp³ywem ponadnarodowych przemian i wiêzi, z drugiej za� strony w zwi¹zku z rosn¹cym
znaczeniem regionalnych, lokalnych i etnicznych podzia³ów. Dodatkowo upowszechniaj¹ siê
ponadnarodowe systemy komunikowania i tre�ci kultury symbolicznej. W tej sytuacji we-
wnêtrzne uto¿samianie siê z narodem ustêpuje stopniowo miejsca zewnêtrznej to¿samo�ci,
opartej na �wiadomo�ci miêdzynarodowych relacji konkurencji i dominacji.

Twierdzi siê równie¿, ¿e mo¿liwe jest pojawienie siê kultury kosmopolitycznej, kultur miê-
dzynarodowych lub jednolitej kultury globalnej. Obserwuj¹c mieszanie siê kultur i rosn¹ce
wp³ywy niewielu jêzyków �wiatowych, mo¿na dostrzec miejsce dla wy³onienia siê �rodzin
kulturowych, zwiastuj¹cych narodziny kulturowego patchworku�38.

B. Smart wskazuje na prawdopodobieñstwo pojawienia siê uk³adów kulturowych, które
istnia³yby obok tradycyjnych kultur opartych na wspólnotach etnicznych39.

 Na podobne kwestie zwraca uwagê J. Isañski. Mianowicie twierdzi on, ¿e obecnie poja-
wiaj¹ siê nowe grupy odniesienia, wobec których trzeba okre�liæ swoje miejsce, pojawiaj¹ siê
te¿ punkty styczno�ci, a tak¿e sytuacje, w których dochodzi do dyfuzji wzorów kulturowych.
Pewne aspekty kultury zyskuj¹ na znaczeniu, podczas gdy inne wyra¿ane s¹ rzadziej ni¿
uprzednio. Narzuca to konieczno�æ przedefiniowania zastanych wzorów to¿samo�ci kulturo-
wej w celu dostosowania ich do nowego, wielokulturowego �wiata spo³ecznego. Z drugiej
strony daje mo¿liwo�æ tak¿e kszta³towania ca³kiem nowych to¿samo�ci, rozszerzaj¹c spek-
trum, z którego mo¿e byæ dokonany wybór. Poszerzeniu ulega równie¿ liczba podmiotów,
które mog¹ tych wyborów dokonywaæ. Dlatego te¿ wiêksza ni¿ kiedy� liczba mo¿liwo�ci,
jakie ma jednostka, mo¿e rodziæ wiele napiêæ i konfliktów. Rozgrywaj¹ siê one zarówno na
poziomie jednostkowym, jak i w szerszym kontek�cie spo³ecznym40.

3. W poszukiwaniu to¿samo�ci

We wspó³czesnych spo³eczeñstwach jednostki dokonuj¹ ci¹g³ych wyborów, zmieniaj¹
orientacje polityczne, kulturowe, przewarto�ciowuj¹ swe postawy moralne. Wspó³cze�nie
ludzie okre�laj¹ siê wobec horyzontów moralnych, mog¹ te¿ przechodziæ od jednych syste-
mów odniesienia do innych, ale jednak zawsze potrzebuj¹ jakiego� sytemu kategorii, które
pozwoli³yby im opisywaæ i oceniaæ �wiat, w którym ¿yj¹. Zagro¿eniem jest natomiast ca³kowita
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37 M. D o g a n, Comparing the Decline of Nationalisms in Western Europe: the Generational Dyna-
mic, �International Social Science Journal� 1993, nr 136, s. 191, za: Z. B o k s z a ñ s k i, To¿samo�ci
zbiorowe, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2006, s. 172�173.

38 Z. B o k s z a ñ s k i, op. cit., s. 173.
39 B. S m a r t, Postmodernizm, t³um. M. Wasilewski, Wydawnictwo Zysk i S-ka, Poznañ 1998,

s. 187.
40 J. I s a ñ s k i, To¿samo�æ w czasach globalizacji [w:] K³opoty z to¿samo�ci¹�, s. 162.
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indywidualizacja, która mo¿e siê przejawiaæ zarówno przez niczym niepohamowane d¹¿enie do
kreowania siebie samego, jak i w homogenizacji spo³eczeñstwa, gdzie zatracone zostaj¹ pojêcia
zró¿nicowania to¿samo�ci jednostek ze wzglêdu na przynale¿no�æ do ró¿nych wspólnot41.

Jednostki bytuj¹ce w nowej rzeczywisto�ci musz¹ dokonywaæ wyborów to¿samo�cio-
wych spo�ród ró¿nych opcji, dlatego wa¿nym czynnikiem struktury to¿samo�ciowej jest
refleksyjne planowanie ¿ycia, które zak³ada ocenê ryzyka i w³asnych mo¿liwo�ci realizacyj-
nych. W tym kontek�cie to¿samo�æ jawi siê wiêc jako �refleksyjny projekt�, który jednostka
wspó³tworzy, uwzglêdniaj¹c uwarunkowania spo³eczne i kulturowe, jak i dynamikê owych
procesów42.

W przesz³o�ci �wzorcow¹ to¿samo�æ� polityczn¹ oferowa³y klasy spo³eczne, dominowa³a
ona nad innymi identyfikacjami oraz stanowi³a podstawê artyku³owania siê konfliktów poli-
tycznych. Wspó³cze�nie ten typ �wiadomo�ci politycznej wyra�nie zanika. W tej wiêc sytu-
acji cz³owiek staje przed wyzwaniem zdobycia nowej to¿samo�ci indywidualnej i grupowej43.

Stawianie tez odnosz¹cych siê do kryzysu to¿samo�ci pozostaje w modzie. Tezy te maj¹
swoje uzasadnienie, ale s¹ wieloznaczne. O kryzysie mo¿na mówiæ w ró¿nych przypadkach, np.:

a) gdy to¿samo�æ przestaje odgrywaæ wa¿n¹ rolê w ¿yciu jednostek lub zbiorowo�ci;
b) gdy podmioty zmieniaj¹ dominuj¹ce to¿samo�ci lub relacje miêdzy ich ró¿nymi to¿sa-

mo�ciami;
c) gdy nastêpuj¹ zmiany komponentów w ramach ich dominuj¹cej to¿samo�ci, a tak¿e

w ramach innych � niedominuj¹cych to¿samo�ci w danym podmiocie.
Mo¿na powiedzieæ, ¿e z tymi wszystkimi przypadkami mamy do czynienia w Europie

Zachodniej, a tak¿e �rodkowo-Wschodniej44, do czego niew¹tpliwie przyczynia siê proces
integracji europejskiej.

To¿samo�æ sta³a siê problemem, z którym jednostka musi siê uporaæ po to, aby odnale�æ
swoje miejsce w zmieniaj¹cym siê spo³eczeñstwie wskutek zmian, okre�lanych �kulturali-
zacj¹�. Polega ona, najogólniej mówi¹c, na rozdziale miêdzy sfer¹ spo³eczn¹ i kulturow¹, przy
jednoczesnym uniezale¿nianiu siê tej ostatniej; swoistym rozdziale miêdzy sfer¹ publiczn¹
a prywatn¹, uwik³anymi w dialektykê miêdzy lokalno�ci¹ i globalno�ci¹; zaprzestaniu d¹¿eñ
do ujednolicania i uniwersalizacji na rzecz ró¿norodno�ci jako immanentnej cechy ponowo-
czesnego �wiata; wreszcie na rosn¹cym znaczenia konsumpcji, staj¹cej siê nowym g³ównym
�ród³em spo³ecznej stratyfikacji i regulatorem procesów spo³ecznych. To¿samo�æ staje siê
�przedmiotem po¿¹dania�, celem, na który skierowane s¹ wysi³ki poszukiwawcze jednostek
pozbawionych dotychczasowych ograniczeñ strukturalnych45. To¿samo�æ przesta³a byæ sta-
nem, stabiln¹ struktur¹, która raz ukszta³towana nie ulega zasadniczym zmianom, naruszaj¹-
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 41 L. K o c z a n o w i c z, op. cit., s. 193.
42 E. S t r u z i k, Problem to¿samo�ci cz³owieka wspó³czesnego w kulturze ponowoczesnej [w:] War-

to�ci i ich funkcje w kszta³towaniu cywilizacji globalnej, red. J. B a ñ k a (przy wspó³pracy S. B u k o w -
s k i e j), Wydawnictwo Uniwersytetu �l¹skiego, Katowice 2004, s. 54�55.

43 R. Wo n i c k i, Kryzys to¿samo�ci jednostkowej i grupowej w perspektywie filozofii polityki
[w:] B. M a r k i e w i c z,  R. Wo n i c k i, Kryzys to¿samo�ci politycznej a proces integracji europejskiej,
Wydawnictwo Naukowe SCHOLAR, Warszawa 2006, s. 46.

44 T. B u k s i ñ s k i, Nowe szaty modernych to¿samo�ci [w:] B. M a r k i e w i c z,  R. Wo n i c k i, op.
cit., s. 42.

45 E. S m o l a r k i e w i c z, Kszta³towanie to¿samo�ci a wspó³czesne przemiany spo³eczno-kulturowe
[w:] K³opoty z to¿samo�ci¹�, s. 212�213.
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cym jej podstawy. To¿samo�æ jest procesem o wielokierunkowym, zmiennym przebiegu, bez
wyra�nie okre�lonego punktu koñcowego. Podstawowym pytaniem autonomicznej jednost-
ki, �wyzwolonej� z ograniczeñ przypisaniowo�ci, jest pytanie: �kim jestem w tym tak szybko
zmieniaj¹cym siê �wiecie?� To¿samo�æ jest z tej perspektywy form¹ praktyki poznawczej
odzwierciedlaj¹cej refleksyjno�æ naszego usytuowania w rzeczywisto�ci spo³ecznej. Praktyki
ukierunkowanej na przysz³o�æ, która nie jest odleg³ym, oczekiwanym i nieosi¹galnym punk-
tem, ale rzeczywisto�ci¹, przestrzeni¹ tworzon¹ tu i teraz, w której rozgrywa siê bie¿¹ce ¿ycie
jednostek, z konieczno�ci czy wyboru staraj¹cych siê elastycznie dostosowaæ do zmiennych
warunków spo³eczno-kulturowych46.

W czasach wspó³czesnych poszukiwanie to¿samo�ci47 dokonuje siê przede wszystkim
w drodze radykalnej indywidualizacji, gdy¿ pañstwa i spo³eczeñstwa nie dostarczaj¹ ju¿ jed-
nostce odpowiedzi na pytanie, kim jest. W zwi¹zku z tym polityczne czy spo³eczne spe³nienie
jednostki w ramach to¿samo�ci grupowej okazuje siê wtórne wobec tworzenia swojej w³asnej
to¿samo�ci. Pañstwo narodowe przesta³o byæ najlepsz¹ form¹ uspo³ecznienia. Wspólna hi-
storia, tradycja czy jêzyk nie stanowi¹ dzisiaj jedynych i g³ównych czynników kszta³towania
siê to¿samo�ci politycznej. Sama to¿samo�æ wyra¿ana kiedy� w pojêciu obywatelstwa traci
swoje pierwszeñstwo na rzecz innych form przynale¿no�ci grupowej48. Imigrant, przebywa-
j¹c w rozwiniêtym systemie ponowoczesnym, za jaki mo¿na uznaæ Uniê Europejsk¹, pozosta-
je w uk³adzie transnarodowym, wykraczaj¹c poza zasiêg pañstwa narodowego. W porz¹dku
ponowoczesnym pañstwo narodowe jest mniej suwerennym wyznacznikiem zbiorowej to¿sa-
mo�ci. Pañstwo ponowoczesne jest przede wszystkim pañstwem jednostek i s³u¿y interesom
jednostek. St¹d imigrant, odwo³uj¹c siê do wolno�ci zindywidualizowania, mo¿e ukierunko-
waæ siê tylko na to¿samo�æ jednostkow¹. Mo¿e ona przyjmowaæ bardziej hybrydaln¹ postaæ
ni¿ zintegrowan¹ z to¿samo�ci¹ zbiorow¹ kraju przyjmuj¹cego.

Dlatego wydaje siê, i¿ w uk³adach wychodz¹cych poza to¿samo�ci lokalne i narodowe
niezbêdne jest poszukiwane szerszej to¿samo�ci wspólnoty, która by³aby równie¿ podstaw¹
harmonizowania pokojowych stosunków miêdzynarodowych49.

Ponowoczesne �rodowisko w postaci z³o¿onego systemu tym bardziej podwa¿a g³ówne

Wioletta Jedlecka

46 E. S m o l a r k i e w i c z, op. cit., s. 213.
47 To¿samo�æ bowiem nie jest czym� �danym�, lecz jest nadawana w aktach spo³ecznego rozpozna-

nia. Stajemy siê wiêc tacy, za jakich uznaj¹ nas inni. Nie oznacza to oczywi�cie, ¿e jednostka rodzi siê
bez jakichkolwiek w³a�ciwo�ci, przenoszonych przez jej wyposa¿enie genetyczne niezale¿nie od �ro-
dowiska spo³ecznego, w którym przyjdzie siê jej rozwijaæ. To¿samo�ci nadawane s¹ spo³ecznie. Musz¹
one byæ tak¿e spo³ecznie potwierdzane, i to do�æ regularnie. Nikt nie jest cz³owiekiem sam przez siê
i najwidoczniej nikt nie mo¿e zachowaæ okre�lonej to¿samo�ci sam przez siê. Ka¿da rola w spo³eczeñ-
stwie niesie ze sob¹ pewn¹ to¿samo�æ. Patrz szeroko na ten temat: P. L. B e r g e r, Zaproszenie do
socjologii, prze³. J. Stawiñski, Wydawnictwo Naukowe PWN, Warszawa 2004, s. 95, 97. Wielu autorów
podkre�la procesualny charakter to¿samo�ci: �To¿samo�æ jednostki nie jest po prostu czym� danym
jako wynik ci¹g³o�ci jej dzia³ania, ale czym�, co musi byæ [�] wytwarzane i podtrzymywane przez
refleksyjnie dzia³aj¹c¹ jednostkê� � A. G i d d e n s, Nowoczesno�æ i to¿samo�æ. �Ja� i spo³eczeñstwo
w epoce pó�nej nowoczesno�ci, prze³. A. Szul¿ycka, Warszawa 2001, s. 74, czy �To¿samo�æ nie jest nam
dana raz na zawsze, ona siê tworzy i przeobra¿a w ci¹gu naszego ¿ycia� � A. M a a l o u f, Zabójcze
to¿samo�ci, prze³. H. Lisowska-Chehab, Warszawa 2002, s. 31.

48 R. Wo n i c k i, op. cit., s. 55.
49 E. B u d a k o w s k a, Wspó³czesne migracje a nowe wyzwania wobec identyfikacji narodowo-

-kulturowej [w:] To¿samo�æ bez granic. Wspó³czesne wyzwania, red. E. B u d a k o w s k a, Wydawnictwo
Uniwersytetu Warszawskiego, Warszawa 2005, s. 61.
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za³o¿enie formowania jednostki w duchu wielkiej narracji jako obywatela pañstwa narodo-
wego. Nadto, jak podkre�la siê, nasilona indywidualizacja procesów identyfikacyjnych zmniej-
sza znaczenie i wp³yw na jednostkê to¿samo�ci zbiorowych. Pomniejszone znaczenie takich
tradycyjnych odno�ników identyfikacyjnych jak historycznie zdefiniowane terytorium, kul-
turowa ca³o�æ i polityczna suwerenno�æ poci¹gaj¹ za sob¹ os³abienie zasady ¿ycia obywa-
tela tylko dla w³asnej wspólnoty � ojczyzny. Równoleg³y nacisk na indywidualizm i pluralizm,
zak³adaj¹cy tolerancjê wobec ró¿norodno�ci, legitymizuje wielorakie to¿samo�ci i style
¿ycia50.

Zgodnie z pogl¹dami postmodernistów ludzie obecnie nie s¹ w stanie podtrzymywaæ
w d³u¿szym okresie spójnych, unikalnych obrazów samych siebie, lecz musz¹ posiadaæ kilka,
czasem sprzecznych czy nieokre�lonych to¿samo�ci. Przyczyny tego stanu rzeczy s¹ nastê-
puj¹ce:

Po pierwsze � upadek wiary w metanarracjê i o�wieceniowy racjonalizm, zgodnie z którym
w �wiecie istnieje obiektywnie poznawalny porz¹dek. Zamiast tego narodzi³a siê tendencja
do relatywizmu epistemologicznego czy kulturowego. Sprowadza siê to do sytuacji, w której
wielkie systemy przesta³y obejmowaæ i nie wyczerpuj¹ coraz bardziej z³o¿onych zjawisk oraz
procesów spo³ecznych.

Po drugie � relatywizm naukowy, czyli nowe nauki (przyrodnicze, spo³eczne) nie przyj-
muj¹ jednej sta³ej prawdy. Postmodernizm odrzuca zasadê generalizacji w teoriach nauko-
wych, pokazuj¹c, i¿ obiektywizm, do jakiego d¹¿y³a przedwspó³czesna nauka spo³eczna, by³
sposobem na narzucenie ludziom okre�lonego obrazu �wiata.

Po trzecie � kryzys egzystencjalny, a wiêc nie mo¿na poznaæ natury �wiata. Lecz tak¿e
cz³owieka, dotrzeæ do jego esencji. Oznacza to równie¿ brak zgody na istnienie jakichkolwiek
niezale¿nych struktur spo³ecznych.

Te czynniki przyczyni³y siê do rozpadu homogenicznie pojêtej to¿samo�ci. Du¿¹ rolê
w procesie fragmentacji przypisuje siê nowym ruchom spo³ecznym51, takim jak feminizm52,
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50 E. B u d a k o w s k a, Wstêp [w:] To¿samo�æ bez granic�, s. 61.
51 Nowe ruchy spo³eczne k³ad¹ nacisk na zupe³nie inne ni¿ dot¹d, �postmaterialistyczne� warto�ci,

zwracaj¹ uwagê na zupe³nie inne problemy ni¿ ruchy dot¹d istniej¹ce. Ich tworzeniu sprzyja postmoder-
nistyczna idea spontanicznych, powstaj¹cych ad hoc zwi¹zków miêdzy jednostkami maj¹cymi wspól-
ne interesy, mniej lub bardziej d³ugotrwa³e potrzeby i cele. Na ich podstawie grupy takie tworz¹ �sw¹
w³asn¹ wspólnotow¹ osobowo�æ� � P. G u l d a, Postmodernistyczne motywy w prawie europejskim
[w:] 30-lecie Wydzia³u Prawa i Administracji Uniwersytetu Gdañskiego, red. K. K r u c z a l a k, �Gdañ-
skie Studia Prawnicze�, tom VII, Wydawnictwo Uniwersytetu Gdañskiego, Gdañsk 2000, s. 188�189.

52 Jednym z bod�ców rozwoju filozofii politycznej w ostatnich dekadach XX wieku by³ rozkwit
my�li feministycznej. Aczkolwiek dyskurs maj¹cy na celu wyzwolenie kobiet ma d³ug¹ historiê, jednak-
¿e w drugiej po³owie XX wieku ruch feministyczny znacznie siê zradykalizowa³. Jego zwolenniczki
i zwolennicy wyszli od has³a: �Nikt nie rodzi siê kobiet¹�. Przyst¹pili do walki o uznanie ró¿nicy
pomiêdzy p³ci¹ rozumian¹ w kategoriach biologicznych (sex) oraz p³ci¹ rozumian¹ w kategoriach kultu-
rowych (gender). G³ówna teza g³osi³a, ¿e kobieta staje siê kobiet¹ w sensie spo³ecznym czy te¿ kultu-
rowym w wyniku procesu socjalizacji, uczenia siê grania roli kobiety zgodnie z oczekiwaniami mêskiego
(i nie tylko) otoczenia. W procesie tym wpajane s¹ jej przekonania, które odzwierciedlaj¹ dominuj¹ce
sposoby konceptualizowania stosunków spo³ecznych. Uznanie faktu, i¿ kobieco�æ jest pewnym kon-
struktem spo³ecznym mia³o s³u¿yæ pokazaniu, ¿e jej wyobra¿enie mo¿e ulec zmianie, je�li tylko dokona
siê dekonstrukcji tej jego wersji, w której mie�ci³o siê wyobra¿enie kobiety jako istoty ludzkiej z definicji
nieco gorszej. Patrz: A. S z a h a j,  M.N. J a k u b o w s k i, op. cit., s. 149�150.

Feminizm, a w szczególno�ci jego radykalne skrzyd³o, dokonuje swoistej dekonstrukcji neutralno�ci
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który umo¿liwi³ nowe formy identyfikacji53. Zainteresowanie zró¿nicowaniem to¿samo�ci
spo³ecznych zbiega³o siê z du¿o ogólniejszymi twierdzeniami postmodernistów, dotycz¹cymi
fragmentacji i p³ynno�ci to¿samo�ci oraz wpisanej w jêzyk niemo¿liwo�ci reprezentacji jakiej-
kolwiek utrwalonej czy ogólnej kategorii � takiej jak �kobieta�. Niektóre feministki odpowie-
dzia³y na tezê o zró¿nicowaniu, proponuj¹c zrewidowanie feminizmu w duchu wra¿liwo�ci na
ró¿nicê i ³¹cz¹c to z szerszymi koalicjami uciskanych i wykorzystywanych grup. Inne, zgod-
nie z postmodernistycznym sprzeciwem wobec �esencjalizmu�, optowa³y za gruntown¹ �de-
konstrukcj¹� samej kategorii �kobieta�. Oczywistym jest w tym miejscu pytanie, co mia³oby
pozostaæ feministyczne po tym, jak zdekonstruujemy kategoriê �kobieta�54, ale to ju¿ inny
problem.

Istotê genetycznego zwi¹zku miêdzy postmodernizmem a feminizmem wy³o¿y³y N. Fraser
i L. Nicholson, pisz¹c, ¿e obie tendencje �próbuj¹ wypracowaæ nowy paradygmat spo³ecznej
krytyki, który nie wspiera³by siê na tradycyjnych filozoficznych podstawach�55. Tez¹, która
sta³a siê podstaw¹ tego¿ pr¹du w ostatnich czasach, jest konstatacja, ¿e �zachodni system
reprezentacji dopuszcza wy³¹cznie jeden jej model: dominuj¹cemu mêskiemu podmiotowi ka¿-
dej reprezentacji nadaje siê zawsze te same cechy: centralny, jednorodny, mêski�56. Kultura,
psychologia, polityka, ekonomia � to tylko niektóre z ga³êzi ¿ycia spo³ecznego, które w my�l
feministycznych teorii zosta³y ca³kowicie lub przynajmniej w du¿ej mierze zmaskulinizowane.
W postmodernistycznej perspektywie oznacza to zdominowanie ich przez patriarchaln¹ me-
taopowie�æ, która zamyka drogê i swobodê wypowiedzi wszelkim przeciwnym sobie dyskur-
som. Feminizm staje siê jeszcze jedn¹ ma³¹ opowie�ci¹ podejmowan¹ przez jednostki na
przekór obowi¹zuj¹cym wzorcom, jeszcze jedn¹ prób¹ przezwyciê¿enia totalizuj¹cych ten-
dencji i realizacji w praktyce hase³ pluralizmu i aprobaty inno�ci57.

Koncepcjê nowej polityki spo³ecznej wobec inno�ci, która �wiadczy o wadze spo³eczne-
go oddzia³ywania postmodernizmu, opisa³a C. West. Autorka stwierdza, ¿e obecnie mamy do
czynienia z takimi zmianami w spo³eczno-kulturowej strukturze spo³eczeñstw, potrzebach i ocze-
kiwaniach poszczególnych grup i warstw oraz w stosunkach miêdzy nimi, ¿e pos³ugiwanie
siê dotychczasowymi pogl¹dami i koncepcjami przestaje wystarczaæ. Dlatego proponuje ona
wprowadzenie projektu nowej polityki spo³ecznej. Zgodnie z za³o¿eniami tego projektu cho-
dzi o akceptacjê wszelkiej inno�ci, odmienno�ci, odstêpstw od ogólnie dot¹d przyjêtych
norm i zasad. Wiele z tych zasad przybieraæ zaczê³o obecnie wynaturzone formy, które nie
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filozofii prawa przez poddanie jej analizie z punktu widzenia reprezentowania interesów okre�lonej
p³ci. Zdaniem feminizmu, taki zabieg ujawnia, ¿e neutralno�æ pojêæ, zasad i doktryn jest pozorna,
a skonstruowana zosta³a na bazie seksizmu, czyli dyskryminacji jednej p³ci (kobiet) przez drug¹ (mê¿-
czyzn). Mo¿na w niej znale�æ ukryty patriarchat, daj¹cy przewagê mê¿czyznom. Jest to sens narzuco-
ny wszystkim tekstom prawnym na �wiecie, a nie tylko okre�lonej kulturze. Mo¿na powiedzieæ, ¿e
ujawnienie tego ukrytego sensu ka¿dej kultury, w tym kultury prawnej, jest cech¹ operacji tekstowych
ka¿dej odmiany feminizmu. Patrz: M. Z i r k - S a d o w s k i, Wprowadzenie do filozofii prawa, Zakamy-
cze 2000, s. 137.

53 R. Wo n i c k i, op. cit., s. 46.
54 T. B e n t o n,  I. C r a i b, Filozofia nauk spo³ecznych. Od pozytywizmu do postmodernizmu, t³um.

L. Rasiñski, Wydawnictwo Dolno�l¹skiej Szko³y Wy¿szej Edukacji TWP, Wroc³aw 2003, s. 183�184.
55 Za: 30-lecie Wydzia³u Prawa i Administracji�, s. 189.
56 C. O w e n s, Dyskurs Innych: Feministki i postmodernizm [w:] Postmodernizm. Antologia prze-

k³adów, red. R. N y c z, Wydawnictwo Baran i Suszczyñski, Kraków 1997, s. 423.
57 30-lecie Wydzia³u Prawa i Administracji�, s. 189 � 190.
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mog¹ byæ tolerowane w ponowoczesnym spo³eczeñstwie. Uderzaj¹ one bowiem w tak wa¿ne
prawa jednostek, jak wolno�æ, prawo do odmienno�ci, wyznawania swych pogl¹dów, prze-
konañ i wierzeñ, realizowania swoich planów i celów czy postêpowania zgodnie ze swoimi
preferencjami. Ochrona tych uprawnieñ jednostek jest z kolei warunkiem sine qua non stwo-
rzenia �nowych rodzajów po³¹czeñ, zwi¹zków, struktur na przekór podzia³om maj¹cym za
podstawê kwestie mocarstwowe, narodowe, regionalne, rasowe, p³ciowe, wiekowe czy te
zwi¹zane z orientacj¹ seksualn¹�, a te maj¹ byæ nastêpnie podstaw¹ spo³eczeñstwa nowego
typu, spo³eczeñstwa postmodernistycznego58.

Jak twierdzi B. Smart, i z czym trudno siê chyba nie zgodziæ, ¿yjemy niew¹tpliwie w okre-
sie powa¿nych przemian. Nasz �wiat to �wiat pogmatwanej ekonomii, krzy¿uj¹cych siê sys-
temów znaczeñ, rozpadaj¹cej siê to¿samo�ci. Nowoczesne wyobra¿enia pañstwa narodowego,
jêzyków narodowych, zgodnych wspólnot i logicznej subiektywno�ci, wyobra¿enia dominu-
j¹cych o�rodków i odleg³ych peryferii utraci³y sw¹ sensowno�æ i wiarygodno�æ59. Dla ludzi
zwi¹zanych z lokaln¹ rzeczywisto�ci¹ raczej z wyroku losu ni¿ wyboru � rozlu�nienie i rozpad
wiêzi ³¹cz¹cych wspólnotê oraz wymuszone zindywidualizowanie losów jest zapowiedzi¹
zupe³nie innej sytuacji i podpowiada zgo³a odmienne strategie postêpowania60.

Specyficznie ponowoczesnym i, rzec mo¿na, bezprecedensowym aspektem pluralizmu dzi-
siejszego �wiata s¹ pozostawiaj¹ce wiele do ¿yczenia korzenie instytucjonalne zró¿nicowañ �
a wiêc i wynik³e st¹d rozmazanie, p³ynno�æ i wzglêdna krótkotrwa³o�æ to¿samo�ci odmiennych
bytów. Dzisiejsze problemy to¿samo�ciowe polegaj¹ g³ównie na tym, jak raz sklecon¹ to¿sa-
mo�æ na d³u¿ej utrzymaæ i jak znale�æ tak¹ to¿samo�æ, która posiada³aby minimaln¹ choæby
szansê trwa³ego spo³ecznego uznania61.

W dominuj¹cym obecnie �wiatopogl¹dzie konsumpcyjnym nie ma ju¿ miejsca dla dawnej
powagi i modernistycznych form. W szczególno�ci nie ma miejsca dla dawnych cnót miesz-
czañskich, takich jak: pracowito�æ, rzetelno�æ, oszczêdno�æ, dyscyplina i samoograniczenie.
Wraz z postêpuj¹c¹ fragmentaryzacj¹ ¿ycia i kultury zanika, to wci¹¿ podkre�lane, poczucie
stabilno�ci i bezpieczeñstwa. Stawiana jest teza, ¿e czasy ponowoczesne to �czasy ryzyka�.
Zachodz¹ce przemiany spo³eczne i gospodarcze nie s¹ bezkrytycznie akceptowane. Postmo-
dernizm oznacza równocze�nie silny protest przeciwko technicyzacji, unifikacji, racjonalizacji,
totalizacji cywilizacyjnej; przeciwko wielkomiejskiemu stylowi ¿ycia i mentalno�ci konsump-
cyjnej62. L. Nowak twierdzi, ¿e �postmodernizm znajduje [�] miejsce dla cz³owieka, ale jest to
miejsce podporz¹dkowane, naczelne miejsce zajmuj¹ struktury�63. Po pierwsze wiêc uwagê
zwraca zainteresowanie filozofów postmodernistycznych tym, co miêdzyludzkie, tym, co ist-
nieje nie w cz³owieku, ale co wytwarza on w kontakcie z otaczaj¹cym go �wiatem, a wiêc
miêdzy innymi � tak¿e z innymi lud�mi. A po drugie mo¿na stwierdziæ, i¿ w postmodernizmie
w pe³ni realizuje siê my�l o destrukcji pojêcia podmiotu rozumianego w sposób tradycyjny,
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58 Za: ibidem, s. 187.
59 B. S m a r t, op. cit., s. 163.
60 Z. B a u m a n, Globalizacja i co z tego dla ludzi wynika, Pañstwowy Instytut Wydawniczy,

Warszawa 2000, s. 119.
61 Ibidem, s. 218�219.
62 M. ¯ a r d e c k a, Postmodernizm [w:] Filozofia wspó³czesna, red. L. G a w o r,  Z. S t a c h o w s k i,

Oficyna Wydawnicza Branta, Bydgoszcz, Warszawa, Lublin 2006, s. 354.
63 L. N o w a k, Postmodernizm: pewna próba wyk³adni metafizycznej i wyja�nienia historycznego

[w:] Wobec kryzysu kultury, Uniwersytet Gdañski, Gdañsk 1993, s. 45.
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bêd¹cego podstawowym elementem dotychczasowej filozofii o antropocentrycznym charak-
terze. Jednostka widziana przez postmodernistyczny pryzmat zyskuje niepowtarzalny rys,
indywidualne cechy, w³a�ciwe sobie jedynie okre�lenia i charakterystykê. Postmoderni�ci
nie chc¹ postrzegaæ �wiata przez pryzmat zbiorowo�ci, ale � jednostek. Zrywaj¹ z dotychcza-
sowym sposobem oceny i opisu ludzi: traktowani jako anonimowi cz³onkowie mniejszych lub
wiêkszych grup byli oni postrzegani jedynie w taki sposób, jaki narzuca³ charakter owej
grupy. Teraz jednostki maj¹ mieæ prawo do manifestowania swej podmiotowej to¿samo�ci.
Mo¿na przy tym mówiæ o postmodernistycznej pochwale ró¿norodno�ci. Ta my�l wydaje siê
najwa¿niejszym elementem wspólnym dla wszystkich koncepcji i pogl¹dów nazywanych
postmodernistycznymi. Niezale¿nie od tego, czy twórcy tego pr¹du wypowiadaj¹ siê na
temat interpretacji komunikatów jêzykowych, teorii poznawania �wiata i kszta³towania w³a-
snej osobowo�ci czy te¿ � roli filozofii, zawsze dochodz¹ do wniosków o podobnym, antyto-
talitarnym, tolerancyjnym charakterze, �wiadcz¹cym o niechêci do uniwersalizuj¹cych
metaopowie�ci, a szacunku do odmienno�ci i indywidualizmu64.

Ponowoczesno�æ cechuje sta³y i silny nacisk na ³amanie wszelkich ograniczeñ, które
zbiorowo�æ mo¿e narzucaæ jednostkom65, ale równocze�nie wszystkie problemy, które w prze-
sz³o�ci mia³y charakter grupowy, jak bieda, wyzysk, bezdomno�æ, alkoholizm, narkomania,
przestêpczo�æ, brak wykszta³cenia, brak dostêpu do kultury i informacji, zosta³y sprywatyzo-
wane, czyli zindywidualizowane. Przy czym, jak podkre�la J. Ch³opecki66, nie chodzi wcale
o zmianê skali spo³ecznych zjawisk, a wiêc o to, ¿e to, co w przesz³o�ci dotyka³o wielkiej
liczby ludzi, dzi� dotyka jednostek. Autor podkre�la, ¿e to, co niedawno by³o problemem
systemu spo³ecznego, zamienione zostaje obecnie w osobist¹ pora¿kê. To w³a�nie sprawia,
¿e problemy te, trac¹c dotychczasowy charakter spo³eczny, nie stanowi¹ ju¿ podstawy do
dzia³ania zbiorowego67.

Nie tylko jednak¿e problemy, dawniej spo³eczne, zosta³y sprywatyzowane. Jak pisze R. Ka-
pu�ciñski: �Powstaj¹ nowe struktury � nowe, amorficzne formy spo³eczne. Nastêpuje
prywatyzacja przemocy�68. Zjawisko to jest bardzo skomplikowane. Wspó³czesna, �postmo-
dernistyczna� przemoc jest niekontrolowana. Coraz czê�ciej jednak bywa �bezinteresowna�.
Zamach terrorystyczny z 11 wrze�nia na wie¿e Trade Center zosta³ porównany do dzie³a
sztuki. Czyst¹ bezcelowo�æ, bezinteresowno�æ tego aktu terroru porównano z jedynie czyst¹,
bezinteresown¹ bezcelowo�ci¹ dzie³a sztuki69.

Sprywatyzowanie problemów oznacza sprywatyzowanie ¿ycia. Dla jednostki nastêpuje
zmiana udzia³u w losie grupowym w indywidualny i przeniesienie winy z systemu na w³asne
nieudacznictwo. Reakcj¹ na tê sytuacjê jest tego typu agregacja jednostkowych losów i zwi¹-
zanych z nimi postaw, która nie czyni z nich �substancji� dla tradycyjnych spo³ecznych

64 30-lecie Wydzia³u Prawa i Administracji�, s. 184�186.
65 Na proces ten zwracaj¹ uwagê w swoich pracach m.in. Bell, Giddens, Rorty czy Bauman, ale

równie¿ Charles Taylor, który co prawda nie jest postmodernist¹, ale w jednostce upatruje �ród³a
ratunku przed rozk³adowymi tendencjami epoki ponowoczesnej.

66 J. C h ³ o p e c k i, Wspó³czesna Wie¿a Babel [w:] Wspó³czesna Wie¿a Babel, red. J. C h ³ o p e c k i,
A. S i e w i e r s k a - C h m a j, Wy¿sza Szko³a Informatyki i Zarz¹dzania z siedzib¹ w Rzeszowie, Rze-
szów 2003, s. 43.

67 Ibidem, s. 44.
68 R. K a p u � c i ñ s k i, Wojna czy dialog? Wyk³ad na Uniwersytecie Lataj¹cym Znaku, �Znak�,

pa�dziernik 2002, s. 37.
69 J. C h ³ o p e c k i, op. cit., s. 45.
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ca³o�ci. W przesz³o�ci, w systemach wspólnotowych, buntownicze by³y d¹¿enia i zachowa-
nia indywidualistyczne. W systemach indywidualistycznych za� mamy do czynienia z ten-
dencj¹ do tworzenia wspólnot antysystemowych � gangów, sekt, w których jednostka nie
roztapia siê, zachowuj¹c swoj¹ osobno�æ � im bardziej siê wyró¿niasz, tym bardziej jeste�
przez grupê ceniony. W tym w³a�nie nawet owe antysystemowe wspólnoty odzwierciedlaj¹
istotne cechy �antywspólnotowego� systemu, w którym �miejsce sfery publicznej zajmuj¹
demonstracje to¿samo�ci prywatnych�.

Mo¿na z tego wyprowadziæ wniosek, ¿e o ile o�wiecenie wynios³o na piedesta³ jednost-
kê � ponowoczesno�æ naczelne miejsce przyznaje osobie, ale t¹ osob¹ jest �Ja�, a nie �Inny�.
Cz³owiek ma przede wszystkim obowi¹zki wobec siebie, a nie innych, winien jest wierno�æ
sobie, a nie czemu� czy komu�. Podporz¹dkowywanie siê zewnêtrznym standardom zacho-
wañ jest fa³szem, a hamowanie w³asnych emocji i kontrolowanie reakcji jest hipokryzj¹. W ce-
nie jest szczero�æ wobec siebie. W tym postmodernistycznym �wiecie moralno�æ zwrócona
jest �na wewn¹trz�, a nie jak dot¹d �na zewn¹trz�. Cz³owiek bowiem nic nie jest winien
innym, a wszystko winien jest sobie. Nawet uczciwym powinien byæ w pierwszej kolejno�ci
wobec siebie, a ewentualnie w drugiej dopiero kolejno�ci wobec innych. St¹d w³a�nie bierze
siê wielo�æ to¿samo�ci w miejsce dawnych niewielu to¿samo�ci grupowych (narodowych,
klasowych, religijnych)70.

Problem wspó³czesnej Wie¿y Babel polega nie tyle na rozpadzie kryszta³owej kuli jedne-
go jêzyka, co raczej na stopniowym zaniku wiêkszo�ci tych czynników, które daj¹ ludziom
poczucie wspólnoty71.

Jednym z istotnych czynników analizowanego przez Maxa Webera procesu racjonalizacji
jest zniesienie w etyce rozdzia³u miêdzy moralno�ci¹ wewnêtrzn¹ a zewnêtrzn¹. Dla wspó³-
czesnych filozofów postmodernizmu owo zniesienie rozdzia³u miêdzy wewnêtrzn¹ a zewnêtrzn¹
moralno�ci¹ ma podobny charakter. Rorty uwa¿a, ¿e �postêp moralny to zdolno�æ, choæby
w wyobra�ni, do identyfikowania siê z lud�mi, z którymi nie potrafili siê brataæ nasi przodko-
wie, lud�mi ró¿nych religii, lud�mi na drugiej stronie �wiata, lud�mi, którzy pocz¹tkowo wyda-
wali siê nam niepokoj¹co od «nas» odmienni�72. Ale ¿eby taki zabieg móg³ mieæ miejsce,
musi nast¹piæ rozró¿nienie miêdzy moralno�ci¹ i w³asnym interesem, które sprowadza siê do
pojmowania �siebie jako czê�ci grupy powi¹zanej wzajemn¹ lojalno�ci¹, a pojmowania siebie
jako izolowanej jednostki�73.

W ka¿dym razie niezale¿nie od tego, jak ma to nast¹piæ: czy w efekcie wyzbycia siê,
odrzucenia, jako przes¹du, sakralnego pojmowania wspólnoty, czy w wyniku swego rodzaju
sakralizacji uniwersum, miejsce etycznych powinno�ci wobec cz³onków w³asnego plemienia
zaj¹æ ma w³a�nie owo uniwersalistyczne braterstwo. Powstaje jednak pytanie: czy przypad-
kiem tam, gdzie wszyscy maj¹ byæ braæmi, tak naprawdê nikt nikomu nie jest bratem? Si³a
wiêzi kszta³tuje siê wszak¿e przez dwie regu³y: regu³ê zwi¹zku i regu³ê wykluczenia; przy czym
obie pozostaj¹ ze sob¹ w relacji symetrycznej � albo obie zyskuj¹ na znaczeniu, albo obie na
znaczeniu trac¹74.

70 Ibidem, s. 45�46.
71 Ibidem, s. 16.
72 R. R o r t y, O powinno�ci moralnej, prawdzie i zdrowym rozs¹dku [w:] Habermas, Rorty, Ko³a-

kowski: Stan filozofii wspó³czesnej, Warszawa 1999, s. 70.
73 Ibidem.
74 J. C h ³ o p e c k i, op. cit., s. 16�17.
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W sposób innowacyjny zagadnieniami to¿samo�ci i integracji na przyk³adzie dziejów
Europy zajmuje siê K. Pomian75. Wed³ug niego jednym z podstawowych czynników scalaj¹-
cych to¿samo�æ europejskich spo³eczeñstw i pañstw jest kultura. Uzasadnia on uniwersal-
no�æ kultury, oczywi�cie przy zachowaniu odrêbno�ci w skali narodowej i regionalnej.
Stwierdza on te¿, ¿e w miarê zdawania sobie sprawy ze wspólnej genezy i uniwersalno�ci
kultury europejskiej wzrasta³o zarazem przekonanie o to¿samo�ci spo³ecznej mieszkañców
tego kontynentu. Wyra�na jest równie¿ teza, ¿e integracja polityczna i ustrojowa pañstw
europejskich jest ide¹ postêpu nie tylko cywilizacyjnego, lecz tak¿e spo³ecznego.

Z. Bauman stwierdza, i¿ to¿samo�æ europejska jest kszta³towana i bêdzie nadal kszta³to-
wana przez wspólnie wyznawane przez jej mieszkañców warto�ci76.

Warto�ci kszta³tuj¹ce to¿samo�æ Europejczyków zosta³y wypracowane jako idee i wypró-
bowane w praktyce w³a�nie w tej czê�ci �wiata. Do warto�ci tych nale¿y przede wszystkim
racjonalno�æ. Warto�æ ta wp³ywa na to¿samo�æ, zak³ada bowiem, by normy, style ¿ycia i za-
chowania by³y os¹dzane przez trybuna³ rozumu. Nastêpna warto�æ to sprawiedliwo�æ, której
jednym z najwa¿niejszych atrybutów w sensie oddzia³ywania na to¿samo�æ jest nastawienie
na spo³eczn¹ równowagê szans i osobowego rozwoju. Kolejna warto�æ to demokracja, która
daje swobody obywatelskie, ale zarazem stawia wci¹¿ nowe wyzwania. Do najistotniejszych
warto�ci wp³ywaj¹cych na to¿samo�æ obywateli Europy nale¿y tak¿e wolno�æ w uznawaniu
kulturowej ró¿norodno�ci77.

Mo¿na przyj¹æ, ¿e w zespole wiêzi wspólnotowych wystêpuj¹ �cztery wspó³zale¿ne i uzu-
pe³niaj¹ce siê cz³ony: systemy wspólnych warto�ci, oparte na nich wspólne przekonania
i postawy, wspólne cele i zasady postêpowania oraz wspólne normy prawne i instytucje�78.
Unia wykorzystuje w swym rozwoju trwa³y dorobek cywilizacyjny Europy, ukszta³towany
g³ównie przez kulturê greck¹, prawo rzymskie i uniwersalistyczne idee chrze�cijañskie. £¹czy
j¹ wspólnie ukszta³towane dziedzictwo praw i wolno�ci cz³owieka, demokracji i rz¹dów prawa
oraz pluralizmu �wiatopogl¹dowego i tolerancji79.

W dzia³alno�ci wspólnotowej zasadnicz¹ rolê odgrywaj¹ dwie zasady tworz¹ce �rdzeñ
aksjologiczny� procesu integracji europejskiej:

� zasada pomocniczo�ci (subsydiarno�ci);
� zasada solidarno�ci.
Pomocniczo�æ zak³ada rozwijanie dzia³añ na najbardziej racjonalnym poziomie. Je¿eli pañ-

75 K. P o m i a n, Europa i jej narody, s³owo/obraz, teoria, Gdañsk 1992; Idem, Drogi kultury europej-
skiej. Trzy studia, IFiS PAN, Warszawa 1996.

76 �O to¿samo�ci Europejczyków bardziej od innych kwestii decyduj¹ w³a�nie wyznawane przez
nich warto�ci� � Z. B a u m a n, Europa. Niedokoñczona przygoda, Wydawnictwo Literackie, Kraków
2005, s. 188.

77 W. M i s i a k, To¿samo�æ a przysz³o�æ pañstw narodowych [w:] Wspó³czesne migracje a nowe
wyzwania�, s. 83. Patrz tak¿e: T. C z a r n i k, Status warto�ci w czasach przemian wspó³czesnych [w:]
Moralno�æ i etyka w ponowoczesno�ci, red. Z. S a r e ³ o, Wydawnictwa Akademii Teologii Katolickiej,
Warszawa 1996, s. 55�61 oraz E. B o r k o w s k a - B a g i e ñ s k a, Ewolucja wspó³czesnej europejskiej
kultury prawnej [w:] Oblicza europejskiego pluralizmu, red. Z. D r o z d o w i c z, Wydawnictwo Funda-
cji Humaniora, Poznañ 2003, s. 81 i nast.

78 Za: K. £ a s t a w s k i, Wspólnotowy model funkcjonowania Unii Europejskiej [w:] Unia Europej-
ska i Polska wobec dylematów integracyjnych na pocz¹tku XXI wieku, red. M. S t o l a r c z y k, Wydaw-
nictwo Adam Marsza³ek, Toruñ 2006, s. 36�37.

79 Ibidem, s. 37.
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stwa mog¹ pozytywnie rozwi¹zywaæ narastaj¹ce problemy, to nie istnieje potrzeba przeno-
szenia ich rozwi¹zañ na szczebel wspólnotowy.

Natomiast zasada solidarno�ci w UE zmierza do �wyrównania poziomów� ró¿nic w rozwo-
ju miêdzy pañstwami i regionami.

Kryzysowa sytuacja w Unii Europejskiej tworzy presjê na odej�cie od solidarystycznego
charakteru polityki wspólnotowej. Rozszerzona Unia Europejska musi dalej poszukiwaæ �róde³
legitymizacji dla wspólnotowego sytemu politycznego w skomplikowanym otoczeniu zewnêtrz-
nym. Dotychczas w ramach Unii Europejskiej najlepiej rozwi¹zywane s¹ problemy ekono-
miczne, s³abiej polityczne, spo³eczne i militarne. Pañstwa cz³onkowskie zachowuj¹
ukszta³towane przez wiele wieków to¿samo�ci narodowe80. Czyni siê natomiast wysi³ki zmie-
rzaj¹ce do tworzenia nowej to¿samo�ci wspólnotowej81.

Wydaje siê jednak, ¿e system wspólnotowy Unii Europejskiej wymaga dalszego rozwoju
etosu wspó³pracy miêdzy pañstwami cz³onkowskimi i tworzenia poczucia solidarno�ci w
sferze ich interesów. Dopiero z biegiem czasu mo¿e tworzyæ siê poczucie wspólnoty ludzi
i grup spo³ecznych, trudniejsze ni¿ przyjmowanie deklaracji, aktów prawnych i tworzenie
nowych instytucji. Konieczne jest bowiem tworzenie podstaw spo³eczno-psychologicznej
wspólnoty interesów unijnych82. Mo¿na postawiæ wiêc w tym miejscu pytanie: co wiêc
zrobiæ, ¿eby zbudowaæ wspólnotê ludzk¹ opart¹ zarówno na potrzebie to¿samo�ci, jak i na
potrzebie funkcjonalnej? Tak¹ szansê wydaje siê stwarzaæ umiejêtne ³¹czenie narodowych
patriotyzmów ukszta³towanych na historycznej pamiêci z europejskim patriotyzmem instytu-
cjonalnym, wynikaj¹cym z dobrowolnego wyboru ³¹czenia siê w polityczn¹ konstrukcjê, jak¹
jest Unia Europejska. Pod tym wzglêdem Europa ma szansê wypracowania nowej formy
politycznej, przy zachowaniu zasady, ¿e ka¿dy patriotyzm bêdzie wspiera³ inne patriotyzmy,
nie roszcz¹c sobie przy tym pretensji do bycia jedynym w³a�ciwym. ¯eby zatem Europa
mog³a staæ siê rzeczywist¹ wspólnot¹ ludzk¹, musi zaistnieæ i zostaæ zachowana równowaga
miêdzy historyczn¹ trwa³o�ci¹ jednostki a tymczasowo�ci¹ wspólnoty z wyboru. Jest to
zadanie trudne, szczególnie w dobie globalizacji i lansowania idei pe³nej autonomii jednostki,
wolnej od wszelkich zewnêtrznych ograniczeñ83. Dalszy rozwój wspólnotowo�ci Unii Euro-
pejskiej to tak¿e doskonalenie relacji miêdzy decyzjami wspólnotowymi a wspó³prac¹ miê-
dzyrz¹dow¹. Konieczne jest te¿ wzmocnienie demokratycznej legitymizacji w procesie
integracyjnym oraz poczucia to¿samo�ci unijnej, a tak¿e zwiêkszenie roli Unii w skali miêdzy-
narodowej.

Rozwój wspólnoty europejskiej u³atwiaj¹ dotychczasowe jej osi¹gniêcia ekonomiczne,
spo³eczne, polityczne i kulturowe oraz uzyskane ju¿ rezultaty tego procesu. Wydaje siê, ¿e
to, co jej zagra¿a, to nie tworzenie z Uni¹ Europejsk¹ superpañstwa, ale g³ównie s³abo�ci
i niedoskona³o�æ wypracowanych regu³ gry wspólnotowej. Zbyt czêsto deklaracje w³adz
unijnych rozmijaj¹ siê z mo¿liwo�ciami ich realizacji. Poszukiwanie nowej dynamiki rozwojo-
wej Unii Europejskiej utrudniaj¹ te¿ okoliczno�ci globalne, tworz¹ce nowe bariery integracyj-
ne. Mo¿na do nich zaliczyæ: rozwój miêdzynarodowego terroryzmu, wielonarodowe korporacje
gospodarcze oraz negatywne zjawiska kultury masowej, kszta³tuj¹ce �wirtualn¹ wspólnotê�

80 Ibidem, s. 37�38.
81 Zob. R. K u � n i a r, Miêdzynarodowa to¿samo�æ Europy (UE) [w:] Unia Europejska nowy typ

wspólnoty miêdzynarodowej, red. E. H a l i ¿ a k,  R. K u � n i a r, Warszawa 2003, s. 25�44.
82 K. £ a s t a w s k i, op. cit., s. 45�46.
83 M. � w i t, Europa jako wspólnota ludzka [w:] Oblicza europejskiego pluralizmu�, s. 55�56.
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przekonañ i opinii84. Podkre�la siê, ¿e globalizacja nie jest prowspólnotowa, a wrêcz przeciw-
nie, raczej nie sprzyja tworzeniu siê wspólnoty. Ujawnia bowiem liczne nierówno�ci i tym
samym wyznacza granice naszej solidarno�ci85.

�wiat nie boi siê wielo�ci jêzyków, tradycji, urz¹dzeñ spo³ecznych, tak¿e religii � przeciw-
nie, widzi w nich si³y wielokierunkowego rozwoju. A rozwój wymaga ró¿norodno�ci; je�li siê
co� nowego rodzi, to raczej ze sporu w przej�ciu do tego, co inne, a nie z ujednolicenia.
Chodzi jedynie o to, ¿eby z tych rozmaitych idei, które uleg³y dekonstrukcji, to znaczy prze-
formu³owaniu, a nie radykalnemu odrzuceniu, pozosta³a jedna niezmienna, bo niezmienn¹
byæ powinna. A mianowicie chodzi o szacunek prawa do posiadania przez indywidualnego
cz³owieka w³asnych pogl¹dów, a co za tym idzie � szacunek do godno�ci innego cz³owieka86.

 ABSTRACT
 Individual or community?

 In search of identity

Navadays people need to make difficult decisions all the times. They change their
political orientations, cultural and moral orientations. In today�s world people need to
have their own morality system to show us what is the most important for them.
Identity it is a problem you have to face to find your own place in this

constantly changing community. This article presents the problem of relation be-
tween individual and community. The author considers conflict with regard to public
welfare and rights of individual. In the concept of identity we can separate an individ-
ual identity and communal identity. For identity, it is most troubling that the
fragmentation of knowledge has accelerated the dissppearance of the self-comprehen-
sion of humans.
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Ochrona nazwy imprezy artystycznej
na przyk³adzie nazwy �Wratislavia Cantans�

w �wietle praktyki dzia³alno�ci jednostek administracji
i przepisów polskiego prawa autorskiego

ABSTRAKT

Problem ochrony nazwy imprezy artystycznej prawem autorskim nie posiada
rozleg³ej literatury i nie przewija siê wprost w orzecznictwie, co mo¿e �wiadczyæ, ¿e
dotychczas nie zosta³ dostrze¿ony i czeka na �odkrycie�. W praktyce obrotu istnieje
mo¿liwo�æ wyst¹pienia kolizji interesów i chroni¹cych ich uprawnieñ pomiêdzy ró¿-
nymi podmiotami, którymi czêsto s¹ jednostki organizacyjne szeroko rozumianej
administracji, zarówno jednostek komunalnych, jak i pañstwowych. W efekcie pro-
blem mo¿e mieæ du¿e znaczenie wykraczaj¹ce poza stricte prywatnoprawn¹
p³aszczyznê tego zagadnienia.

Kanw¹ prowadzonych rozwa¿añ jest ocena sytuacji prawnej podmiotów upraw-
nionych do korzystania z nazwy �Wratislavia Cantans�. Twórc¹ koncepcji i nazwy
oraz pierwotnym realizatorem (kierownikiem) tego festiwalu by³ nie¿yj¹cy ju¿ An-
drzej Markowski. Mo¿na przyj¹æ, ¿e sukces festiwalu opiera siê na niezwykle trafnej
w odniesieniu do jego koncepcji konstrukcji nazwy.

Skoro nazwa �Wratislavia Cantans� stanowi element nazwy osoby prawnej, po-
winna byæ traktowana w obrocie prawnym jako dobro osobiste tego podmiotu. W efek-
cie jemu przys³uguje ochrona prawna przewidziana przez art. 24 w zw. z art. 43 k.c.
Dotyczy to ka¿dej nazwy, która w praktyce obrotu sta³a siê jednocze�nie nazw¹
(firm¹) lub jej elementem jednostki organizacyjnej posiadaj¹cej podmiotowo�æ prawn¹.
W praktyce (art. 331 k.c.) dotyczyæ to mo¿e, obok osób prawnych, tak¿e tzw. �u³om-
nych osób prawnych, czyli tych jednostek organizacyjnych, które nie s¹ osobami
prawnymi, lecz posiadaj¹ na podstawie przepisów zdolno�æ prawn¹. Jednocze�nie
pos³ugiwanie siê nazw¹ przez podmiot wskazany w pkt. 1 powinno uwzglêdniaæ
interesy osób bliskich; na wypadek ich naruszenia osoby te mog¹ dochodziæ ochrony
swoich dóbr osobistych, czyli kultu zmar³ego, na podstawie art. 24 k.c.

Je�li uznaæ nazwê imprezy artystycznej za przedmiot prawa autorskiego, nale¿y
przyj¹æ, i¿ autorskie prawa maj¹tkowe naby³ pracodawca Andrzeja Markowskiego na
zasadach okre�lonych przez ustawê o prawie autorskim z 1952 r. Mo¿na te¿ wstêp-
nie przyj¹æ, i¿ nast¹pi³a sukcesja tych praw na rzecz obecnego organizatora festiwalu.
A wiêc w zakresie interesów maj¹tkowych nazwê nale¿y traktowaæ za element maj¹t-
ku sukcesora pracodawcy twórcy. Skutek ten nie dotyczy sytuacji, w których autor
nazwy takiej imprezy nie jest pracownikiem jej organizatora i wtedy konieczne jest
zawarcie z nim stosownej umowy przenosz¹cej te uprawnienia (ewentualnie umowy
licencyjnej); umowa taka aktualnie powinna uwzglêdniaæ zasady okre�lone w Roz-
dziale V Prawa autorskiego z 1994 r. (por. art. 41 i nast.). Jednocze�nie autorskie
prawa osobiste w takim wypadku, jako niezbywalne i nieograniczone czasowo, wy-
konywane s¹ i chronione przez osoby wskazane w art. 78 Prawa autorskiego.
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Wstêp

Problem ochrony prawnej nazwy imprezy artystycznej na gruncie prawa autorskiego nie
posiada ani rozleg³ej literatury, ani nie przewija siê wprost w orzecznictwie; w ka¿dym razie
moje poszukiwania takich wypowiedzi i orzeczeñ spe³z³y na niczym. Mo¿e to �wiadczyæ
o tym, i¿ problem taki ani w teorii, ani w praktyce nie wystêpuje, np. dlatego, ¿e sprawa jest
tak oczywista, ¿e nie nastrêcza pytañ, ale mo¿e tak¿e byæ skutkiem tego, i¿ dotychczas nie
zosta³ dostrze¿ony i niejako czeka na �odkrycie�.

Podstawowym za³o¿eniem tego opracowania jest próba wykazania, ¿e zachodzi ta druga
mo¿liwo�æ, a co wiêcej, pojawienie siê w praktyce omawianego tu zagadnienia mo¿e dopro-
wadziæ do kolizji interesów i chroni¹cych ich uprawnieñ pomiêdzy ró¿nymi podmiotami. Czê-
sto podmiotami takimi s¹ jednostki organizacyjne szeroko rozumianej administracji; jak mo¿na
uwa¿aæ, dotyczy to zarówno jednostek komunalnych, jak i pañstwowych. W efekcie problem
mo¿e mieæ du¿e znaczenie wykraczaj¹ce poza stricte prywatnoprawn¹ p³aszczyznê tego za-
gadnienia. Jakkolwiek prowadzone ni¿ej rozwa¿ania skupiaj¹ siê na sytuacji dotycz¹cej ewen-
tualnej kolizji interesów jednostek organizacyjnych (osób prawnych), do których stosuje siê
przepisy o finansach publicznych, to sformu³owane w konkluzji wnioski nale¿y te¿ odnie�æ
do sytuacji podmiotów prywatnych.

Kanw¹ prowadzonych tu rozwa¿añ, któr¹ przyj¹³em dla ich wiêkszej przejrzysto�ci, jest
ocena sytuacji prawnej podmiotów uprawnionych do korzystania z bliskiej ka¿demu wroc³a-
wianinowi (my�lê, ¿e dotyczy to tak¿e szerzej mieszkañców Dolnego �l¹ska, a zapewne i Pol-
ski) nazwy �Wratislavia Cantans�.

Wiêkszo�æ z nas ³¹czy bardzo trafnie tê nazwê z imprez¹ artystyczn¹ najwy¿szej rangi,
jak¹ jest Miêdzynarodowy Festiwal Wratislavia Cantans. Nale¿y tu dodaæ, i¿ twórc¹ koncep-
cji oraz pierwotnym realizatorem (kierownikiem) tego festiwalu by³ nie¿yj¹cy ju¿ Andrzej
Markowski (wówczas równie¿ dyrektor Pañstwowej Filharmonii we Wroc³awiu). Tak¿e, jak
wynika z moich ustaleñ, nazwa festiwalu jest jego autorstwa1. Mo¿na przyj¹æ w kontek�cie
historycznym oraz artystycznym, ¿e poza sam¹ koncepcj¹ programow¹ i organizacyjn¹ tej
imprezy jej sukces opiera siê na niezwykle trafnej w odniesieniu do tej koncepcji konstrukcji
nazwy.

Przypomnijmy, i¿ w czasie powstania festiwalu Wratislavia Cantans (w roku 1966), w okresie
tzw. �zimnej wojny� Wroc³aw by³ postrzegany � w zale¿no�ci od tzw. �punktu widzenia� �
b¹d� jako wy³¹cznie niemieckie miasto aktualnie znajduj¹ce siê na terenie Polski, b¹d� jako
�stary piastowski�, a wiêc polski o�rodek miejski, który powróci³ po wiekach �niewoli� do
macierzy.

£aciñska nazwa festiwalu, zawieraj¹ca zlatynizowan¹ o s³owiañskich korzeniach (a wiêc
nie niemieckich lub te¿ wyra�nie polskich) nazwê miasta, pisan¹ przez �W�, a nie �V�, wska-
zywa³a na � wówczas niedostrzegane w oficjalnych, politycznych wypowiedziach, ale tak¿e
w powszechnie kszta³towanej przez nie �wiadomo�ci � rzeczywiste, jak mo¿na dzi� to okre-
�liæ, europejskie, ukszta³towane przez wieki istnienia podstawy tego miasta. Jak wiadomo,
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1 Powo³ujê siê tu na informacje, jakie uzyska³em wraz ze zgod¹ na ich wykorzystanie w publikacji
naukowej od córki zmar³ego Andrzeja Markowskiego i wypowied� moja nie mo¿e byæ traktowana jako
stwierdzenie okre�lonego faktu, a s³u¿y jedynie przedstawieniu potencjalnych, prawnych konsekwencji
takiej sytuacji.
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�Mikrokosmos�, jak nazwa³ Wroc³aw Norman Davis2, by³ na przestrzeni swojej historii tak¿e
miastem czeskim, austriackim, a tak¿e w jakiej� mierze ¿ydowskim (i byæ mo¿e rosyjskim, je�li
wzi¹æ pod uwagê w³adzê tu sprawowana przez Armiê Czerwon¹ pod koniec II wojny �wiato-
wej) i ka¿da z tych nacji kszta³towa³a jego oblicze � najsilniej wyra¿aj¹ce siê w tym, co jest
najtrudniejsze do zniszczenia � w sferze przekazu intelektualnego, a wiêc zw³aszcza w sztuce.
W ujêciu tej nazwy � w uniwersalnej dla ka¿dej kultury sztuce �piewu. W jakim� sensie
mo¿na w przekazie tym dostrzec wskazanie na to, co ³¹czy, a nie dzieli � i to bez wzglêdu na
aktualn¹ czy przesz³¹ koniunkturê polityczn¹. W³a�nie taka refleksja leg³a u podstaw zapro-
ponowanej przez Andrzeja Markowskiego nazwy festiwalu.

W efekcie, nale¿y uznaæ, ¿e nazwa �Wratislavia Cantans� nie jest zwyk³¹, banaln¹ nazw¹,
zawiera w sobie znacz¹cy ³adunek przekazu intelektualnego, w którym przejawia siê nie tylko
oryginalno�æ, ale tak¿e dopatrzeæ mo¿na siê cech indywidualno�ci konkretnego cz³owieka �
Andrzeja Markowskiego. Nasuwa to wyra�ne skojarzenia z wynikaj¹cymi z art. 1 ustawy
z 4 lutego 1994 r. o prawie autorskim i prawach pokrewnych przes³ankami powstania utworu
jako przedmiotu praw autorskich.

1. Nazwa festiwalu � imprezy artystycznej jako dobro prawne.
 Ogólne ujêcie dobra prawnego w odniesieniu do genezy nazwy �Wratislavia Cantans�

Wracaj¹c do podstawowego celu tego opracowania, a wiêc oceny skutków prawnych
opisanej powy¿ej sytuacji, nale¿y stwierdziæ, i¿ podstawowym problemem, jaki wymaga roz-
wa¿enia, jest problem charakteru nazwy festiwalu jako tzw. �dobra prawnego�. W istocie
bowiem, je�li obowi¹zuj¹ce przepisy nie pozwol¹ na uznanie, i¿ mamy tu do czynienia z wy-
odrêbnionym przez przepisy przedmiotem stosunków �autorskoprawnych�, to przynajmniej
na tej podstawie nie bêdzie mo¿na obj¹æ ochron¹ nazwy imprezy artystycznej. W³a�ciwa
kwalifikacja prawna tej kategorii pozwala na wskazanie podmiotów uprawnionych oraz me-
chanizmów ochrony prawnej.

Kwestia ta wymaga dodatkowej szerokiej analizy filologicznej, poni¿ej bardziej szczegó³o-
wo okre�lone zostan¹ prawne kryteria kwalifikowania konkretnego dobra jako przejawu indy-
widualnej twórczo�ci.

Z powszechnie dostêpnych materia³ów historycznych wynika, ¿e festiwal powsta³ w 1966 r.
jako realizacja koncepcji stworzonej przez Andrzeja Markowskiego. W jedena�cie lat pó�niej
funkcjê dyrektora festiwalu obj¹³ Tadeusz Struga³a. W 1996 r., w 30. rocznicê istnienia festi-
walu, powsta³ pomys³ usamodzielnienia imprezy. Zosta³a powo³ana Pañstwowa Instytucja
Kultury pod nazw¹ MIÊDZYNARODOWY FESTIWAL �WRATISLAVIA CANTANS�, a jej
dyrektorem generalnym zosta³a Lidia Geringer d'Oedenberg.

Miêdzynarodowy Festiwal �Wratislavia Cantans� w aktualnej formie prawnej zosta³ po-
wo³any zarz¹dzeniem nr 76 Wojewody Wroc³awskiego z dnia 27 maja 1996 r. w sprawie
utworzenia pañstwowej instytucji kultury �Wratislavia Cantans� Miêdzynarodowy Festiwal
Muzyka i Sztuki Piêkne. Z dniem 1 stycznia 1999 r. instytucja ta zosta³a przekazana do
prowadzenia w ramach zadañ w³asnych Samorz¹dowi Województwa Dolno�l¹skiego na pod-
stawie rozporz¹dzenia Prezesa Rady Ministrów z dnia 8 grudnia 1998 r. w sprawie wykazu

Ochrona nazwy imprezy artystycznej na przyk³adzie nazwy �Wratislavia Cantans��

2 Por. N. D a v i s,  R. M o o r h o u s e, Mikrokosmos. Portret miasta �rodkowoeuropejskiego. Vrati-
slavia, Breslau, Wroc³aw, Kraków 2003.
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instytucji kultury o charakterze regionalnym wpisanych do rejestrów prowadzonych przez
wojewodów, podlegaj¹cych przekazaniu do samorz¹dów województw w celu ich prowadze-
nia w ramach zadañ w³asnych3. Miêdzynarodowy Festiwal �Wratislavia Cantans� dzia³a na
podstawie ustawy z dnia 25 pa�dziernika 1991 r. o organizowaniu i prowadzeniu dzia³alno�ci
kulturalnej4.

Z postanowieñ § 2 Statutu, stanowi¹cego za³¹cznik do uchwa³y Nr XXIV/281/2004 Sejmi-
ku Województwa Dolno�l¹skiego z dnia 1 czerwca 2004 r., wynika m.in., ¿e organizatorem
Miêdzynarodowego Festiwalu �Wratislavia Cantans� we Wroc³awiu jest Samorz¹d Woje-
wództwa Dolno�l¹skiego; jest on samorz¹dow¹ instytucj¹ kultury posiadaj¹c¹ osobowo�æ
prawn¹, wpisan¹ do rejestru instytucji kultury prowadzonego przez Zarz¹d Województwa
Dolno�l¹skiego pod pozycj¹ 15.

Na tym tle pojawiaj¹ siê omówione poni¿ej mo¿liwo�ci.

2. Nazwa imprezy artystycznej jako dobro osobiste osoby prawnej

Najmniej kontrowersyjnym rozwi¹zaniem jest przyjêcie, i¿ nazwa festiwalu stanowi dobro
prawne, którego dotyczy art. 43 w zw. z art. 23 i 24 k.c. Z uregulowania tego wynika, ¿e
przepisy o ochronie dóbr osobistych osób fizycznych stosuje siê odpowiednio do osób
prawnych. Zwykle na tym tle wywodzi siê, i¿ osoby prawne mog¹ posiadaæ interesy objête
ochrona prawn¹, które nale¿y zakwalifikowaæ jako �dobra osobiste�. W ujêciu orzecznictwa
s¹dowego � s¹ to �warto�ci niemaj¹tkowe, dziêki którym osoba prawna mo¿e funkcjonowaæ
zgodnie ze swym zakresem dzia³añ�5. Na pewno istotnym elementem takiego funkcjonowa-
nia jest konkretyzacja poprzez nazwê. Aktualnie bez prowadzenia szerszych rozwa¿añ mo¿na
uznaæ za ustalone tak¿e w orzecznictwie s¹dowym, i¿ dobrem takim jest nazwa konkretnej
jednostki organizacyjnej6.

W efekcie nale¿y w pierwszym rzêdzie uznaæ, ¿e aktualnie podmiotem uprawnionym w tym
zakresie jest opisana powy¿ej pañstwowa osoba prawna: Miêdzynarodowy Festiwal �Wrati-
slavia Cantans�. Podmiotowi temu przys³uguj¹ wiêc prawa wy³¹czne, a ich naruszenie pro-
wadzi do skutków okre�lonych w art. 24 k.c.

Na tym tle pojawia siê zasadniczy dla niniejszego opracowania problem, czy korzystanie
z przedmiotowej nazwy przez ten podmiot nie powinno uwzglêdniaæ tak¿e niektórych intere-
sów �osobistych� Andrzeja Markowskiego. Nie powinno budziæ w¹tpliwo�ci, ¿e dotyczy to
�autorstwa� koncepcji imprezy oraz jej nazwy, ale tak¿e sposobu korzystania z niej, a zw³asz-
cza udzielania zgody na pos³ugiwanie siê ni¹ przez inne podmioty i w innym ni¿ pierwotnie
zamierzony przez Andrzeja Markowskiego celach.

W kategoriach moralnych trudno jest wszak odmówiæ zasadno�ci potrzeby ochrony ta-
kich interesów. Jednocze�nie w kategoriach prawnych, na gruncie polskiego prawa autor-
skiego, problem tu postawiony � ze wzglêdów konstrukcyjnych � zdaje siê byæ trudny.
Wynika to z przyjêtej (z jednym wyj¹tkiem dotycz¹cym autorskich praw osobistych) zasa-
dzie, zgodnie z któr¹ w chwili �mierci osoby fizycznej wygasaj¹ tak¿e jej prawa osobiste.

Julian Jezioro

3 Dz. U. nr 148, poz. 971.
4 Tekst jedn.: Dz. U. z 2001 r., nr 13, poz. 123 ze zm.
5 Orz. SN z 14 listopada 1986 r., II Cr 295/86, OSNCP z 1988, nr 2, poz. 40.
6 Orz. SN z 14 grudnia 1990 r., I CR 529/90, OSNCP z 1992 r., nr 7�8, poz. 136.



85

Jednocze�nie jednak powszechnie przyjmuje siê za dopuszczalne ochronê interesów osobi-
stych osób zmar³ych w drodze swoistego refleksu ochrony osób ¿yj¹cych � w ramach dobra
okre�lanego jako �kult zmar³ych�.

Oznacza to prawo m.in. osób bliskich do sprzeciwiania siê wszelkim dzia³aniom uw³acza-
j¹cym pamiêci zmar³ego. Na pewno obejmuje wszystkie przypadki naruszenia prawa do au-
torstwa zarówno koncepcji festiwalu, jak i jego nazwy. Natomiast nie daje tak jednoznacznej
odpowiedzi w przypadku innego rodzaju dzia³añ, w szczególno�ci opisanego powy¿ej korzy-
stania z nazwy festiwalu przez inne podmioty; kwestia ta zdaje siê byæ w omawianych tu
kategoriach, poza skrajnymi przypadkami, w dyspozycji organów pañstwowej osoby praw-
nej Miêdzynarodowego Festiwalu �Wratislavia Cantans�. Wynika to z podstawowej konse-
kwencji odrzucenia koncepcji residuum � brak jest wyra�nych podstaw prawnych do
rozwa¿ania ewentualnych prze¿yæ zmar³ego, skoro istot¹ ochrony jest stan �wiadomo�ci
osób ¿yj¹cych. Tu nie da siê wykluczyæ konfliktu pomiêdzy odczuciami np. bliskich zmar³ego
a podmiotem (�ci�lej jego organami) uprawnionym do pos³ugiwania siê nazw¹ jako swoistym
dobrem osobistym takiej jednostki. Znane s¹ co prawda orzeczenia s¹dowe, z których wyni-
ka, ¿e w takich razach s¹d, szukaj¹c rozwi¹zania, rozwa¿a i kieruje siê odczuciami zmar³ego,
ale w obecnym stanie prawnym (pomijaj¹c s³uszno�ciow¹ i pragmatyczn¹ stronê) postêpo-
wanie takie trudno uznaæ za uzasadnione liter¹ prawa.

3. Nazwa imprezy artystycznej jako przedmiot prawa autorskiego

W analizowanej sprawie mo¿na jednak wskazaæ na jeszcze jedn¹ mo¿liwo�æ, która przed-
stawiony tu dylemat rozwi¹zuje w sposób nie budz¹cy przedstawionych w¹tpliwo�ci. Nale¿y
rozwa¿yæ, czy festiwal, a raczej jego nazwa, mo¿e stanowiæ przedmiot prawa autorskiego �
utwór w rozumieniu art. 1 ustawy z 4 lutego 1994 r. o prawie autorskim i prawach pokrew-
nych7. W stosunku do takiego utworu powstaj¹ dwie kategorie praw � autorskie prawa
maj¹tkowe oraz autorskie prawa osobiste. Co do praw maj¹tkowych, jak nale¿y oceniæ na
podstawie znanych okoliczno�ci, naby³ je pracodawca Andrzeja Markowskiego (czemu ten
siê nie sprzeciwia³), a w efekcie mo¿na wstêpnie przyj¹æ8, i¿ aktualny organizator festiwalu
jest jego prawnym sukcesorem.

Natomiast odmiennie kszta³tuje siê sytuacja prawna w zakresie praw osobistych � po
�mierci Andrzeja Markowskiego prawa te nie wygas³y, ale trwaj¹ bez ograniczenia czasowe-
go, a ich wykonywanie i ochrona realizowane s¹ przez osobê wskazan¹ przez autora (np.
w testamencie), a w przypadku braku takiego rozrz¹dzenia � przez osoby wskazane w art. 78
Prawa autorskiego, tj. kolejno: ma³¿onka, zstêpnych, rodzeñstwo oraz zstêpnych rodzeñstwa.

Jak mogê oceniæ na podstawie znanych mi z relacji Pani Ma³gorzaty Markowskiej faktów,
w braku odmiennych rozrz¹dzeñ testamentowych wskazane powy¿ej osoby bliskie s¹ �po-
wiernikami� autorskich praw osobistych zmar³ego Andrzeja Markowskiego, m.in. w odniesie-
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7 Tekst jedn.: Dz. U. z 2006 r., nr 90, poz. 631 ze zm.; dla uproszczenia bêdê j¹ dalej powo³ywa³ jako
Prawo autorskie.

8 Kwestia ta nie stanowi bezpo�redniego przedmiotu niniejszego opracowania, st¹d moje ustalenia
nie s¹ poparte analiz¹ dowodów i w efekcie nie da siê wykluczyæ odmiennej oceny. Rozstrzygaj¹ca
wydaje siê jednak zgoda Andrzeja Markowskiego, �ci�lej, brak wyra�nego sprzeciwu na pos³ugiwanie
siê nazw¹ �Wratislavia Cantans� przez podmioty bêd¹ce organizatorem festiwalu.
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niu do nazwy festiwalu. Przyjmuje siê, ¿e je�li takich osób jest co najmniej dwie, dla skutecz-
nej realizacji uprawnieñ wymagana jest ich jednomy�lna zgoda (dopuszcza siê te¿ zgodne
upowa¿nienie jednej osoby); w razie sporu rozstrzyga s¹d. W ramach tych uprawnieñ poza
ochron¹ prawa do autorstwa oraz integralno�ci utworu osoby te maj¹ prawo do nadzoru
autorskiego nad sposobem jego wykorzystania, a w efekcie mog¹ skutecznie na drodze
prawnej sprzeciwiæ siê takiemu korzystaniu, którego Andrzej Markowski by nie zaakcepto-
wa³. Oznacza to istnienie niezbywalnych, nieograniczonych czasowo i bezwzglêdnych praw
w tym zakresie, które nie mog¹ byæ pomijane przez organizatora.

Dla pe³no�ci obrazu nale¿y dodaæ, i¿ z ¿¹daniem ochrony autorskich praw osobistych
zmar³ego twórcy mo¿e tak¿e wyst¹piæ stowarzyszenie twórców w³a�ciwe ze wzglêdu na ro-
dzaj twórczo�ci lub organizacja zbiorowego zarz¹dzania prawami autorskimi lub prawami
pokrewnymi, która zarz¹dza³a prawami autorskimi zmar³ego twórcy (art. 78 ust. 4 Prawa
autorskiego).

Nale¿y jednak przyznaæ, i¿ wskazane rozwi¹zanie mo¿e budziæ dyskusjê. Brak jest w lite-
raturze szerszych rozwa¿añ dotycz¹cych ochrony autorskoprawnej nazwy festiwalu. Sytu-
acja zdaje siê zbli¿aæ do problematyki ochrony tytu³u utworu. Tu jednak pojawiaj¹ siê dalsze
problemy. ¯eby je zobrazowaæ, zacytujê wypowied� znawczyni problematyki autorskiej, prof.
Marii Po�niak-Niedzielskiej: �Jak s³usznie zauwa¿ono, problematyka tytu³u utworu stanowi
jedno z najbardziej skomplikowanych zagadnieñ w zakresie prawa autorskiego�9.

Przedstawiony tu problem idzie jeszcze dalej � czy tytu³ imprezy mo¿e byæ uznany za
utwór? Ogólnie jednak przewa¿a oparta na szerokim ujêciu przedmiotu prawa autorskiego �
wyra¿ona w art. 1 Prawa autorskiego � opinia, ¿e w przypadku, kiedy tytu³ ma cechy
twórcze (tj. jest oryginalny i indywidualny), posiada zdolno�æ ochronn¹, a wiêc mo¿e byæ
przedmiotem prawa autorskiego. Moim zdaniem istniej¹ wa¿kie przes³anki dla uznania, ¿e
�Wratislavia Cantans� spe³nia te wymogi, ale dla osi¹gniêcia w tym zakresie pe³nej pewno�ci
wymagane by³yby zapewne szersze rozwa¿ania filologiczne, uwzglêdniaj¹ce przedstawione
poni¿ej bardziej szczegó³owo uwarunkowania prawne. Oczywistym jest, i¿ autor tej wypowie-
dzi, jako prawnik, analiz takich prowadziæ nie mo¿e i nie bêdzie.

Przepisy Prawa autorskiego okre�laj¹ utwór jako dobro niematerialne, które stanowi
niezale¿nie od warto�ci, przeznaczenia i sposobu wyra¿enia przejaw dzia³alno�ci twórczej
o indywidualnym charakterze ( jest wynikiem osobistej twórczo�ci), ustalone w jakiejkolwiek
postaci (chocia¿by konkretny utwór mia³ postaæ nieukoñczon¹) oraz nie objête katalogiem
wy³¹czeñ ustawowych z art. 4 Prawa autorskiego.

Zgodnie z art. 1 ust. 21, ochron¹ objêty mo¿e byæ wy³¹cznie sposób wyra¿enia; nie s¹
objête ochron¹ odkrycia, idee, procedury, metody i zasady dzia³ania oraz koncepcje matema-
tyczne. Oceniam, i¿ te ostatnie postanowienia przes¹dzaj¹ o braku podstaw do objêcia ochron¹
Prawa autorskiego samej koncepcji festiwalu10.
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9 Tak w: System prawa prywatnego, t. 13, Prawo autorskie, red. tomu J. B a r t a, Warszawa 2003,
s. 16.

10 Wydaje siê, ¿e ujêcie to stanowi pewien wynik dyskusji doktrynalnej dotycz¹cej omawianego tu
zagadnienia: �pomys³� na utwór nie jest chroniony przez prawo autorskie wtedy, kiedy sam przez siê
nie jest dzie³em, stanowi¹c jedynie wstêpny element procesu twórczego; warunkiem ochrony jest wyra-
¿enie go w skonkretyzowany sposób; przy czym sama ochrona jest wtedy ograniczona � dotyczy idei
(przejawiaj¹cej siê w temacie, teorii itp.) jako elementu skonkretyzowanego dzie³a, a w efekcie nie
uniemo¿liwia jej wyra¿enia w odmienny sposób w innym dziele.
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W literaturze akcentuje siê zgodnie, ¿e powy¿sze przes³anki stanowi¹ wy³¹czne kryterium
uznania konkretnego dobra za utwór, st¹d te¿ bez znaczenia dla tej kwestii s¹:

1) okoliczno�ci dotycz¹ce osoby twórcy (wiek, wykszta³cenie, stan zdrowia psychiczne-
go, pozbawienie praw publicznych i in.);

2) istnienie zamiaru stworzenia utworu jako przedmiotu praw autorskich;
3) przeznaczenie i u¿yteczno�æ dzie³a;
4) jego warto�æ artystyczna;
5) rozmiar, postaæ i jako�æ utworu;
6) �ród³o inspiracji;
7) zakres wysi³ku intelektualnego i ilo�æ czasu, w jakim powsta³o dzie³o;
8) obiektywna warto�æ materialna11.
Stanowisko takie prowadzi do wniosku, i¿ nie mo¿na a priori wy³¹czyæ ochrony nazwy

imprezy artystycznej, je�li spe³nia wymogi art. 1 Prawa autorskiego.
Nale¿y te¿ dodaæ, ¿e wskazane przes³anki nie s¹ w pi�miennictwie ujmowane jednolicie.

M. Po�niak-Niedzielska przyjmuje, ¿e przes³anka �dzia³alno�ci twórczej� dotyczy zarówno
procesu twórczego, jak i jego wyniku; zawiera w sobie wymóg, aby utwór by³ wynikiem
funkcjonowania psychiki cz³owieka (dobrem niematerialnym), oraz wymóg nowo�ci w odnie-
sieniu do innych takich przejawów, takich dzia³añ (nowo�æ obiektywna); przy czym zgodnie
z wymogami omawianego tu przepisu zakres tej nowo�ci musi wystêpowaæ w stopniu po-
zwalaj¹cym na jego dostrze¿enie, a wiêc choæby minimalnym.

Nie jest to jednak wystarczaj¹ce. Zgodnie z tym pogl¹dem, dla wyodrêbnienia dobra
prawnego, jakim jest utwór, nastêpn¹ przes³ank¹ jest �indywidualny charakter� dzie³a. Prze-
s³anka ta dotyczy zwi¹zku, jaki zachodzi miêdzy okre�lonym utworem a �ci�le okre�lonym
podmiotem � jego twórc¹, pozwalaj¹c przeciwstawiæ konkretne dzie³o utworom stworzonym
przez inne podmioty. W swoim podstawowym za³o¿eniu zawiera wynikaj¹cy z tego zwi¹zku
wymóg niepowtarzalno�ci. Cecha ta uto¿samiana jest z �oryginalno�ci¹� rozumian¹ jako wynik
samodzielnej dzia³alno�ci twórczej (nowo�æ subiektywna); �oryginalne to, co bierze swój
pocz¹tek w umy�le twórcy�12. Obiektywizacja tej cechy w praktyce nastêpuje poprzez stoso-
wanie, zgodnie z propozycja M. Kummera (Das urheberrehtlich schutzbare Werk), kryterium
�unikalno�ci� � stwierdzenie istnienia wysokiego stopnia prawdopodobieñstwa, i¿ nikt inny
samodzielnie nie stworzy³ identycznego utworu.

Nieco odmiennie ujmuj¹ to zagadnienie J. Barta i R. Markiewicz. Wymóg dzia³alno�ci
twórczej traktuj¹ jako wymóg �kreatywno�ci� uto¿samianej jako �oryginalno�æ� � nowo�æ
subiektywna zorientowana retrospektywnie. Natomiast �indywidualno�æ� traktuj¹ jako od-
rêbn¹ przes³ankê, pe³ni¹c¹ w definicji utworu analogiczn¹ funkcjê jak �oryginalno�æ� w ujê-
ciu wy¿ej przedstawionego pogl¹du M. Po�niak-Niedzielskiej. W efekcie pogl¹d ten zak³ada,
¿e oba te elementy, tj. oryginalno�æ oraz wystêpuj¹ca równocze�nie indywidualno�æ, ³¹cznie
tworz¹ jednolit¹ przes³ankê �twórczo�ci�.

Jak z powy¿szego wynika, pomimo ró¿nic terminologicznych zasadnicze w¹tpliwo�ci do-
tycz¹ podstawowego elementu definicji utworu, jakim jest wymóg istnienia specyficznego
zwi¹zku pomiêdzy twórc¹ a jego dzie³em, pozwalaj¹cego na ocenê, ¿e dzie³o jest wynikiem
�twórczo�ci o indywidualnym charakterze�. Jest to zwrot niedookre�lony, a wiêc jego znacze-
nie w praktyce kszta³towane jest na drodze interpretacji s¹dowej.
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11 System prawa prywatnego�, s. 10; J. B a r t a,  R. M a r k i e w i c z [w:] Ustawa o prawie autorskim
i prawach pokrewnych. Komentarz, Warszawa 2001, s. 65.

12 Ibidem, s. 9.
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W pi�miennictwie reprezentowane s¹ dwa zasadnicze stanowiska oraz ca³y szereg ich
mutacji � obok wskazanej powy¿ej koncepcji �unikatowo�ci� (inaczej �statystycznej jednora-
zowo�ci�), która w swoim za³o¿eniu dopuszcza powstanie niezale¿nie od siebie zbli¿onych
utworów (istnienie twórczo�ci paralelnej), autorstwa M. Kummera, wskazuje siê na bardziej
restryktywny pogl¹d A. Trollera, zgodnie z którym wymóg ten spe³niony jest jedynie w przy-
padku stwierdzenia niepowtarzalno�ci maj¹cej swoje �ród³o w osobowo�ci twórcy.

Mo¿na sformu³owaæ ogólniejsz¹ ocenê, ¿e aktualnie tendencja zmierza wyra�nie do libe-
ralizacji przedmiotowej przes³anki. Komentatorzy prawa autorskiego dopuszczaj¹ stosowanie
jeszcze mniej precyzyjnych kryteriów (mierników) indywidualno�ci � badanie, �czy dany
rezultat dzia³alno�ci by³, czy te¿ � nie, w pe³ni zdeterminowany przez opisywany przedmiot,
za³o¿ony cel (funkcje); innymi s³owy � czy jest wynikiem pracy rutynowej, «szablonowej»,
czy te¿ takim wynikiem, który jest jednym z mo¿liwych do osi¹gniêcia przez osoby (specjali-
stów) podejmuj¹cych siê tego samego zadania�. A w orzecznictwie pojawi³a siê wyra�na
tendencja do dopuszczenia mo¿liwo�ci wystêpowania paralelnej, równoleg³ej twórczo�ci (wy-
rok S¹du Apelacyjnego w Warszawie z 15 wrze�nia 1995 r.)13.

Analiza literatury komentarzowej prowadzi do wniosku, ¿e istnienia przes³anki indywidu-
alno�ci nale¿y dokonywaæ jedynie na podstawie analizy utworu, w szczególno�ci zaprzecza
siê mo¿liwo�ci zaznajomienia siê z indywidualno�ci¹ (osobowo�ci¹) konkretnego twórcy.
�Chodzi tu o sprawdzenie, czy istniej¹ w nim [tj. w utworze] w³a�ciwo�ci zwi¹zane z niepo-
wtarzalno�ci¹ osobowo�ci cz³owieka [�] wystarczy ustalenie, ¿e okre�lony wytwór mo¿e
pochodziæ w zasadzie tylko od jednej osoby�14.

Na tym tle wskazuje siê, ¿e w odniesieniu do wielu kategorii utworów (np. z zakresu
wzornictwa przemys³owego, programów komputerowych, kartografii) oraz w odniesieniu do
kwestii, które elementy utworu (np. fabu³a, krótkie fragmenty tekstu) podlegaj¹ ochronie,
dokonanie przedmiotowych ustaleñ mo¿e okazaæ siê niemo¿liwe i w praktyce zastêpowane
jest kryterium �nowo�ci przedmiotowej�; postuluje siê wtedy dope³nienie nastêpuj¹cych,
warunkuj¹cych podjêcie decyzji o przyznaniu ochrony autorskiej, czynno�ci: �po pierwsze,
dokonuje wywa¿enia z jednej strony � okoliczno�ci usprawiedliwiaj¹cych przyznanie eksplo-
atacyjnego monopolu (w tym nak³adu pracy, poprzedzaj¹cego powstanie dzie³a procesu twór-
czego, niekoniecznie prowadz¹cego do «zabarwienia» wytworu intelektualnego cech¹
indywidualno�ci, jak to jest np. w zakresie samych pomys³ów fabularnych lub algorytmów
dla programów komputerowych), oraz � z drugiej strony � niebezpieczeñstw zwi¹zanych
z ustanowieniem takiego monopolu ze wzglêdu na dostêp spo³eczeñstwa do informacji i roz-
wój nauki i kultury; w przypadku uznania, ¿e wynik takiego «wywa¿enia» przemawia na
korzy�æ twórcy; [�] po drugie, dokonuje oceny przedmiotowej nowo�ci dzie³a lub jego
elementu (w przypadku stwierdzenia takiej cechy); [�] po trzecie, rozstrzyga o przyznaniu
ochrony autorskiej, powo³uj¹c siê zazwyczaj na cechê indywidualnej twórczo�ci. W istocie
w centrum badania znajduje siê kwestia nowo�ci dzie³a oraz interesy spo³eczne zwi¹zane
z udzieleniem ochrony�15.

Jak wskaza³em na wstêpie, w mojej ocenie przedstawione powy¿ej kryteria mog¹ byæ
podstaw¹ do uznania, i¿ nazwa festiwalu �Wratislavia Cantans� spe³nia ustawowe przes³anki
objêcia jej ochron¹ prawn¹ jako utworu w rozumieniu Prawa autorskiego. �ci�lej wynika
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13 I ACr 620/95, cytujê za J. B a r t a,  R. M a r k i e w i c z, op. cit., s. 63.
14 Ibidem, s. 63�64.
15 Ibidem.
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z nich brak przeszkód dla stwierdzenia istnienia przes³anki indywidualnej twórczo�ci. Jedno-
cze�nie jednak ocena taka dotyczy jedynie p³aszczyzny prawnej i wymaga weryfikacji mery-
torycznej uwzglêdniaj¹cej analizê filologiczn¹ obejmuj¹c¹ omówione stosunkowo szczegó³owo
dla �u³atwienia� tego zadania uwarunkowania prawne.

Zakoñczenie

 Przechodz¹c do konkluzji prowadzonych rozwa¿añ, pragnê sformu³owaæ nastêpuj¹ce
wnioski odnosz¹ce siê do postawionego na wstêpie zagadnienia. Wnioski te nale¿y uogól-
niæ i odnie�æ tak¿e do innych nazw ró¿nego rodzaju imprez artystycznych. Jak wiadomo,
niejednokrotnie imprezy takie organizowane s¹ przez lub przy udziale jednostek zaliczanych
do szeroko rozumianej administracji oraz w ramach dzia³alno�ci podmiotów, do których nie
stosuje siê przepisów o finansach publicznych.

 Nazwa festiwalu �Wratislavia Cantans�, skoro stanowi element nazwy osoby prawnej,
powinna byæ traktowana w obrocie prawnym w pierwszym rzêdzie jako dobro osobiste tego
podmiotu. W efekcie w³a�nie temu podmiotowi przys³uguje ochrona prawna przewidziana
przez art. 24 w zw. z art. 43 k.c. Dotyczy to ka¿dej nazwy, która w praktyce obrotu sta³a siê
jednocze�nie nazw¹ (firm¹16), lub jej elementem, jednostki organizacyjnej posiadaj¹cej pod-
miotowo�æ prawn¹. W praktyce, maj¹c na wzglêdzie tre�æ art. 331 k.c. dotyczyæ to mo¿e,
obok osób prawnych, tak¿e tzw. �u³omnych osób prawnych�, czyli tych jednostek organiza-
cyjnych, które, nie bêd¹c osobami prawnymi, posiadaj¹ na podstawie przepisów zdolno�æ
prawn¹.

 Jednocze�nie pos³ugiwanie siê nazw¹ przez podmiot wskazany w pkt 1 powinno uwzglêd-
niaæ, zw³aszcza w zakresie dobrego imienia zmar³ego (w tym prawa do jej autorstwa), interesy
osób bliskich (analizowany tu przypadek zmar³ego Andrzeja Markowskiego); na wypadek
ich naruszenia osoby te mog¹ dochodziæ ochrony swoich dóbr osobistych � kultu zmar³e-
go � na podstawie art. 24 k.c.

 Nale¿y te¿ podkre�liæ, i¿ z istoty praw osobistych wynika, ¿e nie mo¿na nimi rozporz¹-
dziæ, a w efekcie wy³¹czona jest mo¿liwo�æ nabycia stosownych uprawnieñ na podstawie
umowy sprzeda¿y lub innej, której celem jest przenoszenie praw zbywalnych. Jednocze�nie
jednak nie oznacza to zakazu zawierania umów, które okre�laj¹ zakres ingerencji w prawnie
chronion¹ na rzecz autora w tym zakresie wy³¹czno�æ. Mo¿na z uwzglêdnieniem potencjalnych
interesów stron sformu³owaæ i ustaliæ bezpo�rednio z autorem swoiste modus vivendi w tym
zakresie, co po �mierci autora takiej nazwy powinno byæ tak¿e wskazówk¹ dla osób, które
pragn¹ realizowaæ w odniesieniu do niego w okre�lonym powy¿ej znaczeniu �kult zmar³ych�.

 Je�li jednocze�nie uznaæ nazwê konkretnej imprezy artystycznej (tu �Wratislavia Can-
tans�) za przedmiot prawa autorskiego, a wydaje siê, i¿ istniej¹ wa¿kie argumenty za uzna-
niem zwrotu �Wratislavia Cantans� za przedmiot prawa autorskiego, nale¿y przyj¹æ, i¿ autorskie
prawa maj¹tkowe w takiej sytuacji naby³ pracodawca Andrzeja Markowskiego na zasadach
okre�lonych przez ustawê o prawie autorskim z 1952 r. Mo¿na te¿ wstêpnie przyj¹æ, i¿ nast¹-
pi³a sukcesja tych praw na rzecz obecnego organizatora festiwalu. A wiêc w zakresie intere-
sów maj¹tkowych nazwê nale¿y uznaæ za element maj¹tku sukcesora pracodawcy twórcy.
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16 Por. art. 432 i nast. k.c.
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 Podkre�liæ nale¿y, ¿e skutek ten nie dotyczy sytuacji, w których autor nazwy takiej
imprezy nie jest pracownikiem jej organizatora i wtedy konieczne jest zawarcie z nim stosow-
nej umowy przenosz¹cej te uprawnienia (nie da siê tak¿e wykluczyæ zawarcia umowy licen-
cyjnej), umowa taka aktualnie powinna uwzglêdniaæ zasady okre�lone w Rozdziale V Prawa
autorskiego z 1994 r. (por. art. 41 i nast.).

 Jednocze�nie autorskie prawa osobiste w takim wypadku (tu: od chwili �mierci Andrzeja
Markowskiego) jako niezbywalne i nieograniczone czasowo � wykonywane s¹ i chronione
przez osoby wskazane w art. 78 Prawa autorskiego (w znanych mi okoliczno�ciach w odnie-
sieniu do �Wratislavia Cantans� � przez ¿yj¹ce osoby bliskie zmar³ego autora). Osoby te
powinny dzia³aæ wspólnie lub te¿ przez wyznaczon¹ przez siebie osobê.

 Tak¿e w odniesieniu do tych praw dopuszczalne jest wstêpne umowne okre�lenie zasad
ich wykonywania, co mo¿na w praktyce po³¹czyæ z zawarciem umowy przenosz¹cej autorskie
prawa maj¹tkowe. Jak mo¿na oceniæ, pozwoli to na unikniêcie zbêdnych sporów, co zwykle
jest istotne w sytuacji, kiedy autor nazwy ju¿ nie ¿yje.

ABSTRACT

Protection of artistic event on the example of the name
�Wratislavia Cantans� according to the practice of administrative entities

and provisions of Polish intellectual property law

There is no extensive literature nor court cases dealing with the problem of legal
protection of a name of artistic event basing on the intellectual property law. It may
mean that the problem is not yet recognized and is waiting for its �discovery�. In
commercial practice there is a possibility that a collision of interests and its protective
rights will occur among different entities. Often such entities are vastly understood
administrative entities of both municipal and governmental character. Therefore the
problem may result far beyond strictly civil level of this issue. Canvas for this issue
is an evaluation of legal situation of entities assigned to use the name �Wratislavia
Cantans� - what directly connected with the name of an artistic event of the highest
rank such as International Festival Wratislavia Cantans. Author of the concept and
first director of the festival was deceased Andrzej Markowski. Also the name of this
festival is of his authorship � as was determined by the author of this work. In view
of historical and artistic context it may be established that its success is based not
only on the programme and organizational concept of this event but also on the very
accurate to this concept construction of name. Name of festival �Wratislavia Cantans�
as it is an element of name of a legal person should be in legal turnover treated first as
personal goods of this person. In result this person has legal protection provided in
art. 24 in accordance with art. 43 of the Civil Code (CC). It refers to any name, which
in became a part of firm or its element of any entity which is a subject of law. Refering
to art. 33? CC it may apply not only to legal persons but also so called �defective
legal persons which are entities that are not legal persons but according to legal provi-
sions have legal capacity�. Simultaneously usage of name by entity pointed out in
point 1 should take into consideration interests of relatives especially concerning good
name of the deceased person; in case of infringement relatives may protect their
personal rights � the deceased cult from art. 24 CC. If at the same time recognize name
of an artistic event (here Wratislavia Cantans) as an object of intellectual property law,
it must be acknowledged that property rights in such situation were acquired by

Julian Jezioro
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employer of Andrzej Markowski providing regulations of Copyright Act from 1952.
Initially it may be accepted that rights were succeeded by the present organizer of the
festival. Such result does not include situations in wich author of the name of such
event is not an employee of its organizer. Then it is necessary to conclude an agre-
ement (licensing agreement) consistent with Copyright Act 1994 (vide art. 41).

Literatura

B a r t a  J., C z a j k o w s k a - D ¹ b r o w s k a  M., Æ w i ¹ k a l s k i  Z., M a r k i e w i c z  R., T r a -
p l e  E., Ustawa o prawie autorskim i prawach pokrewnych. Komentarz, Warszawa
2001.

D a v i s  N., M o o r h o u s e  R., Mikrokosmos. Portret miasta �rodkowoeuropejskiego. Vra-
tislavia, Breslau, Wroc³aw, Kraków 2003.

G o l a t  R., Prawo autorskie i prawa pokrewne, Warszawa 2005.

J e z i o r o  J., Prawo w³asno�ci intelektualnej [w:] Podstawy prawa cywilnego i handlowe-
go, red. E. G n i e w e k, Wroc³aw 2005.

P o � n i a k - N i e d z i e l s k a  M., S z c z o t k a  J., M o z g w a  M., Prawo autorskie i prawa
pokrewne. Zarys wyk³adu, (red. M. P o � n i a k - N i e d z i e l s k a), Warszawa 2006.

System prawa prywatnego, t. 13, Prawo autorskie, red. tomu J. B a r t a, Warszawa 2003.



92



93

Julian Jezioro

Umowa komisu w uregulowaniu kodeksu cywilnego

ABSTRAKT

Przez umowê komisu przyjmuj¹cy zlecenie (komisant) zobowi¹zuje siê za wyna-
grodzeniem (prowizja) w zakresie dzia³alno�ci swego przedsiêbiorstwa do kupna lub
sprzeda¿y rzeczy ruchomych na rachunek daj¹cego zlecenie (komitenta), lecz w imie-
niu w³asnym. Zwykle uznaje siê, ¿e jest to jedna umów o �wiadczenie us³ug, która
wyodrêbni³a siê na skutek ewolucji z �klasycznego� stosunku zlecenia; pokrewieñstw
szuka siê te¿ w umowie agencyjnej. Zasadniczych �róde³ obecnego kszta³tu uregulo-
wania prawnego stosunku z umowy komisu szuka siê zasadniczo w specyficznych
potrzebach obrotu handlowego, które doprowadzi³y do potrzeby wykszta³cenia swo-
istego stanowiska prawnego komisanta wzglêdem komitenta jako zastêpcy po�redniego.

W zwi¹zku z  podobieñstwem komisu do zlecenia zwykle komis postrzega siê
jako szczególny rodzaj zlecenia. Odmienno�ci dotycz¹ umocowania przyjmuj¹cego
zlecenie i cechy odp³atno�ci � komis jest zawsze odp³atny, zlecenie mo¿e byæ nieod-
p³atne. W odniesieniu do nabycia prawa do wynagrodzenia w umowie komisu dostrzega
siê wyra�ne cechy zobowi¹zania rezultatu. Trafniejszy jest pogl¹d, zgodnie z którym
s¹ to odrêbne umowy nazwane.

Jest to umowa jednostronnie kwalifikowana podmiotowo � mo¿e ja zawrzeæ przyj-
muj¹cy zlecenie (komisant), profesjonalista (przedsiêbiorca w rozumieniu art. 431

k.c.) w zakresie dzia³alno�ci swego przedsiêbiorstwa oraz daj¹cy zlecenie (komitent),
który mo¿e byæ dowolnym dopuszczonym do obrotu prawnego podmiotem. Z uregu-
lowania kodeksowego wynika te¿ dwoisto�æ komisu. Przedmiotem zobowi¹zania
komisanta mo¿e byæ �kupno� (�komis zakupu�) lub �sprzeda¿� (�komis sprzeda¿y�)
rzeczy ruchomych na rachunek komitenta, lecz we w³asnym imieniu. Przedmiotem
tym jest �wiadczenie us³ug po�rednictwa handlowego i do tej kategorii stosunków
prawnych nale¿y zaliczyæ stosunek z umowy komisu. Umowa komisu jest umow¹
odp³atn¹. Komisantowi przys³uguje prawo do wynagrodzenia (prowizji). Ponadto
kwalifikuje siê j¹ jako umowê dwustronnie zobowi¹zuj¹c¹, wzajemn¹, konsensualn¹
oraz powiernicz¹ (ta ostatnia cecha dotyczy zw³aszcza komisu zakupu).

Zgodnie z art. 7701 k.c. do umowy sprzeda¿y rzeczy ruchomej zawartej przez
komisanta z konsumentem stosuje siê przepisy o sprzeda¿y konsumenckiej. Przyj-
muje siê, ¿e przepis ten wprowadzony zosta³ w celu wzmocnienia ochrony konsu-
mentów, st¹d te¿ tak powinien byæ interpretowany.

1. Uwagi wprowadzaj¹ce � geneza, pojêcie i charakter prawny komisu

Zgodnie z art. 765 k.c. przez umowê komisu przyjmuj¹cy zlecenie (komisant) zobowi¹zuje
siê za wynagrodzeniem (prowizja) w zakresie dzia³alno�ci swego przedsiêbiorstwa do kupna
lub sprzeda¿y rzeczy ruchomych na rachunek daj¹cego zlecenie (komitenta), lecz w imieniu
w³asnym.
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Zwykle uznaje siê, ¿e jest to jedna z umów o �wiadczenie us³ug, która wyodrêbni³a siê na
skutek ewolucji z �klasycznego� stosunku zlecenia; pokrewieñstw szuka siê te¿ w umowie
agencyjnej. Przy czym zasadniczych �róde³ obecnego kszta³tu uregulowania prawnego sto-
sunku z umowy komisu szuka siê zasadniczo w specyficznych potrzebach obrotu handlowe-
go, które doprowadzi³y do potrzeby wykszta³cenia swoistego stanowiska prawnego komisanta
wzglêdem komitenta jako zastêpcy po�redniego. Stanowisko takie zwykle przeciwstawiane
jest po�rednictwu zwyk³emu, które uto¿samia siê z przedstawicielstwem jako elementem �kla-
sycznego� zlecenia1. Zwykle te¿ ze wzglêdu na charakter kwalifikowany komisanta, który
musi byæ przedsiêbiorc¹, przyjmuje siê, i¿ komis jest instytucj¹ stanowi¹ca czê�æ prawa
handlowego, przeciwstawianego prawu powszechnemu cywilnemu2.

Maj¹c na wzglêdzie znaczne podobieñstwo komisu do zlecenia, zwykle komis postrzega
siê jako szczególny rodzaj zlecenia. St¹d te¿ przyjmuje siê niekiedy, ¿e przepisy o zleceniu
znajd¹ wprost, a przynajmniej odpowiednie zastosowanie do komisu. Z drugiej strony ak-
centowane s¹ bardzo istotne odmienno�ci daj¹ce siê zauwa¿yæ w konstrukcji obu tych
stosunków. Odmienno�ci te dotycz¹ zw³aszcza umocowania przyjmuj¹cego zlecenie i cechy
odp³atno�ci � komis jest zawsze odp³atny, natomiast zlecenie mo¿e byæ nieodp³atne. Ponad-
to w odniesieniu do nabycia prawa do wynagrodzenia w umowie komisu dostrzega siê
wyra�ne cechy zobowi¹zania rezultatu (por. art. 772 k.c.). W tych okoliczno�ciach trafniej-
szy jest pogl¹d, zgodnie z którym s¹ to odrêbne umowy nazwane. W konsekwencji nale¿y
wykluczyæ stosowanie wprost do komisu przepisów o zleceniu, natomiast dopuszczalna
jest tu analogia � odpowiednie ich stosowanie z uwzglêdnieniem normatywnej odrêbno�ci
tych stosunków3.

Przytoczony na wstêpie przepis art. 765 k.c. reguluje ustawowe pojêcie umowy komisu.
Nale¿y na tej podstawie przyj¹æ, ¿e jest to umowa jednostronnie kwalifikowana podmioto-
wo � mo¿e j¹ zawrzeæ przyjmuj¹cy zlecenie (komisant), profesjonalista (przedsiêbiorca w ro-
zumieniu art. 431 k.c.) w zakresie dzia³alno�ci swego przedsiêbiorstwa oraz daj¹cy zlecenie
(komitent), który mo¿e byæ dowolnym dopuszczonym do obrotu prawnego podmiotem. Z ure-
gulowania kodeksowego wynika te¿ dwoisto�æ komisu. Przedmiotem zobowi¹zania komisan-
ta mo¿e byæ �kupno� (�komis zakupu�) lub �sprzeda¿� (�komis sprzeda¿y�) rzeczy ruchomych
na rachunek komitenta, lecz we w³asnym imieniu. Takie ujêcie prowadzi do wniosku, ¿e
przedmiotem tym jest �wiadczenie us³ug po�rednictwa handlowego i do tej kategorii stosun-
ków prawnych nale¿y zaliczyæ omawiany tu stosunek z umowy komisu.

Maj¹c na wzglêdzie przytoczon¹ definicjê ustawow¹, nale¿y uznaæ, ¿e umowa komisu jest
umow¹ odp³atn¹. Komisantowi w zamian za jego us³ugi przys³uguje prawo do wynagrodze-
nia (prowizji). Ponadto kwalifikuje siê j¹ jako umowê dwustronnie zobowi¹zuj¹c¹, wzajemn¹,
konsensualn¹ oraz powiernicz¹ (ta ostatnia cecha dotyczy zw³aszcza komisu zakupu)4.

Julian Jezioro

1 Por. w tej kwestii zw³aszcza S. G r z y b o w s k i [w:] System prawa cywilnego, t. I, red. S. G r z y -
b o w s k i, Ossolineum, Wroc³aw 1985, s. 611.

2 Por. szeroko w kwestii kszta³towania siê regulacji prawnej komisu J. F r ¹ c k o w i a k [w:] System
prawa prywatnego, t. 7, Zobowi¹zania � czê�æ szczegó³owa, red. J. R a j s k i, Warszawa 2004, s. 562�
571; tak¿e A. S z p u n a r [w:] System prawa cywilnego, t. 3, cz. 2, Zobowi¹zania � czê�æ szczegó³owa,
Ossolineum, Wroc³aw 1978, s. 653�656.

3 Tak J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 575�576; tam ponadto na s. 577�578 szersze rozwa¿ania
dotycz¹ce porównania komisu do agencji, spedycji, umowy o dzie³o oraz umowy o us³ugi brokerskie.

4 Tak m.in. A. S z p u n a r, op. cit., s. 658.
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2. Elementy przedmiotowo istotne komisu

Za essentialia negotii (elementy przedmiotowo istotne) komisu uznaje siê okre�lenie5:
1) sposobu dzia³ania przyjmuj¹cego zlecenie � jako osoby dzia³aj¹cej w imieniu w³asnym na
rzecz daj¹cego zlecenie i w zakresie dzia³alno�ci swojego przedsiêbiorstwa; przedmiot zlece-
nia musi byæ okre�lony w ten sposób, i¿ przyjmuj¹cy zlecenie (komisant) kupi lub sprzeda
rzeczy ruchome; 2) przedmiotu transakcji komisowej; 3) ceny zakupu lub sprzeda¿y przed-
miotu komisu; 4) wynagrodzenia, jakie ma otrzymaæ komisant.

Komisant jako zastêpca po�redni dzia³a we w³asnym imieniu, co prowadzi do tego, ¿e jest
podmiotem stosunków powsta³ych na skutek zawarcia umów na zlecenie komitenta; w szcze-
gólno�ci to on, a nie komitent jest stron¹ stosunków z osobami trzecimi wzglêdem stron
komisu. Jednocze�nie komisant dzia³a na rachunek komitenta (dotyczy to ekonomicznych
skutków takiego dzia³ania), co prowadzi w sferze prawnej do tego, ¿e tak okre�lona jego
pozycja wzglêdem tych osób trzecich nie ma charakteru ostatecznego; w szczególno�ci ci¹¿y
na nim obowi¹zek przeniesienia na komitenta nabytych na jego rzecz praw, ale te¿ ma prawo
do ¿¹dania zwolnienia go przez ten podmiot z zaci¹gniêtych w tym zakresie zobowi¹zañ6.

S¹d Apelacyjny w Poznaniu w wyroku z 10 sierpnia 1995 r.7 orzek³, i¿ przy sprzeda¿y
komisowej umowa dochodzi do skutku pomiêdzy nabywc¹ a komisantem dzia³aj¹cym w imie-
niu w³asnym, nie za� w imieniu komitenta; ten ostatni wobec nabywcy mo¿e odpowiadaæ za
dostarczony do komisu pojazd z wadami prawnymi na podstawie przepisów o bezpodstaw-
nym wzbogaceniu. Natomiast S¹d Najwy¿szy w wyroku z 4 kwietnia 1974 r. przyj¹³, i¿ przepi-
sy art. 765 i nast. k.c. normuj¹ce instytucje komisu nie zawieraj¹ postanowieñ wy³¹czaj¹cych
mo¿liwo�ci nabycia przez komisanta powierzonych mu do sprzeda¿y rzeczy ruchomych8.

Ustawowe ujêcie stosunku z umowy komisu jest do�æ w¹skie, st¹d te¿ nie ka¿dy przypa-
dek po�rednictwa zastêpczego bêdzie móg³ byæ kwalifikowany jako komis, choæ ka¿dy komis
obejmuje takie dzia³anie komisanta. Wy³¹czenia te dotycz¹ dzia³añ podejmowanych przez
inne podmioty ni¿ przedsiêbiorcy oraz wykraczaj¹ce poza kupno lub sprzeda¿ rzeczy rucho-
mych. W pi�miennictwie na tym tle zarysowa³y siê dwa odrêbne stanowiska. Jak mo¿na
oceniæ trafniejsze na gruncie wyk³adni jêzykowej i historycznej jest stanowisko ograniczaj¹-
ce przedmiot komisu wy³¹cznie do rzeczy ruchomych w w¹skim tego okre�lenia znaczeniu,
w szczególno�ci nie obejmuj¹cego papierów warto�ciowych, które nale¿y uznaæ za odrêbne
od rzeczy ruchomych dobro prawne. Wynika to z tego, i¿ pieni¹dze i papiery warto�ciowe
jako miernik warto�ci nie s¹ rzeczami w rozumieniu art. 45 k.c., a w efekcie nale¿y je traktowaæ
jako przedmiot niematerialny. Stanowisko takie jednak dopuszcza stosowanie przepisów o ko-
misie, ale jedynie odpowiednio � w drodze analogii do umów, których przedmiotem s¹ papie-
ry warto�ciowe9. Ponadto jednak ze wzglêdu na znacz¹cy wzrost znaczenia obrotu papierami

Umowa komisu w uregulowaniu kodeksu cywilnego

5 Tak: J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 582; por te¿ K. K r u c z a l a k [w:] Prawo umów w obrocie
gospodarczym, red. S. W ³ o d y k a, Warszawa 2001, s. 368 i nast.; Z. R a d w a ñ s k i,  J. P a n o w i c z -
- L i p s k a, Zobowi¹zania � czê�æ szczegó³owa, Warszawa 2004, s. 194; A. S z p u n a r, op. cit., s. 656
i nast.

6 Por. A. K ê d z i e r s k a - C i e � l a k, Komis, zagadnienia cywilnoprawne, Warszawa 1973, s. 31 i nast.
7 I ACr 169/95, OSA1996, Nr 10, poz. 49.
8 I CR 121/74, nie publ.
9 J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 573.
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warto�ciowymi reprezentowane jest stanowisko, które poprzez rozszerzaj¹c¹ interpretacjê art.
765 k.c. prowadzi do postulatu objêcia tak¿e papierów warto�ciowych zakresem przedmiotów
komisu10.

Umowa komisu jest umow¹ odp³atn¹ i stanowi to w jej tre�ci element przedmiotowo
istotny � brak uzgodnienia wynagrodzenia na rzecz komisanta nie pozwala stosunku z takiej
umowy kwalifikowaæ jako komis. Pewne w¹tpliwo�ci mog¹ dotyczyæ dopuszczalnej formy
wynagrodzenia komisanta. Zasadniczo jest to wynagrodzenie prowizyjne; prowizja komisan-
ta jest ustalana jako okre�lony procent ceny kupna lub sprzeda¿y przedmiotu komisu. Jed-
nak nale¿y przychyliæ siê do stanowiska, ¿e poza prowizj¹ strony mog¹ ustaliæ tak¿e inny
sposób okre�lenia odp³atno�ci za us³ugi komisanta na rzecz komitenta11.

Zawarcie umowy komisu nie wymaga zachowania szczególnej formy (por. jednak art. 76
oraz 74 § 3 k.c.), dopuszczalne jest jej zawarcie na czas oznaczony lub na czas nie oznaczony,
mo¿e dotyczyæ jednej albo wiêkszej ilo�ci transakcji, w koñcu te¿ mo¿e przybraæ postaæ
umowy ramowej. Dopuszcza siê te¿ mo¿liwo�æ zamieszczenia w umowie komisu klauzuli del
credere12.

3. Szczegó³owe elementy sytuacji prawnej stron umowy komisu

Omawiaj¹c sytuacjê prawn¹ stron w stosunku z umowy komisu, w pierwszej kolejno�ci
nale¿y tu wskazaæ na tre�æ art. 766 k.c. Dotyczy on obowi¹zków komisanta, który doprowa-
dzi³ w ich wyniku do zawarcia na rachunek komitenta umowy sprzeda¿y. Przepis ten nak³ada
na komisanta obowi¹zek wydania komitentowi wszystkiego, co przy wykonaniu zlecenia
uzyska³ dla niego; dotyczy to w szczególno�ci obowi¹zku dokonania przelewu (por. art. 509
i nast. k.c.) nabytych na rachunek komitenta wierzytelno�ci (zd. 1). Nale¿y przyj¹æ, ¿e obo-
wi¹zek ten obejmuje tak¿e przeniesienie w³asno�ci i innych praw nabytych przez komisanta,
tak¿e wydania uzyskanej dla niego ceny. Ponadto przepis ten rozstrzyga na korzy�æ komiten-
ta kolizjê, jaka mo¿e powstaæ pomiêdzy takim uprawnieniem komitenta a uprawnieniami wie-
rzycieli komisanta, które mog¹ zostaæ skierowane do maj¹tku komisanta; uprawnienia komitenta
s¹ skuteczne tak¿e wzglêdem wierzycieli komisanta (zd. 2). Przyjête przez ustawodawcê roz-
wi¹zanie jest konsekwencj¹ przyjêtej przez kodeks konstrukcji zastêpstwa po�redniego.

Tre�ci¹ obowi¹zku z art. 766 k.c. przy komisie sprzeda¿y jest przede wszystkim wydanie
ceny uzyskanej przez komisanta. Istot¹ tego stosunku jest bowiem sprzeda¿ osobie trzeciej
rzeczy nale¿¹cej do komitenta. Forma wykonania tego obowi¹zku zale¿y w g³ównej mierze od
charakteru �wiadczenia oraz porozumienia stron � zasadniczo �wiadczenie nabywcy w go-
tówce powinno byæ przekazane w takiej samej formie, natomiast przy �wiadczeniu bezgotów-
kowym dopuszczalne bêdzie dodatkowo przelanie wierzytelno�ci od osoby trzeciej oraz
przelew z konta komisanta. W³a�ciwo�æ zobowi¹zania komisanta powoduje, ¿e spe³nienie
�wiadczenia powinno nast¹piæ niezw³ocznie, gdy stanie siê to mo¿liwe. Wskazuje siê te¿ na
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10 Tak m.in. K. K r u c z a l a k, op. cit., s. 371.
11 J. Fr ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 573; por. te¿ A. K ê d z i e r s k a - C i e � l a k, op. cit., s. 59 i nast.
12 Instytucja ta uregulowana jest w 7617 k.c. w odniesieniu do umowy agencyjnej. Zgodnie z tym

przepisem dopuszczalne jest zastrze¿enie, ¿e agent za odrêbnym wynagrodzeniem (prowizja del crede-
re), w uzgodnionym zakresie, odpowiada za wykonanie zobowi¹zania przez klienta. Je¿eli umowa nie
stanowi inaczej, agent odpowiada za to, ¿e klient spe³ni �wiadczenie.
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konieczno�æ uwzglêdniania przez komisanta przy ustalaniu ceny ci¹¿¹cego na nim obowi¹z-
ku zap³aty podatku od towarów i us³ug (VAT), a tak¿e w odniesieniu do sposobu zap³aty
postanowieñ art. 13 ustawy z 19 lipca 1999 r. Prawo dzia³alno�ci gospodarczej13. Poza cen¹
obowi¹zek komisanta z art. 766 k.c. mo¿e obejmowaæ inne �korzy�ci� zwi¹zane z zawart¹ na
rachunek komitenta umow¹ � dotyczy to uzyskanych odszkodowañ, kar umownych, odse-
tek, sumy ubezpieczeniowej itp. nale¿no�ci, które mog¹ powstaæ w konkretnej sytuacji.

Realizuj¹c obowi¹zki z komisu zakupu, komisant zawiera umowê sprzeda¿y jako kupuj¹cy
we w³asnym imieniu i w efekcie to on nabywa w³asno�æ konkretnej rzeczy; komitentowi
przys³uguj¹ jedynie roszczenia z umowy komisu w tym zakresie. St¹d te¿ komisant jest zobo-
wi¹zany do przeniesienia w³asno�ci takiej rzeczy na komitenta oraz do jej wydania. Uregulo-
wanie to wprowadza tak¿e rozszerzon¹ skuteczno�æ uprawnieñ komitenta w stosunku do
wszystkich wierzycieli komisanta (art. 766 zd. 2 k.c.). Komitent mo¿e na tej podstawie sprze-
ciwiæ siê zajêciu rzeczy, pieniêdzy oraz wierzytelno�ci, które komisant naby³ dla niego; mo¿e
tak¿e domagaæ siê wy³¹czenia lub zwolnienia tych przedmiotów od prowadzonej ju¿ egzeku-
cji (por. art. 841 oraz 842 k.p.c.). Zasady te rozci¹gaj¹ siê tak¿e na sytuacjê, kiedy nast¹pi
upad³o�æ komisanta; st¹d te¿ komitentowi przys³uguje roszczenie o wy³¹czenie takich przed-
miotów z masy upad³o�ci bez wzglêdu na termin wykonania takich umów.

Kolejny w uregulowaniu kodeksowym komisu przepis art. 767 k.c. dotyczy sytuacji, w której
komisant zawar³ umowê z osob¹ trzeci¹ na warunkach korzystniejszych od oznaczonych
przez komitenta, a w efekcie powstaje dodatkowa korzy�æ � korzy�æ taka nale¿y siê komiten-
towi. Oznacza to, ¿e na komisancie ci¹¿y obowi¹zek przekazania komitentowi ceny rzeczywi-
�cie uzyskanej. W praktyce uzyskanie takiej korzy�ci mo¿e byæ powi¹zane z podwy¿szeniem
prowizji nale¿nej komisantowi. Korzystne warunki, których dotyczy omawiany tu przepis,
mog¹ polegaæ na uzyskaniu wy¿szej ni¿ oczekiwana przez komitenta ceny sprzeda¿y (tak¿e
ni¿szej ceny zakupu), ale tak¿e na innych korzy�ciach, np. roz³o¿eniu ceny na raty itp. Zasad-
niczo w �wietle literalnego brzmienia aktualnie obowi¹zuj¹cych przepisów na komisancie nie
ci¹¿y obowi¹zek podejmowania starañ w celu uzyskania korzystniejszych warunków w umo-
wie zawartej na rachunek komitenta. Obowi¹zek taki po�rednio wywodzi siê jednak z tre�ci
art. 355 § 2 k.c.14.

Sytuacja, w której komisant uzyska³ dla komitenta cenê ni¿sz¹ lub te¿ naby³ rzecz za cenê
wy¿sz¹ od okre�lonej w umowie komisu, objêta jest uregulowaniem art. 768 k.c. Zasadniczo
jest to zakazane, a konsekwencj¹ (sankcj¹) takiej sytuacji jest w pierwszej sytuacji (komis
sprzeda¿y) powstanie obowi¹zku zap³aty komitentowi powsta³ej ró¿nicy (§ 1). Wyj¹tkowo
komisant mo¿e uwolniæ siê od takiego obowi¹zku, je�li wyka¿e, ¿e zlecenie nie mog³o byæ
wykonane po cenie oznaczonej, a zawarcie umowy uchroni³o komitenta od szkody (§ 3).
Odpowiednio zasady te dotycz¹ sytuacji, kiedy w wykonaniu komisu zakupu � komisant
naby³ rzecz za cenê wy¿sz¹ od ceny oznaczonej przez komitenta; w takiej sytuacji � komitent
mo¿e niezw³ocznie po otrzymaniu zawiadomienia o wykonaniu zlecenia o�wiadczyæ, ¿e nie
uznaje czynno�ci za dokonan¹ na jego rachunek; brak takiego o�wiadczenia jest jednoznacz-
ny z wyra¿eniem zgody na wy¿sz¹ cenê (§ 2). Ponadto komitent nie mo¿e odmówiæ zgody na
wy¿sz¹ cenê, je¿eli zlecenie nie mog³o byæ wykonane po cenie oznaczonej, a zawarcie umowy
uchroni³o komitenta od szkody (§ 3).
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13 Tak J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 589 w odniesieniu do poprzedniego stanu prawnego.
14 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz do Kodeksu cywilnego. Ksiêga III. Zobowi¹zania, t. 2, red.

G. B i e n i e k, Warszawa 2002, s. 458.
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Z uregulowania tego po�rednio wynika obowi¹zek komisanta dbania o interesy komiten-
ta. Przejawia siê on w pierwszym rzêdzie w petryfikacji ustalonej w umowie komisu ceny;
zasadniczo zmiana tak ustalonej ceny wymaga zgody komitenta, przy czym dotyczy to jedy-
nie tych przypadków, w których cena sprzeda¿y (zwykle minimalna albo sztywna) lub zakupu
(odpowiednio maksymalna albo sztywna) taka zosta³a istotnie ustalona; nie da siê wy³¹czyæ
sytuacji, kiedy ryzyko osi¹gniêcia ceny zgodnie z umow¹ obci¹¿aæ bêdzie komitenta, tak¿e
na podstawie pó�niejszego porozumienia. Je�li w sytuacji takiej nast¹pi ustalenie ceny �nie-
odpowiedniej� (odmiennej od ceny rynkowej), zastosowanie mog¹ znale�æ wy³¹cznie zasady
z art. 471 k.c., a wiêc odpowiedzialno�æ taka bêdzie oparta o zasadê winy.

Nale¿y te¿ uznaæ, ¿e komisant ma obowi¹zek podejmowania dzia³añ, które zapobiegaj¹
szkodzie komitenta; zasadniczo dotyczy to szkody poniesionej na wypadek braku zawarcia
umowy. Nawet je�li nast¹pi to z naruszeniem ustalonego umownie limitu ceny, obowi¹zki
komisanta przewidziane przez art. 768 k.c. nie powstan¹, je�li wyst¹pi¹ kumulatywnie prze-
s³anki z powo³anego powy¿ej § 3 omawianego tu przepisu; ciê¿ar wykazania tych okoliczno-
�ci spoczywa na komisancie (art. 6 k.c.).

Przepis art. 769 k.c. dotyczy obowi¹zków komisanta w sytuacji, kiedy rzecz stanowi¹ca
przedmiot komisu nara¿ona jest na zepsucie. Zasadniczo komisant powinien wtedy postêpo-
waæ wed³ug zarz¹dzenia komitenta; je�li nie mo¿na czekaæ na takie zarz¹dzenie, komisant jest
uprawniony do sprzedania rzeczy z zachowaniem nale¿ytej staranno�ci. Uprawnienie to prze-
kszta³ca siê w obowi¹zek komisanta, je�li sprzedania takiej rzeczy wymaga interes komitenta
(§ 1 zd. 1). W ka¿dym z tych przypadków o dokonaniu sprzeda¿y komisant obowi¹zany jest
zawiadomiæ niezw³ocznie komitenta (§ 1 zd. 2). Je¿eli komitent dopu�ci siê zw³oki z odebra-
niem rzeczy, stosuje siê odpowiednio przepisy o skutkach zw³oki kupuj¹cego z odebraniem
rzeczy sprzedanej, tj. art. 551 § 2 k.c.

Objêta omawian¹ tu regulacj¹ sytuacja ma charakter szczególny � nie wyczerpuje jednak
ogó³u obowi¹zków tej strony zwi¹zanych z faktem pozostawania przedmiotu komisu w jego
w³adaniu. Nie powinno budziæ wiêkszych w¹tpliwo�ci, ¿e komisant obowi¹zany jest do spra-
wowania z nale¿yt¹ staranno�ci¹ pieczy nad takimi rzeczami ( jest to element szerszego obo-
wi¹zku � przechowania i zabezpieczenia rzeczy)15, a w razie ich pogorszenia lub utraty musi
liczyæ siê, stosownie do okoliczno�ci, z powstaniem odpowiedzialno�ci odszkodowawczej
kontraktowej wzglêdem komitenta (art. 471 k.c.). Na tym tle odpowiedzialno�æ taka mo¿e
powstaæ np. tak¿e w braku podjêcia dzia³añ prewencyjnych � np. brakiem ubezpieczenia
przedmiotu komisu16. Dla realizacji dyspozycji art. 769 k.c. bez znaczenia s¹ przyczyny nara-
¿enia rzeczy na zepsucie. Ponadto przepis ten ma charakter wyra�nie prewencyjny, st¹d te¿
nie jest konieczne wykazanie, ¿e rzecz istotnie uleg³a zepsuciu.

Kolejn¹ kwesti¹ jest problem odpowiedzialno�ci za wady fizyczne i prawne z tytu³u rêkoj-
mi, kwestie z tym zwi¹zane reguluje przepis art. 770 k.c. Jest to uregulowanie szczególne (lex
specialis) do uregulowania zawartego w art. 556 i nast. k.c. (por. w szczególno�ci art. 558 § 1
k.c.). Znajduje ono zastosowanie do odpowiedzialno�ci komisanta wzglêdem kupuj¹cego �
nabywcy przedmiotu komisu (komis sprzeda¿y). Jest to o tyle istotne, ¿e komitent, na które-
go zlecenie wszak dzia³a komisant, nie jest stron¹ umowy z kupuj¹cym, który wszak nabywa
nale¿¹c¹ do komitenta rzecz. St¹d pomiêdzy komitentem a kupuj¹cym nie powstanie stosu-
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15 Por. J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 587.
16 Szerzej w tych kwestiach: J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 587�588; T. W i � n i e w s k i, op. cit.,

s. 461.
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nek, z którego wynika³aby odpowiedzialno�æ za wady z tytu³u rêkojmi. Odpowiedzialno�æ komi-
tenta mo¿e mieæ jedynie �ród³o w przepisach reguluj¹cych odpowiedzialno�æ deliktow¹ (por.
415 i nast. k.c.) lub bezpodstawne wzbogacenie (por. art. 405 i nast. k.c.), choæ w konkretnym
przypadku wykazanie przes³anek powstania takiej odpowiedzialno�ci mo¿e byæ trudne.

Zasadniczym skutkiem obowi¹zywania omawianego tu przepisu jest mo¿liwo�æ jedno-
stronnego wy³¹czenia odpowiedzialno�ci za wady przez komisanta (nie jest wiêc wymagana
tu zgoda kupuj¹cego). Komisant w tym celu powinien podaæ do wiadomo�ci kupuj¹cego, ¿e
nie ponosi odpowiedzialno�ci za takie wady (zd. 1). Ponadto omawiany tu przepis w sposób
bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cy17 (ius cogens) okre�la granice takiego wy³¹czenia odpowiedzial-
no�ci komisanta � dotyczy to jedynie wad prawnych oraz wad fizycznych ukrytych, o istnie-
niu których komisant nie wiedzia³ lub nie móg³ siê o nich z ³atwo�ci¹ dowiedzieæ (zd. 2).
Nale¿y uznaæ, ¿e nak³ada to na przyjmuj¹cego zlecenie w umowie komisu obowi¹zek zbada-
nia rzeczy przed jej sprzeda¿¹ � ze staranno�ci¹ profesjonalisty (por. art. 355 § 2 k.c.).

Przyjmuje siê, ¿e komisant mo¿e odmówiæ przyjêcia rzeczy wadliwej, je�li jej sprzeda¿
mo¿e naraziæ go na odpowiedzialno�æ wzglêdem osoby trzeciej18. Pomimo ¿e omawiany tu
przepis ma charakter iuris cogentis, dopuszcza siê jego rozszerzenie w zakresie wzmo¿enia
odpowiedzialno�ci komisanta wzglêdem kupuj¹cego przedmiot komisu. Ponadto nie ma uza-
sadnienia dla powstania odpowiedzialno�ci komisanta, je�li kupuj¹cy, nabywaj¹c rzecz od
niego, wiedzia³ o wadach nabywanej rzeczy (por. art. 557 k.c.). Komisant powinien jednak
udowodniæ tê ostatni¹ okoliczno�æ, na nim te¿ ci¹¿y dowód, ¿e poinformowa³ kupuj¹cego
o wy³¹czeniu odpowiedzialno�ci w zakresie okre�lonym w art. 770 zd. 1 k.c., natomiast kupu-
j¹cy w razie sporu musi udowodniæ okoliczno�ci objête zd. 2 omawianego tu przepisu. Obie
okoliczno�ci w praktyce mog¹ okazaæ siê trudne do wykazania dla tego podmiotu; przy czym
dotyczy to zw³aszcza wykazania, ¿e komisant móg³ z ³atwo�ci¹ dowiedzieæ siê o ukrytych
wadach fizycznych lub o wadach prawnych, bowiem decyduje wtedy poziom wymagañ sta-
wianych tej stronie � powinny one uwzglêdniaæ kryteria okre�lone przez art. 355 § 2 k.c.

Trudno w takim stanie nie zgodziæ siê z ocen¹, ¿e nabywanie rzeczy od komisanta w prak-
tyce obrotu wi¹¿e siê dla kupuj¹cego z wiêkszym ryzykiem, ni¿ nabywanie takich rzeczy na
podstawie sprzeda¿y; wyj¹tek dotyczy kupuj¹cych-konsumentów (por. art. 221 k.c.), którzy
w tym zakresie chronieni s¹ bardziej intensywnie; w szczególno�ci zamiast uregulowania k.c.
dotycz¹cego odpowiedzialno�ci za wady z tytu³u rêkojmi (w tym art. 770) znajd¹ tu zastoso-
wanie przepisy dotycz¹ce sprzeda¿y konsumenckiej (odpowiedzialno�ci za niezgodno�æ to-
waru z umow¹); por. art. 7701 k.c. Stan taki w zmienionych realiach gospodarki musi budziæ
uzasadnione w¹tpliwo�ci19.

O�wiadczenie stanowi¹ce warunek wy³¹czenia odpowiedzialno�ci komisanta musi mieæ
skonkretyzowanego adresata, wy³¹cza siê skuteczno�æ o�wiadczeñ skierowanych do ogó-
³u20. Do wy³¹czenia odpowiedzialno�ci komisanta na podstawie art. 770 k.c. za ukryte wady
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17 Nale¿y podkre�liæ, i¿ w teorii prawa zasadnie wskazuje siê, ¿e u¿yte tu okre�lenie, stosunkowo
rozpowszechnione w literaturze, nie jest zbyt precyzyjne; w istocie ka¿da norma stanowi¹ca element
systemu prawnego obowi¹zuje bezwzglêdnie, st¹d zgodnie z przyjêtym w teorii prawa stanowiskiem
nale¿y normy takie trafniej okre�laæ jako �normy bezwzglêdnie stosowane�.

18 J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 591.
19 Por. te¿ szersze rozwa¿ania w tym zakresie: J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 603�606; A. K ê d z i e r -

s k a - C i e � l a k, op. cit., s. 104 i nast.; A. S z p u n a r, op. cit., s. 673 i nast.
20 T. W i � n i e w s k i, op. cit., s. 464.
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sprzedanej rzeczy nie wystarcza umieszczenie w lokalu sklepowym odpowiedniego og³osze-
nia; skutek taki mo¿e mieæ jedynie podanie do wiadomo�ci kupuj¹cego, ¿e komisant odpo-
wiedzialno�æ sw¹ za takie wady wy³¹cza, tzn. skierowanie odpowiedniego o�wiadczenia wprost
do kupuj¹cego. Gdy chodzi o przedmioty szczególnej warto�ci, dalsza przewidziana w art.
770 k.c. przes³anka wy³¹czenia odpowiedzialno�ci komisanta za wady ukryte sprzedanej rze-
czy, polegaj¹ca na tym, ¿e komisant o wadzie nie wiedzia³ i nie móg³ z ³atwo�ci¹ o niej siê
dowiedzieæ, jest spe³niona wtedy, gdy komisant zbada³ dostarczony mu przedmiot z udzia³em
specjalisty; powo³anie siê na wyniki badania dostarczone przez osobê, która cenny przed-
miot odda³a do sprzeda¿y, jest z tego punktu widzenia niewystarczaj¹ce.

W rozumieniu art. 770 k.c. nie stanowi wady ukrytej, za któr¹ komisant mo¿e wy³¹czyæ
sw¹ odpowiedzialno�æ, okoliczno�æ, ¿e kupuj¹cemu wydano inn¹ rzecz ani¿eli umówiony
przedmiot transakcji, np. falsyfikat zamiast orygina³u, per³y sztuczne zamiast naturalnych;
wy³¹czenie przeto odpowiedzialno�ci komisanta na podstawie art. 770 k.c. za tego rodzaju
�wadê ukryt¹� nie jest dopuszczalne21. Nale¿y w tym miejscu podkre�liæ, ¿e sam fakt zbada-
nia rzeczy przez nabywcê bez wzglêdu na rodzaj wad � nie wp³ywa na zakres odpowiedzial-
no�ci komisanta uregulowany w art. 770 k.c.

Ca³y szereg orzeczeñ S¹du Najwy¿szego powsta³ych na tle art. 770 k.c., a dotycz¹cych
wymogu staranno�ci komisanta odnosi siê do sprzeda¿y samochodów; maj¹ one jednak
znaczenie szersze, st¹d zasadne jest przytoczenie ich w tym miejscu.

Wymóg dzia³ania ze staranno�ci¹ wy¿sz¹ ni¿ obowi¹zuj¹ca nieprofesjonalistów odnosi
siê nie tylko do sytuacji, w których mamy do czynienia z samochodami kradzionymi, bowiem
tak¿e, gdy samochód nie zosta³ skradziony, prowadz¹cy komis obowi¹zany jest do dochowa-
nia podwy¿szonej staranno�ci przy dokonywaniu jego oglêdzin i badañ22. Przyjêcie w ko-
mis � art. 770 k.c. � samochodu od osoby, która nie jest wpisana jako w³a�ciciel do dowodu
rejestracyjnego samochodu, nie spe³nia wymogu dzia³ania z zachowaniem nale¿ytej staran-
no�ci wg art. 355 § 2 k.c.23.

Komisant prowadz¹cy handel u¿ywanymi samochodami mo¿e skutecznie powo³aæ siê na
umowne wy³¹czenie odpowiedzialno�ci za wadê prawn¹ sprzedawanego samochodu wtedy,
gdy sprawdzenie autentyczno�ci numerów i dokumentacji samochodu przyjmowanego do
sprzeda¿y komisowej odby³o siê z zachowaniem staranno�ci przewidzianej w art. 355 § 2
k.c.24. Komisanta � w warunkach okre�lonych w art. 770 zd. 2 k.c. � obowi¹zuje nale¿yta
staranno�æ okre�lona rodzajem prowadzonej dzia³alno�ci gospodarczej (art. 355 § 2 k.c.).
Prowadzenie komisowej sprzeda¿y samochodów u¿ywanych oznacza, ¿e komisant musi li-
czyæ siê ze zjawiskiem wprowadzenia do obrotu pojazdów kradzionych i dlatego obowi¹zany
jest dok³adnie sprawdzaæ numery identyfikacyjne oraz dokumenty pojazdu przyjêtego do
sprzeda¿y25. Komisant prowadz¹cy przedsiêbiorstwo komisu samochodowego nie mo¿e bro-
niæ siê wy³¹czeniem odpowiedzialno�ci wynikaj¹cym z art. 770 k.c., je¿eli sfa³szowanie ozna-
czeñ numerowych skradzionego i oddanego mu do sprzeda¿y samochodu by³o widoczne dla
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21 Wyrok SN z 18 listopada 1983 r., I CR 336/83, OSN 1984, Nr 9, poz. 159; z glos¹ A. S z p u n a r a,
OSP 1985, Nr 1, poz. 4; E. £ ê t o w s k i e j, NP 1985, Nr 1, s. 117�122; M. J o d k o w s k i e j, OSP 1985,
Nr 12, poz. 226.

22 Wyrok SN z 6 lutego 2003 r., IV CKN 1741/00, nie publ.
23 Wyrok SN z 12 kwietnia 2001 r., II CKN 742/00, nie publ.
24 Wyrok SN z 18 lipca 2000 r., IV CKN 81/00, OSN 2001, Nr 1, poz. 14.
25 Wyrok SN z 24 czerwca 1997 r., II CKN 224/97, OSN 1998, Nr 1, poz. 8.
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profesjonalisty bez badañ specjalistycznych26. W �wietle tego ostatniego orzeczenia mo¿na
uznaæ, ¿e wymagana staranno�æ komisanta w tym zakresie nie oznacza jednak ka¿dorazowo
obowi¹zku przeprowadzania badañ specjalistycznych, a wyczerpuje siê na przeprowadzeniu
�profesjonalnego ogl¹du� pojazdu.

Jak mo¿na uwa¿aæ, odpowiednie (takie jak w art. 770 k.c.) uregulowanie dotycz¹ce
komisu zakupu jest zbêdne, gdy¿ wtedy rzecz nabywa jako kupuj¹cy komisant, a na pod-
stawie art. 766 k.c. obowi¹zany jest do przelania na komitenta nabytych uprawnieñ, w tym
roszczeñ zwi¹zanych z wadliwo�ci¹ nabytej rzeczy, a w konsekwencji komitent jest nale¿y-
cie chroniony27.

Przepis art. 771 k.c. reguluje zasady, na jakich komisant mo¿e udzieliæ osobie trzeciej
kredytu lub zaliczki � wymaga to upowa¿nienia komitenta, a w braku takiego, komisant,
dokonuj¹c takich czynno�ci, dzia³a na w³asne niebezpieczeñstwo, co prowadzi do powstania
odpowiedzialno�ci komisanta wzglêdem komitenta w tym zakresie za zobowi¹zania osoby
trzeciej. Przy czym oznacza to generaln¹ dopuszczalno�æ dokonywania takich czynno�ci �
jednak za zgod¹ komitenta; dotyczy to tak¿e szerszego zakresu odpowiedzialno�ci komisan-
ta, np. w³a�ciwego dla skutków wprowadzenia do tre�ci umowy klauzuli del credere.

Podstawowym uprawnieniem komisanta jest prawo do prowizji, przepis art. 772 k.c. okre-
�la chwilê nabycia przez komisanta roszczenia o zap³atê prowizji � zasadniczo nastêpuje to
w chwili, gdy komitent otrzyma³ rzecz (komis zakupu) albo cenê (komis sprzeda¿y); je�li
umowa ma byæ wykonywana czê�ciami, komisant nabywa roszczenie o zap³atê sukcesyw-
nie � w miarê wykonywania umowy (§ 1). Ponadto z omawianego tu przepisu wynika, ¿e
nawet gdy umowa nie zosta³a wykonana, komisant mo¿e ¿¹daæ prowizji, je�li nast¹pi³o to
z przyczyn dotycz¹cych komitenta (§ 2). Nale¿y w tym miejscu podkre�liæ, ¿e odp³atno�æ
stanowi istotn¹ cechê komisu � a umowa nieodp³atna, posiadaj¹ca w pozosta³ym zakresie
cechy komisu, jest umow¹ nienazwan¹28. Obowi¹zek zap³aty prowizji jest te¿ podstawowym
obowi¹zkiem komitenta w zwi¹zku z zawarciem umowy sprzeda¿y w wykonaniu umowy komi-
su. St¹d te¿ omawiany tu przepis okre�la chwilê wymagalno�ci roszczenia o zap³atê prowizji
w powi¹zaniu z chwil¹ wykonania sprzeda¿y przez komisanta. Prowizja nale¿y siê komisanto-
wi zasadniczo od rzeczywi�cie uzyskanej przez niego ceny. Nabycie roszczenia o zap³atê
prowizji (choæby jej czê�ci) nie nast¹pi na podstawie art. 772 k.c. w razie czê�ciowego wyko-
nania zlecenia; w szczególno�ci nie znajdzie zastosowania wtedy zasada dotycz¹ca wykona-
nia czê�ciami sprzeda¿y, poniewa¿ zasada ta dotyczy tylko takich umów sprzeda¿y, w których
wykonanie czê�ciami stanowi element tre�ci tego stosunku (np. nast¹pi³o uzgodnienie zap³a-
ty ceny w ratach)29. U¿yte w § 2 omawianego tu przepisu okre�lenie �przyczyny dotycz¹ce
komitenta� jest szerokie (ma charakter ogólny) � obejmuje tak¿e przyczyny niezawinione
przez tê stronê. Ciê¿ar udowodnienia tych okoliczno�ci spoczywa na komisancie.

Nale¿y w koñcu te¿ wskazaæ, ¿e komisantowi obok prowizji przys³uguje te¿ prawo ¿¹dania
zwrotu poniesionych przez niego wydatków oraz zwolnienia od zobowi¹zañ, które zaci¹gn¹³
na rachunek komitenta. Przy czym akcentuje siê, ¿e ¿¹danie zwrotu wydatków dotyczy jedy-
nie takich, które wykraczaj¹ poza zwyk³e wydatki mieszcz¹ce siê w wydatkach zwi¹zanych
z prowadzonym przedsiêbiorstwem; dowód tej okoliczno�ci obci¹¿a komisanta. Zwrot in-
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26 Wyrok SN z 15 maja 1997 r., II CKN 168/97, MoP 1997, Nr 11, s. 5.
27 Por. szerzej J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 601�603; A. S z p u n a r, op. cit., s. 672.
28 T. W i � n i e w s k i, op. cit., s. 468.
29 Por. te¿ w tych kwestiach J. F r ¹ c k o w i a k, op. cit., s. 592�593.
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nych wydatków wymaga zastrze¿enia takiego uprawnienia na rzecz komisanta wyra�nie w umo-
wie. Zwolnienie komisanta przez komitenta z obowi¹zków mo¿e polegaæ na spe³nieniu �wiad-
czenia za komisanta lub przejêciu d³ugu ci¹¿¹cego na tej stronie. Ponadto w sytuacjach,
w których komitent chce pozostaæ nieznany osobie trzeciej, dopuszcza siê inne rozwi¹zania,
np. udzielenie zaliczki na pokrycie roszczeñ osoby trzeciej wynikaj¹cych z zawartej z ni¹ przez
komitenta umowy sprzeda¿y30.

Ustawodawca wzmacnia pozycjê komisanta poprzez przyznanie mu w art. 773 k.c. ex lege
(ustawowego) prawa zastawu na rzeczach stanowi¹cych przedmiot komisu. Zakres zabezpie-
czonych w ten sposób roszczeñ jest szeroki � obejmuje wszelkie nale¿no�ci wynik³e ze
zleceñ komisowych; omawiany tu przepis jedynie przyk³adowo wskazuje na najwa¿niejsze
z nich � o prowizjê oraz roszczeñ o zwrot wydatków i zaliczek udzielonych komitentowi (por.
wê¿sze ujêcie art. 764 w odniesieniu do agencji). Prawo to przys³uguje komisantowi tak
d³ugo, jak d³ugo rzeczy s¹ w jego w³adaniu lub osoby, która je dzier¿y w imieniu komisanta,
albo dopóki mo¿e nimi rozporz¹dzaæ za pomoc¹ dokumentów (§ 1). Ponadto komisant ma
prawo do zaspokojenia swoich nale¿no�ci wobec komitenta z wierzytelno�ci nabytych przez
komisanta na rachunek komitenta, z pierwszeñstwem przed wierzycielami komitenta (§ 2).
Nale¿y przyj¹æ, ze ustawowe prawo zastawu przewidziane przez art. 773 k.c. dotyczy wszyst-
kich stosunków komisu ³¹cz¹cych strony, a wiêc tak¿e innych zleceñ komisowych. Jednocze-
�nie jednak w aktualnym stanie prawnym prawo zastawu nie obejmuje rzeczy nabytych przez
komisanta na rachunek komitenta, których komisant jest w³a�cicielem (nie jest mo¿liwe usta-
nowienie zastawu na rzeczy w³asnej); komisantowi pozostaje wtedy prawo zatrzymania z art.
488 § 2 k.c. Obci¹¿enie jest skuteczne tak d³ugo, jak d³ugo objête nim rzeczy znajduj¹ siê
u komisanta lub u osoby, która je dzier¿y w jego imieniu, albo dopóki mo¿e nimi rozporz¹dzaæ
za pomoc¹ dokumentów.

4. Odpowiednie zastosowanie do regulacji komisu
 przepisów o sprzeda¿y konsumenckiej

Na koniec prowadzonych tu rozwa¿añ nale¿y wskazaæ na skutki obowi¹zywania art. 7701

k.c. Wprowadzony on zosta³ postanowieniami art. 14 pkt 5. ustawy z 27 lipca 2002 r. o szcze-
gólnych warunkach sprzeda¿y konsumenckiej oraz o zmianie Kodeksu cywilnego31 i obo-
wi¹zuje od 1 stycznia 2003 r. Ustawa ta reguluje umowê �sprzeda¿y konsumenckiej�, tj.
sprzeda¿y rzeczy ruchomej dokonywanej w zakresie dzia³alno�ci przedsiêbiorstwa, osobie
fizycznej, która nabywa tê rzecz w celu niezwi¹zanym z dzia³alno�ci¹ zawodow¹ lub gospo-
darcz¹ (towar konsumpcyjny); por. art. 1 ust. 1. Regulacji dotycz¹cej sprzeda¿y konsumenc-
kiej nie stosuje siê do sprzeda¿y energii elektrycznej, jak równie¿ do gazu i wody, chyba ¿e s¹
sprzedawane w ograniczonej ilo�ci lub w okre�lonej objêto�ci; ponadto dotyczy to wy³¹cze-
nie sprzeda¿y egzekucyjnej oraz sprzeda¿y dokonywanej w postêpowaniu upad³o�ciowym
albo innym postêpowaniu s¹dowym (por. art. 1 ust. 2 i 3).

Zgodnie z omawianym tu przepisem do umowy sprzeda¿y rzeczy ruchomej zawartej przez
komisanta z osob¹ fizyczn¹, która nabywa rzecz w celu niezwi¹zanym z jej dzia³alno�ci¹
gospodarcz¹ ani zawodow¹ (tj. z konsumentem � por. art. 221 k.c.), stosuje siê przepisy
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30 Ibidem, s. 593�594.
31 Dz. U. nr 141, poz. 1176 ze zm.
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o sprzeda¿y konsumenckiej. Przyjmuje siê, ¿e omawiany przepis wprowadzony zosta³ w celu
wzmocnienia ochrony konsumentów, st¹d te¿ tak powinien byæ te¿ interpretowany.

Na podstawie literalnego brzmienia art. 7701 k.c. nale¿y przyj¹æ, ¿e zawarte w nim odes³a-
nie do przepisów o sprzeda¿y konsumenckiej dotyczy wy³¹cznie komisu sprzeda¿y i znajdzie
zastosowanie, je�li kontrahentem komisanta bêdzie konsument. Je�li komisant w wykonaniu
umowy komisu bêdzie nabywa³ rzecz na zlecenie komitenta (tak¿e konsumenta), to do jego
sytuacji nie znajd¹ zastosowania przepisy o sprzeda¿y konsumenckiej � nabywc¹ w konkret-
nej umowie sprzeda¿y zawsze bêdzie przedsiêbiorca (komisant). Podstawowym skutkiem
obowi¹zywania art. 7701 k.c. jest wy³¹czenie przy komisie sprzeda¿y z udzia³em konsumen-
tów uregulowañ zawartych w kodeksie cywilnym  dotycz¹cych odpowiedzialno�ci z tytu³u
rêkojmi za wady.

ABSTRACT

Regulation of consignment contract in Polish Civil Code

When entering a consignation agreement, a consignee is obligated to hold goods and
sell them to someone on behalf of consignor, in domain of consignee enterprise. The
goods remain the property of of the consignor until the consignor sells them. This
type of agreement supposing evolved from mandate agreement. One can also find it
similar to the agency agreement. Putting that aside, the source of toady�s civil code
regulation, may be found in specific needs of trade. It was necessary to form a clear
relation between consignee as a indirect representative of consignor.

In spite of similarities between mandatory agreement and consignation agreement,
the second one is usually spotted as special type of the first one. However there are
important differences. First of all � consignation in contrast to mandatory agreement is
always payable. The commission received by consignee depends on obtained results.
This cannot be said about mandatory agreement. Second major difference is in consi-
gnee power to act for consignor. Because of pointed differences, it seems correct to
distinguish mandate and consignation agreement as two different types of contracts.

According to civil code regulations, there are some conditions that consignee must
fulfil. He must be a professional trader and buy or sale must be a domain of his
enterprise. On the other hand anybody can be a consignor. Civil code also clearly
stipulates that obligation of consignee can be sale of good or buying goods for consi-
gnor. Putting that together, one can see that consignation agreement is a way of
providing specific services of indirect representation.

In accordance with art. 7701 CC, one must take into account, that sale of goods
concluded by consignee on behalf of consignor, will be affected by consumer protec-
ting provisions regarding sale. The aim of such regulation is to improve consumer
position, and it should be construed accordingly.
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Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego

Czê�æ 1
Pojêcie i ogólna charakterystyka

ABSTRAKT

Umowa agencyjna nale¿y do umów uregulowanych w kodeksie cywilnym, które
zosta³y gruntownie znowelizowanych po okresie transformacji ustrojowej. Na aktual-
nym polskim uregulowaniu umowy agencyjnej zawa¿y³y z jednej strony negatywne
oceny dotychczasowego uregulowania �  zasadniczo zarzuty dotyczy³y zbyt w¹skie-
go uregulowania, które wykorzystywane by³o g³ównie w handlu zagranicznym oraz
obrocie krajowym miêdzy jednostkami obrotu uspo³ecznionego. �róde³ regulacji nale-
¿y te¿ szukaæ w zobowi¹zania wynikaj¹cych z Uk³adu europejskiego, aktualnie obo-
wi¹zuj¹ce uregulowanie jest oceniane jako zgodne z wymogami dyrektywy unijnej.

Umowa agencyjna jawi siê obecnie jako umowa obrotu profesjonalnego (obie stro-
ny musz¹ byæ przedsiêbiorcami), oparta o zasadê lojalno�ci (zaufania); istotn¹ cech¹
tego uregulowania jest tak¿e dominacja norm bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cych (ius co-
gens) oraz semiimperatywnych, co ma zwiêkszyæ ochronê agenta jako strony umowy
agencyjnej, za czym przemawia³a dotychczasowa praktyka obrotu.

Istotne jest zobowi¹zanie do sta³ego dzia³ania na rzecz daj¹cego zlecenia na jego
rachunek, ewentualnie w jego imieniu w zamian za wynagrodzenie (prowizjê). Przepi-
sy dopuszczaj¹ zawarcie przez agenta (przedsiêbiorcê) umowy o tre�ci okre�lonej
w art. 758 § 1 k.c. z osob¹ nie bêd¹c¹ przedsiêbiorc¹, umowa taka nie jest umow¹
agencyjn¹ w �cis³ym znaczeniu, ale stosuje siê do niej przepisy Tytu³u XXIII z wy-
³¹czeniem art. 761�7612, 7615 oraz art. 7643�7648 k.c.

Umowa agencyjna mo¿e byæ zawarta na czas oznaczony lub nieoznaczony. St¹d
podstawow¹ �normaln¹� przyczyn¹ jej ustania jest koniec jej wa¿no�ci. Ponadto je�li
zawarta jest na czas nieoznaczony, mo¿e ustaæ na skutek wypowiedzenia. Ustawo-
dawca zmierza³ do utrwalenia stosunków agencyjnych d³ugotrwa³ych.

Elementem odró¿niaj¹cym umowê agencyjna od zlecenia oraz umów, do których
przepisy o zleceniu znajd¹ zastosowanie na podstawie art. 750 k.c., jest sta³o�æ
�wiadczonych przez agenta na rzecz daj¹cego zlecenie us³ug.

1. Wprowadzenie

Umowa agencyjna nale¿y do umów uregulowanych w kodeksie cywilnym, które zosta³y
gruntownie znowelizowane po okresie transformacji ustrojowej na prze³omie lat osiemdzie-
si¹tych i dziewiêædziesi¹tych XX wieku1. Ju¿ ta refleksja uzasadnia próbê przedstawienia

1 Por. art. 1 ust. 1 pkt 2. ustawy z dnia 26 lipca 2000 r. o zmianie ustawy � Kodeks cywilny (Dz. U.
Nr 74, poz. 857).
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obecnego stanu uregulowania tej instytucji. Jak ka¿de �ród³o stosunku umownego stanowi
swoiste �narzêdzie kszta³towania� obrotu posiadaj¹ce okre�lony �potencja³� okre�lony przez
wynikaj¹c¹ z uregulowania ustawowego funkcjê spo³eczno-gospodarcz¹. Ten drugi element
wp³ywa na praktyczny zakres zastosowania tej instytucji w obrocie prawnym. Prowadzone tu
rozwa¿ania maj¹ na celu analizê elementów uregulowania umowy agencyjnej w tak zakre�lo-
nych p³aszczyznach.

Agencja jest stosunkowo �m³od¹� instytucj¹ prawa zobowi¹zañ. Jej pojawienie siê i roz-
wój ³¹czy siê g³ównie z gwa³townym rozwojem stosunków rynkowych oraz wywo³an¹ tym
konieczno�ci¹ podzia³u pracy w XXI wieku. Przy czym akcentuje siê odmienno�æ rozwojow¹
tej instytucji w systemach common law i prawa kontynentalnego, a w konsekwencji znacze-
nie dla jej rozwoju dzia³añ maj¹cych na celu harmonizacjê tych uregulowañ w stosunkach
miêdzynarodowych.

Na aktualnym polskim uregulowaniu umowy agencyjnej zawa¿y³y z jednej strony negatyw-
ne oceny dotychczasowego; zasadniczo zarzuty dotyczy³y zbyt w¹skiego uregulowania, które
wykorzystywane by³o g³ównie w handlu zagranicznym oraz obrocie krajowym miêdzy jednost-
kami obrotu uspo³ecznionego2. Ponadto �róde³ uregulowania nale¿y szukaæ w zobowi¹zaniach
naszego kraju wynikaj¹cych z Uk³adu europejskiego, w którym Polska przyjê³a na siebie obo-
wi¹zek dostosowania naszego prawa do dyrektywy Rady EWG nr 86/653 z 18 grudnia 1986 r.;
st¹d aktualnie obowi¹zuj¹ce uregulowanie umowy agencyjnej, bêd¹ce wynikiem wej�cia w ¿y-
cie powo³anej ju¿ na wstêpie ustawy z 26 lipca 2000 r. o zmianie ustawy � Kodeks cywilny,
oceniane jest jako zgodne z wymogami powy¿szej dyrektywy unijnej.

W wyniku nowelizacji umowa agencyjna jawi siê jako bardzo szczegó³owo uregulowana
w kodeksie cywilnym umowa obrotu profesjonalnego (obie strony musz¹ byæ przedsiêbior-
cami), oparta o zasadê lojalno�ci (zaufania); istotn¹ cech¹ tego uregulowania jest tak¿e domi-
nacja norm bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cych (ius cogens) oraz semiimperatywnych, co ma
zwiêkszyæ ochronê agenta jako strony umowy agencyjnej; za tym ostatnim kierunkiem zmia-
ny uregulowania przemawia³a dotychczasowa praktyka obrotu3.

Mo¿na te¿ dodaæ, ¿e na podstawie art. 2 ust. 2 cytowanej ustawy do umów agencyjnych
zawartych przed dniem 9 grudnia 2000 r. stosuje siê przepisy dotychczasowe. Je�li jednak
by³y to umowy zawarte przez strony, o których mowa w art. 758 § 1 k.c. w jego aktualnym
brzmieniu, to z dniem 10 grudnia 2001 r. umowy zawarte przed jej wej�ciem w ¿ycie, a które
nie wygas³y, zosta³y objête now¹ regulacj¹ prawn¹.

2. Definicja ustawowa, charakter prawny, zawarcie oraz forma umowy agencyjnej

Zgodnie z tre�ci¹ art. 758 k.c. stronami umowy agencyjnej s¹ po obu jej stronach przed-
siêbiorcy: przyjmuj¹cy zlecenie (agent) i daj¹cy zlecenie; st¹d te¿ zakres jej zastosowania
obejmuje zasadniczo jedynie obrót profesjonalny, co stanowi istotne ograniczenie w porów-
naniu z jej poprzednim uregulowaniem4. Zobowi¹zanie agenta obejmuje samodzielne (w za-
kresie dzia³alno�ci swojego przedsiêbiorstwa), sta³e dzia³anie (po�redniczenie) na rachunek
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2 Por. szerzej w tej kwestii E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System prawa prywatnego, t. 7, Zobowi¹zania
� czê�æ szczegó³owa, red. J. R a j s k i, Warszawa 2004, s. 493�496 oraz powo³an¹ tam literaturê.

3 Tak ibidem, s. 496.
4 Por. jednak art. 7649 k.c.
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daj¹cego zlecenie oraz za wynagrodzeniem � przy zawieraniu z osobami trzecimi (klientami)
umów na rzecz daj¹cego zlecenie albo polegaj¹ce na zawieraniu takich umów w imieniu
daj¹cego zlecenie (§ 1). Jednocze�nie do zawierania umów w imieniu daj¹cego zlecenie oraz
odbierania w jego imieniu o�wiadczeñ woli wymagane jest umocowanie agenta (§ 2). Taka
tre�æ wyznacza elementy przedmiotowo istotne umowy agencyjnej � zobowi¹zanie do sta³e-
go dzia³ania na rzecz daj¹cego zlecenia na jego rachunek, ewentualnie w jego imieniu w za-
mian za wynagrodzenie (zasadniczo prowizjê).

Umowa agencyjna jest umow¹ dwustronn¹ (w szczególno�ci nie jest stron¹ umowy agen-
cyjnej �klient�, choæ zasadniczo umowa agencyjna ma na celu powstanie stosunku prawne-
go, którego stron¹ jest taki klient), konsensulan¹, wzajemn¹ oraz odp³atn¹; jej skutkiem jest
powstanie trwa³ego, opartego na zaufaniu, stosunku pomiêdzy stronami (mo¿e byæ zawarta
na czas oznaczony i nieoznaczony)5.

Ze wzglêdu na realizowane funkcje agencjê zalicza siê do umów o �wiadczenie us³ug;
przy czym dominuje pogl¹d, ¿e jest to umowa najbardziej zbli¿ona do zlecenia6.

Nale¿y te¿ zauwa¿yæ, ¿e w konkretnym przypadku stosunek z umowy agencji mo¿e przy-
braæ postaæ:

a) �agencji po�redniczej�, je�li przedmiot umowy nie obejmuje umocowania do zawierania
umów w imieniu daj¹cego zlecenie, oraz

b) szerszej �agencji przedstawicielskiej�, je�li agent jest umocowany do zawierania umów
w imieniu daj¹cego zlecenie; nie da siê te¿ wykluczyæ

c) umowy �mieszanej� zawieraj¹cej oba te elementy7.
Jak nale¿y uwa¿aæ, przyjêcie jednej z tych form agencji wp³ywa na zakres �wiadczonych

przez agenta us³ug. W pierwszym wypadku aktywno�æ tej strony stosunku obejmuje jedynie
czynno�ci faktyczne, które nastawione s¹ na pozyskanie (stworzenie mo¿liwo�ci) zawarcia
umowy przez daj¹cego zlecenie z klientem, tak wiêc prawna �finalizacja� pozyskania klienta
nale¿y do daj¹cego zlecenie. Natomiast w ramach �agencji po�redniczej� daj¹cy zlecenie
mo¿e oczekiwaæ dodatkowo przejêcia na siebie przez agenta czynno�ci prawnych z klientem,
a wiêc prawnego �pozyskania� klienta.

 Podstaw¹ umowy agencyjnej jest zaufanie � wynika z tego obowi¹zek osobistego dzia-
³ania agenta (odpowiednio organu oraz pe³nomocników agenta � osoby prawnej) na rzecz
daj¹cego zlecenie; udzia³ innych osób jest dopuszczalny, ale o tyle ograniczony, ¿e wobec
braku szczegó³owego uregulowania nale¿y w tym zakresie odwo³aæ siê do zasad z art. 738
k.c. reguluj¹cego odpowiednie kwestie w odniesieniu do zlecenia.

Nale¿y te¿ wskazaæ na mo¿liwo�æ wynikaj¹c¹ z art. 7649 k.c., który to przepis dopuszcza
zawarcie przez agenta (przedsiêbiorcê) umowy o tre�ci okre�lonej w art. 758 § 1 k.c. z osob¹
nie bêd¹c¹ przedsiêbiorc¹, umowa taka nie mo¿e byæ uznana za umowê agencyjn¹ w �cis³ym
znaczeniu, ale stosuje siê do niej przepisy tytu³u XXIII z wy³¹czeniem art. 761�7612, 7615

oraz art. 7643�7648 k.c. Umowy takie, maj¹c na wzglêdzie tre�æ art. 758 § 1 k.c., nale¿y uznaæ
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5 Por. te¿ J. K u f e l, Umowa agencyjna, Warszawa�Poznañ 1977 s. 25 i nast.; T. W i � n i e w s k i,
Umowa agencyjna wedle kodeksu cywilnego, Warszawa 2001, s. 32 i nast.

6 Tak np. A. S z p u n a r [w:] System prawa cywilnego, t. III, cz. 2, Zobowi¹zania � czê�æ szczegó³o-
wa, Ossolineum, Wroc³aw 1976, s. 647; M. P i e k a r s k i [w:] Kodeks cywilny. Komentarz, t. 2, red.
Z. R e s i c h, Warszawa 1972, s. 1570 i nast. � w odniesieniu do poprzedniego uregulowania; E. R o t t -
- P i e t r z y k [w:] System prawa cywilnego�, s. 496 � w odniesieniu do aktualnej regulacji prawnej agencji.

7 Por. E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 497.
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za umowy nienazwane; uwaga agencyjna w ujêciu kodeksu cywilnego jest bowiem umow¹
kwalifikowan¹ podmiotowo � po obu jej stronach musz¹ wystêpowaæ profesjonali�ci (przed-
siêbiorcy). Z woli ustawodawcy do objêtych omawianym przepisem umów stosuje siê wprost
niektóre przepisy reguluj¹ce umowê agencyjn¹. Mo¿na oceniæ, ze wy³¹czenie to obejmuje
przepisy, które przystaj¹ jedynie do stosunków pomiêdzy profesjonalistami.

Przepis art. 7582 k.c. przyznaje stronom umowy agencyjnej prawo ¿¹dania (roszczenie) od
drugiej strony pisemnego potwierdzenia tre�ci umowy oraz postanowieñ j¹ zmieniaj¹cych
lub uzupe³niaj¹cych; co wiêcej, zrzeczenie siê tego uprawnienia jest niewa¿ne. Nale¿y jednak
podkre�liæ, ¿e zasad¹ jest dowolno�æ formy zawarcia umowy agencyjnej (art. 60); dotyczy to
tak¿e trybów jej zawarcia (por. art. 66�721 k.c.). Przepis art.7582 k.c. nie zmienia tej zasady,
dotyczy bowiem potwierdzenia zawartej ju¿ umowy (odpowiednio jej zmian i uzupe³nieñ);
przy czym nale¿y przyj¹æ, ¿e realizacja takiego ¿¹dania rozci¹ga siê na ca³y okres zwi¹zania
stron stosunkiem z umowy agencyjnej, tak¿e na spadkobierców stron takiej umowy8. Nale¿y
te¿ dodaæ, ¿e w przypadku umowy agencji przedstawicielskiej, zawieraj¹cej umocowanie do
zawierania umów w imieniu daj¹cego zlecenie, zastosowanie znajd¹ (w odniesieniu do pe³no-
mocnictwa) wymogi dotycz¹ce formy wynikaj¹ce z art. 99 k.c. Forma pisemna pod rygorem
dla wywo³ania szczególnych skutków prawnych � ad eventum (por. art. 73 § 2 k.c.) zastrze-
¿ona jest dla umowy agencyjnej zawieraj¹cej klauzulê � del credere (por. art. 7617 § 1 k.c.).
Postanowienia ograniczaj¹ce dzia³alno�æ konkurencyjn¹ powinny byæ sporz¹dzone w formie
pisemnej � pod rygorem niewa¿no�ci (por. 7646 § 1 k.c.), a dla zwolnienia agenta z takich
zastrze¿eñ przepisy przewiduj¹ formê pisemn¹ pod rygorem dla celów dowodowych � ad
probationem (por. art. 7648 w zw. z art. 74 k.c.).

Czyteln¹ funkcj¹ art. 7582 k.c. jest wzmocnienie sytuacji stron poprzez sformalizowanie na
pi�mie tre�ci konkretnej umowy. Jest to o tyle istotne, ¿e trwa³o�æ stosunku z umowy agen-
cyjnej stwarza potencjalnie mo¿liwo�æ powstawania miêdzy stronami sporów i w¹tpliwo�ci
co do jej tre�ci; elastyczno�æ agencji wyra¿aj¹ca siê w braku szczególnych ograniczeñ doty-
cz¹cych jej przedmiotu powoduje, ¿e konkretne stosunki wykazuj¹ znaczne zró¿nicowanie9.
W ujêciu tego przepisu pisemne potwierdzenie traktowane jest jako o�wiadczenie wiedzy;
w istocie nie posiada cech o�wiadczenia woli, skoro czynno�æ, której dotyczy, zosta³a wcze-
�niej ju¿ dokonana�10.

Brak realizacji przez zobowi¹zanego roszczenia z art. 7582 k.c. (tak¿e potwierdzenie ze
zw³ok¹) rodzi kontraktow¹ odpowiedzialno�æ odszkodowawcz¹ (art. 471 i nast. k.c.); ponadto
dopuszcza siê te¿ wyst¹pienie z powództwem o nakazanie takiego dzia³ania i jego egzeku-
cjê11. Mo¿e byæ te¿ podstaw¹ wypowiedzenia umowy agencyjnej bez zachowania terminów
wypowiedzenia (art. 7642 § 1 k.c.). Nie da siê te¿ wykluczyæ mo¿liwo�ci, jakie daje art. 189
k.p.c. � ¿¹danie ustalenia przez s¹d istnienia lub nieistnienia stosunku prawnego lub prawa,
zw³aszcza je�li potwierdzenie umowy agencyjnej nie jest zgodne z tre�ci¹ ³¹cz¹cego strony
stosunku prawnego12.
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8 Tak E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 522.
9 Ponadto tre�æ komentowanego przepisu zdeterminowana zosta³a potrzeb¹ dostosowania polskie-

go prawa do wymogów art. 13 dyrektywy Rady EWG nr 86/653 z 18.12.1986 r. � por. L. O g i e g ³ o
[w:] Kodeks cywilny, t. II, Komentarz, red. K. P i e t r z y k o w s k i, Warszawa 2004, s. 399.

10 Por. m. in. E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 522.
11 Por. T. W i � n i e w s k i, Umowa agencyjna�, s. 49.
12 Tak E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 523 � 524 i powo³ana tam literatura.
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3. Zakres umocowania agenta

W kwestii zakresu umocowania agenta podstawowe znaczenie ma uregulowanie art. 759
k.c. Przepis ten wprowadza domniemanie, mo¿liwe do obalenia, dotycz¹ce agenta dzia³aj¹ce-
go w ramach agencji przedstawicielskiej. Mianowicie: w razie w¹tpliwo�ci agent taki powi-
nien byæ traktowany jako upowa¿niony do przyjmowania dla daj¹cego zlecenie zap³aty za
�wiadczenie, które spe³nia za daj¹cego zlecenie, oraz do przyjmowania dla niego �wiadczeñ,
za które p³aci, jak równie¿ do odbierania zawiadomieñ o wadach oraz o�wiadczeñ dotycz¹-
cych wykonania umowy, któr¹ zawar³ w imieniu daj¹cego zlecenie. W istocie jest to przepis
chroni¹cy klienta w sytuacji, w której zawar³ umowê z agentem dzia³aj¹cym w imieniu daj¹ce-
go zlecenie.

Przepis art. 759 k.c. nie stosuje siê, gdy przy nabyciu towaru przez klienta od agenta-
-pe³nomocnika nie ujawni³y siê konkretne okoliczno�ci wywo³uj¹ce w¹tpliwo�ci, ¿e jest on
upowa¿niony do przyjmowania dla daj¹cego zlecenie zap³aty za �wiadczenie13. Zasada ta
dotyczy tak¿e pozosta³ych objêtych domniemaniem z art. 759 k.c. czynno�ci agenta. Takie
zawê¿enie omawianego przepisu wynika z tego, ¿e co do zasady zakres dzia³ania agenta
wynika z granic umocowania i tre�ci zawartej umowy agencyjnej, a przedmiotowe domniema-
nie si³¹ rzeczy dotyczy jedynie niekorzystnych dla pewno�ci obrotu sytuacji, które mog¹
rodziæ w¹tpliwo�ci. Przyjêcie przez agenta zap³aty (oraz innych �wiadczeñ) jest dopuszczalne
jedynie wtedy, kiedy nastêpuje to jednocze�nie ze spe³nieniem przez niego �wiadczenia; st¹d
w braku jednoczesno�ci �wiadczeñ domniemanie z art. 759 k.c. nie obowi¹zuje.

Uregulowanie kodeksowe dopuszcza �milcz¹ce� potwierdzenie umowy zawartej przez
agenta zasadniczo w ramach agencji przedstawicielskiej, je�li ten ostatni dzia³a w stosunku
z klientem bez umocowania lub z przekroczeniem jego zakresu (jako falsus procurator)14.
Daj¹cy zlecenie, aby zniweczyæ skutek zawarcia takiej umowy, musi niezw³ocznie po otrzyma-
niu wiadomo�ci o jej zawarciu (nie ma znaczenia �ród³o tej wiedzy) o�wiadczyæ klientowi, ¿e
jej nie potwierdza; przy czym wy³¹czyæ nale¿y akceptacjê umowy z zastrze¿eniami daj¹cego
zlecenie, tj. czê�ciow¹ akceptacjê lub modyfikacjê tre�ci zawartej umowy. Je�li tego nie uczy-
ni � umowa jest prawnie skuteczna w stosunku do niego, zgodnie z zasad¹ qui tacet consen-
tire videtur (kto milczy, ten zdaje siê zezwalaæ � ten uchodzi za wyra¿aj¹cego zgodê). Odwraca
to zasadê z art. 103 § 2 k.c.; w istocie stanowi przepis szczególny w tym zakresie (lex
specialis). Czytelnym celem takiego ujêcia jest ochrona interesów klienta w stosunkach
z podmiotami profesjonalnymi.

Na daj¹cym zlecenie ci¹¿y obowi¹zek aktywnego i niezw³ocznego dzia³ania � musi on
z³o¿yæ o�wiadczenie, ¿e odmawia potwierdzenia zawartej w jego imieniu przez agenta umowy
bez nieuzasadnionej zw³oki w stosunku z konkretnym klientem; adresatem tego o�wiadczenia
jest klient. Jednak dodatkowo daj¹cy zlecenie, maj¹c na wzglêdzie obowi¹zek lojalno�ci,
powinien zawiadomiæ te¿ agenta o tre�ci swojego o�wiadczenia skierowanego do klienta15.
W konsekwencji z³o¿enia przez daj¹cego zlecenie o�wiadczenia spe³niaj¹cego wymogi z art.
7603 k.c. umowa z klientem jest niewa¿na ze skutkiem wstecznym, a klientowi przys³uguj¹

Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego. Czê�æ 1�

13 Wyrok SN z 22.8.2001, V CKN 423/00, nie publ.
14 Art. 7603 k.c.
15 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz do kodeksu cywilnego. Ksiêga trzecia. Zobowi¹zania, t. 2,

red. G. B i e n i e k, Warszawa 2002, s. 387; nieco odmiennie L. O g i e g ³ o, op. cit., s. 406.
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uprawnienia z art. 103 § 3 k.c., w tym roszczenie odszkodowawcze w granicach ujemnego
interesu umowy.

3. Ustanie stosunku z umowy agencyjnej

Umowa agencyjna mo¿e byæ zawarta na czas oznaczony lub nieoznaczony. St¹d podsta-
wow¹ �normaln¹� przyczyn¹ jej ustania jest up³yw czasu, na jaki zosta³a zawarta.

Kiedy jednak pomimo up³ywu takiego czasu umowa jest nadal wykonywana, zgodnie
z art. 764 k.c. poczytuje siê j¹ za zawart¹ na czas nieoznaczony. Skutek ten nastêpuje ex lege
(z mocy samego prawa) i oznacza, ¿e do przekszta³conego stosunku zastosowanie znajd¹
postanowienia art. 7641 § 1�3 k.c.; ponadto umowa zachowuje dotychczasow¹ tre�æ. Roz-
wi¹zanie to opiera siê na za³o¿eniu, ¿e strony stosunku z umowy agencyjnej w sposób
dorozumiany wykazuj¹ wolê przed³u¿enia umowy.

Przepis art. 7641 k.c. w sposób semiimperatywny reguluje terminy wypowiedzenia umowy
agencyjnej zawartej na czas nieoznaczony. Dotyczy to trzech zasadniczych sytuacji: wyra�-
nego okre�lenia przez strony takiego jej charakteru, braku postanowieñ co do czasu trwania
umowy oraz nast¹pienia skutku z art. 764 k.c. (wynika to wprost z § 4 zd. 1 art. 7641 k.c.).
Umowy takie mog¹ byæ wypowiedziane � na miesi¹c naprzód w pierwszym roku, na dwa
miesi¹ce naprzód w drugim roku oraz na trzy miesi¹ce naprzód w trzecim i nastêpnych latach
trwania umowy. Ujêcie takie �wiadczy o zamiarze ustawodawcy zmierzaj¹cym do utrwalenia
stosunków d³ugotrwa³ych. Terminy te nie mog¹ byæ porozumieniem stron skracane, nato-
miast dopuszczalne jest ich przed³u¿enie � jednak termin ustalony dla agenta nie mo¿e byæ
krótszy ni¿ dla daj¹cego zlecenie; dopuszczalne jest ustalenie d³u¿szego terminu wypowie-
dzenia dla daj¹cego zlecenie od takiego samego terminu dla agenta; jednak przed³u¿enie
terminu wypowiedzenia dla agenta powoduje automatyczne przed³u¿enie terminu dla daj¹ce-
go zlecenie.

To ostatnie rozwi¹zanie stanowi kolejny przyk³ad realizacji przez ustawodawcê szerszej
zasady � objêcia bardziej intensywn¹ ochron¹ agenta jako strony stosunku z umowy agen-
cyjnej16. Zasadniczo przy braku odmiennych postanowieñ umowy termin wypowiedzenia
up³ywa z koñcem miesi¹ca kalendarzowego. Natomiast w przypadku wypowiedzenia umów,
przekszta³conych w trybie art. 764, okres, na jaki umowa pierwotnie by³a zawarta, uwzglêdnia
siê przy ustalaniu terminu wypowiedzenia.

 Wypowiedzenie z zachowaniem wskazanych powy¿ej terminów nie wymaga uzasadnie-
nia i mo¿e byæ dokonane w ka¿dym czasie. Jest to o�wiadczenie woli, st¹d znajd¹ do niego
zastosowanie zasady dotycz¹ce sk³adania takich o�wiadczeñ (por. np. art. 61 k.c.). Brak jest
te¿ szczególnych wymogów formalnych ograniczaj¹cych jego skuteczno�æ. Przyjmuje siê
jedynie, ¿e umowy agencyjne zawierane w formie pisemnej powinny byæ wypowiadane w tej
samej formie17; a ponadto, ¿e ka¿da ze stron mo¿e ¿¹daæ pisemnego potwierdzenia o�wiad-
czenia o wypowiedzeniu18. Je�li strony dokonaj¹ wypowiedzenia, naruszaj¹c terminy usta-
wowe, to wypowiedzenie jest skuteczne, ale w miejsce terminów objêtych dokonanym
faktycznie wypowiedzeniem stosuje siê terminy z art. 7641 k.c.
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16 Por. te¿ T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 420�421.
17 Por. T. W i � n i e w s k i, Umowa agencyjna�, s. 144.
18 Tak L. O g i e g ³ o, op. cit., s. 417.
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Ponad wskazane powy¿ej zasady brak jest szczegó³owej regulacji dotycz¹cej ustania
stosunku z umowy agencyjnej; niew¹tpliwie strony mog¹ uzgodniæ jej rozwi¹zanie, kieruj¹c
siê zasad¹ swobody umów (por. art. 3531 k.c.). W obu tych przypadkach nale¿y przyj¹æ, ¿e
ustanie umowy powoduje skutki na przysz³o�æ (ex nunc). St¹d te¿ w okresie wypowiedzenia
umowa jest w pe³nym zakresie wi¹¿¹ca, a prawa i obowi¹zki stron nie ulegaj¹ zmianie.

Na podstawie postanowieñ art. 7642 k.c. (ma on charakter bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cy)
dopuszczalne jest tak¿e wypowiedzenie umowy agencyjnej bez zachowania terminów wypo-
wiedzenia. Ten tryb ustania stosunku z umowy agencyjnej dotyczy zarówno umów zawar-
tych na czas nieoznaczony, jak i na czas oznaczony; ponadto tak¿e przekszta³conych w tym
zakresie w trybie art. 764 k.c., a wiêc ka¿dej umowy agencyjnej. Podstaw¹ takiego radykalne-
go rozwi¹zania umowy jest niewykonanie zobowi¹zania przez jedn¹ ze stron w ca³o�ci lub
znacznej czê�ci, a tak¿e zaistnienia nadzwyczajnych okoliczno�ci.

Skutkiem dokonanego wypowiedzenia mo¿e byæ powstanie odpowiedzialno�ci odszkodo-
wawczej za szkodê wynik³¹ z rozwi¹zania umowy � odszkodowanie nale¿y siê wypowiadaj¹ce-
mu, je¿eli wypowiedzenia dokonano na skutek okoliczno�ci, za które ponosi odpowiedzialno�æ
druga strona (§ 2). Przyjêta przez ustawodawcê redakcja wskazuje, ¿e jest to odpowiedzialno�æ
kontraktowa, st¹d zakres zdarzeñ objêtych t¹ odpowiedzialno�ci¹ jest wyznaczony przez tre�æ
konkretnego stosunku, a w dalszej kolejno�ci przez ogólne zasady wynikaj¹ce z art. 471 i nast. k.c.

Przyczyn¹ wypowiedzenia jest w pierwszej kolejno�ci niewykonanie obowi¹zków przez
jedn¹ ze stron w ca³o�ci lub znacznej czê�ci. W istocie chodzi tu o brak objêtego tre�ci¹
stosunku zachowania siê jednej ze stron agencji, natomiast ustawodawca nie wskazuje wprost,
jakich obowi¹zków dotyczy ta przes³anka; w �wietle literalnego brzmienia omawianego prze-
pisu mo¿na przyj¹æ, ¿e dowolnych � ale silnie reprezentowany jest te¿ trafny pogl¹d, ¿e
dotyczy to wy³¹cznie obowi¹zków �zasadniczych�, a dodatkowo ocenie podlega stopieñ ich
naruszenia19. Nie ma znaczenia przyczyna braku wykonania przedmiotowych obowi¹zków,
a tak¿e to, czy strona taka ponosi odpowiedzialno�æ za ten skutek. Ta ostatnia okoliczno�æ
ma jedynie wp³yw na powstanie odpowiedzialno�ci odszkodowawczej.

Kolejn¹ przyczyn¹ wypowiedzenia w trybie omawianego przepisu jest wyst¹pienie nad-
zwyczajnych okoliczno�ci (musi je wykazaæ wypowiadaj¹cy); jest to tak¿e przes³anka bli¿ej
nie zdefiniowana przez ustawodawcê. W pi�miennictwie wskazuje siê na przyk³ady takich
zdarzeñ, szkoda daj¹cego zlecenie bêd¹ca wynikiem umów zawartych przez agenta, jego
powa¿na choroba lub absencja wywo³ana innym zdarzeniem, zaniechanie prowadzenia dzia-
³alno�ci gospodarczej. W porównaniu z �nadzwyczajn¹ zmian¹ stosunków� (por. art. 3571
k.c.) przes³anka ta jest postrzegana jako szersza � obejmuje nie tylko okoliczno�ci natury
obiektywnej i powszechnej, ale tak¿e subiektywne20.

Bezwzglêdny charakter art. 7642 ogranicza mo¿liwo�ci umownego okre�lenia przyczyn
wypowiedzenie bez zachowania terminów; dopuszcza siê � na wzór praktyki niemieckiej �
jedynie doprecyzowanie istniej¹cych przes³anek w granicach, które nie prowadz¹ do zmiany
zasad ustalonych w ustawie; w szczególno�ci nie jest dopuszczalne nadmierne rozbudowy-
wanie katalogu takich przyczyn21.
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19 Tak zasadniczo E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 546; bardziej stanowczo L. Ogieg³o, op. cit.,
s. 418;  T. W i � n i e w s k i, Umowa agencyjna�, s. 145 i nast.

20 Por. T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 424 i nast.; tam te¿ przyk³ady takich zdarzeñ
zaczerpniête z orzecznictwa niemieckiego.

21 Por. ibidem, s. 427.
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W pi�miennictwie wskazuje siê na ograniczenie mo¿liwo�ci wypowiedzenia w trybie art.
7642 k.c., je�li czynno�æ ta nie nast¹pi w odpowiednim czasie po zaistnieniu okoliczno�ci j¹
uzasadniaj¹cych; staranno�æ wymagana od profesjonalisty zgodnie z art. 355 § 2 k.c. powo-
duje, ¿e przedmiotowe uprawnienie ga�nie w razie nieusprawiedliwionego zwlekania z podjê-
ciem decyzji22. Komentowany przepis nie wprowadza jednak takich ograniczeñ, a nale¿yta
staranno�æ zdaje siê nie dotyczyæ bardziej obowi¹zków w stosunku zobowi¹zaniowym ni¿
realizacji uprawnieñ, z czym mamy tu do czynienia.

Co do sposobu i formy wypowiedzenia znajd¹ zastosowanie zasady z art. 7641 k.c. Do-
datkowo mo¿na jedynie wskazaæ, ¿e ze wzglêdów praktycznych celowe jest zachowanie for-
my pisemnej oraz wskazanie przyczyny, jaka uzasadnia wypowiedzenie bez zachowania
terminów; wydaje siê, ¿e brak wskazania okre�lonej przyczyny w wypowiedzeniu w �wietle
omawianego przepisu nie powoduje utraty mo¿liwo�ci powo³ywania siê na tê okoliczno�æ
(tj. nie �konsumuje� takiej mo¿liwo�ci) w razie powstania w tym zakresie sporu.

Przyjmuje siê, ¿e do wypowiedzenia umowy agencyjnej w trybie omawianego przepisu
znajdzie zastosowanie art. 3651 k.c. Wynika to z tego, ¿e rodzi ona zobowi¹zanie o charakte-
rze ci¹g³ym. W efekcie umowa agencyjna zawarta na czas nieoznaczony wygasa niezw³oczne
po wypowiedzeniu dokonanym na podstawie art. 7642 k.c., a ponadto przyjmuje siê te¿, ¿e
zasada ta mo¿e znale�æ zastosowanie per analogiam tak¿e do stosunków terminowych z umo-
wy agencyjnej23.

4. Umowa agencyjna a inne umowy o �wiadczenie us³ug

Istotnym, bo odró¿niaj¹cym umowê agencyjna od zlecenia oraz umów, do których przepi-
sy o zleceniu znajd¹ zastosowanie na podstawie art. 750 k.c., elementem umowy agencyjnej
jest sta³o�æ �wiadczonych przez agenta na rzecz daj¹cego zlecenie us³ug. Element ten wi¹¿e
siê z ci¹g³o�ci¹ stosunku z umowy agencyjnej, a tak¿e uzasadnia profesjonalny charakter
agencji. Przez sta³o�æ nale¿y rozumieæ wielokrotno�æ, powtarzalno�æ objêtych obowi¹zkiem
agenta czynno�ci prawnych lub faktycznych. St¹d te¿ zwykle przyjmuje siê, ¿e umowa, której
przedmiotem jest zobowi¹zanie do dokonania jednorazowej czynno�ci prawnej, powinna byæ
kwalifikowana jako umowa zlecenia (por. art. 734 i nast. k.c.).

Natomiast umowa, której przedmiotem s¹ czynno�ci faktyczne, w zale¿no�ci od okolicz-
no�ci bêdzie kwalifikowana jako umowa, której dotyczy art. 750 k.c., albo te¿ dopuszczalne
jest stosowanie per analogiam regulacji dotycz¹cych umowy agencyjnej. W szczególno�ci
nale¿y tu wskazaæ, i¿ S¹d Najwy¿szy przyjmuje, ¿e do umowy o po�rednictwo jednorazowe,
zastrzegaj¹cej dla po�rednika prowizjê bez okre�lenia jej wysoko�ci, stosuje siê w drodze
analogii art. 761 § 1 in fine k.c. W konkretnych sytuacjach trudno wykluczyæ trudno�ci
z w³a�ciwym zakwalifikowaniem konkretnego stosunku jako szeregu zleceñ lub stosunku
z umowy agencyjnej; zw³aszcza je�li strony nie dokonaj¹ czytelnych uzgodnieñ24.

Agent jest samodzielny w trakcie realizacji swojego zobowi¹zania; jest to o tyle zrozumia-
³e, ¿e w aktualnym stanie prawnym agentem mo¿e byæ tylko przedsiêbiorca, st¹d te¿ w prak-
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22 Ibidem, s. 428.
23 Tak E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 545
24 Por. wyrok SN z 28.10.1999 r. II CKN 530/98, OSN 2000, Nr 5, poz. 88, z glos¹ apr. E. R o t t -

- P i e t r z y k, OSP 2000, Nr 7�8, poz. 118.
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tyce raczej wykluczyæ nale¿y w¹tpliwo�ci dotycz¹ce odró¿nienia agencji od umowy o pracê.
W dalszej kolejno�ci samodzielno�æ agenta wi¹¿e siê �ci�le z konieczno�ci¹ kwalifikowania
agencji jako umowy zaufania (por. art. 760 k.c.). Ponadto nale¿y zauwa¿yæ, ¿e w aktualnym
stanie prawnym zakres zobowi¹zania agenta mo¿e byæ okre�lony ogólnie i nie musi ograni-
czaæ siê do dokonywania czynno�ci (zawierania umów) oznaczonego rodzaju; zastrze¿enie
takie mo¿e jednak wynikaæ z konkretnej umowy agencji.

W aktualnym ujêciu umowy agencyjnej prowizja nie jest jedyn¹ dopuszczaln¹ przez ko-
deks cywilny form¹ wynagrodzenia agenta; jednocze�nie jednak odp³atno�æ stanowi ele-
ment przedmiotowo istotny umowy agencyjnej.

Warunkiem dokonywania przez agenta czynno�ci prawnych (sk³adania i odbierania o�wiad-
czeñ woli w imieniu daj¹cego zlecenie) jest umocowanie agenta (art. 758 § 2 k.c.). Chodzi tu
o udzielenie pe³nomocnictwa w rozumieniu art. 98�99 k.c. Nastêpuje to zwykle w drodze
jednostronnej czynno�ci prawnej daj¹cego zlecenie lub agenta (w przypadku dalszego pe³-
nomocnictwa). Przyjmuje siê, ¿e nie jest wymagane z³o¿enie o�wiadczenia woli w tym przed-
miocie pe³nomocnikowi, mo¿e byæ ono skierowane do nieoznaczonych osób trzecich;
w konsekwencji pe³nomocnik nie musi przyjmowaæ udzielonego mu umocowania. Udzielenie
pe³nomocnictwa jako czynno�æ upowa¿niaj¹ca nie rodzi obowi¹zku dzia³ania w imieniu daj¹-
cego zlecenie; obowi¹zek taki wynika natomiast z umowy agencyjnej. W praktyce pe³nomoc-
nictwo mo¿e byæ objête tre�ci¹ umowy agencyjnej, mo¿e wynikaæ z oddzielnej czynno�ci
prawnej, dokonanej w sposób wyra�ny i dorozumiany25. Sporna jest mo¿liwo�æ stosowania
przepisów o prokurze do umocowania agenta (por. art. 1091�1099 k.c.); wyra�nie dopuszcza
tak¹ mo¿liwo�æ E. Rott-Pietrzyk26. Jednocze�nie negowanie takiej mo¿liwo�ci oparte jest
o trafne spostrze¿enie, ¿e instytucja prokury s³u¿y innym celom ni¿ udzielanie umocowania
agentowi w stosunku zobowi¹zaniowym agencji27.

W �wietle literalnej tre�ci art. 758 k.c. pierwsze z prezentowanych tu stanowisk nale¿y
jednak uznaæ za trafne; w¹tpliwo�ci mog¹ natomiast dotyczyæ rzeczywistego praktycznego
znaczenia tej zasady.

ABSTRACT

Agency agreement in Civil Code regulation
Part 1

Term and general characteristic

Agency agreement is one of the agreements regulated in Civil Code. It was thoro-
ughly changed after the transformation period on the turn of 80�s and 90�s of the 20th

century. It is a reason to submit present regulation of this institution. Present regula-
tion is a result of the general criticism of the former. It was denied for its narrow
regulation. Furthermore for source of this regulation we must look for in obligations of
Poland following Polish access to the European Union. Present regulation is a result an
Act from 26th July 2000 on the amendment of Civil Code and is said to be consistent
with European law.

Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego. Czê�æ 1�

25 Por. E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 508�509 i powo³ana tam literatura.
26 Miêdzy innymi E. R o t t - P i e t r z y k, op. cit., s. 509�510.
27 Tak L. O g i e g ³ o, op. cit., s. 396.
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Pursuant to the abovementioned amendment of the agency agreement it is now a B
to B agreement regulated in CC in detail based on a loyalty rule; primary characteristic
of this regulation is domination of compulsory and half-compulsory provisions. That
should increase protection of agent as a part of an agreement. This a commercially
preferable direction of amendments of this regulation.

Its essentiale negotii is an obligation to act permanently to the benefit of the one
who gives an order or to act on his/her behalf in exchange for a commission. CC
provisions allow an agent to enter into agreement with a consumer (B to C) but such
an agreement according to art. 758 § 1 CC is not strictly a agency agreement even
though its provisions are adequately applied (Title XXIII without art. 761�7612, 7615

and art. 7643�7648 CC).
Agency agreement can be concluded on a fixed period of time or not. Thus basic

and �normal� form of its expiration is lapse of time. Moreover if the agreement is
concluded indefinite it may expire with a notice. Analysis of CC provisions clearly
shows that legislator aims to consolidate long term agency relations.

Critical element defining agency agreement that distinguishes it from contract of
mandate and other similar contracts to which art. 750 CC is applied, is its constancy.
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Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego

Czê�æ 2
Wybrane elementy sytuacji prawnej
stron stosunku z umowy agencyjnej

ABSTRAKT

Podstawow¹ form¹ wynagrodzenia agenta jest prowizja. Prowizja jest tylko jed-
nym z mo¿liwych sposobów okre�lenia wynagrodzenia agenta, choæ stanowi te¿ spo-
sób podstawowy znajduj¹cy zastosowanie w sytuacji braku wyra�nego okre�lenia
innego wynagrodzenia. Sposobów tych ustawodawca nie limituje; jak mo¿na uwa¿aæ,
poza prowizj¹ spore znaczenie ma wynagrodzenie rycza³towe.

Przyjmuje siê, ¿e prowizja stanowi rodzaj wynagrodzenia o �charakterze wyniko-
wym� � jest to oznaczona procentowo kwota bêd¹ca pochodn¹ liczby lub warto�ci
zawartych umów. Dopuszczalne s¹ dwa sposoby okre�lenia wysoko�ci prowizji.

Aktualne uregulowani dopuszcza zastrze¿enie dodatkowej prowizji del credere.
Jej istot¹ jest przyjêcie przez agenta � za wynagrodzenie � uzgodnionej odpowie-
dzialno�ci za wykonanie zobowi¹zania przez klienta; chodzi tu o ryzyko, a nie fak-
tyczne powstanie takiej odpowiedzialno�ci. Zobowi¹zanie del credere ograniczone
jest do oznaczonej umowy lub do umów z oznaczonym klientem. Jego charakter
uwa¿a siê za dyskusyjny; przyjmuje siê, ¿e zobowi¹zanie ma sens zabezpieczaj¹cy.

Zasada lojalno�ci stron umowy agencyjnej wynika z uregulowania o charakterze
bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cym (iuris cogentis). Wynika to z podstawowych cech agen-
cji, z jednej strony trwa³o�ci stosunku, z drugiej zakresu upowa¿nienia. Mo¿na s¹-
dziæ, ¿e zamiarem ustawodawcy by³o odró¿nienie stosunku z umowy agencyjnej od
innych stosunków zobowi¹zaniowych; zatem element ten sta³ siê wewnêtrzn¹ cech¹
agencji, niezale¿nie od zasad wspó³dzia³ania stron okre�lonych przez przepisy ogól-
ne; w tym sensie ma charakter �nadrzêdny� nad pozosta³ymi obowi¹zkami.

Uregulowanie kodeksowe tzw. ��wiadczenia wyrównawczego� ma na celu wzmo-
¿enie ochrony interesów agenta jako strony stosunku z umowy agencyjnej.

Ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej agenta w okresie po rozwi¹zaniu umo-
wy agencyjnej nale¿y traktowaæ jako uzupe³nienie uregulowania ustawy z 16 kwietnia
1993 r. o zwalczaniu nieuczciwej konkurencji (tak¿e innych przepisów dotycz¹cych
ochrony konkurencji) � ma ono g³ównie na celu ochronê agenta.

1. Prowizja � zasady ogólne

Podstawow¹ form¹ wynagrodzenia agenta jest prowizja. Przepis art. 7581 k.c. reguluje
w sposób wzglêdnie obowi¹zuj¹cy (iuris cogentis) wynagrodzenie prowizyjne agenta. Pro-
wizja nale¿y siê agentowi, je�li w umowie nie okre�lony zosta³ odmienny sposób wynagro-
dzenia (§ 1); prowizja jest wynagrodzeniem agenta, którego wysoko�æ zale¿y od liczby lub
warto�ci zawartych umów (§ 2); je�li nie zosta³a ona umownie okre�lona � nale¿y siê w wy-
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soko�ci zwyczajowo przyjêtej w stosunkach danego rodzaju, w miejscu prowadzenia dzia³al-
no�ci przez agenta, a w braku tak¿e i tych podstaw � w odpowiedniej wysoko�ci, uwzglêd-
niaj¹cej wszystkie okoliczno�ci bezpo�rednio zwi¹zane z wykonaniem zleconych mu czynno-
�ci (§ 3).

Szczegó³owe uregulowanie dotycz¹ce prowizji zawarte jest w tak¿e w art. 761 § 1�7611

k.c. Przepisy te znajd¹ zastosowanie, je�li przynajmniej czê�æ wynagrodzenia ma charakter
prowizji.

Prowizja jest tylko jednym z mo¿liwych sposobów okre�lenia wynagrodzenia agenta,
choæ stanowi te¿ sposób podstawowy, znajduj¹cy zastosowanie w sytuacji braku wyra�ne-
go okre�lenia innego wynagrodzenia. Sposobów tych ustawodawca nie limituje. Poza pro-
wizj¹ spore znaczenie ma wynagrodzenie rycza³towe1. Przyjmuje siê, ¿e prowizja stanowi
rodzaj wynagrodzenia o �charakterze wynikowym� � jest to oznaczona procentowo kwota
bêd¹ca pochodn¹ liczby lub warto�ci zawartych umów2. Je�li nie uczyni³y tego strony umo-
wy agencyjnej, dopuszczalne s¹ dwa sposoby okre�lenia wysoko�ci prowizji. W pierwszym
rzêdzie decyduj¹ zwyczaje obowi¹zuj¹ce w tym zakresie, w miejscu prowadzenia dzia³alno�ci
przez agenta, w stosunkach danego rodzaju. Oznacza to potencjalne zró¿nicowanie teryto-
rialne wysoko�ci prowizji nawet za tego samego rodzaju �wiadczenia na rzecz daj¹cego zlece-
nie przedsiêbiorcy.

Je�li elementy te nie pozwol¹ na ustalenie prowizji, agentowi nale¿y siê �prowizja w od-
powiedniej wysoko�ci� � decyduj¹ce znaczenie maj¹ wtedy wszystkie okoliczno�ci zwi¹zane
z wykonaniem przez agenta zleconych mu czynno�ci, w szczególno�ci przyjmuje siê, ¿e doty-
czy to: warto�ci umowy stanowi¹cej przedmiot dzia³alno�ci agenta, rodzaj i charakter przed-
miotu takiej umowy (�towaru�), warunki konkurencji na danym rynku, zakres dalszych
�wiadczeñ agenta, tak¿e pozycja rynkowa stron umowy agencyjnej3. Nale¿y te¿ zauwa¿yæ, ¿e
w ujêciu omawianego przepisu agent nabywa uprawnienie do prowizji dopiero po zawarciu
umowy klienta z daj¹cym zlecenie; oznacza to obci¹¿enie agenta ryzykiem handlowym pro-
wadzonej dzia³alno�ci. W praktyce obrotu wystêpuj¹ zastrze¿enia umowne gwarantuj¹ce
agentowi czê�æ wynagrodzenia w oderwaniu od sfinalizowania takiej umowy.

2. Uregulowanie szczegó³owe dotycz¹ce prowizji

Przepis art. 761 k.c. reguluje przes³anki nabycia prawa do prowizji w czasie trwania sto-
sunku z umowy agencyjnej, natomiast art. 7611 k.c. dotyczy prowizji po rozwi¹zaniu umowy
agencyjnej. Na tym tle da siê zauwa¿yæ wyra�ne przeciwstawienie sytuacji agenta, któremu
przyznane zosta³o prawo wy³¹czno�ci � mo¿na go okre�liæ jako �agenta wy³¹cznego� (§ 2) �
od pozosta³ych przypadków, tj. z udzia³em �agentów niewy³¹cznych� lub �zwyk³ych� (§ 1)4.
Zasady dotycz¹ce prowizji nale¿nej agentowi zwyk³emu maj¹ charakter dyspozytywny, mog¹
byæ zmienione wol¹ stron. Agent taki nabywa prawo do prowizji w odniesieniu do umów
zawartych w czasie trwania stosunku z umowy agencyjnej, je�li bra³ udzia³ przy ich zawarciu;
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1 Por. te¿ w tej kwestii T. W i � n i e w s k i, Umowa agencyjna, Warszawa 2001, s. 56�57.
2 Tak E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System prawa prywatnego, t. 7, Prawo zobowi¹zañ � czê�æ szcze-

gó³owa, Warszawa 2004, s. 532.
3 Por. ibidem, s. 537 oraz wyrok SN z 18.11.1999 r., II CKN 530/98, OSN 2000, Nr 7�8, poz. 118.
4 Ibidem.
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tzn. je¿eli zawarta zosta³a w wyniku jego dzia³alno�ci (nie musi to byæ jednak przyczyna
wy³¹czna) albo zosta³a zawarta z klientem pozyskanym przez agenta dla umów tego samego
rodzaju.

Zasadnicze w¹tpliwo�ci mo¿e budziæ ta ostatnia sytuacja � wynika to z potencjalnej
z³o¿ono�æ czynno�ci dokonywanych przez agentów; nie zawsze ten skutek musi siê ³¹czyæ
z samym zawiadomieniem klienta o mo¿liwo�ci zawarcia umowy. Przyjmuje siê, ¿e konieczne
jest wykazanie przez agenta (na nim ci¹¿y w tym zakresie ciê¿ar dowodu zgodnie z regu³¹
z art. 6 k.c.), ¿e pozyska³ dla daj¹cego zlecenie takiego klienta, który kontynuuje z nim wspó³-
pracê bez dodatkowych zabiegów; nast¹pi³o �zorganizowanie� klienteli przez agenta i daj¹cy
zlecenie zawiera w tym krêgu umowy okre�lonego rodzaju5.

W �wietle postanowieñ omawianego przepisu wy³¹czyæ nale¿y wszystkie umowy i poro-
zumienia, które nie maj¹ cech umów �skutecznych� i �definitywnych�, np. umowy przed-
wstêpne, dotkniête niewa¿no�ci¹ (czê�ciowa niewa¿no�æ prowadzi jedynie do stosownego
ograniczenia wysoko�ci prowizji), zasadniczo tak¿e tzw. �listy intencyjne�. Natomiast mo¿na
dochodziæ prowizji w przypadku zawarcia umowy ramowej, z zastrze¿onym warunkiem roz-
wi¹zuj¹cym oraz zawieszaj¹cym (w tym ostatnim przypadku z chwil¹ ziszczenia siê takiego
warunku); dotyczy to tak¿e umów uznanych za bezskuteczne na podstawie art. 59 i 527
i nast. k.c.6

Agent wy³¹czny to agent, któremu daj¹cy zlecenie w zawartej umowie agencyjnej przy-
zna³ prawo wy³¹czno�ci w odniesieniu do oznaczonej grupy klientów lub obszaru geograficz-
nego. Agent taki nabywa zasadniczo prawa do prowizji na tych samych zasadach co agent
niewy³¹czny, ponadto jednak komentowany przepis, jako wynik zastrze¿enia na jego rzecz
wy³¹czno�ci, przyznaje mu dodatkowo prawo do prowizji od umów, które zosta³y zawarte bez
jego udzia³u; obejmuje to umowy zawarte w okresie obowi¹zywania umowy agencyjnej z klien-
tami z oznaczonych umownie � grupy lub grup lub obszaru geograficznego. Nale¿y przyj¹æ,
¿e jest to ekwiwalent za realizacjê przez takiego agenta �szczególnego i trwa³ego obowi¹zku
dbania o interesy daj¹cego zlecenie w zakresie klientów wyodrêbnionych zakresem wy³¹cz-
no�ci� 7. Prawo do takiej prowizji ma charakter bezwzglêdnie wi¹¿¹cy i nie mo¿e byæ wy³¹czo-
ne przez strony. Daj¹cy zlecenie ma obowi¹zek zawiadomiæ agenta wy³¹cznego, w rozs¹dnym
czasie � o zawarciu umów rodz¹cych obowi¹zek wyp³aty na jego rzecz prowizji.

Przepis art. 7611 k.c. w sposób wzglêdnie obowi¹zuj¹cy (ius dispositivum) reguluje prze-
s³anki nabycia przez agenta prawa do prowizji po rozwi¹zaniu umowy agencyjnej. Wniosek
taki wynika w pierwszym rzêdzie z charakteru uprawnieñ, jakie siê z niego wi¹¿¹ (s¹ to
roszczenia), ale tak¿e z opisanej nieco ni¿ej funkcji tego uregulowania8. Maj¹c na wzglêdzie
omawian¹ tu tre�æ art. 7611 k.c., zasadniczo wymagane jest spe³nienie przes³anek z art. 761
k.c., a ponadto spe³nienie dodatkowych przes³anek. Na tym tle nale¿y wyró¿niæ dwie sytu-

Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego. Czê�æ 2�

5 Tak L. O g i e g ³ o [w:] Kodeks cywilny, t. 2, Komentarz, red. K. P i e t r z y k o w s k i, Warszawa
2004, s. 407.

6 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz do kodeksu cywilnego. Ksiêga trzecia. Zobowi¹zania, t. 2,
red. G. B i e n i e k, Warszawa 2002, s. 389.

7 Ibidem.
8 Problem kwalifikacji konkretnej normy jako ius cogens lub ius dispositivum poza przypadkami,

kiedy ustawodawca uczyni to wyra�nie, mo¿e nastrêczaæ w¹tpliwo�ci. Nale¿y przychyliæ siê do oceny,
i¿ je�li analiza tre�ci przepisu nie wskazuje jednoznacznie na jego charakter, to dodatkowo nale¿y wzi¹æ
pod uwagê cel i funkcjê jego wprowadzenia.
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acje: 1) propozycja zawarcia umowy adresowana do agenta lub daj¹cego zlecenie zosta³a
otrzymana od klienta przed rozwi¹zaniem umowy agencyjnej (§ 1); 2) niezale¿nie od tego,
kiedy dosz³a propozycja zawarcia umowy od klienta � gdy do zawarcia umowy z klientem
dosz³o w przewa¿aj¹cej mierze w wyniku dzia³añ agenta w czasie trwania umowy, a zarazem
w rozs¹dnym czasie od jej rozwi¹zania (§ 2).

Czytelnym motywem przyjêtego przez ustawodawcê rozwi¹zania jest zapewnienie ekwi-
walentno�ci spe³nionym przez agenta �wiadczeniom, których efekt przesuniêty zosta³ w cza-
sie poza okres obowi¹zywania umowy agencyjnej; w pewnym sensie przeciwdzia³a to
nagannym dzia³aniom daj¹cego zlecenie, nastawionym na pozbawienie agenta prowizji9.

Je�li dojdzie do kolizji uprawnieñ pomiêdzy agentem, któremu prowizja nale¿y siê na
podstawie art. 761 k.c. oraz na podstawie art. 7611 k.c., stosuje siê zasady wynikaj¹ce z art.
7612 k.c.; wyj¹tkowo jedynie przewiduj¹ one podzia³ prowizji miêdzy agentami. Zasad¹ jest
w takich okoliczno�ciach prawo do jednej prowizji. Prowizja ta nale¿y siê poprzedniemu agen-
towi. Przy czym jedynie wyj¹tkowo, z powo³aniem siê na wzglêdy s³uszno�ci, aktualny agent
mo¿e partycypowaæ w takiej prowizji. Do kolizji mo¿e doj�æ jedynie miedzy agentami, którzy
jednocze�nie spe³niaj¹ wymogi okre�lone przez powo³ane powy¿ej przepisy. Nie dotyczy to
jednak sytuacji, kiedy agenci dzia³aj¹ jednocze�nie. W takim przypadku postuluje siê kwali-
fikacjê zaistnia³ej sytuacji jako nabycia prawa do jednej prowizji, która podlega podzia³owi na
podstawie przepisów o zobowi¹zaniach podzielnych (por. art. 379 i nast. k.c.)10.

Chwilê powstania prawa agenta do prowizji okre�la przepis art. 7613 k.c.; uregulowanie
wynikaj¹ce z tego przepisu mo¿e byæ w tym zakresie zmienione przez strony. Agent nabywa
prawo do prowizji z chwil¹, w której daj¹cy zlecenie powinien by³ spe³niæ �wiadczenie albo
faktycznie je spe³ni³, albo kiedy swoje �wiadczenie spe³ni³ klient; wy³¹czone jest jednak
ustalenie, ¿e agent nabywa prawo do prowizji pó�niej ni¿ w chwili, w której klient spe³ni³
�wiadczenie albo powinien by³ je spe³niæ, gdyby daj¹cy zlecenie spe³ni³ swoje �wiadczenie
(§ 1). W przypadku je�li umowa klienta z daj¹cym zlecenie wykonywana jest czê�ciami, agent
bêdzie nabywa³ prawo do prowizji w miarê wykonywania umowy (§ 2). Agent w tej sytuacji
nabywa prawo do prowizji sukcesywnie � stosownie do spe³nienia poszczególnych czê�ci
�wiadczenia, st¹d poszczególne takie czê�ci maj¹ charakter samodzielny11. Jednak¿e chwila
nabycia prawa do prowizji nie jest jednocze�nie chwil¹ wymagalno�ci roszczenia o zap³atê
prowizji � roszczenie to staje siê wymagalne z up³ywem ostatniego dnia miesi¹ca nastêpuj¹-
cego po kwartale, w którym agent naby³ prawo do prowizji (§ 3).

Przepis ten zasadniczo chroni agenta, dotyczy to zarówno nabycia prawa do prowizji
(tutaj ustawodawca wprowadza wyra�n¹ granicê dla odmiennego porozumienia stron), jak
i wymagalno�ci roszczenia o jej zap³atê (ustawodawca wprost przewiduje, ¿e postanowienia
umowy mniej korzystne dla agenta s¹ niewa¿ne). Prowadzi to do wniosku, ¿e jest to wyra�nie
przepis semiimperatywny12.
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9 W kwestii nabycia roszczenia o prowizjê oraz jego wymagalno�ci por. art. 7613 oraz 7614 k.c.,
przepisy te znajd¹ tu odpowiednie zastosowanie.

10 Por. T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 396.
11 Tak E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 539; por. te¿ T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�,

s. 398�399.
12 Na marginesie prowadzonych tu rozwa¿añ mo¿na zauwa¿yæ, ¿e w literaturze wystêpuje te¿

okre�lenie �norma semidyspozytywna�, co te¿ mo¿na odnie�æ do omawianych tu regulacji. Je�li uznaæ,
i¿ istnieje ró¿nica pomiêdzy semidyspozytywno�ci¹ a semiimperatywno�ci¹, wyra¿aj¹ca siê w tym, ¿e
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Agent mo¿e na podstawie art. 7614 k.c. utraciæ prawo do prowizji; aktualny mo¿e byæ te¿
obowi¹zek jej zwrotu, je�li zosta³a agentowi wyp³acona. Zgodnie z tym przepisem skutek ten
dotyczy sytuacji, kiedy staje siê oczywiste, ¿e umowa z klientem nie zostanie wykonana na
skutek okoliczno�ci, za które daj¹cy zlecenie nie ponosi odpowiedzialno�ci; prowizja wyp³a-
cona podlega wtedy zwrotowi (zd. 1). Okoliczno�ci te musz¹ byæ jednak wykazane przez
daj¹cego zlecenie13.

Maj¹c na wzglêdzie tre�æ zd. 2 art. 7644 k.c., nale¿y uznaæ, ¿e z przepisu tego wynika
norma o charakterze semiimperatywnym � dopuszcza odmienne rozwi¹zania umowne, jedy-
nie korzystniejsze dla agenta. Jak nale¿y wstêpnie oceniæ, sensu �kierunkowo� ochronnego
dla jednej ze stron stosunku, uzasadniaj¹cego przyjêt¹ tu kwalifikacjê tej normy jako semiim-
peratywnej, nale¿y dopatrywaæ siê w zakazie konstruowania dodatkowych klauzul przewidu-
j¹cych utratê (ograniczenie) prowizji poza przypadek literalnie okre�lony przez ustawodawcê
w zd. 1 art. 7644 k.c.14

Ponadto jednak do�æ konsekwentnie w literaturze dotycz¹cej tego przepisu dopuszcza
siê mo¿liwo�æ wprowadzenia klauzul, na podstawie których agent w opisanych tu sytu-
acjach ma prawo do wynagrodzenia (lub jego czê�ci) pomimo zaj�cia opisanych w 1 zd.
okoliczno�ci15. Prowadzi to tak¿e do uznania dopuszczalno�ci umownego, swoistego uprzy-
wilejowania agenta � w pewnej opozycji do normatywnej tre�ci omawianej tu czê�ci tego
uregulowania. Kwestia ta mo¿e byæ uznana za dyskusyjn¹, je�li przyjmiemy, ¿e omawiany
przepis ma charakter normatywnie z³o¿ony i z przytoczonym powy¿ej zd. 1 art. 7644 k.c.
wprowadza normê imperatywn¹ ograniczaj¹c¹ swobodê stron w zakresie tam �ci�le uregulo-
wanym. Interpretacja taka zmierza do wy³¹czenia mo¿liwo�ci wprowadzenia klauzul umow-
nych, które niwelowa³yby okre�lon¹ przez ustawodawcê w zd. 1 art. 7644 k.c. granicê.
Rozumowanie takie istotnie wspiera teza o ograniczeniu mo¿liwo�ci prowadzenia wniosko-
wania a contrario w sytuacji, kiedy mia³oby to prowadziæ do zanegowania zakazów i naka-
zów wyra�nie okre�lonych w normie prawnej.

St¹d te¿ przy uznaniu omawianej normy za semiimperatywn¹ mo¿na zasadnie broniæ inter-
pretacji zawê¿aj¹cej znacz¹co zakres wynikaj¹cej z niej ochrony agenta � jedynie do wskaza-
nego powy¿ej zakazu konstruowania dodatkowych klauzul przewiduj¹cych utratê przez niego
prowizji poza przypadek okre�lony przez ustawodawcê w zd. 1 art. 7644 k.c. Jak wskazano
powy¿ej, interpretacja taka odbiega od przywo³anych wypowiedzi komentarzowych dotycz¹-
cych uregulowania zawartego w art. 7644 k.c.

Zasadnicz¹ okoliczno�ci¹ dla utraty prawa do prowizji jest ustalenie, czy brak wykonania
umowy obci¹¿a daj¹cego zlecenie; wszystkie pozosta³e okoliczno�ci, w tym dotycz¹ce klien-
ta, objête s¹ ryzykiem agenta. Nie ma te¿ znaczenia, kto nie wykonuje umowy. Przyczyny
braku doj�cia umowy do skutku musz¹ byæ oczywiste tak jak to, ¿e umowa z tego powodu
nie zostanie wykonana.

Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego. Czê�æ 2�

normy semidyspozytywne cechuje ogólne ograniczenie swobody stron, a normy semiimperatywne
ograniczenie tej swobody, ale ukierunkowane na okre�lon¹ stronê, to w omawianym przypadku � jak
nale¿y s¹dziæ � przyjêt¹ kwalifikacjê przes¹dza wskazana tu funkcja ochronna; wydaje siê, i¿ zasad-
nicz¹ cech¹ norm semiimperatywnych jest to, i¿ okre�laj¹ w interesie strony �s³abszej� okre�lone mini-
mum uprawnieñ, a z drugiej strony granicê odpowiadaj¹cych im obowi¹zków.

13 Por. T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 398�399.
14 Tak L. O g i e g ³ o [w:] Kodeks cywilny�, s. 410.
15 Tak ibidem oraz T. W i � n i e w s k i, Komentarz�, Warszawa 2007, s. 481.
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W pi�miennictwie istnieje pewna rozbie¿no�æ ocen co do zastosowania komentowanej
normy do ró¿nych zdarzeñ skutkuj¹cych brakiem wykonania zobowi¹zania. Mo¿na uwa-
¿aæ16, ¿e ocena ta dotyczy tylko umów wa¿nych i istniej¹cych (czyli takich, które � przynaj-
mniej potencjalnie � mog³y byæ wykonane) � st¹d te¿ komentowany przepis nie znajdzie
zastosowania w odniesieniu do sytuacji, kiedy umowa nie zosta³a zawarta lub jest dotkniêta
niewa¿no�ci¹ bezwzglêdn¹ (np. dotyczy niemo¿liwo�ci pierwotnej �wiadczenia (art. 387 § 1
k.c.), braku zdolno�ci do czynno�ci prawnych (art. 14 § 1 k.c.), niektórych wad o�wiadczenia
woli (art. 82, 83 i nast. k.c.). W przypadku niewa¿no�ci wzglêdnej (por. art. 84�86, 87 k.c.)
dopuszcza siê, zgodnie z tym pogl¹dem, stosowanie art. 7614 k.c. do chwili uchylenia siê od
skutków wadliwego o�wiadczenia oraz po konwalidacji; odpowiednio w przypadku bezsku-
teczno�ci zawieszonej (negotium claudicans) od chwili potwierdzenia takiej czynno�ci (por.
art. 18, 103, 520, 37 k.r.o.).

Jednak zasady te nie znajd¹ zastosowania do niewa¿no�ci nastêpczej (por. art. 475, 493,
495), niemo¿liwo�ci gospodarczej spe³nienia �wiadczenia (por. art. 3571 k.c.) oraz wyzysku
(por. art. 388 k.c.). Szerzej ujmuje to T. Wi�niewski, który obejmuje skutkiem z art. 7614 k.c.
wszystkie te zdarzenia, tak¿e dotycz¹ce umów bezwzglêdnie niewa¿nych, a ponadto z odst¹-
pieniem klienta od umowy (zarówno na podstawie umowy, jak i ustawy), spe³nieniem warun-
ku rozwi¹zuj¹cego, upad³o�ci klienta17. Ponadto zgodnie z tym pogl¹dem utrata roszczenia
o prowizjê nie nastêpuje w przypadku niespe³nienia �wiadczenia przez daj¹cego zlecenia �
st¹d te¿ zasadniczo dotyczy to tak¿e rozwi¹zania umowy na drodze porozumienia, odpowied-
nio obci¹¿aj¹cego daj¹cego zlecenie jedynie czê�ciowego jej wykonania18.

Na daj¹cym zlecenie, zgodnie z art. 7615 k.c., ci¹¿y ca³y szereg obowi¹zków informacyj-
nych i kontrolnych, których celem jest ochrona prawa do prowizji; dotyczy to o�wiadczenia
o nale¿nej agentowi prowizji (§ 1) oraz udostêpnienia informacji (tak¿e ich �ród³a w postaci
wyci¹gów oraz wgl¹du bieg³ego rewidenta wybranego przez strony do ksi¹g handlowych),
które umo¿liwiaj¹ kontrolê prawid³owo�ci obliczenia prowizji (§ 2).

S¹ to obowi¹zki obci¹¿aj¹ce daj¹cego zlecenie ex lege, a przepis art. 7615 k.c. w tym
zakresie ma charakter semiimperatywny, co oznacza jedynie mo¿liwo�æ korzystniejszego
ukszta³towania sytuacji agenta. Te ostatnie roszczenia s¹ akcesoryjne w stosunku do pod-
stawowego ¿¹dania dokonania rozliczenia prowizji19. Ponadto agent mo¿e wyst¹piæ ze sto-
sownymi powództwami chroni¹cymi realizacjê jego prawa do kontroli prawid³owo�ci naliczenia
prowizji (§ 2 i 3). Czyteln¹ funkcj¹ takiego uregulowania jest stworzenie mechanizmu kontroli
czynno�ci, które realizowane s¹ zasadniczo bez udzia³u agenta, a wiêc mog¹ byæ dotkniête
nieprawid³owo�ciami, które naruszaj¹ interes tej strony stosunku. Z drugiej strony przes³anki
realizacji obowi¹zków daj¹cego zlecenie maj¹ na celu dostosowanie kontroli do tej funkcji,
zabezpieczaj¹c tê stronê przed ujawnieniem danych stanowi¹cych jej tajemnicê handlow¹.

W pierwszej kolejno�ci daj¹cy zlecenie jest zobowi¹zany do z³o¿enia o�wiadczenia obej-
muj¹cego wszystkie dane stanowi¹ce podstawê do obliczenia nale¿nej agentowi prowizji;
powinno to nast¹piæ nie pó�niej ni¿ w ostatnim dniu miesi¹ca nastêpuj¹cego po kwartale,
w którym agent naby³ prawo do prowizji, co oznacza, ¿e dotyczy zasadniczo jedynie umów
wykonanych. Nie jest jednak zale¿ny od trwania samego stosunku z umowy agencyjnej, st¹d
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16 Tak zdaje siê przyjmowaæ E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 541�542.
17 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 400�401.
18 Ibidem, s. 402.
19 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 403.
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te¿ decyduj¹ jedynie przes³anki wprost z niego wynikaj¹ce. Nale¿y przyj¹æ, ¿e powinno byæ
ono kompletne i przejrzyste � zasadniczo wymagana jest forma pisemna20.

Ponadto na ¿¹danie agenta daj¹cy zlecenie ma obowi¹zek dostarczenia niezbêdnych in-
formacji do przeprowadzenia kontroli prawid³owo�ci naliczenia prowizji. Nale¿y opowiedzieæ
siê za ocen¹, ¿e ¿¹dania te nie maj¹ charakteru �prewencyjnego� � ich zg³oszenie wymaga
wcze�niejszego ustalenia prowizji.

Obowi¹zek ten realizowany jest zasadniczo poprzez udostêpnienie wypisów z ksi¹g han-
dlowych agentowi, a tak¿e ich udostêpnienie do wgl¹du bieg³ego rewidenta wybranego
przez strony. Agent, je�li daj¹cy zlecenie nie wyrazi na to zgody, nie ma prawa bezpo�rednie-
go wgl¹du do ksi¹g handlowych, czynno�æ tê strony musz¹ powierzyæ bieg³emu rewidento-
wi. Wymaga tego ograniczona funkcja uprawnieñ kontrolnych przyznanych agentowi, która
nie mo¿e byæ podstaw¹ do uzyskania szerszych informacji ni¿ dotycz¹ce prawid³owo�ci
naliczenia prowizji. W zakresie czynno�ci kontrolnych bieg³ego rewidenta interes daj¹cego
zlecenie zabezpiecza ci¹¿¹cy na rewidencie ustawowy obowi¹zek zachowania tajemnicy za-
wodowej. Nale¿y przyj¹æ, ¿e zakres kontroli ograniczony jest jedynie do tej dokumentacji
daj¹cego zlecenie, która jest niezbêdna do skontrolowania prawid³owo�ci rozliczenia prowi-
zji, a w konsekwencji, daj¹cy zlecenie nie ma obowi¹zku udostêpniaæ na tej podstawie ani
agentowi, ani bieg³emu rewidentowi dokumentów osób trzecich, w tym dokumentów klienta,
nawet je�li znajduj¹ siê w jego posiadaniu i mog¹ s³u¿yæ agentowi w celach kontrolnych.

Je�li agent nie uzyska takich informacji zgodnie z art. 7615 § 3 k.c., mo¿e siê domagaæ ich
udostêpnienia w drodze powództwa wytoczonego w okresie sze�ciu miesiêcy od dnia zg³o-
szenia ¿¹dania daj¹cemu zlecenie. Je�li natomiast nie zostanie uzgodniony bieg³y rewident,
agent mo¿e wytoczyæ powództwo o dokonanie wgl¹du i wyci¹gu z ksi¹g handlowych przez
bieg³ego wskazanego przez s¹d; powinno to nast¹piæ w ci¹gu sze�ciu miesiêcy od dnia
zg³oszenia stosownego ¿¹dania daj¹cemu zlecenie (§ 4). Terminy te maj¹ charakter terminów
zawitych.

Omówione powy¿ej zasady z art. 761�7615 k.c. stosuje siê w razie, gdy prowizja stanowi
ca³o�æ lub czê�æ wynagrodzenia, natomiast zasada ta mo¿e byæ przez strony rozci¹gniêta
tak¿e na inne ni¿ prowizja wynagrodzenie agenta. Jest to norma odsy³aj¹ca, której celem jest
rozstrzygniêcie w¹tpliwo�ci, jakie mog¹ powstaæ, je�li strony stosunku z umowy agencyjnej
uzgodni¹, ¿e wynagrodzenie ma charakter �mieszany�, tj. czê�ciowo jest to prowizja (por.
7581 § 1 k.c.), a czê�ciowo ustalane jest innym sposobem, np. ma charakter rycza³tu. Nale¿y
przyj¹æ, ¿e wol¹ ustawodawcy zasady dotycz¹ce wynagrodzenia prowizyjnego �rozci¹gaj¹
siê� tak¿e na czê�æ �nieprowizyjn¹�. Przy czym mo¿na te¿ broniæ stanowiska mniej katego-
rycznego, zgodnie z którym takie odpowiednie stosowanie wskazanych powy¿ej przepisów
dotyczy tylko �prowizyjnej� czê�ci wynagrodzenia. Je�li wynagrodzenie nie ma choæby w czê-
�ci charakteru prowizji, zasada ta nie znajduje bezwzglêdnego zastosowania; strony jednak
mog¹ porozumieæ siê o stosowaniu jej do takiego wynagrodzenia.

3. Prowizja del credere

Aktualne uregulowanie umowy agencyjnej dopuszcza zastrze¿enie przez strony dodatko-
wej prowizji del credere (por. art. 6711 k.c.). Istot¹ takiej prowizji jest przyjêcie przez agenta �

Umowa agencyjna w uregulowaniu kodeksu cywilnego. Czê�æ 2�

20 Ibidem, s. 404.
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w zamian za wynagrodzenie � w uzgodnionym zakresie odpowiedzialno�ci za wykonanie
zobowi¹zania przez klienta; przy czym chodzi tu o ryzyko, a nie sam skutek w postaci fak-
tycznego powstania takiej odpowiedzialno�ci (§ 1 zd. 1).

Zakres takiego zastrze¿enia jest pozostawiony stronom. Je�li tego szczegó³owo nie uczy-
ni³y � agent odpowiada za to, ¿e klient spe³ni �wiadczenie (§ 1 zd. 2). Zastrze¿enie prowizji
del credere powinno nast¹piæ w formie pisemnej ad eventum (§ 1 zd. 3). Mo¿na te¿ uwa¿aæ,
maj¹c na wzglêdzie literalne brzmienie omawianego przepisu, ¿e dopuszczalno�æ zastrze¿enia
prowizji del credere dotyczy umów agencyjnych zawartych w formie pisemnej. Wydaje siê
jednak, ¿e nale¿y przychyliæ siê do bardziej liberalnego stanowiska, ¿e w braku dochowania
takiej formy wystêpuje jedynie nieskuteczno�æ takiego zastrze¿enia, nie wp³ywa to natomiast
bezpo�rednio na wa¿no�æ umowy agencyjnej (rygor ad eventum). Dopuszczalne jest w szcze-
gólno�ci uzupe³nienie istniej¹cej ju¿ umowy tak¹ klauzul¹.

Zakres zobowi¹zania del credere ograniczony jest tylko do oznaczonej umowy lub do
umów z oznaczonym klientem. Nie ma natomiast znaczenia, czy jest to agencja �po�rednicza�,
czy agencja �przedstawicielska�; musi to byæ jednak umowa, w której zawarciu agent uczestni-
czy³ bezpo�rednio. Dotyczy to tak¿e skonkretyzowanych umów przysz³ych.

Charakter stosunku bêd¹cego wynikiem zaci¹gniêcia zobowi¹zania del credere uznawa-
ny jest za dyskusyjny; przyjmuje siê ogólnie, ¿e zobowi¹zanie agenta ma charakter zabezpie-
czaj¹cy. Przy czym w aktualnie obowi¹zuj¹cym uregulowaniu prawnym zdaje siê przewa¿aæ
pogl¹d o jego gwarancyjnym charakterze wed³ug konstrukcji umowy o �wiadczenie przez
osobê trzeci¹ (por. art. 391 k.c.), przeciwstawiany traktowaniu takiego zobowi¹zania jako
rodzaju porêczenia (art. 976 i nast. k.c.) lub gwarancji w �cis³ym znaczeniu.

Przyjêcie takiej koncepcji prowadzi do wy³¹czenia mo¿liwo�ci traktowania odpowiedzial-
no�ci agenta del credere i klienta jako solidarnej. Wydaje siê, ¿e w konkretnym stosunku
potencjalne w¹tpliwo�ci w tym zakresie rozstrzygn¹æ mog¹ najlepiej postanowienia samej
umowy agencyjnej, a skonkretyzowana ocena dokonywana powinna byæ in casu21. W kwe-
stii powstania prawa do prowizji del credere oraz nabycia odpowiedniego roszczenia znaj-
dzie zastosowanie regu³a ogólna z art. 7613 k.c. § 1 k.c.

4. Zasady zwrotu wydatków poniesionych przez agenta

Zasadniczo w przedmiocie zwrotu wydatków pierwszeñstwo maj¹ uzgodnienia umowne
dotycz¹ce tej kwestii, przepis art. 762 k.c. ma charakter dyspozytywny (iuris dispositivi).
Agent mo¿e domagaæ siê zwrotu wydatków zwi¹zanych z wykonanym zleceniem (co wy³¹cza
przedmiotowe roszczenie, je�li zobowi¹zanie agenta nie zosta³o wykonane), je¿eli by³y uza-
sadnione i je¿eli ich wysoko�æ przekroczy³a zwyk³¹ w danych stosunkach miarê, co �wiad-
czy, ¿e zasadniczo zwrot wydatków agentowi siê nie nale¿y � jego podstawowym uprawnieniem
jest prawo do wynagrodzenia (zwykle w postaci prowizji).

Wydatki �uzasadnione� � to wydatki obiektywnie niezbêdne do wykonania zlecenia przez
agenta22. Natomiast przez wydatki �zwyk³ej miary� rozumie siê te, które agent powinien
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21 Por. E. R o t t - P i e t r z y k, Umowa agencyjna po nowelizacji (art. 758�7649 k.c.). Komentarz,
Kraków 2001, s. 173; T. Wi � n i e w s k i, Umowa agencyjna wed³ug kodeksu cywilnego, Warszawa 2001,
s. 79 i nast.

22 Tak E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 532.
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ponie�æ w normalnym porz¹dku rzeczy � za³o¿enie, prowadzenie i utrzymania biura, podró¿e
s³u¿bowe, zwyk³a reprezentacja, szkolenie, prowadzenie akcji reklamowych itp.23

Nale¿y podkre�liæ, ¿e roszczenia o wynagrodzenie oraz o zwrot wydatków i zaliczek udzie-
lonych daj¹cemu zlecenie chronione s¹ przez ustawowe prawo zastawu (art. 763 k.c.). Nale¿y
te¿ przyj¹æ, ¿e dotyczy to jedynie roszczeñ o nale¿ne agentowi �wiadczenia. Przedmiotem
zastawu s¹ rzeczy (ruchomo�ci) i papiery warto�ciowe daj¹cego zlecenie, otrzymane w zwi¹z-
ku z umow¹ agencyjn¹, dopóki przedmioty te znajduj¹ siê u niego lub osoby, która je dzier¿y
w jego imieniu, albo dopóki mo¿e nimi rozporz¹dzaæ za pomoc¹ dokumentów. W praktyce
mog¹ to byæ przedmioty przekazane przez daj¹cego zlecenie, ale tak¿e otrzymane od klientów
i innych osób � otrzymane jednak w zwi¹zku z umow¹ agencyjn¹.

5. Zasada lojalno�ci stron umowy agencyjnej

Przepis art. 760 k.c. wprost wprowadza do tre�ci stosunku z umowy agencyjnej expressis
verbis obowi¹zek lojalno�ci, obci¹¿a on obie strony. Jest to regulacja maj¹ca charakter bez-
wzglêdnie obowi¹zuj¹cy (iuris cogentis)24. Obowi¹zek ten wi¹¿e siê z podstawowymi cecha-
mi agencji (z jednej strony trwa³o�ci stosunku, z drugiej zakresu upowa¿nienia udzielanego
agentowi przez daj¹cego zlecenie), st¹d w poprzedniej regulacji prawnej brak odpowiednika
art. 760 k.c. nie stanowi³ przeszkody dla uznania, ¿e obowi¹zek taki jako element sytuacji
prawnej stron istnieje. Wywodzono go jednak g³ównie z charakteru agencji w odniesieniu do
ogólnych zewnêtrznych, wspólnych wszystkim stosunkom zobowi¹zaniowym zasad.

Obecny stan uregulowania prowadzi do wniosku, ¿e zamiarem ustawodawcy by³o specy-
ficzne uregulowanie stosunku z umowy agencyjnej w odró¿nieniu od innych stosunków
zobowi¹zaniowych, zatem element ten sta³ siê wewnêtrzn¹ cech¹ agencji, niezale¿nie od
zasad wspó³dzia³ania stron okre�lonych przez przepisy ogólne; w tym sensie ma charakter
�nadrzêdny� nad pozosta³ymi obowi¹zkami. W praktyce oznacza to, ¿e obowi¹zek lojalno�ci
stanowi podstawê do oceny interpretacyjnej wszystkich elementów sk³adaj¹cych siê na sy-
tuacjê prawn¹ stron stosunku z umowy agencyjnej, a wiêc wszystkich pozosta³ych szczegó-
³owych obowi¹zków stron25.

Uzasadnienia dla przyjêtej przez ustawodawcê konstrukcji nale¿y upatrywaæ w kolizji
interesów, jakie mog¹ siê ujawniæ w trakcie trwania i po ustaniu umowy agencyjnej pomiêdzy
stronami w odniesieniu do mo¿liwo�ci faktycznych i prawnych ich wykorzystania we w³a-
snym interesie, jakie strony uzyskuj¹ na podstawie stosunku z umowy agencyjnej. W szcze-
gólno�ci ka¿da ze stron wchodzi w posiadanie ca³ego szeregu informacji dotycz¹cych sytuacji
drugiej strony (np. pozyskuje wykaz jego klientów, nie podlegaj¹c¹ ujawnieniu dokumenta-
cjê wewnêtrzn¹ czy te¿ inne objête poufno�ci¹ w obrocie handlowym elementy zwi¹zane
z dzia³alno�ci¹ strony umowy agencyjnej itp.) oraz ma potencjaln¹ mo¿liwo�æ podejmowania
w jej interesie lub imieniu, ale na swoj¹ korzy�æ, ró¿nych dzia³añ.

W tej sytuacji ogólny obowi¹zek wspó³dzia³ania i dochowania nale¿ytej staranno�ci mo¿e
okazaæ siê niewystarczaj¹cy dla odpowiedniej ochrony interesów stron umowy agencyjnej.
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23 Tak T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 415.
24 Tak. T. W i � n i e w s k i, Umowa�, s. 116.
25 Por. te¿ L. O g i e g ³ o, Odpowiedzialno�æ kontraktowa po�rednika [w:] Rozprawy z polskiego

i europejskiego prawa prywatnego, Kraków 1994, s. 255 i nast.
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St¹d te¿ mo¿na zasadnie przyj¹æ, ¿e obowi¹zek lojalno�ci, o którym mowa w art. 760 k.c.,
polega na powstrzymywaniu siê od wszelkiej dzia³alno�ci sprzecznej z interesem drugiej
strony; przy czym dotyczy to zachowania lojalno�ci przy wykonywaniu innych obowi¹zków,
jak i szerzej rozumianej lojalno�ci dotycz¹cej dzia³añ nie zwi¹zanych �ci�le ¿e wykonaniem
umowy (�samoistny� obowi¹zek lojalno�ci)26.

Szczególnie wyrazist¹ stref¹ sprzecznych interesów stron agencji jest sfera dzia³alno�ci
konkurencyjnej, zw³aszcza w czasie trwania umowy agencyjnej; w okresie po rozwi¹zaniu
umowy agencyjnej stosuje siê w tym zakresie zasady okre�lone w art. 7641 k.c. Zasadniczym
skutkiem naruszenia obowi¹zku lojalno�ci jest powstanie kontraktowej odpowiedzialno�ci
odszkodowawczej (art. 471 i nast. k.c.); ponadto mo¿e to byæ podstaw¹ do wypowiedzenia
umowy agencyjnej bez zachowania terminów wypowiedzenia oraz odpowiedzialno�ci od-
szkodowawczej przewidzianej przez art. 7642 k.c.

6. Wybrane szczegó³owe obowi¹zki stron umowy agencyjnej

Przepis art. 7601 k.c. nak³ada na agenta w sposób bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cy szereg
obowi¹zków: obowi¹zek przekazywania wszelkich informacji maj¹cych znaczenie dla daj¹ce-
go zlecenie, obowi¹zek przestrzegania wskazówek tej strony, obowi¹zek podejmowania w za-
kresie prowadzonych spraw czynno�ci potrzebnych do ochrony praw daj¹cego zlecenie (§ 1).
Nale¿y uznaæ, ¿e uregulowanie to zawiera uszczegó³owienie podstawowych obowi¹zków
agenta jako d³u¿nika w stosunku z umowy agencyjnej, tj. zasadniczo spe³nienia �wiadczenia
z dochowaniem nale¿ytej staranno�ci (por. art. 355 k.c.) oraz obowi¹zku lojalno�ci (por. art.
760 k.c.). Sposób realizacji poszczególnych takich obowi¹zków mo¿e byæ okre�lony przez
strony (czêsto te¿ wynika z panuj¹cych w okre�lonych stosunkach zwyczajów); dotyczy to
zw³aszcza okre�lenia terminu, czêstotliwo�ci oraz sposobu przekazywania informacji u¿ytecz-
nych dla daj¹cego zlecenie.

Obowi¹zek przekazywania informacji obejmuje wszelkie informacje maj¹ce znaczenie dla
daj¹cego zlecenie. Obowi¹zek ten chroni zarówno interes agenta, zw³aszcza je�li jego wyna-
grodzenie powi¹zane jest z wynikami jego dzia³alno�ci na rzecz daj¹cego zlecenie, jak i daj¹-
cego zlecenie � pozwala mu bowiem na bie¿¹c¹ kontrolê realizacji obowi¹zków agencyjnych.
W tym zakresie ³¹czy siê � bo umo¿liwia jego realizacjê � z dalszym obowi¹zkiem polegaj¹-
cym na stosowaniu siê agenta do �uzasadnionych w danych okoliczno�ciach wskazówek
daj¹cego zlecenie�. Wskazuje siê, ¿e obejmuje on przede wszystkim nastêpuj¹ce informacje:
o umowach zawartych w imieniu daj¹cego zlecenie, otrzymanych propozycjach zawarcia
umowy oraz o umowach, przy zawarciu których agent po�redniczy27. Ponadto znaczenie
maj¹ dalsze informacje dotycz¹ce: rozmiaru popytu na oferowane przez agenta towary i us³u-
gi, preferencje klientów, panuj¹cych zwyczajów handlowych, konkurencyjno�ci, a tak¿e obo-
wi¹zuj¹cych w zakresie przedmiotu agencji przepisów28.

W dalszej kolejno�ci agent ma obowi¹zek przestrzegania uzasadnionych w danych oko-
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26 Tak E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 525�526.
27 Tak ibidem, s. 526.
28 Tak B. L e w a s z k i e w i c z - P e t r y k o w s k a, Uwagi o zawodowym obowi¹zku udzielania infor-

macji, �Studia Iuridica� XXI, 1994, t. 21, s. 48; por. te¿ T. W i � n i e w s k i, Umowa�, s. 120 i nast. oraz
L. O g i e g ³ o [w:] Komentarz�, s. 402.
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liczno�ciach wskazówek daj¹cego zlecenie. Trudno nie zauwa¿yæ, ¿e obowi¹zek ten pozosta-
je w pewnej sprzeczno�ci z zasad¹ samodzielno�ci agenta; w szczególno�ci dotyczy to sto-
sunkowo subtelnej granicy, za któr¹ samodzielno�æ zmienia siê w sytuacjê, w której agent
jest bezpo�rednio sterowany przez daj¹cego zlecenie. Jego funkcj¹ jest okre�lenie granic
samodzielno�ci agenta, st¹d te¿ zwi¹zanie wskazówkami ogranicza siê do wskazówek �uza-
sadnionych w danych okoliczno�ciach�.

U¿yty zwrot nie posiada jednak dostatecznej jasno�ci, nie jest w szczególno�ci jasny
punkt odniesienia dokonywanej oceny. Przy czym ostatecznym punktem odniesienia doko-
nywanych ocen musi byæ interes daj¹cego zlecenie, a w konsekwencji wi¹¿¹ce agenta wska-
zówki nie mog¹ wykraczaæ poza tak okre�lony zakres jego dzia³añ. Na tym tle odró¿nia siê
wskazówki �imperatywne� od �fakultatywnych� i �demonstatywnych�, tj. wi¹¿¹ce jedynie do
czasu zmiany okoliczno�ci29. Nale¿y te¿ przyj¹æ, ¿e agent powinien, maj¹c na wzglêdzie tre�æ
omawianego przepisu, powstrzymaæ siê od dzia³ania, je�li w �danych okoliczno�ciach� nie
jest ono mo¿liwe zgodnie z udzielonymi mu wskazówkami. W tej sytuacji ci¹¿y na nim obo-
wi¹zek poinformowania daj¹cego zlecenie w celu ustalenia dalszego sposobu postêpowania.

Obowi¹zek podejmowania czynno�ci potrzebnych do ochrony praw daj¹cego zlecenie
w zakresie prowadzonych spraw jest jednocze�nie ustawowym upowa¿nieniem do podejmo-
wania stosownych czynno�ci, rozszerzaj¹cym uprawnienia agenta objête domniemaniem z art.
759 k.c.30 Zasadnicze znaczenie ma okre�lenie granic realizacji przedmiotowego obowi¹zku.
Nale¿y przyj¹æ, ¿e dotyczy to w równej mierze fazy przygotowywania umowy klienta z daj¹-
cym zlecenie, jak i jej wykonania. Ponadto jednak zakres odpowiedzialno�ci agenta zawê¿a
siê do spraw prowadzonych w ramach stosunku agencji, a nie stanowi podstawy do kon-
struowania ogólniejszego obowi¹zku ochrony pozosta³ych praw daj¹cego zlecenie. W tym
zakresie stosunki miêdzy stronami uregulowane s¹ przez przepisy dotycz¹ce prowadzenia
cudzych spraw bez zlecenia (por. art. 752�757 k.c.).

Trudno jest czynno�ci takie skatalogowaæ, mo¿na tu wskazaæ jedynie przyk³adowo na
najbardziej typowe: wnoszenie reklamacji w celu realizacji uprawnieñ zwi¹zanych z wadami
towarów, gromadzenie i zabezpieczanie dowodów na rzecz daj¹cego zlecenie, sporz¹dzanie
protoko³ów szkód komunikacyjnych, wykonanie prawa zatrzymania itp. Wyra�nie wy³¹cza
siê jednak z zakresu obowi¹zków agenta czynno�ci procesowe (np. wytoczenie powództwa),
za wyj¹tkiem sytuacji, kiedy umowa agencyjna stanowi podstawê udzielenia prokury agento-
wi, co jednak budzi w pi�miennictwie w¹tpliwo�ci31.

Uchybienie objêtych omawianym przepisem obowi¹zków rodzi kontraktow¹ odpowie-
dzialno�æ odszkodowawcz¹ agenta (art. 471 i nast. k.c.).

Na daj¹cym zlecenie, podobnie jak na agencie, zasadniczo ci¹¿y obowi¹zek spe³nienia
�wiadczenia z dochowaniem nale¿ytej staranno�ci (por. art. 355 k.c.) oraz obowi¹zek lojalno-
�ci (por. art. 760 k.c.). Ponadto art. 7602 k.c., podobnie jak 7601 k.c., w sposób bezwzglêdnie
obowi¹zuj¹cy (ius cogens) reguluje dalsze obowi¹zki, stanowi¹ce uszczegó³owienie podsta-
wowych obowi¹zków daj¹cego zlecenie.

Daj¹cy zlecenie ma obowi¹zek przekazywania agentowi dokumentów i informacji potrzeb-
nych do prawid³owego wykonania zobowi¹zania. Realizacja tego obowi¹zku stanowi w isto-
cie warunek skutecznego wykonania przez agenta jego zobowi¹zañ z umowy agencyjnej.
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29 Por. T. W i � n i e w s k i, Umowa�, s. 123.
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Dotyczy to zarówno jego dzia³alno�ci bie¿¹cej, jak i d³ugoterminowej (np. informacja dotycz¹ca
wielko�ci oferowanych przez daj¹cego zlecenie towarów wyznacza zakres mo¿liwych do zawar-
cia umów z klientami). Trudno jest stworzyæ zamkniêty katalog takich dokumentów i informacji,
musi on byæ zgodny z konkretnym przedmiotem stosunku z umowy agencyjnej. Zwykle te¿
konkretne umowy zawieraj¹ postanowienia szczegó³owe w tym zakresie. W pi�miennictwie
przyjmuje siê bez zastrze¿eñ, ¿e dotyczy to dokumentów lub informacji, które s¹ niezbêdne do
prawid³owego wykonania zobowi¹zania przez agenta (np. dokument umocowania do dzia³ania
w imieniu daj¹cego zlecenie, wzorce umowne stosowane w stosunkach z klientami).

Ponadto jednak, nie bez s³uszno�ci (zw³aszcza je�li odniesie siê to do znaczenia obowi¹z-
ku lojalno�ci stron umowy agencyjnej � por. art. 760 k.c.), poszerza siê przedmiotowy obo-
wi¹zek o informacje �u¿yteczne�, które u³atwiaj¹ wykonanie zobowi¹zania przez agenta (np.
materia³y promocyjne i reklamowe). St¹d te¿ trudno sformu³owaæ katalog zamkniêty, a tytu-
³em przyk³adu wskazuje siê na dokumenty zawieraj¹ce charakterystykê oferowanych towa-
rów i us³ug, informacje o ilo�ciach towarów przeznaczonych na sprzeda¿, warunki p³atno�ci,
materia³y promocyjne, reklamowe itp.32

Obowi¹zki daj¹cego zlecenie w przedmiocie zawiadamiania o umowach z klientami zwykle
wywodzi siê z ogólniejszego obowi¹zku udzielania informacji. Dotyczy to w pierwszym rzê-
dzie zawiadomienia agenta o przyjêciu lub o odrzuceniu propozycji zawarcia umowy z klien-
tem (zwykle po zawiadomieniu daj¹cego zlecenie zgodnie z art. 7601 k.c. o mo¿liwo�ci zawarcia
takiej umowy). Bez tej informacji agent zasadniczo nie ma podstaw do podejmowania dalszych
czynno�ci, np. zawarcia umowy � je�li jest to agencja �przedstawicielska�, ewentualnie zaprze-
stania stosownych dzia³añ, je�li daj¹cy zlecenie rezygnuje z zawarcia konkretnej umowy.

W praktyce dope³nienie omawianego tu obowi¹zku przez daj¹cego zlecenie wp³ywa na
zakres odpowiedzialno�ci agenta, zw³aszcza je�li ten podejmie dzia³ania sprzeczne z otrzyma-
nymi zawiadomieniami. Dotyczy to nie tylko odpowiedzialno�ci agenta wzglêdem daj¹cego
zlecenie, ale tak¿e wzglêdem klienta (por. art. 72 § 2, art. 103 w zw. z art. 7603 k.c.).

Daj¹cy zlecenie ma obowi¹zek zawiadomienia agenta o tym, ¿e liczba lub warto�æ przed-
miotów przewidywanych do zawarcia umów bêdzie znacznie ni¿sza ni¿ ta, której agent móg³-
by siê normalnie spodziewaæ. Dostrzec w tym mo¿na stosunkowo czyteln¹ funkcjê � chodzi
o stworzenie mo¿liwo�ci dostosowania ewentualnych zmian �polityki gospodarczej� daj¹ce-
go zlecenie do dzia³alno�ci prowadzonej przez agenta; w du¿ym stopniu wynika to z profe-
sjonalnego charakteru stosunku z umowy agencji, co zdeterminowane jest konieczno�ci¹
uwzglêdniania aktualnych tendencji ekonomicznych.

Chroni to agenta przed zmianami w dzia³alno�ci daj¹cego zlecenie wp³ywaj¹cymi na jego
sytuacjê, których normalnie nie móg³ siê on spodziewaæ. Poza elementem �nieprzewidywal-
no�ci� takich zmian istotne znaczenie ma ich waga (rozmiar); ustawodawca uzale¿nia powsta-
nie obowi¹zku zawiadomienia agenta od stwierdzenia, ¿e liczba umów lub ich warto�æ bêd¹
znacznie ni¿sze. Jest to zwrot niedookre�lony, st¹d decyduj¹ce znaczenie bêd¹ mia³y okolicz-
no�ci konkretnego stosunku; nie da siê w oderwaniu od nich wprowadziæ sztywnych ram
w postaci wielko�ci oznaczonej liczbowo, procentowo lub stosunkowo.

Wynika to z tego, ¿e agencja jest stosunkiem o szerokim zastosowaniu przedmiotowym,
st¹d mo¿e dotyczyæ ró¿nych rodzajów dzia³alno�ci. Ponadto znaczenie ma perspektywa cza-
sowa wynikaj¹ca z trwa³o�ci stosunku z umowy agencji, si³¹ rzeczy tendencje ekonomiczne

Julian Jezioro

32 Por. ibidem, s. 527, tak¿e T. W i � n i e w s k i, Umowa�, s. 132, L. O g i e g ³ o [w:] Kodeks cywil-
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ujawniaj¹ siê w pewnym okresie. Punktem odniesienia dla ocen musz¹ byæ realia w ten
sposób wyspecyfikowane. Nie ma te¿ przeszkód, aby kwestia ta zosta³a wyra�nie przez stro-
ny okre�lona poprzez odwo³anie siê do skonkretyzowanych liczbowo parametrów.

W odniesieniu do obowi¹zku zawiadomieñ dotycz¹cych umów ustawodawca nakazuje
dokonaæ takich zawiadomieñ w �rozs¹dnym czasie�. Okre�lenie to przejête zosta³o do pol-
skiego prawa w wyniku dostosowania go do uregulowania Unii Europejskiej, st¹d te¿ nie ma
szerszej literatury ani praktyki dotycz¹cej jego znaczenia33. Przyjmuje siê, ¿e nie jest to rów-
noznaczne z obowi¹zkiem natychmiastowego dzia³ania; oznacza czas pozwalaj¹cy w normal-
nym toku czynno�ci na przygotowanie zestawienia podstaw koniecznej informacji,
sformu³owania zawiadomienia odpowiedniej tre�ci i przekazania jej agentowi34. Zgodnie z tym
pogl¹dem wyznaczaj¹ go ramy czasowe obejmuj¹ce dla daj¹cego zlecenie �czas konieczny
do powziêcia wiadomo�ci i dokonania oceny, ¿e liczba lub warto�æ umów bêd¹ znacznie
ni¿sze od spodziewanych�, a dla agenta � �czas, w którym informacje o tym, ¿e umów bêdzie
znacznie mniej (lub o znacznie ni¿szej warto�ci), bêd¹ dla agenta gospodarczo u¿yteczne�35.

7. �wiadczenie wyrównawcze

�wiadczenie wyrównawcze nale¿ne agentowi zosta³o uregulowane w art. 7643 k.c., prze-
pis ten ma charakter semiimperatywny (por. art. 7645 k.c.). Zasadnicz¹ podstaw¹ ¿¹dania
zap³aty tego dodatkowego wynagrodzenia s¹ wzglêdy s³uszno�ci � jest to bardzo wyj¹tkowa
podstawa nabycia uprawnieñ obligacyjnych; w istocie mamy tu do czynienia z klauzul¹
generaln¹, która prowadzi do wzrostu znaczenia orzecznictwa w zakresie realizacji przedmio-
towego roszczenia.

Czytelnym celem wprowadzenia tej instytucji jest wzmo¿enie ochrony interesów agenta
jako strony stosunku z umowy agencyjnej, przy stworzeniu ram pozwalaj¹cych na znacz¹cy
zakres oceny konkretnej sprawy przez organ orzekaj¹cy. Instytucja ma mu zapewniæ partycy-
pacjê w korzy�ciach osi¹ganych przez daj¹cego zlecenie po wyga�niêciu umowy, które jed-
nak maj¹ swoje �ród³o w dzia³alno�ci agenta, jako wynik pozyskania klienteli i innych
elementów wp³ywaj¹cych na wzrost warto�ci przedsiêbiorstwa daj¹cego zlecenie36.

Mo¿na w tym miejscu dodaæ, ¿e nie jest to te¿ roszczenie o wynagrodzenie ani o zaopa-
trzenie, nie jest to roszczenie z tytu³u bezpodstawnego wzbogacenia; nale¿y je traktowaæ
jako samoistne roszczenie przys³uguj¹ce agentowi ex lege37.

Pierwotnym warunkiem nabycia �wiadczenia wyrównawczego jest fakt rozwi¹zania umo-
wy agencyjnej, ponadto kumulatywnie musz¹ zaj�æ dalsze przes³anki pozytywne: pozyskanie
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33 W omawianym tu zakresie podstawowe znaczenie maj¹ postanowienia dyrektywy Rady EWG
Nr 86/653 w sprawie harmonizacji praw pañstw cz³onkowskich dotycz¹cych niezale¿nych agentów
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34 Tak E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 531.
35 Por. L. O g i e g ³ o [w:] Kodeks cywilny�, s. 405.
36 Por. m. in. E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 549�550.
37 Por. ibidem, s. 550 oraz powo³an¹ tam literaturê.
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przez agenta w trakcie trwania stosunku agencji nowych klientów lub doprowadzenie w tym
czasie do istotnego wzrostu obrotów z dotychczasowymi klientami, czerpanie przez daj¹cego
zlecenie po rozwi¹zaniu umowy agencyjnej znacznych korzy�ci z umów z takimi klientami,
stwierdzenie, ¿e wzglêdy s³uszno�ci we wszystkich okoliczno�ciach (zw³aszcza wobec utraty
przez agenta prowizji od umów z takimi klientami) uzasadniaj¹ przyznanie takiego roszczenia.
Ciê¿ar dowodu tych okoliczno�ci obci¹¿a agenta (art. 6 k.c.). Uprawnienie to jednak nie
powstanie, je�li zajd¹ przes³anki negatywne z art. 7644 k.c.; odpowiednio w tym zakresie
ciê¿ar dowodu spoczywa na daj¹cym zlecenie.

Uprawnieni do �wiadczenia wyrównawczego nie nabywaj¹ tego prawa automatycznie
w postaci roszczenia � wymagane jest zg³oszenie stosownego ¿¹dania w ci¹gu roku od
rozwi¹zania umowy. Jest to swoisty akt staranno�ci warunkuj¹cy nabycie roszczenia o �wiad-
czenie wyrównawcze. Termin, który ogranicza mo¿liwo�æ zg³oszenia takiego ¿¹dania, jest
terminem zawitym.

Zasadniczo przepis nie okre�la zasad ustalania wysoko�ci �wiadczenia wyrównawcze-
go � a jedynie jego górn¹ granicê; w praktyce oznacza to, ¿e nie mo¿e byæ traktowany jako
podstawa do takich ustaleñ. �wiadczenie wyrównawcze nie mo¿e przekroczyæ wysoko�ci
wynagrodzenia agenta za jeden rok, obliczonego na podstawie �redniego rocznego wyna-
grodzenia uzyskanego w okresie ostatnich piêciu lat; je¿eli umowa agencyjna trwa³a krócej
ni¿ piêæ lat, wynagrodzenie to oblicza siê z uwzglêdnieniem �redniej z ca³ego okresu jej
trwania.

Przepis art. 7644 k.c. ma charakter semiimperatywny (por. art. 7645 k.c.), okre�la okoliczno-
�ci wy³¹czaj¹ce �wiadczenie odszkodowawcze:

a) daj¹cy zlecenie wypowiedzia³ umowê na skutek okoliczno�ci, za które odpowiedzial-
no�æ ponosi agent, usprawiedliwiaj¹cych wypowiedzenie umowy bez zachowania terminów
wypowiedzenia;

b) agent wypowiedzia³ umowê, chyba ¿e wypowiedzenie jest uzasadnione okoliczno�cia-
mi, za które odpowiada daj¹cy zlecenie, albo jest usprawiedliwione wiekiem, u³omno�ci¹ lub
chorob¹ agenta, a wzglêdy s³uszno�ci nie pozwalaj¹ domagaæ siê od niego dalszego wyko-
nywania czynno�ci agenta;

c) agent za zgod¹ daj¹cego zlecenie przeniós³ na inn¹ osobê swoje prawa i obowi¹zki
wynikaj¹ce z umowy (jest to tzw. �przekazanie portfela�).

Pierwszy z wymienionych tu przypadków wi¹¿e siê ze sposobem rozwi¹zania umowy
agencyjnej � rozwi¹zanie umowy jest nastêpstwem okoliczno�ci, które uzasadniaj¹ wypowie-
dzenie w trybie art. 7642 k.c.; co wiêcej, s¹ to okoliczno�ci, za które agent ponosi odpowie-
dzialno�æ (zawinione przez niego). Nie ma tu jednak znaczenia, czy daj¹cy zlecenie skorzysta³
wcze�niej z mo¿liwo�ci rozwi¹zania umowy bez zachowania terminów wypowiedzenia, czy te¿
rozwi¹zanie nast¹pi³o w �zwyk³ym� trybie. W¹tpliwo�ci mog¹ dotyczyæ sytuacji, kiedy przy
spe³nieniu wskazanej tu przes³anki strony rozwi¹za³y umowê porozumieniem przed jej usta-
niem w wyniku up³ywu terminów przedawnienia; mo¿na bowiem takie porozumienie trakto-
waæ jako rezygnacjê z mo¿liwo�ci skorzystania z negatywnej przes³anki nabycia prawa do
�wiadczenia wyrównawczego przez daj¹cego zlecenie. Ponadto uchylenie siê od umownie
zastrze¿onej mo¿liwo�ci przed³u¿enia umowy agencyjnej zawartej na czas oznaczony z przy-
czyn objêtych uregulowaniem art. 7644 k.c. nale¿y traktowaæ jak wypowiedzenie dokonane
przez daj¹cego zlecenie38.
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38 Por. te¿ T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 442.
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Ze sposobem rozwi¹zania umowy agencyjnej wi¹¿e siê tak¿e drugi z powo³anych wy¿ej
przypadków � wypowiedzenie umowy przez agenta. Przy czym sytuacja tutaj ulega odwróce-
niu � przyczyna wypowiedzenia obci¹¿a daj¹cego zlecenie i to w oderwaniu od okoliczno�ci
z art. 7642 k.c. Ponadto wypowiedzenie agenta wi¹¿e siê jego stanem zdolno�ci do wykony-
wania obowi¹zków tej strony � usprawiedliwionym wiekiem (np. osi¹gniêciem wieku emery-
talnego), u³omno�ci¹ lub chorob¹ agenta. W tym ostatnim zakresie skonkretyzowane oceny
mog¹ okazaæ siê bardzo trudne ze wzglêdu na element subiektywnych odczuæ agenta, st¹d
zapewne powi¹zanie ich z wzglêdami s³uszno�ci, co w praktyce pozostawia ostateczn¹ ocenê
organowi orzekaj¹cemu.

Ostatni przypadek wy³¹czaj¹cy nabycie prawa do �wiadczenia wyrównawczego wi¹¿e siê
z przej�ciem praw i obowi¹zków agenta na inny podmiot, co zdaje siê w sposób oczywisty
uzasadniaæ przyjête przez ustawodawcê rozwi¹zanie � zmieni³ siê te¿ podmiot uprawniony do
objêtego ochron¹ prawn¹ wynagrodzenia. Wydaje siê, ¿e najistotniejszym elementem jest tu
uzyskanie uprzedniej zgody daj¹cego zlecenie.

8. Ograniczenie dzia³alno�ci konkurencyjnej agenta

Zasady ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej agenta w okresie po rozwi¹zaniu umo-
wy agencyjnej uregulowane zosta³y w art. 7646 k.c. Uregulowanie kodeksowe nale¿y trakto-
waæ jako uzupe³nienie uregulowania ustawy z 16 kwietnia 1993 r. o zwalczaniu nieuczciwej
konkurencji39 (tak¿e innych przepisów dotycz¹cych ochrony konkurencji). Wskazuje siê
w szczególno�ci na odmienne funkcje � komentowany przepis ma na celu ochronê agenta,
okre�laj¹c w sposób bezwzglêdnie obowi¹zuj¹cy (ius cogens) wymogi klauzuli ograniczaj¹-
cej konkurencjê tej strony, natomiast przepisy ustawy z 16 kwietnia 1993 r. maj¹ na celu
ochronê szerszego interesu publicznego, przedsiêbiorcy, klienta, konsumenta; ponadto s¹
wi¹¿¹ce tak¿e w czasie trwania stosunku z umowy agencji40.

Ograniczenie dzia³alno�ci konkurencyjnej mo¿e byæ wynikiem odrêbnego pisemnego po-
rozumienia albo wprowadzenia do tre�ci umowy agencyjnej stosownej klauzuli41. Ogranicze-
nie takie jest wa¿ne, je¿eli dotyczy grupy klientów lub obszaru geograficznego objêtych
dzia³alno�ci¹ agenta oraz rodzaju towarów lub us³ug stanowi¹cych przedmiot umowy; w tym
zakresie zasada ta ma charakter imperatywny.

W praktyce celowe jest bardziej szczegó³owe sprecyzowanie objêtych ograniczeniem przy-
padków dzia³alno�ci konkurencyjnej, tym bardziej, ¿e sam ustawodawca nie wprowadzi³ anali-
tycznej definicji tego pojêcia ani nie wskaza³ wyra�nie przyk³adów takich dzia³añ. Aktualnie
dominuje opinia, ¿e ocena konkretnego dzia³ania z punku widzenia naruszenia klauzuli ograni-
czaj¹cej dzia³alno�æ konkurencyjn¹ wymaga oceny uwzglêdniaj¹cej kryteria obiektywne42.

Ograniczenie dzia³alno�ci konkurencyjnej nie mo¿e byæ zastrze¿one na okres d³u¿szy ni¿
dwa lata od rozwi¹zania umowy; na tle tego uregulowania przyjmuje siê te¿, ¿e termin ogra-
niczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej jest elementem przedmiotowo istotnym (essentiala ne-
gotii), st¹d te¿ w braku jego oznaczenia ograniczenie konkurencji nie dochodzi do skutku;
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39 Tekst jednolity: Dz. U. z 2003 r., Nr 153, poz. 1503 ze zm.
40 Por. E. R o t t - P i e t r z y k [w:] System�, s. 554.
41 Rygor ad solemnitatem zosta³ tu zastrze¿ony wyra�nie w interesie agenta; por. te¿ 7647 i 7648 k.c.
42 Por. wyrok SN z 24.2.1998 r., I PKN 535/97, OSP 1999, Nr 5, poz. 100.
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w szczególno�ci wy³¹cza siê tu mo¿liwo�æ konwersji i utrzymanie stosownej klauzuli z termi-
nem dwóch lat43.

Zasadniczym skutkiem ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej jest powstanie po stro-
nie daj¹cego zlecenie obowi¹zku wyp³acania agentowi odpowiedniej sumy pieniê¿nej w cza-
sie jego trwania. Wysoko�æ tej kwoty mo¿e byæ okre�lona w umowie, je�li tak siê nie stanie,
nale¿y siê suma w wysoko�ci odpowiedniej do korzy�ci osi¹gniêtych przez daj¹cego zlece-
nie na skutek ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej oraz utraconych z tego powodu mo¿-
liwo�ci zarobkowych agenta. W praktyce zasadne jest ustalenie czêstotliwo�ci wyp³acania
takich kwot, mo¿na dopu�ciæ te¿ wyp³atê jednorazow¹. Ponadto jednak strony mog¹ umow-
nie wy³¹czyæ skutek w postaci obowi¹zku wyp³acania agentowi odpowiedniej sumy pieniê¿-
nej, a dodatkowo zobowi¹zanie takie nie powstanie, je�li umowa agencyjna zosta³a rozwi¹zana
na skutek okoliczno�ci, za które agent ponosi odpowiedzialno�æ.

Oznacza to, ¿e odp³atno�æ nie jest elementem przedmiotowo istotnym klauzuli ogranicza-
j¹cej konkurencjê, aczkolwiek w razie w¹tpliwo�ci nale¿y przyj¹æ, ¿e agent nabywa prawo do
przedmiotowego wynagrodzenia w wysoko�ci ustalonej zgodnie z przedstawionymi wy¿ej
zasadami (por. te¿ art. 7647 k.c.).

W koñcu te¿ brak jest przeszkód, aby strony wprowadzi³y okre�lone w sposób �cis³y
ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej agenta ju¿ w okresie obowi¹zywania umowy, a wiêc
w szerszym zakresie ni¿ to reguluje komentowany przepis; przy czym zwykle bêdzie to o tyle
zbêdne, ¿e ze wzglêdu na kszta³t prawny ogólnych obowi¹zków agenta (por. zw³aszcza art.
760 k.c.) dzia³alno�æ taka bez dodatkowych klauzul umownych bêdzie wy³¹czona. Praktyczne
znaczenie takiego porozumienia wi¹zaæ nale¿y z mo¿liwo�ci¹ okre�lenia �cis³ych granic takiej
dzia³alno�ci, a w efekcie usuniêcia ewentualnej podstawy sporów, co s³u¿y pewno�ci i trwa-
³o�ci stosunku z umowy agencyjnej.

Przepis art. 7647 k.c. dopuszcza mo¿liwo�æ odwo³ania ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyj-
nej przez daj¹cego zlecenie, przyznaj¹c w tym zakresie temu podmiotowi uprawnienie kszta³tuj¹-
ce. Jest to mo¿liwe do dnia rozwi¹zania umowy agencyjnej. Odwo³anie takie wymaga dochowania
formy pisemnej pod rygorem niewa¿no�ci (ad solemnitatem). Na skutek odwo³ania ograniczenia
dzia³alno�ci konkurencyjnej daj¹cy zlecenie jest zwolniony od obowi¹zku wyp³acania agentowi
wynagrodzenia z tego tytu³u za okres d³u¿szy ni¿ sze�æ miesiêcy od chwili odwo³ania, w czym
nale¿y trafnie postrzegaæ zasadniczy sens normatywnego kszta³tu tej instytucji44.

Jednak z drugiej strony na agencie od chwili rozwi¹zania umowy, a wiêc w pewnych
sytuacjach przed up³ywem terminu sze�ciomiesiêcznego, w którym nale¿y mu siê wynagro-
dzenie, nie ci¹¿¹ ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej, co mo¿e �wiadczyæ o znacz¹cej
preferencji przez ustawodawcê interesów tej ostatniej strony45.

W pi�miennictwie rozwa¿a siê te¿ kwestiê dopuszczalno�ci miarkowania (stosunkowego
zmniejszenia) wynagrodzenia agenta w sytuacji, kiedy rozwi¹zanie umowy agencyjnej nast¹-
pi przed ustaniem obowi¹zku wyp³aty takich kwot tytu³em ograniczenia dzia³alno�ci konku-
rencyjnej. Dopuszcza siê w tym zakresie stosowanie pomocniczo zasad z art. 7646 § 4 oraz
z art. 3571 k.c.46
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43 Por. L. O g i e g ³ o [w:] Kodeks cywilny�, s. 187 oraz podobnie T. W i � n i e w s k i, Umowa�,
s. 424.

44 Por. T. W i � n i e w s k i [w:] Komentarz�, s. 4451� 452.
45 Por. E. R o t t - P i e t r z y k, Umowa�, s. 244; T. W i � n i e w s k i, Umowa�, s. 195 i nast.
46 Por. T. Wi�niewski, Komentarz�, s, 452.
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Agent mo¿e uwolniæ siê od obowi¹zku przestrzegania ograniczenia dzia³alno�ci konku-
rencyjnej. Jest to mo¿liwe, je�li agent wypowiedzia³ umowê na skutek okoliczno�ci, za które
odpowiedzialno�æ ponosi daj¹cy zlecenie. Odpada wtedy podstawa uzasadniaj¹ca ochronê
interesów daj¹cego zlecenie.

Jednak samo wypowiedzenie umowy nie zwalnia �automatycznie� agenta od obowi¹zku
ograniczenia dzia³alno�ci konkurencyjnej47. St¹d te¿ realizacja tego uprawnienia ( jest to pra-
wo kszta³tuj¹ce) wymaga z³o¿enia stosownego o�wiadczenia woli, co musi nast¹piæ przed
up³ywem miesi¹ca od dnia wypowiedzenia umowy, na pi�mie (pod rygorem ad probatio-
nem). Termin ten jest terminem zawitym. Dotyczy to w równej mierze wypowiedzenia z zacho-
waniem terminów wypowiedzenia, jak bez zachowania tych terminów48.

ABSTRACT

Agency agreement in Civil Code regulation
Part 2

Chosen elements of legal situation of parties of agency agreement

Basic form of agents remuneration is commission. Commission is one of many
possible ways of determining agents remuneration and it applies in the situation of
lack of any specification of that matter by parties thereto. Forms of remuneration are
not limited by the legislator. Apart from commission a lump-sum fee is also widely
used.

It is accepted that commission depends on the results of the agreement � it is a
sum of money defined by a percentage of number or value of concluded agreements.
Two ways of defining the commission are admitted y the legislator.

Present regulation of agent agreement allows additional del credere commission to
be stipulated in the agreement. The idea of such stipulation is that agent accepts � in
exchange for remuneration � to certain extent liability for execution of the agreement
by the client. Moreover it is about the risk not the consequence of actual occurrence
of such liability. Del credere obligation is limited only to a certain agreement or
agreements commenced with certain client. Character of this obligation is widely di-
scussed but usually it is said to be of indemnifying character.

Loyalty rule of the parties of the agent agreement results from regulation of
mandatory character (iuris cogentis). This obligation is connected with basic characte-
ristic of agent agreement � stability and granted authorization. Present regulation
indicates that legislators aim was to differentiate agent agreement from others therefore
this obligation became the supreme one.

Civil Code regulation is to increase protection of agent's interests as a party o fan
agent agreement.

Civil Code regulation on limitating competitive actions of agent in a period after
expiration of the agreement should be treated as a completion of regulation of an Act
from 16 April 1993 on elimination of unfair competition (and other provisions on this
subject) � its purpose is to protect agent.
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Pawe³ Kobes

Politoksykomania
jako przejaw demoralizacji nieletnich

ABSTRAKT

W Polsce coraz czê�ciej dyskutuje siê o zmianie systemu prawnego w zakresie
postêpowania z nieletnimi. Ministerstwo Sprawiedliwo�ci przygotowa³o w tym ob-
szarze nowy projekt. Jednak¿e na gruncie tej dyskusji nie nale¿y zapominaæ o alkoholu
i narkotykach jako determinantach demoralizacji nieletnich. Nale¿y przy tym uwzglêdniæ
fakt, ¿e swoje kariery przestêpcze rozpoczynaj¹ coraz m³odsi nieletni. Jednocze�nie
bardzo czêsto tacy nieletni s¹ pod wp³ywem dzia³ania alkoholu lub narkotyków, a co
za tym idzie, du¿a liczba czynów karalnych, jak równie¿ przejawów demoralizacji
jest spowodowana przez alkohol i narkotyki.

Wstêp

Problem zjawiska demoralizacji nieletnich stanowi jeden z najpowa¿niejszych problemów
spo³ecznych z uwagi na swoj¹ z³o¿on¹ specyfikê, poniewa¿ bardzo czêsto nieakceptowane
zachowania nieletnich s¹ wypadkow¹ oddzia³ywania na nich ze strony rodziców, szko³y oraz
grupy rówie�niczej. Dodatkow¹ trudno�æ w przeciwdzia³aniu demoralizacji nieletnich jest
fakt, i¿ nieletni w coraz m³odszym wieku wykazuj¹ przejawy tego zjawiska.

Niniejszy artyku³ stanowi próbê pochylenia siê nad zjawiskiem problemu alkoholizowania
siê nieletnich i za¿ywania narkotyków, a tak¿e ich ³¹czenia, co stanowi pewne novum z punk-
tu widzenia etiologii przestêpczej nieletnich.

Zgodnie z art. 4 § 1 ustawy o postêpowaniu w sprawach nieletnich (dalej u.p.n.) jednym
z przejawów �wiadcz¹cych o demoralizacji nieletniego jest u¿ywanie alkoholu lub innych
�rodków w celu wprowadzenia siê w stan odurzenia. Przyjêcie takiej regulacji zosta³o podyk-
towane kilkoma czynnikami. Pierwszym jest to, ¿e alkohol wp³ywa negatywnie na rozwój
m³odego cz³owieka, który znajduje siê w fazie dojrzewania psycho-spo³ecznego. Po wtóre
alkohol stanowi czêsto �ród³o zachowañ spo³ecznie nagannych, a czêsto przestêpnych. Trzeba
tak¿e mieæ na uwadze fakt, ¿e w bardzo wielu przypadkach alkohol króluje w rodzinach
niewydolnych wychowawczo i patologicznych.

W kontek�cie spo¿ywania alkoholu przez nieletnich nie sposób nie zgodziæ siê ze stano-
wiskiem A. Gaberle, który twierdzi, ¿e z uwagi na fakt, i¿ alkohol nie jest �rodkiem zakazanym,
prawid³owo funkcjonuj¹ca rodzina mo¿e zapoznaæ nieletniego ze spo³ecznie akceptowalnymi
regu³ami jego spo¿ywania. Jednocze�nie, jak s³usznie zauwa¿a autor, spo¿ywanie alkoholu
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przez nieletnich winno byæ oceniane z punktu widzenia wieku, tj. im ni¿szy wiek nieletniego,
tym kryteria oceny winny byæ ostrzejsze, a podawanie alkoholu nieletnim poni¿ej 10. roku
¿ycia nawet w niewielkiej ilo�ci stwarza zagro¿enie demoralizacj¹1.

Obecnie wydaje siê, ¿e zagro¿enie alkoholizmem nieletnich jest wiêksze ni¿ w minionym
systemie spo³eczno-gospodarczym, gdy¿ czynnikiem determinuj¹cym wzrost spo¿ycia alko-
holu sta³a siê � oprócz tradycji kulturowych i obyczajowych polskiego spo³eczeñstwa oraz
cech osobowo�ciowych dorastaj¹cej m³odzie¿y � równie¿ sytuacja ogólnospo³eczna przeja-
wiaj¹ca siê m.in. w tym, ¿e poprzez liberalizacjê handlu dostêp do alkoholu sta³ siê ³atwiej-
szy2, a tak¿e przez takie zjawiska jak bezrobocie, pogorszenie sytuacji materialnej wielu rodzin
i zwi¹zana z tym ich frustracja.

Pochylaj¹c siê nad problemem spo¿ywania alkoholu przez nieletnich, nale¿y przypomnieæ
zjawisko wystêpowania problemu alkoholowego w rodzinach, w których wzrastaj¹ nieletni.
Otó¿ przeprowadzone badania wskazuj¹, ¿e rodzice z problemem alkoholowym bardzo czêsto
zaniedbuj¹ swoje dzieci, które niejednokrotnie ¿yj¹ w atmosferze zagro¿enia, nieustannych
konfliktów miêdzy rodzicami, awantur wywo³ywanych przez stopniowe zmiany psychiczne �
zaburzenia osobowo�ci. W rodzinach z problemem alkoholowym czêsto wystêpuje zjawisko
zanikania wiêzi uczuciowych, co powoduje u dzieci frustracjê3.

1. �rodowiskowe uwarunkowania zjawiska alkoholizmu

Jednym z powodów alkoholizowania siê nieletnich jest w³a�nie �rodowisko rodzinne. Jak
wskazuj¹ specjali�ci, w�ród dzieci w rodzinie alkoholowej mo¿na wyró¿niæ piêæ obronnych
wzorców ich funkcjonowania. Jednym z nich jest tzw. �zagubione dziecko�, czyli kto�, kogo
w³a�ciwie nie ma, które wycofuje siê w swój w³asny �wiat fantazji, marzeñ. Takie dzieci nie
sprawiaj¹ ¿adnych k³opotów wychowawczych. Konsekwencj¹ tego s¹ trudno�ci w nawi¹zy-
waniu kontaktów interpersonalnych, odruchy ucieczki od sytuacji trudnych. Trudno�æ kon-
taktowania siê z rzeczywisto�ci¹ i bój, jaki temu towarzyszy, mog¹ wyzwoliæ sposoby
odrywania siê od rzeczywisto�ci i �znieczulania� siê wobec przykrych sytuacji. Dzieje siê to
najczê�ciej m.in. poprzez alkohol4. Badania wskazuj¹ równie¿, ¿e aprobata � choæ niezbyt
liczna � dla spo¿ywania alkoholu wyra¿ona przez dzieci ma swoje podstawy w braku pe³nego
u�wiadomienia zale¿no�ci pomiêdzy piciem alkoholu przez ojca, degradacj¹ bytow¹ rodziny
oraz niekorzystn¹ atmosfer¹ wychowawcz¹. Poza tym istotny wp³yw na spo¿ywanie alkoho-
lu przez nieletnich ma wysoko�æ czêstotliwo�ci bójek i awantur, obni¿aj¹ca w du¿ym stopniu
wra¿liwo�æ dziecka na nienormaln¹ sytuacjê wychowawcz¹. Oprócz tego wyniki badañ poka-
za³y, ¿e wysoka czêstotliwo�æ picia alkoholu w domach powoduje swoiste �przyzwyczajenie�
dziecka do okre�lonego trybu ¿ycia jego rodziców. Nie bez znaczenia pozostaje równie¿ fakt

1 A. G a b e r l e, M. K o r c y l - Wo l s k a, Komentarz do ustawy o postêpowaniu w sprawach nielet-
nich, Gdañsk 2002, s. 35.

2 B. U r b a n, Zachowania dewiacyjne m³odzie¿y, Kraków 2000, s. 93.
3 H. M a r c z a k, Dzieci z rodzin dotkniêtych alkoholizmem, ich sytuacja psychiczna i formy pomocy

[w:] M³odzie¿ a wspó³czesne dewiacje i patologie spo³eczne, red. S. K a w u l a,  H. M a c h e l, Toruñ 2000,
s. 137.

4 A. S z t a j n e r, Dziecko w rodzinie z problemem alkoholowym, �Problemy Alkoholizmu� 1994,
nr 6, s. 3.
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biernego stosunku matki do faktu picia alkoholu przez mê¿a, a niekiedy wspó³uczestnictwo
w libacjach alkoholowych5. Rodzice mog¹ stanowiæ równie¿ negatywny wzorzec radzenia
sobie z problemami dnia codziennego poprzez uciekanie siê do alkoholu jako �z³otego �rod-
ka� w ich rozwi¹zywaniu6.

Alkoholizowaniu siê nieletnich sprzyja rodzina i towarzystwo, w którym oni przebywaj¹.
Poza tym nale¿y odnotowaæ nisk¹ �wiadomo�æ w spo³eczeñstwie bezprawno�ci, jak¹ jest
rozpijanie nieletnich przez rodziców, opiekunów7.

Równie czêsto przyczyn¹ spo¿ywania alkoholu jest brak mechanizmów kontrolnych u nie-
letnich, które nie zosta³y wypracowane przez rodziców lub opiekunów. Przez to nieletni nie
maj¹ nawyku rozs¹dnego podej�cia do alkoholu. Czêsto ich motywacja do spo¿ywania alko-
holu zwi¹zana jest z chêci¹ spróbowania czego� nowego, ryzykiem, zabaw¹, chêci¹ poczucia
siê doros³ym, d¹¿no�ci¹ przynale¿no�ci do grupy8.

Z badañ przeprowadzonych przez T. So³tysik i J. M¹ki wynika, ¿e mo¿na wyodrêbniæ trzy
grupy przyczyn spo¿ywania alkoholu przez nieletnich. Pierwsza grupa to przyczyny maj¹ce
okre�lone pod³o¿e psychiczne, do których nale¿y zaliczyæ mo¿liwo�æ odreagowania napiêæ
psychicznych w czasie picia alkoholu. Druga grupa przyczyn tkwi w uwarunkowaniach psy-
chospo³ecznych. Nale¿y tu wymieniæ choæby chêæ zaimponowania, dorównania kolegom,
sposób udowodnienia doros³o�ci oraz mo¿no�æ ¿ycia �na luzie� w tych trudnych i skompli-
kowanych warunkach spo³ecznych. Natomiast trzecia grupa to przyczyny maj¹ce uwarunko-
wania spo³eczno-kulturowe. Autorzy badañ eksponuj¹ równie¿ jako przyczynê alkoholizowania
siê nieletnich sposób spêdzania wolnego czasu i ucieczkê przed nud¹. To ostanie zagadnie-
nie zdaniem badaczy ma dwa aspekty. Pierwszy wi¹¿e siê z na�ladowaniem wzorców z otocze-
nia, z aprobat¹ obiegowej opinii, ¿e, picie alkoholu stanowi warunek sine qua non dobrej
zabawy. Natomiast drugi aspekt siêgania w czasie wolnym po alkohol sprowadza siê do tego,
¿e zdaniem badanych to czêsto jedyna forma rozrywki oraz naj³atwiejszy sposób spêdzania
wolnego czasu9. Warto w tym miejscu przytoczyæ wyniki badañ, w których zaobserwowano
u m³odzie¿y wzrost potrzeb seksualnych pod wp³ywem alkoholu, dodanie sobie odwagi w rela-
cjach seksualnych, na zasadzie �nie ma brzydkich dziewczyn, tylko za ma³o wina�10.

Wa¿nym zjawiskiem spo¿ywania alkoholu przez nieletnich jest to, na co wskazuj¹ liczne
badania, i¿ w znacznej mierze pierwsze kontakty z alkoholem nieletni maj¹ w domu rodzin-
nym. Czêsto nieletni pij¹ alkohol razem z rodzicami11. Od wielu lat odnotowuje siê równie¿

5 E. M u r y n o w i c z - H e t k a, Diagnoza rodzin z problemem alkoholowym [w:] Rodzina z proble-
mem alkoholowym. Profilaktyka. Przemoc, red. J. L e p a l c z y k, £ód� 1998, s. 42

6 T. We n t l a n d, M³odzie¿ szkó³ �rednich Gdañska i alkohol [w:] M³odzie¿ a wspó³czesne dewia-
cje�, s. 127.

7 W. B u g a j n y, �Parasol� Temidy nad trze�wo�ci¹ najm³odszych, �Problemy Alkoholizmu� 1998,
nr 3, s. 18�19.

8 D. J. W i l m e s, Nie alkoholowi i narkotykom, Gdañsk 2002, s. 26 i nast.
9 T. S o ³ t y s i a k,  I. B u d r e w i c z, Spo¿ywanie alkoholu a czas wolny m³odzie¿y, �Problemy Alkoho-

lizmu� 1994, nr 3, s. 5.
10 J. J a g i e ³ a, Alkohol i seks (Sonda¿ opinii m³odzie¿y na temat zwi¹zku alkoholu z seksem), �Pro-

blemy Alkoholizmu� 1995, nr 7, s. 3�4.
11 A. Z a w a d a, Alkoholizowanie siê m³odzie¿y szkó³ podstawowych w �rodowisku wielkomiejskim.

Czê�æ II, �Problemy Alkoholizmu� 1994, nr 6, s. 2.; por. tak¿e: idem, Alkoholizowanie siê m³odzie¿y
szkó³ podstawowych w �rodowisku wielkomiejskim. Czê�æ I, �Problemy Alkoholizmu� 1994, nr 5, s. 1
i nast.
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spadek wieku nieletnich, którzy pierwszy raz maj¹ kontakt z alkoholem. Coraz czê�ciej spoty-
ka siê pijanych 7�9-latków12. Czêsto obni¿aniu siê wieku inicjacji alkoholowej towarzyszy
przyspieszony proces uzale¿nienia, z czym zwi¹zane jest równomierne zwiêkszanie czêsto�ci
i ilo�ci spo¿ywanego alkoholu13.

Jak wynika z obserwacji, nie wszyscy pij¹cy musz¹ staæ siê alkoholikami, jednak¿e istnie-
je du¿e zagro¿enie uzale¿nienia psychicznego i fizycznego. Psychologiczna zale¿no�æ od
alkoholu to wyuczony sposób u¿ywania alkoholu w pewnych sytuacjach wywo³uj¹cych
napiêcia psychiczne. Alkohol staje siê wówczas �t³umikiem� ³agodz¹cym owe objawy. Uza-
le¿nieniu psychicznemu sprzyjaj¹ pewne uwarunkowania genetyczne, biologiczne i psycho-
logiczne. Natomiast stan zale¿no�ci fizycznej od alkoholu rozwija siê przy czêstym piciu
du¿ych ilo�ci przez d³u¿szy okres czasu. Charakteryzuje siê on wzrostem tolerancji alkoholo-
wej (chory mo¿e wypiæ jego wiêksze ilo�ci), a przejawia siê tzw. zespo³em odstawienia alko-
holu, zwanym te¿ zespo³em abstynenckim (popularnie mówi¹c: kacem)14.

Uzale¿nienie psychiczne pocz¹tkowo przejawia siê popêdem o charakterze obsesyjnym.
Uzale¿nienie to charakteryzuje siê silnym pragnieniem, po¿¹daniem alkoholu, wystêpowa-
niem natrêtnych my�li o potrzebie jego spo¿ycia, uporczywym nawracaniu wspomnieñ o przy-
jemnych chwilach podczas picia, istnieniem motywacji szukania okazji do picia15.

2. Spo¿ywanie alkoholu a przestêpczo�æ nieletnich

Skutkiem spo¿ywania alkoholu przez nieletnich mo¿e byæ nie tylko uzale¿nienie od niego,
ale tak¿e pope³nianie czynów karalnych. Zdaniem A. Ratajczaka, istnieje nierozerwalny zwi¹-
zek pomiêdzy przestêpczo�ci¹ a spo¿ywaniem alkoholu. W�ród przestêpców, w szczególno-
�ci w�ród recydywistów, odnotowuje siê na³ogowych i przewlek³ych alkoholików16. Ten sam
autor, powo³uj¹c siê na przeprowadzone badania, wskazuje, ¿e oprócz spo¿ywania napojów
alkoholowych przez sam¹ m³odzie¿ nie mniejsz¹ rolê w wej�ciu ich na drogê przestêpcz¹
odgrywa równie¿ alkoholizm w ich najbli¿szym �rodowisku, a przede wszystkim w rodzinie17.

Z punktu widzenia farmakologii alkohol jest trucizn¹ narkotyczn¹ o�rodkowego uk³adu
nerwowego18. Dlatego w opinii psychiatrów s¹dowych i specjalistów medycyny s¹dowej
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12 E. C z a r n o t a, Narkotyk dla wszystkich � alkohol, �Problemy Alkoholizmu� 2000, nr 3, s. 13; por.
tak¿e: J. � l e d z i o n o w s k i, Alkoholizm w�ród dzieci i m³odzie¿y wezwaniem dla rodziców i wycho-
wawców, �Problemy Alkoholizmu� 1998, nr 2, s. 15.

13 E. M. A r a n o w s k a, J. B. S ³ a w i ñ s k a, Rozpowszechnianie u¿ywania alkoholu w�ród m³odzie¿y,
�Problemy Alkoholizmu� 1996, nr 2, s. 5; por. tak¿e: M. G l i ñ s k a, Socjalno�æ dzieci i m³odzie¿y �
alkoholizm, narkomania, przestêpczo�æ, �Studia Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Penitencjarne�
1991, t. 21. Autorka podaje wyniki badañ alkoholizowania siê nieletnich oraz obni¿ania siê granicy
wiekowej w tym wzglêdzie.

14 T. K u l i s i e w i c z, Zespó³ uzale¿nienia alkoholowego. Czê�æ I, �Problemy Alkoholizmu� 1998,
nr 4, s. 3.

15 T. K o l a r c z y k, Wprowadzenie do diagnostyki alkoholizmu, Warszawa 1984, s. 8.
16 A. R a t a j c z a k, Stan nietrze�wo�ci w polskim prawie karnym, Poznañ 1969, s. 7; zob. tak¿e:

A. N o w a k, Alkohol a przestêpczo�æ nieletnich, �Problemy Alkoholizmu� 1989, nr 5, s. 9.
17 A. R a t a j c z a k, Alkoholizm a przestêpczo�æ, �Studia Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Peni-

tencjarne� 1975, t. 2, s. 129.
18 T. M a r c i n k o w s k i, Medycyna s¹dowa dla prawników, Warszawa 1982, s. 338.
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alkohol szczególnie dzia³a na korê mózgow¹, powoduj¹c w efekcie zaburzenia czynno�ci
psychicznych, gdy¿ upo�ledza sprawno�æ wy¿szych czynno�ci nerwowych. Taka reakcja
organizmu na alkohol mo¿e doprowadziæ indywidualnie oznaczone osoby do przestêpstwa,
gdy¿ upo�ledzenie utrudnia lub wrêcz uniemo¿liwia zdolno�æ rozpoznawania swojego czynu
lub kierowania swoim postêpowaniem, sk³ania równie¿ do konfliktów z otoczeniem19.

Udowodniono równie¿ tezê, ¿e po³¹czenie alkoholu z okre�lonym typem osobowo�ci, a do-
k³adnie � z zaburzeniem osobowo�ci, mo¿e mieæ znacz¹cy wp³yw na strukturê przestêpczo�ci20.

Na podstawie przeprowadzonych przez J. Krawczyka badañ wynika, ¿e nieletni bêd¹cy
pod wp³ywem alkoholu najczê�ciej pope³niali przestêpstwa przeciwko mieniu, a w dalszej
kolejno�ci przestêpstwa przeciwko ¿yciu i zdrowiu. Jednocze�nie autor swoimi badaniami
potwierdzi³, ¿e nieletni sprawcy przestêpstw pope³nionych pod wp³ywem alkoholu maj¹,
ogólnie rzecz ujmuj¹c, gorsz¹ od ogó³u nieletnich sytuacjê rodzinn¹, zdrowotn¹ i materialn¹21.

3. Spo³eczne i prawne aspekty zjawiska narkomanii

Przejawem demoralizacji jest równie¿ zgodnie z art. 4 § 1 u.p.n. u¿ywanie przez nieletniego
innych �rodków ni¿ alkohol. W tym wzglêdzie chodzi przede wszystkim o narkotyki.

W celu szerszego omówienia tego zagadnienia nale¿y zdefiniowaæ pojêcie �narkomanii�
i �narkomana�. Otó¿ termin �narkomania� oznacza u¿ywanie niektórych �rodków odurzaj¹-
cych, a mianowicie tych, które wywo³uj¹ stany euforii. W szerszym rozumieniu s³owa �narko-
mania� u¿ywa siê do oznaczenia na³ogowego u¿ywania wszelkich �rodków odurzaj¹cych.
Z kolei w znaczeniu wê¿szym pojêcie �narkomanii� wykorzystuje siê do okre�lenia jedynie
zale¿nego u¿ywania �rodków narkotycznych, czyli �rodków, które m.in. mog¹ wywo³aæ stan
euforii22. Natomiast ustawa o przeciwdzia³aniu narkomanii23 w art. 6 pkt 5 zawiera definicjê
legaln¹ narkomanii wskazuj¹c¹, ¿e zjawisko to polega na sta³ym lub okresowym u¿ywaniu
w celach niemedycznych �rodków odurzaj¹cych lub substancji psychotropowych albo �rod-
ków zastêpczych, w wyniku czego powsta³o lub mog³o powstaæ uzale¿nienie od nich. W oma-
wianym kontek�cie warto wyeksponowaæ fakt, i¿ odnotowuje siê szybsze uzale¿nienie od
narkotyków ni¿ od alkoholu24.
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19  A. R a t a j c z a k, Stan nietrze�wo�ci jako okoliczno�æ obci¹¿aj¹ca, Warszawa 1967, s. 22. Por.
tak¿e: Z. M a j c h r z a k,  R. R u t k o w s k i, Stan upiæ alkoholem sprawców z nieprawid³ow¹ osobowo-
�ci¹, �Studia Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Penitencjarne� 1988, t. 19, s. 177 i nast.; autorzy na
podstawie przeprowadzonych badañ nie podzielaj¹ pogl¹du, ¿e wprost mo¿na prze³o¿yæ zale¿no�æ
pomiêdzy nietypowym zachowaniem sprawcy, impulsywno�ci¹ a zaburzeniami psychicznymi wywo-
³anymi alkoholem. Por. tak¿e: J. J a s i ñ s k i, Alkohol a przestêpczo�æ (Wzajemne zale¿no�ci i metody ich
badania), �Pañstwo i Prawo� 1978, nr 12, s. 43 i nast.; autor w swoim artykule podnosi kwestiê
poprawno�ci badañ dotycz¹cych zwi¹zku pomiêdzy spo¿ywaniem alkoholu a przestêpczo�ci¹.

20 T. G o r d o n,  E. M i l e w s k a,  R. R u t k o w s k i, Alkohol a przestêpczo�æ osób z nieprawid³ow¹
osobowo�ci¹, �Studia Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Penitencjarne� 1987, s. 135.

21 J. K r a w c z y k, Nieletni sprawcy przestêpstw pope³nianych pod wp³ywem alkoholu [w:] �Archi-
wum Kryminologii� 1992, t. 18, s. 204 i 209.

22 H. H a a k, Przymusowe leczenie narkomanów, Toruñ 2000, s. 17.
23 Ustawa z dnia 24 kwietnia 1997 r. o przeciwdzia³aniu narkomanii (Dz. U. 1997, nr 75, poz. 468).
24 P. Z a k r z e w s k i, Kryminologiczna problematyka narkomanii m³odzie¿owej (Wyniki badañ),

�Pañstwo i Prawo� 1982, nr 10.
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Model narkomanii charakterystyczny dla naszego kraju ukszta³towa³ siê w po³owie lat
siedemdziesi¹tych. Wed³ug J. Rogali-Ob³êkowskiej cech¹ specyficzn¹ dla Polski by³ ³atwiej-
szy ni¿ na zachodzie Europy dostêp do maku oraz substancji s³u¿¹cych do wytwarzania
polskiej heroiny oraz jej niska cena. Znamiennym dla Polski � zdaniem autorki � by³ równie¿
fakt, ¿e m³odzie¿ po pocz¹tkowym etapie inicjacji zaczê³a za¿ywaæ narkotyki w sposób na³o-
gowy, podczas gdy w tym samym czasie m³odzie¿ na Zachodzie za¿ywa³a je okazjonalnie.
Natomiast w latach dziewiêædziesi¹tych specyficznym zjawiskiem narkomanii w Polsce sta³a
siê ogromna popularno�æ amfetaminy, która w innych krajach Europy zachodniej pojawia³a
siê g³ównie w kulturze dance. Autorka zauwa¿a, ¿e obecnie coraz wiêcej dzieci i m³odzie¿y
siêga po narkotyki oraz ¿e wiek osób siêgaj¹cych po narkotyki obni¿a siê25.

Etiologia narkomanii w�ród nieletnich jest szeroka. Wed³ug badañ C. Cekiery w wiêkszo-
�ci przypadków narkomanii pochodzili z rodzin rozbitych, konfliktowych, ma³odzietnych lub
jednodzietnych, z rodzin, w których brak czasu zwi¹zany z prac¹ rodziców powodowa³, ¿e nie
funkcjonowa³ prawid³owy model wychowania. Skutkiem tego stanu rzeczy by³ brak w³a�ci-
wych wiêzi rodzinnych z jednoczesnym wytwarzaniem siê konfliktowych sytuacji pomiêdzy
rodzicami a dzieæmi26. Jako najczêstsze motywy pierwszego siêgania po narkotyk wskazuje
siê na: ciekawo�æ, modê, namowê, na�ladownictwo, chêæ prze¿ycia przyjemno�ci, próbê prze-
zwyciê¿enia trudno�ci, chêæ poprawienia samopoczucia. Natomiast jako motyw wtóry wy-
mienia siê: potrzebê zaspokojenia g³odu narkotycznego, a wiêc potrzebê fizyczn¹ lub
psychiczn¹ albo obie ³¹cznie27. Niektórzy specjali�ci akcentuj¹ te¿ obojêtno�æ spo³eczeñ-
stwa na problem narkomanii, czy uzale¿nieñ w ogóle, jako przyczynê rozszerzania siê tego
problemu. Dzieje siê tak dlatego, ¿e czê�æ spo³eczeñstwa chce unikn¹æ odpowiedzialno�ci za
proces demoralizacji dzieci i m³odzie¿y. Ludzie zamykaj¹ siê w swoich domach i nie chc¹
wnikaæ, sk¹d dziecko ma pieni¹dze na narkotyk czy alkohol, a tak¿e, czy jest kto�, kto bêdzie
w stanie pomóc wydostaæ siê z na³ogu28. Z tym pogl¹dem koresponduje obraz narkomana
nakre�lony przez M. Kotañskiego, wg którego �narkoman jest w gruncie rzeczy bezbronnym
cz³owiekiem, pe³nym sprzeczno�ci i lêków, pozbawionym naturalnej odporno�ci na stres co-
dziennej egzystencji, pogardzanym przez bliskich i spo³eczeñstwo, zagubionym i bezwolnym.
Narkotyk jest dla niego jedyn¹, znan¹ mu i dostêpn¹ form¹ obrony przed bólem istnienia,
paradoksalnym schronem, w którym przyjdzie mu kiedy� zgin¹æ�29. W ujêciu medycznym
narkoman to osoba, u której w wyniku przewlek³ego stosowania narkotyku rozwin¹³ siê stan
chorobowy zwany na³ogiem lub uzale¿nieniem30.

Profil osobowo�ci m³odego narkomana charakteryzuje sze�æ podstawowych objawów:
a) izolacja od rodziny, spêdzanie wiêkszo�ci czasu w swoim pokoju, unikanie wspólnych

posi³ków i innych kontaktów z rodzin¹, krewnymi;
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25 J. R o g a l a - O b ³ ê k o w s k a, M³odzie¿ i narkotyki. Rodzinne czynniki ryzyka na³ogu, Warszawa
1999, s. 23�24.

26 Cz. C e k i e r a, Psychoprofilaktyka uzale¿nieñ oraz terapia i resocjalizacja osób uzale¿nionych,
Lublin 1992, s. 34.

27 H. H a a k, Prawo wobec narkomanów, Warszawa 1993, s. 24. Por. tak¿e: B. S z u k a l s k i, Analogi
strukturalne amfetaminy o wysokim potencjale uzale¿niaj¹cym, �Problemy Alkoholizmu� 1997, nr 6, s. 3
i nast.; autor na przyk³adzie amfetaminy przedstawia proces uzale¿niania siê od narkotyków.

28 E. K o r p e t t a,  E. S z m e r d t - S i s i c k a, Narkotyki w Polsce. Mity i rzeczywisto�æ, Warszawa
2000, s. 27.

29 M. K o t a ñ s k i, Ty zarazi³e� ich narkomani¹, Warszawa 1984, s. 11.
30 M. S t a n a s z e k, Narkomania a HIV [w:] Cz³owiek a AIDS, red. Cz. Cekiera, Lublin 1994, s. 101.
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b) nawi¹zywanie ukrywanych przed rodzicami kontaktów z innymi narkomanami lub z m³o-
dzie¿¹ sprawiaj¹c¹ k³opoty wychowawcze, które ukrywa siê przed rodzicami;

c) czêste wybuchy gniewu, wrogo�ci przejawiane wobec rodziców i nauczycieli maj¹ce
charakter werbalny i pozawerbalny;

d) niemo¿no�æ kierowania przez rodziców nastolatkiem, który ¿yje w³asnym ¿yciem i nie
dzieli siê z nimi swoimi prze¿yciami;

e) brak efektów w zmianie jego zachowania; przyrzeka poprawê, lecz jej nie dotrzymuje;
f) dominuje obni¿ony nastrój, nasila siê lêk i niepokój, pojawiaj¹ siê my�li i zamiary

samobójcze31.
Wiele badañ równie¿ potwierdza fakt, i¿ wiêkszo�æ narkomanów ani nie pracuje, ani siê

nie uczy32.
Poza skutkami maj¹cymi wp³yw na samego narkomana i jego rodzinê mo¿na wyodrêbniæ

równie¿ negatywne skutki spo³eczne, takie m.in. jak: szybkie wypadanie ze swoich ról spo-
³ecznych, pope³nianie przestêpstw, nak³anianie innych do przyjmowania narkotyków, kra-
dzie¿e, w³amania do szpitali, aptek. Podaje siê równie¿, ¿e jedna osoba w krótkim czasie mo¿e
przyczyniæ siê do �zara¿enia� dziesiêciu innych osób33.

Jak wskazano wy¿ej, jednym ze skutków za¿ywania narkotyków jest przestêpczo�æ. Choæ,
jak podkre�la B. Ho³yst, nie ma w pe³ni wiarygodnych i dostatecznie mocno uzasadnionych
badañ okre�laj¹cych relacje pomiêdzy za¿ywaniem narkotyków a przestêpczo�ci¹34. Autor
ten wskazuje trzy p³aszczyzny wystêpowania takich zale¿no�ci. Pierwsza p³aszczyzna zwi¹z-
ku narkomanii z przestêpczo�ci¹ polega na dzia³aniu �rodka narkotycznego, który wzmacnia
motywacjê przestêpcz¹ sprawcy. Sytuacja ta polega na tym, ¿e osoba jest ju¿ zmotywowana
do pope³nienia czynu zabronionego i u¿ywa jakiego� �rodka narkotycznego w celu pobudze-
nia siê do dzia³ania, rozlu�nienia i rozproszenia obaw. Druga p³aszczyzna wzajemnych relacji
pomiêdzy przestêpczo�ci¹ a narkomani¹ polega na wspomagaj¹cej roli narkotyku w dzia³aniu
przestêpczym. Do tej kategorii nale¿¹ czyny, które cz³owiek bêd¹cy pod wp³ywem substancji
odurzaj¹cej pope³nia na wpó³ �wiadomie lub nie�wiadomie. Autor zalicza do tej grupy czynne
napa�ci, zabójstwa, zgwa³cenia, naruszanie porz¹dku publicznego, powodowanie wypadków
komunikacyjnych. Z kolei trzecia p³aszczyzna zale¿no�ci zwi¹zana jest z potrzeb¹ zdobycia
�rodka odurzaj¹cego poprzez kradzie¿, fa³szowanie recept, szanta¿owanie w celu zdobycia
�rodka, zmuszanie osób trzecich pod gro�b¹ przemocy fizycznej do wydania lub zdobycia
po¿¹danego �rodka. Poza tym chodzi te¿ w tym przypadku m.in. o bezprawny handel �rodka-
mi odurzaj¹cymi, ich wytwarzanie oraz przemyt35.
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31 Z. J u c z y ñ s k i, Narkomania, Warszawa 2002, s. 62.
32 J. M e l e c, Wêz³owe problemy przeciwdzia³ania narkomanii, �Problemy Kryminalistyki� 1986,

nr 17, s. 12.
33 H. M a r c z a k, Narkomania. Przyk³ady profilaktyki i metod resocjalizacji [w:] Podkultury m³o-

dzie¿owe w �rodowisku szkolnym i pozaszkolnym, red. S. K a w u l a,  H. M a c h e l, Toruñ 1999, s. 137.
34 B. H o ³ y s t, Narkomania prawa i kryminologii, Warszawa 1996, s. 106.
35 B. H o ³ y s t, Narkomania i lekomania a przestêpczo�æ, �Problemy Alkoholizmu� 1998, nr 3, s. 11.

Por. tak¿e: D. M o c a r s k a, Kryminologiczne i psychologiczne skutki narkomanii w Polsce, w �Przegl¹d
Policyjny� 1998, nr 3�4, s. 115; autorka opisuje m.in. sposób dzia³ania osób przewo¿¹cych narkotyki.
Otó¿ je�li chodzi o miejsce ich ukrycia, to s¹ one bardzo zró¿nicowane: niektórzy po³ykaj¹ ma³e kulki
zawieraj¹ce narkotyki, zapakowane w kilka warstw plastikowych b³onek; inni z kolei narkotyki prze-
wo¿¹ na sobie, przewa¿nie w intymnych miejscach, we w³osach, pod perukami, wykorzystuj¹ równie¿
do tego ubrania i dodatki ubraniowe.
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W kontek�cie rozwa¿añ nad problemem alkoholizowania i narkotyzowania siê nieletnich
warto pochyliæ siê nad problemem granic wiekowych, od których istnieje mo¿liwo�æ instytu-
cjonalnej ingerencji w proces wychowawczy nieletnich. Uzasadnienie po³¹czenia aspektu
granic wiekowych z przejawami demoralizacji wynika z przeprowadzonych przeze mnie badañ
w Zak³adzie Poprawczym w Jerzmanicach na grupie 100% populacji umieszczonych tam wy-
chowanków, wg których 15% badanych upi³o siê pierwszy raz przed ukoñczeniem 10. roku
¿ycia, a blisko 40% w przedziale wiekowym 11�13 lat. Natomiast je�li chodzi o za¿ywanie
narkotyków, to ponad 42% zapytanych o to wychowanków przyzna³o, i¿ pierwszy kontakt
mieli z nimi w przedziale wiekowym 11�13 lat.

Otó¿ przepisy u.p.n. stosuje siê w zakresie zapobiegania i przeciwdzia³ania demoralizacji
nieletnich w stosunku do osób, które nie ukoñczy³y 18. roku ¿ycia. Ustawodawca dostoso-
wa³ zatem górn¹ granicê nieletnio�ci w tym zakresie do norm cywilnoprawnych, gdzie od
tego w³a�nie wieku zaczyna siê pe³noletnio�æ.

W opinii B. Kowalskiej-Ehrlich taka kategoria nieletnich jest niedookre�lona, co bêdzie
skutkowa³o w praktyce rozbie¿no�ciami. Zdaniem autorki trudno�ci wynikaj¹ z faktu, ¿e usta-
wa pos³uguje siê pojêciem demoralizacji, które nie jest jednoznacznie zdefiniowane36.

W literaturze wskazuje siê, ¿e zapobieganie i zwalczanie demoralizacji nale¿y rozumieæ
jako sytuacjê, w której z jednej strony proces demoralizacji osoby jest dopiero w fazie po-
cz¹tkowej b¹d� jedynie stanowi zagro¿enie, oraz jako sytuacjê, kiedy osoba znajduje siê
w pe³ni procesu demoralizacji b¹d� jest ju¿ zdemoralizowana37. Z tego wzglêdu � wbrew
pogl¹dom niektórych autorów38 � nale¿y uznaæ za s³uszne nieokre�lenie przez ustawodawcê
dolnej granicy nieletnio�ci. W opinii T. Bojarskiego u.p.n. nie mo¿e z góry okre�laæ dolnej
granicy, gdy¿ decydowaæ mog¹ realne potrzeby przeciwdzia³ania demoralizacji nieletniego,
mog¹ce dotyczyæ nawet kilkuletniego dziecka, któremu nale¿y przyj�æ z pomoc¹39. Jednak¿e
w praktyce s¹dów rodzinnych siêgano do wydanego w 1954 r. zarz¹dzenia nr 104 Ministra
Sprawiedliwo�ci (Dz. Urz. Min. Spraw. z 1954 r., nr 10, poz. 48) zawieraj¹cego tzw. Instrukcjê
S¹dow¹, gdzie w § 421 postanowiono, i¿: �w stosunku do nieletnich poni¿ej 10 lat po prze-
prowadzeniu w miarê mo¿liwo�ci �ledztwa lud dochodzenia nale¿y postêpowanie karne umo-
rzyæ bez stosowania �rodków wychowawczych, chyba ¿e szczególne wzglêdy i okoliczno�ci
przemawiaj¹ za ich stosowaniem�. Otó¿ w praktyce funkcjonowania s¹dów rodzinnych prze-
pis ten odegra³ du¿¹ rolê, poniewa¿ ustali³ doln¹ granicê wieku dla stosowania �rodków
wychowawczych na 10 lat40.

Opowiedzenie siê za nieokre�leniem dolnej granicy wieku, od którego mo¿na interwenio-
waæ w ramach przeciwdzia³ania demoralizacji nieletniego jest podyktowane tym, ¿e trzeba
mieæ na wzglêdzie mo¿liw¹ konieczno�æ podjêcia interwencji wobec nieletniego z powodu
zagro¿enia jego demoralizacj¹ w bardzo wczesnym okresie jego ¿ycia. Warto w tym miejscu
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36 B. K o w a l s k a - E h r l i c h, M³odzie¿ nieprzystosowana spo³ecznie a prawo, Warszawa 1988,
s. 17.

37 K. G r z e � k o w i a k,  A. K r u k o w s k i,  W. P a t u l s k i,  E. Wa r z o c h a, Ustawa o postêpowaniu
w sprawach nieletnich. Komentarz, Warszawa 1991, s. 17.

38 A. G r z e � k o w i a k, Postêpowanie w sprawach nieletnich (polskie prawo nieletnich), Toruñ,
1986, s. 46.

39 T. B o j a r s k i,  E. S k r ê t o w i c z, Ustawa o postêpowaniu w sprawach nieletnich. Komentarz,
Lublin 2002 , s. 22�23.

40 M. K o r c y l - Wo l s k a, Postêpowanie w sprawach nieletnich, Zakamycze 2004, s. 63.
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zwróciæ uwagê na wyniki badañ, z których wynika zwi¹zek pomiêdzy wczesnymi objawami
niedostosowania spo³ecznego, a pó�niejsz¹ karier¹ przestêpcz¹. Wielu badaczy problematyki
etiologii demoralizacji i przestêpczo�ci nieletnich wskazuje na istotn¹ rolê, jak¹ odgrywaj¹
trudno�ci wychowawcze, symptomy niepo¿¹danych zachowañ dla pó�niejszych karier prze-
stêpczych. Jak s³usznie zauwa¿a H. Ko³akowska-Prze³omiec, szczególnej uwagi wymagaj¹
nieletni najm³odsi, 9�12-letni, sprawiaj¹cy trudno�ci wychowawcze, pope³niaj¹cy drobne
kradzie¿e, poniewa¿ wcze�nie zapocz¹tkowany proces niedostosowania spo³ecznego mo¿e
szybko siê pog³êbiæ, utrudniæ rozwój moralny nieletniego, prowadziæ do znacznej demoraliza-
cji, na pod³o¿u której mog¹ siê pojawiæ pó�niej inne zachowania antyspo³eczne, powa¿na
przestêpczo�æ41. W omawianym kontek�cie na ten sam problem zwracali uwagê badacze
jeszcze przed uchwaleniem u.p.n. Wskazywali oni na fakt bagatelizowania przestêpczo�ci
dokonywanej przez nieletnich w bardzo m³odym wieku, podkre�laj¹c przy tym, ¿e wysoki
odsetek z nich dokonywa³ kradzie¿y przed 10. rokiem ¿ycia42. Z badañ E. ¯abczyñskiej wyni-
ka tak¿e, i¿ wszyscy nieletni, którzy zaczêli kra�æ przed 10. rokiem ¿ycia, stali siê wielokrotny-
mi recydywistami jako m³odociani43. Równie¿ H. Ko³akowska-Prze³omiec zauwa¿a, ¿e
zdecydowana wiêkszo�æ nieletnich recydywistów systematycznie kradn¹cych, rekrutuje siê
spo�ród dzieci wykazuj¹cych uprzednio powa¿ne objawy ogólnej demoralizacji i te w³a�nie
wczesne objawy, �wiadcz¹ce o g³êbokim zak³óceniu procesu kszta³towania siê normalnej
postawy spo³ecznej dziecka, s¹ najistotniejsze z kryminologicznego punktu widzenia44. Z te-
go wzglêdu postuluje siê m.in. reagowanie na ka¿dy fakt naruszenia prawa przez nieletnich45.
W omawianym kontek�cie warto równie¿ wskazaæ na wyniki niemieckich badañ, z których
wynika, ¿e policyjne statystyki kryminalne odnotowuj¹ pope³nione czyny karalne przez dzie-
ci, czêsto ok. 6�8. roku ¿ycia, które dotycz¹ przede wszystkim kradzie¿y sklepowych, czy-
nów karalnych przeciwko obcokrajowcom. H. Goppinger wskazuje ponadto, i¿ nieletni w wieku
5�6 lat byli podejrzani równie¿ o fa³szowanie dokumentów46!

Z tego wzglêdu nie mo¿na podzieliæ pogl¹du A. Strzembosza, który stoi na stanowisku,

41 H. K o ³ a k o w s k a - P r z e ³ o m i e c, Przypadek zabójstwa dokonanego przez nieletnich, �Studia
Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Penitencjarne� 1987, nr 18, s. 151.

42 E. ̄ a b c z y ñ s k a, Z problematyki wczesnej przestêpczo�ci (wyniki badañ 100 nieletnich w wieku
10�11 lat), �Pañstwo i Prawo� 1968, nr 2, s. 601.

43 Idem, Wczesna przestêpczo�æ i jej znaczenie dla pó�niejszej recydywy, �Pañstwo i Prawo� 1972,
nr 2, s. 77; Przestêpczo�æ dzieci. Etiologia i rozwój, Warszawa 1983, s. 127 i nast.

44 H. K o ³ a k o w s k a, Nieletni recydywi�ci, �Archiwum Kryminologii� 1960, nr 1, s. 109. W zakresie
zwi¹zków pomiêdzy wczesnymi objawami niedostosowania spo³ecznego, a pó�niejsz¹ przestêpczo-
�ci¹ por. tak¿e: S. S z e l h u s,  Z. B a u c z - S t r a s z e w i c z, M³odociani recydywi�ci. (Wyniki badañ 100
m³odocianych recydywistów), s. 165 i nast.; S. B a t a w i a,  A. S t r z e m b o s z, Nieletni sprawcy kradzie¿y
w praktyce s¹dowej. (Przyczynek do problematyki recydywy u nieletnich), �Pañstwo i Prawo� 1964, nr 6,
s. 586; S. B a t a w i a,  H. K o ³ a k o w s k a,  A. S t r z e m b o s z,  S. S z e l h u s, Wyniki badañ dalszych
losów nieletnich i m³odocianych recydywistów, �Pañstwo i Prawo� 1965, nr 4, s. 556 i nast.

45 E. K o s t u j, Nieletni sprawcy kradzie¿y z w³amaniem z terenu Warszawy. (Na podstawie danych
zawartych w aktach spraw karnych), �Studia Kryminologiczne, Kryminalistyczne i Penitencjarne� 1983,
nr 14, s. 154�155.

46 H. G o p p i n g e r, Kryminologie, München 1997, s. 499. Zob. tak¿e dane z lat 1985�1996 przed-
stawiaj¹ce wzrost liczby czynów karalnych przez coraz m³odszych nieletnich [w:] E. G. M. We i t e -
k a m p, U. M e i e r, Werben unsere Kinder immer krimineller? Kinderkriminalitat im Zerrbild der Kri-
minalistik [w:] Kinderkriminalitat, red. S. M ü l l e r, Opladen 1998, s. 88 i nast.
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¿e u.p.n. nie powinna byæ stosowana wobec zbyt m³odych nieletnich, gdy¿ w pewnym wieku
dziecka trudno mówiæ o jakiejkolwiek odpowiedzialno�ci, nawet tak specyficznej, jak¹ po-
nosz¹ nieletni. Zdaniem autora granica, od której zajmowanie siê czynem karalnym nieletnie-
go mo¿e byæ usprawiedliwione dobrem dziecka, przebiega w tym punkcie, od którego jego
zachowanie siê o cechach czynu karalnego mo¿e byæ symptomem wadliwej socjalizacji dziec-
ka lub niezaspokojenia jego istotnych potrzeb. Autor uwa¿a, ¿e doln¹ granic¹, od której
mo¿na by je traktowaæ jako symptomatyczne, by³by wiek 7�8 lat, gdy¿ wtedy dziecko powin-
no mieæ wyrobione poczucie naganno�ci zaboru lub niszczenia cudzej w³asno�ci47.

Z tym pogl¹dem autora nie mo¿na siê zgodziæ, gdy¿ opiera siê na b³êdnym za³o¿eniu, ¿e
u.p.n. mo¿na stosowaæ tylko w stosunku do tych nieletnich, których stan rozwoju umys³o-
wego pozwala im na pe³ne rozumienie znaczenia swojego zachowania, a tym samym wskazu-
je, ¿e nieletni powinni ponosiæ konsekwencje za swoje zachowanie, gdy¿ eksponuje element
ich odpowiedzialno�ci, pomijaj¹c tak naprawdê nadrzêdn¹ dyrektywê, jak¹ jest dobro dziec-
ka. W kontek�cie podjêtych rozwa¿añ nale¿y pamiêtaæ o nadrzêdnej dyrektywie zawartej
w art. 3 u.p.n., któr¹ jest kierowanie siê przede wszystkim dobrem nieletniego. I to s¹d rodzin-
ny lub inny organ winien oceniæ w ka¿dym indywidualnym przypadku, bior¹c pod uwagê
cechy nieletniego, jego stopieñ rozwoju, �rodowisko, w którym wzrasta. Dyrektywê tê nale¿y
stosowaæ bez wzglêdu na cezury wiekowe, gdy¿ problem rozstrzygania kwestii dobra dziecka
mo¿e pojawiæ siê znacznie wcze�niej, ni¿ w 7. roku ¿ycia. Wydaje siê, ¿e takie rozumienie
istoty postêpowania z nieletnimi bardziej zbli¿one jest do koncepcji �dziecka w niebezpie-
czeñstwie�, maj¹c dodatkowo na wzglêdzie fakt �cis³ego zwi¹zku pomiêdzy spo¿ywaniem
alkoholu i �rodków odurzaj¹cych a zachowaniami przestêpczymi.

Zakoñczenie

Maj¹c na wzglêdzie powy¿sze rozwa¿ania w przedmiocie spo¿ywania przez nieletnich
alkoholu i �rodków odurzaj¹cych, jak równie¿ cel prewencyjny i resocjalizacyjny u.p.n., nale-
¿y stwierdziæ, ¿e opis przejawu demoralizacji zawarty w art. 4 § 1 u.p.n. ze wzglêdu na u¿ywa-
nie alkoholu lub innych �rodków odurzaj¹cych w celu wprowadzenia siê w stan odurzenia
jest obarczony pewn¹ wad¹. W opinii ustawodawcy przejawem demoralizacji w tym wzglê-
dzie jest pewne dzia³anie kierunkowe nieletniego, gdy¿ spo¿ywanie alkoholu lub innych
�rodków odurzaj¹cych musi byæ w �celu wprowadzenia siê w stan odurzenia�. Z tre�ci arty-
ku³u wynika a contrario, ¿e inne spo¿ywanie nie stanowi przejawu demoralizacji. Taka kon-
strukcja prawna omawianego przepisu nie koresponduje z celem ustawy, jakim jest
przeciwdzia³anie demoralizacji. Otó¿ trzeba pamiêtaæ o tym, ¿e czêsto nieletni siêga po alko-
hol lub inny �rodek nie w celu odurzenia, ale dlatego, ¿e mo¿e byæ uzale¿niony, albo �
o czym by³a mowa wy¿ej � dodatkowo motywuje siê do pope³nienia czynu zabronionego.
Warto mieæ na wzglêdzie to, ¿e sam proces spo¿ywania alkoholu lub innych �rodków zagra¿a
rozwojowi nieletniego i jego pó�niejszemu spo³ecznemu funkcjonowaniu bez wzglêdu na to,
czy prowadzi do odurzenia i czy jest podejmowany w celu odurzenia. W kontek�cie prawi-
d³owej socjalizacji nieletniego i zapobiegania zachowaniom negatywnym cel wprowadzania
siê w stan odurzenia wydaje siê byæ kwesti¹ drugorzêdn¹. W zwi¹zku z tym podstaw¹ stoso-
wania u.p.n. winno byæ zjawisko nadmiernego spo¿ywania alkoholu przez nieletnich, a stop-

47 A. S t r z e m b o s z, Model postêpowania wobec nieletnich, �Pañstwo i Prawo� 1980, nr 3, s. 50�51.
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niowanie tego spo¿ywania powinno opieraæ siê kryterium wieku nieletniego i okoliczno�ci
towarzysz¹cych spo¿ywaniu alkoholu i innych �rodków mog¹cych s³u¿yæ odurzeniu nielet-
niego. Poza tym powinny zostaæ wprowadzone do u.p.n. zmiany, który umo¿liwi³yby wcze-
�niejsze oddzia³ywanie na proces rozwojowo-wychowawczy nieletniego.

EINLEITUNG

Politoksynomie
als Faktor der Demoralisierung von Minderjahrigen

In Polen diskutiert man immer mehr über die Änderung des Rechtssystem von
Minderjährigen. Justizministerium hat neue Projekte in diesem Bereich dargestellt.
Man muss aufgrund der Diskussion über der Demoralisation und Kriminalität nicht
über die Rolle von Alkohol und Drogen als ein Faktor der Demoralisation vergessen.
Dabei man muss Rücksicht darauf nehmen, dass immer jüngere Minderjährigen mit
seiner kriminellen Kariere beginnen. Sehr oft sind die Jungen gleichzeitig unter dem
Einfluss von Drogen und Alkohol. Eine große Zahl sowohl von Straftaten als auch
Erscheinungen der Demoralisation der Minderjährigen wird durch Alkohol und Drogen
verursacht.
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